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Wenn ...

Wenn endlich alle rank und schlank sind, das Rauchen von Tabak nur
noch zur Geschichte des Menschen gehört, seine Produktivität dagegen
ins Unermeßliche gestiegen und jede Abweichung vom Wohlverhalten nur
noch als Patina längst vergangener Zeiten existiert, die Menschen
jedoch gleichwohl zerbrechen und sterben, erkranken und leiden und der
Gewalt der gesellschaftlichen Instanzen so einseitig und umfassend
ausgeliefert sind wie ehedem, wenn die unerfüllten Versprechen und
Verheißungen, die den Menschen ebenso vollmundig wie großspurig
gegeben wurden, so nach und nach auch ihre Herzen und ihr Denken wie
eine Bombe aufladen, welche Ausrede der Vertreter, Profiteure und
Administratoren dieser fortentwickelten Ordnung in Anbetracht ihrer
offensichtlichen Absicht und Schuld sollte jene dann noch retten
können?

Ihre Schattenblick-Redaktion


27. April 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / TICKER





ATOM/160: Halbwertzeit - an alle Instanzen ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Aachener Aktionsbündnis gegen Atomenergie

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Internationale Ärzte zur Verhütung eines Atomkriegs/Ärzte in sozialer
Verantwortung (IPPNW)

Initiative 3 Rosen, Aachen 

AntiAtomBonn

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg

Lingen/Münster/Aachen/Bonn/Berlin, 2. Mai 2018

Störfall im AKW Doel erfordert Konsequenzen:

Brennelementexporte von Lingen nach Doel sofort stoppen!

- allein fünf neue Brennelement-Transporte im März/April!!



Anti-Atomkraft-Initiativen und Umweltverbände sind angesichts des
gravierenden Störfalls im belgischen AKW Doel sowie der schleppenden und
äußerst bruchstückhaften Informationspolitik des AKW-Betreibers
Engie-Electrabel und der belgischen Atomaufsicht alarmiert und fordern
von der belgischen Regierung die sofortige Stilllegung des Reaktors.
Zugleich fordern sie von der Bundesregierung in Berlin die sofortige
Einstellung aller Lieferungen von Brennelementen aus dem emsländischen
Lingen sowie von angereichertem Uran aus dem westfälischen Gronau nach
Belgien.

Laut der aktuellen Transportübersicht des Bundesamtes für kerntechnische
Entsorgungssicherheit (BfE) lieferte Lingen mit Billigung des
Bundesumweltministeriums erst vor wenigen Wochen zwischen dem 18. März
und dem 4. April fünfmal neue Brennelemente nach Belgien. Zielort war
laut einer Auskunft des Bundesumweltministeriums an die Links-Fraktion
ausgerechnet Doel 1 und 2 (Quelle: Bundestags-Drucksache 19-1126, Fragen
149 und 150). Es ist sehr gut möglich, dass diese Brennelemente nun bei
den "Wartungsarbeiten" für Doel 1 in den Reaktor eingesetzt werden, um
den Weiterbetrieb zu ermöglichen.

"Was muss in Doel und Tihange eigentlich noch passieren, bevor das
Bundesumweltministerium und die Bundesregierung die Reißleine ziehen, um
die äußerst brisanten Exporte von Brennelementen und angereichertem Uran
für den AKW-Betrieb in Belgien einzustellen?" fragte Jörg Schellenberg
vom Aachener Aktionsbündnis gegen Atomenergie. "Was muss in Doel und
Tihange eigentlich noch passieren, bevor NRW-Ministerpräsident Armin
Laschet (CDU) und Niedersachsens Ministerpräsident Stephan Weil (SPD)
ihre jeweiligen Parteifreunde in Berlin davon überzeugen, dass diese
Exporte von Kernbrennstoffen zu einer Gefährdung der öffentlichen
Sicherheit für halb Europa führen?" ergänzte Matthias Eickhoff vom
Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen. Die neue
Bundesumweltministerin Svenja Schulze muss jetzt umgehend handeln und
jeden weiteren Brennelementexport nach Belgien per Weisung unterbinden.

Während beim Betreiber der belgischen AKW, Engie-Electrabel, der
französische Staat der größte Einzelaktionär ist, befindet sich der
Betreiber der Lingener Brennelementefabrik, EDF-Framatome, sogar
mehrheitlich im französischen Staatsbesitz. Lingen ist schon seit langem
der wichtigste Brennelementelieferant für den AKW-Standort Doel. Doel 1
und 2 werden sogar exklusiv aus Lingen beliefert. In 2016/17 wurden
zudem die Hochrisikoreaktoren Doel 3 und Tihange 2 aus Lingen beliefert.
Das angereicherte Uran für die Brennelemente stammt zum Teil aus der
Urananreicherungsanlage in Gronau.

"Ohne Brennelemente funktioniert kein AKW. Wer die Brennelemente wider
besseren Wissens liefert, trägt auch für sämtliche Störfälle eine
Mitverantwortung. Es ist deshalb mehr als unverständlich und
unverantwortlich, dass die Bundesregierung weiterhin durch die
Exportgenehmigungen aktiv am Weiterbetrieb der belgischen Pannenmeiler
mitwirkt. Rechtlich wurden inzwischen sowohl ein Exportstopp wie auch
die komplette Stilllegung der Brennelementefabrik Lingen und der
Urananreicherungsanlage Gronau positiv begutachtet - jetzt müssen
endlich Taten folgen," so Christina Burchert vom niedersächsischen
Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf.


Neue Anti-Atom-Proteste in Aachen und Lingen:



Für die kommenden Wochen planen Anti-Atomkraft-Initiativen aus NRW und
Niedersachsen sowie mehrere Umweltverbände neue Proteste gegen den
Weiterbetrieb der belgischen Pannenreaktoren sowie der
Brennelementefabrik Lingen und der Urananreicherungsanlage Gronau:

10. Mai: Anti-Atom-Demo zum Macron-Besuch in Aachen



Anlässlich der Verleihung des Karlspreises an den französischen
Präsidenten Emmanuel Macron findet in Aachen ab 10 Uhr eine
Anti-Atom-Demo statt. Der französische Staat ist über Konzerne mit
großer staatlicher Beteiligung sowohl in Doel und Tihange wie auch bei
der Brennelementefabrik Lingen größter Anteilseigner. Der französische
Präsident steht deshalb in besonderer Verantwortung, die störanfälligen
Atomanlagen endlich stillzulegen.

9. Juni: Anti-Atom-Demo in Lingen



Mit einer überregionalen Demonstration vom AKW Lingen II ("Emsland") zur
Brennelementefabrik Lingen unterstreichen zahlreiche Initiativen und
Verbände die Forderung nach einer sofortigen Stilllegung des
Atomstandorts Lingen sowie der Urananreicherungsanlage Gronau.


Link zur BfE-Transportliste:

https://www.bfe.bund.de/SharedDocs/Downloads/BfE/DE/fachinfo/ne/transportgenehmigungen.pdf?__blob=publicationFile&v=30

Weitere Infos:

www.ippnw.de,www.sofa-ms.de, www.antiatombonn.de, www.bbu-online.de,
www.bi-luechow-dannenberg.de, www.urantransport.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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KOHLEALARM/428: Klimakampf und Kohlefront - an der Seite der Waldreste ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 29.04.2018

Lesung in vom Tagebau bedrohtem Wald

Teilnehmer nehmen fünf Kilometer Umweg in Kauf



Taubendorf, 29.04.2018. In einem von Enteignung bedrohten Wald im Vorfeld
des Braunkohletagebaus Jänschwalde veranstaltete der Umweltverband GRÜNE
LIGA heute eine Lesung mit dem Lausitzer Schriftsteller Udo Tiffert.

"Nachdenken über die Lausitz muss mehr sein, als Wirtschaftsperspektiven zu
diskutieren. Udo Tifferts Lausitz-Geschichten passen deshalb perfekt an
diesen Ort, wo eine überholte Form der Energiegewinnung noch immer das
Lebensumfeld der Menschen zerstören soll", sagt René Schuster von der
GRÜNEN LIGA.

Die Gäste der Lesung mussten mehr als 5 Kilometer Umweg in Kauf nehmen, um
zum Veranstaltungsort zu gelangen, weil die LEAG die Nutzung des wenige
hundert Meter kurzen direkten Weges seit Jahresanfang untersagt hat.

"Wir lassen wir uns nicht von unserem Vorhaben abbringen, regelmäßig mit
Veranstaltungen auf dem bedrohten Waldgrundstück präsent zu sein. Wir haben
eine Radtour und einen Shuttleverkehr angeboten. So haben die Teilnehmer
auf dem Weg zur Lesung auch eindrücklich gesehen, wie sich der Tagebau auf
Taubendorf zu frisst", erklärt Schuster.

Weitere Veranstaltungen sind bereits angekündigt: Am 24. Juni führt die
Kirchengemeinde Region Guben einen Gottesdienst zur Bewahrung der Schöpfung
in Taubendorf durch, am 2. September gibt es auf dem bedrohten Waldstück
klassische Musik.

Die LEAG plant, das Waldgrundstück der Familie Gebke zur Versorgung des
besonders klimaschädlichen Kraftwerkes Jänschwalde abzubaggern und den
Tagebau bis auf wenige Meter an das Dorf Taubendorf heranzuführen. Im
Oktober 2017 gaben die Grundeigentümer bekannt, den Wald nicht an die LEAG
zu verkaufen. Eine Verkleinerung des Abbaugebietes fordert auch die
Gemeinde Schenkendöbern in einem einstimmigen Gemeinderatsbeschluss. Das
Heranrücken des Tagebaues bis direkt vor Taubendorf würde die Wirkung der
Grundwasserabsenkung auf die bereits geschädigten Seen der Region drastisch
weiter verschärfen.

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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AKTION/7146: Augsburg - "Lange Nacht der Wissenschaft" im Augsburger Rathaus am 5. Mai 2018


idw - Pressemitteilung: Universität Augsburg

Eine Reise durch Wissenschaft und Forschung made in Augsburg

Stadt, Universität und Hochschule laden am 5. Mai 2018 zu einer
"Langen Nacht der Wissenschaft" ins Augsburger Rathaus / Eintritt frei



Augsburg/KPP - Ein Science Slam, 18 Vorträge und 21 Stände mit
Präsentationen und Experimenten, das Ganze zwischen 18.30 und 23.00
Uhr und verteilt auf neun Säle und Räume des Augsburger Rathauses: Am
5. Mai 2018 laden die Stadt, die Universität und die Hochschule
Augsburg interessierte Bürgerinnen und Bürger zu einer Langen Nacht
der Wissenschaft ein. Alle sind willkommen, der Eintritt ist frei und
Anmeldung ist nicht erforderlich.

Am kommenden Samstag wird das Augsburger Rathaus zum Hörsaal, zum
Experimentierfeld und zur Wissensplattform. Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler der Universität und der Hochschule Augsburg
präsentieren in 45-minütigen Vorträgen und an Ständen rund vierzig
aktuelle Projekte aus den breiten Spektren ihrer Disziplinen und
Forschungen.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern der Universität Augsburg
werden an 13 Ständen im Goldenen Saal und im Oberen Fletz des
Rathauses durchgehend von 18.30 bis 23.00 Uhr folgende Projekte und
Themen im Dialog mit den Besucherinnen und Besuchern vorstellen:

• Auf den Spuren eines 'Vor-Luthers'. Der Österreichische
Bibelübersetzer", Prof. Dr. Freimut Löser, Dr. Angila Vetter (Deutsche
Sprache und Literatur des Mittelalters)

• "Ran an dieQuellen: Das beste Mittel.Alter", Prof. Dr. Martin
Kaufhold (Mittelalterliche Geschichte)

• "Wohin mit Glasperlen und Schweinebraten? - Archäologische
Ausgrabungen in einem antiken Heiligtum auf Sizilien", Prof. Dr.
Natascha Sojc (Klassische Archäologie)

• "Empathie- versus Isolationsmaschine? Wie Virtual Reality
unsere Wahrnehmung beeinflusst", Prof. Dr. Jeffrey Wimmer, Ahmed
Elmezeny, Felix Gründler (Kommunikationswissenschaft/Medienrealität)

• "Medien und Klimaschutz - Der Einfluss der Medien auf die
Wahrnehmung des Klimawandels und das Klimaschutzverhalten", Prof. Dr.
Helena Bilandzic (Kommunikationswissenschaft/Rezeption und Wirkung)

• "Wie kommt das Wasser den Berg hinauf? Antwort gibt die
Experimentierkiste zur historischen Wasserwirtschaft in Augsburg",
Prof. Dr. Andrea Richter (Pädagogik)

• "WiR Augsburg - Materials meet Automation", Prof. Dr. Markus
Sause, Dr. Alwin Hoffmann, Marietta Menner (Materials Resource
Management, Software and Systems Engineering und Anwenderzentrum
Material- und Umweltforschung)

• "Grüne Lern- und Arbeitsinseln der Didaktik der Biologie. Ein
Leben mit der Natur und für die Natur lernen", Dr. Maria Erhart
(Didaktik der Biologie)

• "Die digitale Transformation - Der Mensch im Kontext
intelligenter Technik", Prof. Dr. Wolfgang Reif (Informatik/Software
and Systems Engineering)

• "Assistive Technologien: Soziale Roboter und emotionale
Talker", Hannes Ritschel (Informatik/Multimodale Mensch-Technik
Interaktion)

• "Die Augmented Reality Sandbox in der Geoinformatik der
Universität Augsburg", Prof. Dr. Jukka Krisp, Simon Zwick
(Geoinformatik)

• "Es liegt was in der Luft - Feinstaub und
Stadtklimauntersuchung mit unbemannten Luftfahrtsystemen", Andreas
Philipp (Physische Geographie und Quantitative Methoden)

• "Forschen für die Gesundheit", Dr. Julia von Hayek (Zentrum für
Interdisziplinäre Gesundheitsforschung)

Ein Überblick über die ebenfalls 13 Vorträge von Referentinnen und
Referenten der Universität Augsburg findet sich mit detaillierten Orts- und Zeitangaben auf:

http://www.uni-augsburg.de/projekte/langenachtderwissenschaft/programm/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution58

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Augsburg, Klaus P. Prem, 29.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/4403: Berlin - "Was uns verbindet", Eröffnung mit Diskussion, 31.05.-25.08.2018


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Mai 2018

Do. 31.5. 19.30h 

Ausstellungseröffnung Mila Teshaieva: »Was uns verbindet«

Podiumsdiskussion: Aleida Assmann, Katja Petrowskaja und Mila
Teshaieva

Im Gespräch: Sandra Kegel und Peter Sprengel

Moderation: Natascha Freundel

21h: Konzert des Quartetts Leléka



Die ukrainische, in Berlin lebende, Fotografin Mila Teshaieva
interessiert sich für laufende Übergangsprozesse in postsowjetischen
Gesellschaften. Für ihre Fotoserie »Was uns verbindet« porträtierte
sie Menschen unterschiedlicher Generationen in der Ukraine, führte
viele Gespräche und nahm Fotos von Orten auf, die für die Geschichte
des Landes relevant sind. Dabei ging sie sowohl den vom Staat
forcierten, als auch den verschwiegenen Erinnerungen nach. Ausgehend
von den Fotos der Serie spricht die Kulturjournalistin Natascha
Freundel mit Mila Teshaieva, der Autorin Katja Petrowskaja und der
Literatur- und Kulturwissenschaftlerin Aleida Assmann über die
Erinnerung der Generationen.

21 Uhr: Konzert mit dem Quartett Leléka, das ukrainische Volksmusik
mit zeitgenössischen Jazzrhythmen verbindet (Gesang, Kontrabass,
Schlagzeug und Klavier).

»Was uns verbindet« | Mila Teshaieva | Ausstellung: 31. Mai bis 25.
August 2018

Eine Veranstaltung des LCB mit freundlicher Unterstützung der Robert
Bosch Stiftung.

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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LESUNG/4053: Berlin - Weiter Schreiben, Autor*innen und Musiker*innen aus Krisengebieten, 29.05.18


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Mai 2018

Di. 29.5. 19.30h 

Weiter Schreiben

Weiter Schreiben - ein Portal für Autor*innen und Musiker*innen
aus Krisengebieten

Lesung und Musik mit Lina Atfah, Omar Al-Jaffal, Kristine Bilkau,
Ahmad Kathlesh, Rabab Haider, Ulla Lenze und der Band Matar



Das Portal »Weiter Schreiben« (www.weiterschreiben.jetzt) verbindet
ein künstlerisches und ein politisches Anliegen: Es publiziert Texte
von Autor*innen, die radikal neu anfangen mussten, und präsentiert
sie auf Lesungen zusammen mit Musiker*innen aus Krisengebieten.
Engagierte deutschsprachige Autor*innen und Übersetzer*innen stehen
ihnen dabei zur Seite. Auf ein ganztägiges berufskundliches Seminar
im LCB folgt dieser öffentliche Abend mit literarischen und
musikalischen Programmen.

»Weiter Schreiben« ist ein Projekt von WIR MACHEN DAS und wird durch
den Hauptstadtkulturfonds, die Allianz Kulturstiftung und das
Goethe-Institut gefördert.

In Kooperation mit dem GWI, dem LCB, dem Haus für Poesie und dem
Literaturhaus Berlin.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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LESUNG/4052: Berlin - Alberto Manguel, Die verborgene Bibliothek, 17.05.2018


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Mai 2018

Do. 17.5. 19.30h

Die verborgene Bibliothek

Alberto Manguel

Lesung und Gespräch

Moderation: José F. A. Oliver

Lesung und Übersetzung: Christian Filips



Gemeinsam mit dem Dichter José F. A. Oliver stellt Alberto Manguel
sein neues Buch »Die verborgene Bibliothek« (S. Fischer Verlag,
übers. v. Achim Stanislawski) vor und spricht über die
Komplizenschaft von Leser und Buch. Alberto Manguel war der Vorleser
des erblindenden Dichters Jorge Luis Borges und ist seit 2016 als
Direktor der argentinischen Nationalbibliothek in Buenos Aires sein
Nachfolger. Mit seiner »Geschichte des Lesens« fand Manguel, der im
März seinen 70. Geburtstag feierte, ein weltweites Echo. Ein Leben
lang waren ihm seine Bücher Inspiration und Freunde. Jetzt ist er
ohne sie, denn seine Bibliothek schlummert verpackt in Umzugskartons.
Im Geiste stöbert er durch die Seiten der Weltliteratur und durch die
Bibliotheken seines Lebens - die Stadtbüchereien seiner Kindheit,
später seine eigenen Bibliotheken in Paris, London, Mailand, in der
schwülen Hitze von Tahiti.

In Zusammenarbeit mit der Botschaft der Republik Argentinien.

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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LESUNG/4051: Berlin - Daniel Galera, So enden wir, 15.05.2018


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Mai 2018

Di. 15.5. 19.30h

So enden wir

Lesung: Daniel Galera

Moderation: Peter Burghardt

Lesung und Übersetzung: Leo Solter



»So enden wir« (Suhrkamp Verlag), der neue Roman des brasilianischen
Autors Daniel Galera, zeichnet ein Generationenporträt des heutigen
Brasiliens. Erzählt werden die Lebenswege einer Freundesgruppe um den
genialischen Schriftsteller Duke, der einem Raubüberfall zum Opfer
gefallen ist. Am Grab ihres ehemaligen Gefährten kommen Aurora,
Antero und Emiliano nach einer gefühlten Ewigkeit wieder zusammen,
schauen zurück, ziehen Bilanz. Galeras Desillusionsroman -
Wirtschaftskrise und der politische Klimawandel in Brasilien ziehen
tiefe Spuren in die Lebenswege der Protagonisten - ist zugleich ein
literarischer Versuch über menschliche Nähe, erzählt vor dem
Hintergrund der von Hitze und Streiks paralysierten Stadt Porto
Alegre im WM-Jahr 2014. Peter Burghardt, langjähriger
Lateinamerika-Korrespondent der Süddeutschen Zeitung, moderiert die
Veranstaltung, Leo Solter liest aus der Übersetzung von Nicolai von
Schweder-Schreiner.

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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LESUNG/4050: Berlin - Hausgäste, A. Bacharevic, V. Hapeyeva, W. Seroklinow, Y. Tsimafeyeva, 08.05.18


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Mai 2018

Di. 8.5. 19.30h

Hausgäste

Alhierd Bacharevic, Volha Hapeyeva, Witalij Seroklinow und Yulia
Tsimafeyeva
in Lesung und Gespräch
Moderation: Thomas Weiler



Seit einigen Jahren entwickelt sich eine junge, weltgewandte
Literaturszene in der belarussischen Hauptstadt Minsk, die
mittlerweile auch international Beachtung findet und durch rege
Übersetzungsaktivitäten mit den literarischen und politischen
Diskursen in anderen Ländern korrespondiert. Mit Alhierd Bacharevic,
Volha Hapeyeva und Yulia Tsimafeyeva sind drei Hauptfiguren dieser
Szene im Mai zu Gast im LCB, dazu der in Nowosibirsk lebende
russische Schriftsteller und Zeitschriftenmacher Witalij Seroklinow.
Wir hören Neuigkeiten und Texte aus Minsk und Nowosibirsk, moderiert
vom Übersetzer und Kenner der belarussischen Literatur, Thomas
Weiler.

In Kooperation mit den Goethe-Instituten in Osteuropa und
Zentralasien.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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LESUNG/4049: Berlin - Insight Nahost, Jüngere arabische Literatur, B. Fahs, R. Habbal, K. Khadaj, 7.5.


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Mai 2018

Mo. 7.5. 19.30h

Insight Nahost - Jüngere arabische Literatur

Batoul Fahs, Rasha Habbal, Kenan Khadaj

Lesung und Gespräch

Moderation: Leila Chammaa

Lesung und Übersetzung: Nina West



Sieben Jahre nach Beginn des Arabischen Frühlings scheint vom jubelnd
begrüßten Aufbruch von damals nichts mehr übrig zu sein. Die
politischen und sozialen Verschiebungen der letzten Jahre werden in
den Medien breit verfolgt, der stete Flüchtlingsstrom verbindet
unsere Gesellschaften mittlerweile ganz direkt mit diesen Vorgängen.
Das Interesse der Öffentlichkeit, mehr und tiefergreifende
Informationen zu erhalten, einen Einblick in das Leben der Menschen
hinter den Schlagzeilen zu haben, ist groß. Hier kann die Literatur
viel beitragen: Sie erzählt viele individuelle Geschichten, die ein
differenzierteres Bild ergeben. Das Netzwerk der Literaturhäuser und
die KfW-Stiftung stellen nun in einer Veranstaltungsreihe Autorinnen
und Autoren aus verschiedenen arabischen Ländern zusammen mit
ausgewählten Nachwuchstalenten aus dem diesjährigen Workshop »Beirut
Short Stories« vor. Im LCB treten die Autorin und Journalistin Batoul
Fahs aus dem Libanon und der syrische Schriftsteller Kenan Khadaj
auf. Ebenfalls aus Syrien stammt die Lyrikerin und Prosaautorin Rasha
Habbal, die das Stipendium »Torschreiber am Pariser Platz« (Allianz
Kulturstiftung und Stiftung Brandenburger Tor) erhielt und zwei
Monate im LCB verbringt.

Im Kooperationsverbund literaturhaus.net, in Zusammenarbeit mit der
KfW-Stiftung und dem Goethe-Institut.

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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TAGUNG/2363: Berlin - Parataxe III. AfroBerlin, Ganztägiges Symposium und Abendveranstaltung, 24.05.


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Mai 2018

Do. 24.5. 10.30/20h

Parataxe III. AfroBerlin

Ganztägiges Symposium ab 10.30 Uhr

Öffentliche Abendveranstaltung um 20 Uhr mit Temye Tesfu,
Ede & Ama, Senthuran Varatharajah und Sean Haefeli



Im Rahmen des Projektes »PARATAXE - die internationalen
Literaturszenen Berlins« widmen wir uns mit einem ganztägigen
Symposium ab 10.30 Uhr der Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft der
afrikanischen Literaturen in und aus Berlin. Tagsüber betreiben drei
Panels Feldforschungen: »Linking Words - Was bisher geschah« (11
Uhr), »Do you speak African? Sprache und Fiktionen« (14.30 Uhr) und
»Berlintown: Stadt als Text« (16.30 Uhr).

Am Abend (20 Uhr) präsentiert Jùmoké Bolanle Adéyanju - Organisatorin
der populären Veranstaltungsreihe »Poetry meets...« - eine
mehrsprachige multimediale Feier der Worte und Klänge für die
Spezialausgabe »Poetry meets ... Jazz - PARATAXE Special Edition« am
Wannsee: mit dem Poetry-Slammer Temye Tesfu, dem Schriftsteller
Senthuran Varatharajah, dem Jazzpoeten Sean Haefeli und dem Duo Ede &
Ama.

Danach: Ab 22 Uhr Party mit DJ Radio Hobo & DJane mokeyanju.

PARATAXE ist ein Projekt der Berliner Literarischen Aktion e.V. in
Zusammenarbeit mit dem LCB und Literaturport. PARATAXE wird gefördert
durch die Berliner Senatsverwaltung für Kultur und Europa.

Um Anmeldung zum Symposium wird gebeten unter dietze@lcb.de.

Eintritt für die Abendveranstaltung: 8 EUR / 5 EUR




10.30h

Auftakt mit Martin Jankowski, Acèle Nadale und Jürgen Jakob Becker

11h - 13h

PANEL I: Linking Words: Was bisher geschah

Keynote: Pepetual Mforbe

Panelteilnehmer*innen: Pepetual Mforbe, Christel Gbaguidi, Marianne
Ballé Moudoumbou, Hervé Tcheumeleu

Moderation: Acéle Nadale

Featured Poet: Goitseone Montsho

14.30h - 16h

PANEL II: Do you speak African? Sprachen und Fiktionen

Keynote: Michael Salu

Panelteilnehmer*innen: Michael Salu, Salah Yousif, Ibou Diop, Lena
Müller

Moderation: Anna Jäger

Featured Poet: Stefanie-Lahya Aukongo

16.30h - 18h

PANEL III: Berlintown: Stadt ist Text

Keynote: Clementine Ewokolo Burnley

Panelteilnehmer*innen: Anja Saleh, Philipp Khabo Koepsell, Fatin
Abbas, Clementine Ewokolo Burnley

Moderation: Saida Rößner

Featured Poet: Steve Mekoudja

19h - 19.30h

Filmpremiere: »Rituals« von Steve Mekoudja

20h

Poetry meets ... Jazz - PARATAXE Special Edition

- Eine mehrsprachige & multimediale Feier der Worte & Klänge mit:

Temye Tesfu, Ede & Ama, Senthuran Varatharajah und Sean Haefeli

Zuvor: Zusammenfassung des Tages mit Acéle Nadale und Martin
Jankowski

Moderation: Jùmoké Bolanle Adéyanju

22h

Party mit DJ Radio Hobo & DJane mokeyanju

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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VORTRAG/8336: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Marc-Enrico Ibscher ... "Robert Schumann (1810-1856), Schwerpunktkomponist beim Schleswig-Holstein Musik Festival 2018", 21.6.2018


Vortragsreihe "Klassische Abende" im Kulturcafé Komm du - Juni 2018

Marc-Enrico Ibscher: "Robert Schumann (1810-1856), Schwerpunktkomponist beim Schleswig-Holstein Musik Festival 2018"

Vortrag mit vielen Musikbeispielen und Bildern am Donnerstag, 21. Juni 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer für den Multimedia-Vortrag von Marc-Enrico Ibscher über den deutschen Komponisten Robert Schumann (1810-1856) am Donnerstag, den 21. Juni 2018 um 20 Uhr mit einem Foto des Referenten - Foto im Flyer: © by Hildegard Nieberle]

[image: Plakat zum Multimedia-Vortrag von Marc-Enrico Ibscher über den deutschen Komponisten Robert Schumann (1810-1856) am Donnerstag, den 21. Juni 2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg - Foto: public domain]





Das Komm du lädt ein zu einem "Klassischen Abend"

am Donnerstag, den 21.06.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Robert Schumann (1810-1856)

Schwerpunktkomponist beim Schleswig-Holstein Musikfestival 2018

Multimedia-Vortrag von Marc-Enrico Ibscher

Anläßlich des Schumann-Schwerpunkts beim diesjährigen
Schleswig-Holstein Musikfestival (ab 30.06.2018) ehrt Marc-Enrico
Ibscher an diesem Abend einen der bedeutendsten Komponisten der
deutschen Romantik. Mit vielen Musikbeispielen sowie zahlreichen
Bildern zeichnet er in einer Powerpoint-Präsentation Schumanns
kurzes und teils problematisches Leben nach. Häufige berufliche
Schwierigkeiten, mehrere Umzüge und nicht zuletzt eine psychische
Erkrankung, die dann auch zu seinem Tod führte, wechselten sich mit
sehr glücklichen Phasen seines Lebens ab. Beeinflußt durch seine
Frau Clara geb. Wieck wurde aus dem Liebhaber der Poesie, der sich
auch als eine musikalische Wiedergeburt Jean Pauls sah, ein
Komponist von Liedern, Orchestermusik und einer Oper. Viele dieser
Werke, die auch beim SHMF erklingen, werden hier vorgestellt.


Zum Reinhören & Anschauen:

Schumann - Träumerei, "Kinderszenen" No. 7 | Vladimir Horowitz

https://www.youtube.com/watch?v=6z82w0l6kwE

Schumann: Eschenbach dirigiert die Sinfonie Nr. 3 | NDR

https://www.youtube.com/watch?v=Z2Uw4KJW9hs


Der Multimedia-Vortrag im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Der Komponist Robert Schumann - Lithographie aus dem Jahr 1839 von Josef Kriehuber (1800-1876) - Foto: public domain]

Robert Schumann war ein Freund Mendelssohn-Bartholdys, ein Gegner Wagners sowie Entdecker und Förderer von Brahms.

Die von Josef Kriehuber (1800-1876) gefertigte Lithographie entstand 1839 in Wien.

Schumann 1849: "Von meinen Bildern taugt keines viel, etwa das von Kriehuber ausgenommen."

Foto: public domain




Über den Referenten:

Marc-Enrico Ibscher ist 1. Vorsitzender des
Richard-Wagner-Verbands Flensburg. Schon in der Kindheit entdeckte
er seine Liebe zur klassischen Musik und setzte sich später intensiv
mit Komponistenbiographien und Werkgeschichte auseinander. Im
Zentrum seines Musikinteresse steht seit mehr als 30 Jahren das
Leben und Werk Richard Wagners. Dabei blickt er gern und viel über
diesen Tellerrand hinaus und verfaßt Vorträge über klassische
Komponisten in Wagners Umfeld, aber auch vor und nach Wagner.
Besonders die Zeit zwischen 1756 und 1924 liegt dem begeisterten
Opernfreund am Herzen.

Mit großem Erfolg referiert Marc-Enrico Ibscher bundesweit
über bekannte und auch auch weniger bekannte Meister und lenkt den
Blick insbesondere auf ihr soziales Umfeld. Mit seinen lebendigen
Vorträgen, die stets mit zahlreichen Musikbeispielen aufgelockert
und illustriert werden, gelingt es dem Referenten, seinen Zuhörern
die Furcht und Zurückhaltung vor klassischer Musik zu nehmen und sie
mit seinen gehaltvollen und spannenden Ausführungen an die Musik
heranzuführen bzw. vorhandenes Wissen zu vertiefen. Dabei werden
auch ernste Themen unterhaltsam vorgetragen.


Weitere Informationen:

Artikel über den Referenten Marc-Enrico Ibscher in "Tiefgang", dem Kulturfeuilleton des Hamburger Südens

http://www.sued-kultur.de/tiefgang/mit-tristan-gegen-die-tristesse/

Biografie Robert Schumann (geb. 1810 in Zwickau, gest. 1856 in Bonn-Endenich)

https://www.schumann-portal.de/biografie.html

Arthur Rubinstein spielt Schumann - Klavierkonzert a moll Opus 54

https://www.youtube.com/watch?v=V3Xc0ZDBF8w


Kommende Termine und Themen der Vortragsreihe "Klassische Abende" mit Marc-Enrico Ibscher im Kulturcafé Komm du:

Donnerstag, 25.10.2018: Georges Bizet (1838-1875)

Donnerstag, 24.01.2019: Friedrich Smetana (1824-1884)

Donnerstag, 25.04.2019: Antonin Dvorak (1841-1904)

Donnerstag, 14.11.2019: Leopold Mozart (1719-1787), Vater von Wolfgang Amadeus 

Beginn: jeweils 20:00 Uhr - Eintritt frei / Hutspende




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





TREFF/600: Berlin - Kleine Verlage am Großen Wannsee, Gartenmesse und Lesungen, 02.06.2018


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juni 2018

Samstag, 14h, 02.06.2018

Kleine Verlage am Großen Wannsee

Konzert Hannes Wittmer ("Spaceman Spiff")

Gartenmesse und Lesungen mit 30 unabhängigen Verlagen aus
Deutschland, Österreich und der Schweiz



Kleine Verlage am Großen Wannsee

Programm

14.15 Uhr

 Gibbon (Guggolz Verlag)

14.30 Uhr

 Roeber / Gary (Edition Blau)

14.45 Uhr

 Weber (AvivA Verlag)

15.00 Uhr

 Unda Hörner (ebersbach & simon)

15.15 Uhr

 Steinitz / Sarrazin (Ink)

15.30 Uhr

 Georg Thiel (Braumüller Verlag)

15.45 Uhr

 Mikael Vogel (Verlagshaus Berlin)

16.00 Uhr

 Sven Recker (Nautilus)

16.15 Uhr

 Johannes Schneider (Frohmann)

16.30 Uhr

 Pippa Goldschmidt (Culturbooks)

16.45 Uhr

 Isabel Cole (mikrotext)

17.00 Uhr

 Pause

17.15 Uhr

 Johanna Schwedes (Verlag Reinecke & Voß)

17.30 Uhr

 Dieter M. Gräf (Brueterich Press)

17.45 Uhr

 Nora Wagener (Hydre Éditions)

18.00 Uhr

 Christian Filips (RoughBooks)

18.15 Uhr

 Matthias Senkel (Matthes & Seitz Berlin)

18.30 Uhr

 Bettina Wilpert (Verbrecher Verlag)

18.45 Uhr

 Semi Eschmamp (Der gesunde Menschenversand)

19.00 Uhr

 Garrard Conley (Secession Verlag für Literatur)

19.30 Uhr

 Konzert Hannes Wittmer (spaceman spiff)

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





AFRIKA/695: Maas bei Afrikanischer Union - Warnung vor zu hohen Erwartungen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 3. Mai 2018

Außenminister Maas in Addis Abeba erwartet (3.5.) - GfbV warnt vor
zu hohen Erwartungen: Afrikanische Union versagt beim Kampf gegen
Straflosigkeit im Südsudan



Göttingen, den 3. Mai 2018 - Vor dem Besuch von Außenminister Heiko
Maas bei der Afrikanischen Union (AU) in der äthiopischen Hauptstadt
Addis Abeba hat die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) vor zu
hohen Erwartungen an das Staatenbündnis gewarnt. "Das Auswärtige Amt
lobt die AU als Stabilitätsanker. Doch die Organisation gleicht mehr
einem Schleppanker, der fälschlich den Eindruck erweckt, Halt zu
geben", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Donnerstag in
Göttingen und wies darauf hin, dass die AU beim Kampf gegen
Straflosigkeit in Afrikas größten Menschenrechtskrisen im Südsudan,
Kongo, Sudan, Äthiopien und der Zentralafrikanischen Republik
versage. "Zudem schüren einige AU-Mitgliedsstaaten bewaffnete
Konflikte in Nachbarländern durch Rüstungslieferungen", kritisierte
der Menschenrechtler. "So lange die AU von Mitgliedsstaaten für ihre
nationalen Interessen missbraucht wird, kann von einer
stabilisierenden Rolle des Staatenbündnisses keine Rede sein.
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und gute Regierungsführung haben für
viele AU-Staaten keine Priorität. So wird man ein konsequentes
Engagement der AU für die Umsetzung dieser Werte auch weiter
vermissen."

Delius verwies besonders auf das Versagen der AU beim Kampf gegen
Straflosigkeit im Südsudan. Gemäß einem im August 2015
unterzeichneten völkerrechtlich verbindlichen Friedensabkommen sollte
die AU einen mit südsudanesischen und anderen afrikanischen
Richterinnen und Richtern besetzten Gerichtshof aufbauen, um die
Verantwortlichen für die schweren Gräueltaten im Bürgerkrieg zur
Rechenschaft zu ziehen. Doch dagegen leistet die Regierung des
Südsudan so entschieden Widerstand, dass es bis heute keine
nennenswerten Fortschritte beim Aufbau des gemischten Gerichtshofes
gibt. "Das Versagen der AU begünstigt neue schwere
Menschenrechtsverletzungen im Südsudan, da die Täter keine
Strafverfolgung befürchten müssen", sagte Delius. Seit dem Ausbruch
des Bürgerkriegs im Dezember 2013 sind dort mehr als 50.000 Menschen
bewaffneten Konflikten, Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder
Kriegsverbrechen zum Opfer gefallen.

Auch schwieg die AU wochenlang, als in den Jahren 2016/2017 vor ihren
Toren in Addis Abeba äthiopische Sicherheitskräfte willkürlich
friedlich demonstrierende Oromo und Amhara niederknüppelten,
internierten, folterten und ermordeten", kritisierte Delius. "Indem
sie der Gewalt ihres einflussreichen Gastgebers zusah, hat die AU
ihre Glaubwürdigkeit in Menschenrechtsfragen verspielt." Auch im Fall
der Demokratischen Republik Kongo habe die AU bei ihren Bemühungen
versagt, den illegal seit Dezember 2016 regierenden Staatspräsidenten
Joseph Kabila zum Amtsverzicht zu drängen und zügig lange überfällige
Wahlen in dem Land zu organisieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Mai 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





NACHRUF/017: Elmar Altvater gestorben - Nachruf auf renommierten Globalisierungskritiker (Attac)


Attac Deutschland - Meldung vom 2. Mai 2018

Elmar Altvater gestorben

Ein Nachruf des Wissenschaftlichen Beirats und des

Koordinierungskreises von Attac Deutschland



Am 1. Mai ist Elmar Altvater im Alter von 79 Jahren gestorben. Er war
Gründungsmitglied des Wissenschaftlichen Beirats von Attac, hat an
vielen Stellungnahmen mitgewirkt und trat häufig öffentlich auf, um mit
seinen Analysen zu politischen Klärungsprozessen und Strategiebildung
beizutragen: bei Attac-Kongressen, Sommerakademien oder vor lokalen
Gruppen. Er war einer der profiliertesten und streitbarsten
Kapitalismuskritiker - unbequem, ein Querdenker und gleichzeitig
wortgewandt und charmant.

Elmar Altvater hat Studierende und die Teilnehmenden an öffentlichen
Veranstaltungen, KollegInnen und FreundInnen immer beeindruckt durch
sein umfassendes Wissen, seine Kenntnisse internationaler Gegebenheiten,
seine nachdrückliche Art, sich sachlich und engagiert, argumentativ und
kämpferisch, weitblickend und oftmals geradezu prophetisch zu äußern.
Seine Analyse der Gesellschaft, die immer auch Kritik kapitalistischer
Ökonomie war, ist wegweisend und wird weiter für uns alle inspirierend
sein.

Elmar Altvater, geboren am 24. August 1938, wuchs im östlichen
Ruhrgebiet in Kamen in einer Bergarbeiterfamilie auf. Der Arbeiter- und
Gewerkschaftsbewegung blieb er kritisch verbunden. Nach dem Abitur
studierte er in München Ökonomie und Soziologie und wurde mit der Kritik
der politischen Ökonomie vertraut, der er in seinen theoretischen wie
zeitdiagnostischen Analysen und Kritiken bis zuletzt verpflichtet blieb.
Schon der Titel seiner Promotion "Gesellschaftliche Produktion und
ökonomische Rationalität: externe Effekte und zentrale Planung im
Wirtschaftssystem des Sozialismus", die er 1968 abschloss, zeugt von
einer undogmatischen und innovativen Herangehensweise. Die externen
Effekte blieben für Elmar ein erkenntnisleitendes Phänomen, das ihm
später half, Fragen der Ökologie nicht moralisch zu diskutieren, sondern
rational mit einer Kritik der kapitalistischen Ökonomie zu verbinden.

Elmar Altvater wurde einer der Vordenker einer marxistisch inspirierten
ökologischen Kritik der politischen Ökonomie. Den Raubbau an der Umwelt
begriff er als externen Effekt einer am Profit orientierten Ökonomie,
als Teil der Destruktivkräfte des Kapitalismus. Früh trat er für eine
solartechnische Revolution der energetischen Grundlagen der globalen
Gesellschaft ein.

Nach einigen Jahren als wissenschaftlicher Assistent an der Universität
Erlangen erhielt er 1971 eine Professur für Politische Ökonomie am
Otto-Suhr-Institut der Freien Universität Berlin und arbeitete dort bis
zu seiner Emeritierung im Jahr 2004. In seinem produktiven
Wissenschaftlerleben veröffentlichte er 37 Bücher und unzählige
Aufsätze. Eines seiner ersten Arbeitsvorhaben war 1970 die Gründung der
Zeitschrift Prokla, was damals hieß: "Probleme des Klassenkampfs".
Später erhielt Prokla den Untertitel: "Zeitschrift für kritische
Sozialwissenschaft" - sie ist bis heute, geprägt von Elmar, eine der
führenden Zeitschriften in der kritischen Wissenschaft.

Theoretisches Rüstzeug für die globalisierungskritische Bewegung


Als Elmar Altvater 2008 nach 35 Jahren aus der Redaktion der Prokla
ausschied, wurde seine Arbeit für die Zeitschrift unter anderem mit
folgenden Worten gewürdigt: "Schon sehr früh betonte er, dass der
Kapitalismus nicht als eine allein nationalstaatlich bestimmte Größe,
sondern als Weltmarktzusammenhang zu untersuchen sei. Was heutzutage
nach vielen Debatten über Globalisierung durchaus vertraut klingt, war
es Anfang der 1970er Jahre keineswegs." Die von ihm eingebrachten
globalen Perspektiven und seine Analysen der Globalisierungsprozesse
waren theoretisches Rüstzeug für die globalisierungskritische Bewegung,
in der Elmar seit den 1980er Jahren für eine Entschuldung der Länder des
Südens und gegen Investitionsschutzabkommen stritt.

Als sein Hauptwerk, das er gemeinsam mit Birgit Mahnkopf verfasste, kann
das weit rezipierte Werk "Grenzen der Globalisierung. Ökonomie, Ökologie
und Politik in der Weltgesellschaft" von 1996 gelten. Innovativ war auch
das von beiden verfasste Buch "Globalisierung der Unsicherheit - Arbeit
im Schatten, schmutziges Geld und informelle Politik", das für die
Kritik der politischen Ökonomie Neuland betrat. In dem Buch "Konkurrenz
für das Empire: die Zukunft der Europäischen Union in der globalisierten
Welt" von 2007 weisen Altvater und Mahnkopf sehr früh auf die Strategie
der EU hin, über Freihandelsverträge mit dem Süden ihre wirtschaftliche
Macht auszubauen. Die Kritik der Freihandelspolitik wurde mit TTIP dann
allgemein und zu einer der größeren sozialen Bewegungen der Bundesrepublik.

Elmar war in der internationalen marxistischen Debatte einer der
wichtigsten zeitgenössischen Vertreter aus Deutschland. Seine Beiträge
sind bis heute von unschätzbarem Wert für Attac und die
globalisierungskritische Bewegung. Nicht nur deshalb wird er fehlen.

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/159: Kiel - "Texte unter der Lupe", nächste Schreibwerkstatt im Literaturhaus am 17.05.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein - Junges Literaturhaus

"Texte unter der Lupe" - Schreibwerkstatt für Jugendliche und junge
Erwachsene

Leitung: Christopher Ecker

Literaturhaus, nächster Termin: Donnerstag, 17.05.2018, 16 Uhr

Teilnahme frei (Anmeldung erforderlich)



Seit Februar wird die bewährte regelmäßige Serie der
Literaturhauswerkstatt "Texte unter der Lupe" unter der Leitung des
Kieler Schriftstellers und Lehrers Christopher Ecker fortgesetzt:
Herzlich willkommen sind Jugendliche und junge Erwachsene, die bereits
selbst schreiben oder es einfach mal ausprobieren wollen.

Weiterer Termin: donnerstags, 28.06.

Informationen und Anmeldung zu den Veranstaltungen des Jungen
Literaturhauses unter T 0431/5796841 oder junges@literaturhaus-sh.de

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6060: Kiel - "Liebeshimmel", Gastveranstaltung im Literaturhaus am 05.05.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Gastveranstaltung: "Liebeshimmel" - Literaturcafé des NordBuch
e.V.

Samstag, 05.05.2018, 16 Uhr, Eintritt: 5 Euro (nur Tageskasse)



Mitglieder des NordBuch e.V. lesen Gedichte und Geschichten über
Liebesleid und Liebesfreud. Genießen Sie entspannt die literarischen
Texte bei Getränken, Kaffee und Kuchen.

Veranstalter: NordBuch e.V. Förderverein für zeitgenössische Literatur

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6059: Berlin - Studio LCB mit Hans Pleschinski, 23.05.2018


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Mai 2018

Mi. 23.5. 19.30h 

Ein Schriftstellerleben im Jahrhundert der Totalitarismen

Studio LCB: Hans Pleschinski

Im Gespräch: Sandra Kegel und Peter Sprengel

Moderation: Maike Albath




Er war der Berserker unter den deutschen Autoren, Nobelpreisträger,
bis ins hohe Alter produktiv, weltberühmt und wohlhabend: Gerhart
Hauptmann. Als der 1862 geborene Schlesier 1932 die USA besuchte,
wurde er im Weißen Haus empfangen. Heute ist uns Hauptmann
hauptsächlich als Vertreter des Naturalismus ein Begriff, gelesen
wird er wenig. Ihm widmet Hans Pleschinski jetzt einen Roman:
»Wiesenstein«, benannt nach dem Anwesen Hauptmanns in Agnetendorf.
Hans Pleschinski veröffentlichte 1984 sein literarisches Debüt. Nach
mehreren, teils autobiographisch inspirierten Werken legte er mit
»Königsallee« (2013) einen sehr erfolgreichen Roman über Thomas Mann
vor, in dem sich Fakten und Fiktion elegant vermischen. Pleschinski
ist immer wieder auch als Herausgeber und Übersetzer aktiv: Auf große
Resonanz stießen die Tagebücher des Herzogs von Cro (2011) und die
Lebenserinnerungen von Else Sohn-Rethel (2016, alle erschienen bei C.
H. Beck). Hans Pleschinski diskutiert mit dem Hauptmann-Biographen
Peter Sprengel und der Literaturkritikerin Sandra Kegel (FAZ) über
Gerhart Hauptmann als Romanfigur.

In Zusammenarbeit mit dem Deutschlandfunk.

Sendetermin: Samstag, 26. Mai 2018, 20:05 Uhr.

Sendefrequenzen und Livestream

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1041: Berlin - Doris Runge zum 75., Lesung und Gespräch, 30.05.2018


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Mai 2018

Mi. 30.5. 19h

Außer Haus: Schleswig-Holsteinische Landesvertretung

Doris Runge zum 75.

Lesung und Gespräch: Doris Runge, Marion Poschmann, Nico Bleutge
und Jan Wagner

Durch den Abend führt Thomas Geiger.



"für engel/langhälsige/entenfüßige/heimwehkranke//für musen/auf der
suche/nach geöffneten/fenstern." Mit diesem Gedicht eröffnet Doris
Runge ihren neuesten Lyrikband »man könnte sich ins blau verlieben«
(Wallstein). Das Gedicht heißt »landeplatz« und ist typisch für sie:
"Kein Wort ist zu viel. Kein Wort ist zu wenig. Das Wenige, das sich
die Dichterin aus der Fülle von Schöpfung und Leben, Fest und Alltag
herausnimmt, ergreift sie traumwandlerisch sicher mit ihrem
poetischen Instinkt", bemerkte einmal ihr Schriftstellerkollege
Jochen Missfeld. Doris Runge übersiedelte 1953 aus Mecklenburg nach
Schleswig-Holstein. Seit vielen Jahren lebt sie im »Weißen Haus« in
Cismar, in dem sie auch Kulturveranstaltungen organisiert.

An diesem Abend lesen anlässlich ihres bevorstehenden 75.
Geburtstages Marion Poschmann, Nico Bleutge und Jan Wagner eigene und
Gedichte der Jubilarin. Dazwischen sprechen die vier über das
Dichten, Schreiben und Leben.

Durch den Abend führt Thomas Geiger.

Anmeldung möglich auf den Internetseiten der Schleswig-Holsteinischen
Landesvertretung.

Außer Haus:

Schleswig-Holsteinische Landesvertretung, In den Ministergärten 8,
10117 Berlin

Eintritt frei

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter
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AUSSICHTEN/8265: Und morgen, den 4. Mai 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 04.05.2018 bis zum 05.05.2018 +++
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Hier und da ein Mückenschwarm,

Jean-Luc trägt die Jacke noch,

denn es ist nicht wirklich warm,

aber Mücken fängt er doch.
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LESUNG/1729: Berlin - "OHRENBÄR unterwegs ..." in der Alten Schmiede am 06.05.2018


"OHRENBÄR unterwegs ..." in der Alten Schmiede 

So 06.05.2018 10:00, Alte Schmiede

Spittastr. 40, 10317 Berlin-Lichtenberg



Der radioBerlin-OHRENBÄR ist mit Radiogeschichten unterwegs in der
Alten Schmiede in Berlin-Lichtenberg. Am Sonntag, 6. Mai 2018, 10.00
bis 11.00 Uhr, liest Schauspielerin Marion Elskis "Vom Drachen, den es
nicht gab", geschrieben von Andreas Kaufmann. Sie erzählt von
Josefine, die einen Drachen kennen lernt. Der ist so groß wie drei
Lastwagen übereinander und hat eine rote Schuppenhaut. Wenn er
Schnupfen hat, dann kann er sogar Feuer spucken. Leider behaupten
alle, dass es Drachen überhaupt nicht gibt. Auch er selber glaubt,
dass er nur eine Erfindung ist, und ist darüber ziemlich traurig.
Josefine will ihm helfen. Aber wie?

Begleitet wird die Lesung von Musiker Nils Lagoda, der auf einem
außergewöhnlichen Instrument spielt - auf einer Handpan, einem
Blechklanginstrument.

Im Anschluss gibt es Kakao und Kuchen.

Für Kinder ab 4 Jahren.

Ort: Spittastr. 40, 10317 Berlin-Lichtenberg

Eintritt: 3,00 Euro für Kinder, 5,00 Euro für Erwachsene

Karten: telefonisch unter: 030 - 5779 7990, 

per Mail: alte.schmiede@sozdia.de oder an der Tageskasse

"OHRENBÄR - Radiogeschichten für kleine Leute" vom Rundfunk Berlin-
Brandenburg

Jeden Abend von 19.05 bis 19.15 Uhr auf radioBerlin 88,8 und jederzeit
als Podcast auf www.ohrenbaer.de und ARD Audio App

 * 

Quelle:

Rundfunk Berlin-Brandenburg rbb

Presse & Information - Veranstaltungstipp

Masurenallee 8 - 14, 14057 Berlin

Telefon: (030) 97 99 3 - 12 100

E-Mail: presse@rbb-online.de

Internet: www.rbb-online.de
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MELDUNG/365: Den Löwenmenschen virtuell begreifen - Studierende entwickeln Medienstation (idw)


Universität Ulm - 02.05.2018

Den Löwenmenschen virtuell begreifen: Studierende entwickeln
Medienstation 



Das Ulmer Museum ist um eine Attraktion reicher: Informatik-Studierende
der Uni haben eine Medienstation entwickelt, mit der sich das älteste
figürliche Kunstwerk der Menschheit, der Löwenmensch, dreidimensional
inspizieren lässt.




[image: Foto: © Museum Ulm]

Die Medienstation zum Löwenmenschen im Ulmer Museum

Foto: © Museum Ulm



Die neue, maßgeblich von Studierenden entwickelte Medienstation im Ulmer
Museum informiert nicht nur über den 40 000 Jahre alten Löwenmenschen, sie
macht auch einen virtuellen Rundgang durch den Fundort der Statuette, die
Stadel-Höhle, möglich. Zudem können Nutzerinnen und Nutzer das umgebende
eis- und neuzeitliche Lonetal aus der Vogelperspektive erleben. Über vier
Semester haben (Medien-) informatik-Studierende von Professor Timo
Ropinski, Leiter der Visual Computing Group, in enger Kooperation mit dem
Ulmer Museum an der Station gearbeitet. "Es war ziemlich herausfordernd,
verschiedene Datenstrukturen, darunter Scans des Lonetals aus dem Flugzeug
oder volumetrische Daten zur Visualisierung des Löwenmenschen, für die
Medienstation aufzubereiten", erinnert sich Doktorand Julian Kreiser, der
das studentische Projekt am Institut für Medieninformatik koordiniert.
Dabei mussten die angehenden Informatiker nicht nur auf eine ansprechende
Präsentation der Informationen achten, sondern auch eine komfortable
Bedienbarkeit für alle Nutzergruppen gewährleisten.

Wenige Tage nach einer ersten Präsentation des virtuellen Löwenmenschen
bei der Leistungsschau der Ulmer Medieninformatik, dem "Streiflicht", ist
die Station offiziell im Museum eingeweiht worden. Unter den prominenten
Gästen war MWK-Staatssekretärin Petra Olschowski, die den Löwenmenschen
als "eines der kostbarsten Kunstwerke, die wir in Baden-Württemberg und
Deutschland haben", bezeichnete. In der Medienstation sieht die studierte
Kunsthistorikern eine große Chance, noch mehr - und vor allem junge,
technikinteressierte - Museumsbesucher zu erreichen. Das neue Angebot
stärke das Ulmer Museum und das UNESCO-Welterbe Höhlen und Eiszeitkunst
der Schwäbischen Alb.

Bei der Einweihung rekapitulierten Kurt Wehrberger, Kurator Archäologie am
Museum Ulm, und Professor Ropinski die Entstehungsgeschichte der
Medienstation: Am Anfang stehen ein Museumsbesuch des Informatikers sowie
ein Framework, das Ropinski bereits 2012 entwickelt hatte, und das nun den
virtuellen Löwenmenschen ermöglicht. "Für die Medienstation hat Kurt
Wehrberger nicht nur Daten und Texte organisiert, sondern unsere
Studierenden derart für das Projekt begeistert, dass mehrere Generationen
mit großem Engagement mitgearbeitet haben", so Ropinski. Das Konzept des
Demonstrators könne problemlos auf weitere Medienstationen übertragen
werden. Basierend auf der Visualisierung des Löwenmenschen werde zudem
eine besonders detaillierte Replik der Statuette gefertigt.

Gemeinsam mit Museumsleiterin Dr. Stefanie Dathe dankten Ropinski und
Wehrberger allen Unterstützern: Das Ministerium für Wissenschaft,
Forschung und Kunst Baden-Württemberg (MWK), die Stiftung Ravensburger
Verlag sowie die Firmen Schwenk Zement KG und Kässbohrer Geländefahrzeuge
AG haben das Projekt vollumfänglich finanziert.

Die neue Medienstation, die in deutscher und englischer Sprache zur
Verfügung steht, ist nicht nur für Museumsbesucher eine Bereicherung: Auch
die angehenden Informatiker haben fachlich von dem Projekt profitiert und
waren mit viel Spaß dabei. Stolz präsentierte Koordinator Julian Kreiser
eine Visualisierung des "Innenlebens" der Figur - sogar der Nervenkanal
des verwendeten Mammut-Stoßzahns ist zu sehen. Für besondere
Oberflächenscans des Löwenmenschen, der übrigens kürzlich ein Gastspiel im
British Museum (London, UK) hatte, ist er sogar bis nach Schweden gereist.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution22

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Ulm, Annika Bingmann, 02.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GLEICHHEIT/6633: Menschenunwürdige Zustände in der Abschiebehaftanstalt Büren


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Menschenunwürdige Zustände in der Abschiebehaftanstalt Büren

Von Elisabeth Zimmermann

3. Mai 2018



Die Große Koalition in Berlin will die Abschiebungen forcieren und die
Abschiebehaft ausweiten. Auch die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen
hat Anfang April beschlossen, die Regeln für die Abschiebehaft zu
verschärfen. Ein Bericht im aktuellen Spiegel über die Haftanstalt
Büren (NRW) macht deutlich, was dies für die Betroffenen konkret bedeutet.

Das Gefängnis in Büren in der Nähe von Paderborn ist derzeit das größte
Abschiebegefängnis in Deutschland. Etwa 140 Menschen sind dort inhaftiert.
Bisher gibt es in Deutschland acht reine Abschiebegefängnisse, in denen
Platz für etwa 400 Menschen ist. Ihre Zahl soll stark ausgeweitet werden.
In Dresden (Sachsen) und Darmstadt (Hessen) werden gerade neue
Abschiebehaftanstalten gebaut, und in Glückstadt (Schleswig-Holstein) ist
eine neue Einrichtung in Planung. In Büren soll die Zahl der
Abschiebeplätze aktuell auf 175 erhöht werden.

"Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe unterworfen werden" - so lautet Artikel 5 der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte. Die Zustände, die der
Spiegel-Bericht nun beschreibt, widersprechen eindeutig diesem
Grundsatz.

Der Bericht beginnt mit der Schilderung von besonders gesicherten Räumen,
kurz bgR, die sich im Keller des Abschiebegefängnisses befinden. In diesen
Zellen gibt es nur eine Matratze und eine in den Boden eingelassene
Toilette. Die Wände sind mit Überwachungskameras bestückt. Die dorthin
verbrachten Gefangenen tragen in der Regel nur eine Papierunterhose, damit
sie sich mit ihrer Kleidung nicht etwa strangulieren können.

Das Wegschließen in diesen Räumen soll die Ausnahme und das letzte Mittel
sein, um mit aufgebrachten Häftlingen fertig zu werden, doch in Büren komme
es offenbar immer häufiger vor. Der Spiegel zitiert mehrere Passagen
aus einem Bericht des Wachpersonals, der ihm vorliegt, und der
offensichtlich die menschenverachtende Praxis rechtfertigen soll. Schon im
Vorspann heißt es, angesichts von "Morddrohungen, Randale, Ausbrüchen" sei
die Lage in Büren eskaliert.

In einem Fall habe ein Gefangener, ein 28-jähriger Ägypter, einen Tee
verlangt, diesen jedoch der Sicherheitskraft, die ihn brachte, sofort ins
Gesicht geworfen. Weiter heißt es: "Im weiteren Verlauf zerstörte der
Untergebrachte den Fernseher und bewaffnete sich mit den Scherben und
drohte wiederholt damit, Kollegen umbringen zu wollen. Nachdem Verstärkung
angefordert wurde, wurde der Untergebrachte mittels Schutzanzug und Schild
im Haftraum zu Boden gebracht und anschließend in den bgR Haus 1
verbracht."

Bei dieser Beschreibung kann man nur ahnen, welche panische Angst den
jungen Mann getrieben hatte: Er befand sich kurz vor seiner Abschiebung
nach Ägypten, in das Land, das von General Abdel Fattah Al-Sisi
diktatorisch regiert wird, und in dem seit 2013 tausende Regimegegner
ermordet worden sind. Zehntausende werden dort aus politischen Gründen
inhaftiert und gefoltert.

Allen Menschen, die in Büren inhaftiert werden, droht die Abschiebung. Für
die Haft reicht bereits ein "begründeter Verdacht", dass sich jemand seiner
Deportation entziehen könnte. Auch ein Polizist oder Beamter der
Ausländerbehörde kann einen solchen Verdacht aussprechen. Er hat zur Folge,
dass die Betreffenden das Grundrecht auf Freiheit verlieren und oft
monatelang wegesperrt werden, damit man sie anschließend problemloser
abschieben kann.

In dem Spiegel-Bericht heißt es dazu: "Wer in Abschiebehaft lebt,
soll nicht resozialisiert werden. Die Gefangenen haben keine Arbeit, sie
haben nichts zu tun, außer zu warten, bis sie in ein Flugzeug steigen
müssen, in das sie nicht wollen."

In Büren befinden sich zurzeit ausschließlich Männer im Alter zwischen 18
und 40 Jahren in Haft. Sie kommen unter anderen aus Algerien, Marokko,
Syrien, aus Indien, Bangladesch, Tadschikistan und der Mongolei. Sie sollen
schnellstmöglich in die Länder abgeschoben werden, aus denen sie geflohen
sind, weil sie Sicherheit vor politischer Verfolgung, Krieg oder extremer
Not suchten. Neben Muslimen, die in den Augen der Behörden als
"islamistische Gefährder" gelten, sollen dort auch chinesische Arbeiter
sitzen, die bei einer Razzia in einem Restaurant beim Gemüse-Schnippeln
aufgegriffen worden sind.

Die "Unterbringungseinrichtungen für Ausreisepflichtige", kurz UfA, wie die
Abschiebegefängnisse im Amtsdeutsch heißen, sind Orte der
Hoffnungslosigkeit und Verzweiflung. Das Abschiebegefängnis Büren befindet
sich knapp zehn Kilometer außerhalb der Stadt mitten in einem Waldgebiet.
Eine sechs Meter hohe Mauer, die das Gelände umschließt, erinnert an ein
Hochsicherheitsgefängnis. Die Flüchtlinge leben in Einzelzellen, die mit
einem Waschbecken, einem Schrank, einem Bett und einen Fernseher
ausgestattet sind. Die Fenster sind vergittert und die Zellen werden nachts
verschlossen. Den größeren Teil des Wachpersonals stellt ein privater
Sicherheitsdienst.

Die Dauer des Aufenthalts in der Abschiebehaftanstalt kann von einem Monat
bis zu einem halben Jahr und auch länger dauern, je nachdem, wie lange die
Behörden brauchen, um die nötigen Formalitäten zu erledigen. In dieser Zeit
müssen die Flüchtlinge unter Freiheitsentzug und weitgehender Isolation
ausharren und auf ihre Abschiebung warten. Es ist nicht verwunderlich, dass
es aufgrund dieser Situation zu Verzweiflungsakten kommt.

In einem der Berichte, die dem Spiegel vorliegen, heißt es über
einen Häftling aus Guinea: "Es zeichnen sich deutliche depressive
Verstimmungen ab, sodass eine Selbstverletzung nicht ausgeschlossen
ist. ... Am 11.02.2018 wurde der Untergebrachte völlig apathisch und
weinend auf dem Fußboden seines Zimmers vorgefunden. Zudem schlug er mit
dem Kopf zweimal auf den Boden."

Schon vor vier Jahren entschied der Europäische Gerichtshof (EuGH), dass
sich Abschiebehaft von einem normalen Gefängnis deutlich unterscheiden
müsse. Seit dieser Zeit wurde die Haftanstalt in Büren in ein reines
Abschiebegefängnis umgewandelt, doch die Lage ist dadurch nicht etwa besser
geworden.

Im Januar 2018 wurde die Öffentlichkeit auf Büren aufmerksam, als der
Anwalt des Vereins "Hilfe für Menschen in Abschiebehaft Büren" Klage gegen
die Vollzugsleiterin der Haftanstalt bei der Staatsanwaltschaft Paderborn
einreichte. Gestützt auf Aussagen ehemaliger Wachleute wurde dieser Beamtin
Körperverletzung und Misshandlung von Schutzbefohlenen vorgeworfen.
Insbesondere soll sie angeordnet haben, "verflüssigte" Medizin in das Essen
von Abschiebehäftlingen zu mischen, um diese ruhig zu stellen.

Wie der Verein außerdem kritisiert, sitzen immer wieder Menschen in Büren
ein, die gar nicht in Haft sein dürften: "Wir haben als Verein seit 2015
insgesamt 237 Fälle begleitet, und Gerichte haben festgestellt, dass 60
Prozent dieser Menschen unrechtmäßig inhaftiert waren", sagte der Sprecher
der Initiative, Frank Gockel, der Presse.

Aufgrund der Anklage und mehrerer weiterer Berichte besuchten am 24./25.
Januar vier Mitarbeiter der Nationalen Stelle zur Verhütung von Folter die
Haftanstalt Büren. Diese Organisation geht möglichen Misshandlungen in
Gefängnissen oder psychiatrischen Kliniken nach. Ihr Bericht wurde bisher
nicht veröffentlicht, doch vor Ort kritisierten die Kontrolleure, dass
Gefangene in den bgR beim Toilettengang unverpixelt gefilmt worden seien.
Diese Form der Überwachung werde nicht einmal in Justizvollzugsanstalten
praktiziert. Ein Mitglied der Delegation monierte, dass einige Häftlinge
gar nicht wüssten, warum sie in Büren säßen.

Die Bezirksregierung Detmold, die für das Abschiebegefängnis in Büren
zuständig ist, reagierte abweisend auf den Bericht des Spiegel über
Missstände und Gewalt in der Abschiebehaftanstalt. Die aufgeführten Fälle
hätten sich zwar ereignet, aber über einen Zeitraum von 2016 bis heute.
Nach ihrer Sicht gebe es keine "fast täglichen" Vorfälle.

Auch die zuständige Landesregierung, die CDU/FDP-Koalition unter
Ministerpräsident Armin Laschet, reagiert nicht auf die Kritik an den
Zuständen in Büren. Im Gegenteil. Sie hat vor kurzem beschlossen, das
Gesetz zur Abschiebehaft zu verschärfen. Dadurch soll es dem
Gefängnispersonal künftig möglich sein, "gefährliche Häftlinge" härter zu
bestrafen. Wer Ärger macht, soll länger eingeschlossen werden. Er soll kein
Handy, kein Internet mehr nutzen und auch keinen Besuch mehr empfangen
dürfen.

Aus dem Ministerium von Joachim Stamp (FDP), das für Kinder, Familien,
Flüchtlinge und Integration zuständig ist, hieß es, Abschiebehaft könne man
nicht mit Sozialpädagogen betreiben. Stamp ist stellvertretender
Ministerpräsident Nordrhein-Westfalens.

Die brutale Flüchtlingspolitik wird von allen Parteien getragen. So geht
der Ausbau Bürens zur reinen Abschiebehaftanstalt auf den früheren
Innenminister Ralf Jäger (SPD) zurück. Von ihm stammt der Ausspruch:
"Abschiebungshaft darf in Deutschland nicht wegen Platzmangel scheitern."

Zwischen Bundesländern herrscht, unabhängig von der politischen
Zusammensetzung der jeweiligen Landesregierung, ein regelrechter
Abschiebe-Wettbewerb [1]. Nordrhein-Westfalen, das bis zum Mai 2017 von
einer Koalition aus SPD und Grünen regiert wurde, brüstete sich schon
damals, dass es in absoluten Zahlen die meisten Menschen abschiebe. Im Jahr
2016 wurden 5121 Personen zwangsweise abgeschoben, und im letzten Jahr
waren es 6308 Personen.

In der Politik der aktuellen Bundesregierung hat die systematische
Verschärfung der Asyl- und Ausländerpolitik der letzten Jahre ihren
bisherigen Höhepunkt gefunden. Die Berliner Große Koalition hat die
Flüchtlingspolitik der AfD [2] übernommen.

Schon im Koalitionsvertrag haben SPD und Union beschlossen, die Aufnahme
von Geflüchteten strikt zu begrenzen, die Abschiebungen zu forcieren, den
Familiennachzug drastisch einzuschränken und die Liste angeblich "sicherer
Herkunftsländer" deutlich auszuweiten. Auch will die Regierung die
Geflüchteten in zentralen Lagern, den so genannten AnkER-Zentren, dauerhaft
internieren. AnkER steht laut Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) für
"Ankunft, Entscheidung, Rückführung" - wobei ein "Hier-Bleiben" offenbar
überhaupt nicht vorgesehen ist.

Mit diesen Angriffen auf Geflüchtete zielt die Regierung auf die
verwundbarsten Mitglieder der Bevölkerung ab. Aus diesem Grund muss die
gesamte Arbeiterklasse gemeinsam den Kampf dagegen aufnehmen. Die Grundlage
muss ein internationales sozialistisches Programm sein, welches das Recht
jedes Menschen beinhaltet, frei von allen Repressionen im Land seiner Wahl
zu leben und zu arbeiten.


Anmerkung:

[1] http://www.wsws.org/de/articles/2015/12/30/absc-d30.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2018/03/03/flue-m03.html
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Wachsende Spannungen zwischen USA und Europa trotz Aufschub der
Stahlzölle 

Von Nick Beams

3. Mai 2018



Die Entscheidung von US-Präsident Donald Trump, das Inkrafttreten von
Strafzöllen auf Stahl- und Aluminiumimporte zu verzögern, hat die Gefahr
eines Handelskriegs zwischen den USA und Europa nicht verringert. Vielmehr
ist er noch näher gerückt, während sich die Differenzen zwischen beiden
Seiten verschärfen.

Ursprünglich sollten die Zölle am 1. Mai in Kraft treten. Doch die USA
haben die Frist für Verhandlungen mit der Europäischen Union, Kanada und
Mexiko nun bis zum 1. Juni verlängert.

Mögliche Deals mit Kanada und Mexiko werden als Teil der noch andauernden
Verhandlungen über Änderungen am Nordamerikanischen Freihandelsabkommen
(NAFTA) betrachtet. Für Brasilien, Argentinien und Australien seien
Grundsatzeinigungen getroffen worden, doch im Laufe des Monats sollen noch
Details über die Einführung von Quoten ausgearbeitet werden.

Die USA fordern auch von der EU die Einführung von Quoten. Als Vorbild soll
eine Einigung mit Südkorea über die "freiwillige" Begrenzung von dessen
Exporten dienen. Diese Forderung richtet sich letztlich gegen China, dem
die USA die Überproduktion von Stahl und Aluminium vorwerfen.

Das Weiße Haus erklärte in einer Stellungnahme: "In diesen Verhandlungen
konzentriert sich die Administration auf die Einführung von Quoten, die die
Importe begrenzen, Transitlieferungen aus Drittländern verhindern und die
Nationale Sicherheit der USA gewährleisten."

Die EU hat die Forderung nach Quoten jedoch zurückgewiesen und erklärt, ein
solches System verstoße gegen die Regeln der Welthandelsorganisation (WTO).
Ein Vertreter der EU erklärte im Wall Street Journal: "Sie wollen
uns dazu bringen, dass wir die Exporte selbst begrenzen. Unserer Meinung
nach verstößt das gegen die Regeln der WTO."

Die US-Regierung beruft sich bei ihrem Vorgehen auf Absatz 232 des Trade
Expansion Act von 1962, der es dem Präsidenten erlaubt, sich zum Schutz der
"nationalen Sicherheit" in die Handelspolitik einzumischen.

Die Europäische Kommission erklärte am 1. Mai, die Entscheidung der USA
vergrößere die "Unsicherheit der Märkte", die sich bereits auf die
Entscheidungen von Unternehmen auswirke. "Die EU sollte vollständig und
dauerhaft von diesen Maßnahmen ausgenommen werden, da sich diese nicht mit
nationalen Sicherheitsinteressen rechtfertigen lassen."

Weiter schrieb sie: "Als langjähriger Partner und Freund der USA werden wir
nicht unter Drohungen verhandeln." Verhandlungen müssten "ausgewogen und
zum beiderseitigen Nutzen" verlaufen. Europäische Unterhändler erklärten,
bei den Verhandlungen im letzten Monat habe es ein "Ungleichgewicht"
gegeben.

Es ist äußerst unwahrscheinlich, dass die Verhandlungen mit Kanada, Mexiko
und der EU nach Ablauf der letzten dreißigtägigen Gnadenfrist noch weiter
verlängert werden.

Der Handelsberater des Weißen Hauses Peter Navarro erklärte am Dienstag auf
einer Konferenz, die beiden NAFTA-Partner würden nach dem 1. Juni keinen
weiteren Aufschub mehr erhalten.

Er sagte: "Das oberste Prinzip dieser Regierung [...] ist es, dass für
jedes Land und jede Organisation wie die Europäische Union, die von den
Zöllen ausgenommen sind, eine Quote und andere Einschränkungen eingeführt
werden. Dies ist notwendig, um die Aluminium- und Stahlindustrie gegen
Importe zu schützen und unsere nationale Sicherheit zu verteidigen."

US-Handelsminister Wilbur Ross erklärte auf CNBC, die Regierung habe "nicht
die Absicht, Verhandlungen in die Länge zu ziehen". Es würde dem "Zweck"
der Maßnahmen zuwiderlaufen, wenn Europa von den Strafzöllen ausgenommen
würde, so Ross.

Washington will das amerikanische Handelsdefizit mit Europa, vor allem mit
Deutschland, angehen und drängt deshalb auch auf die Aufhebung von
Zollschranken für amerikanische Autoexporte nach Europa.

EU-Haushaltskommissar Günther Oettinger wies diese Forderung in einem
Interview mit dem ZDF scharf zurück und erklärte den Exportüberschuss der
EU mit den Vorlieben der amerikanischen Verbraucher: "Dass Porsche, Audi,
BMW und Mercedes Benz, dass die Premiumfahrzeuge in den USA reißenden
Absatz finden, [...] hat mit Design und Motoren zu tun, mit Sicherheit, mit
Qualität." Und dem gegenüber gebe es "kaum einen Grund, einen
amerikanischen Wagen nach Deutschland zu holen und hier zu fahren".

Ein weiterer Vertreter der EU sprach mit der Financial Times über
das US-Handelsdefizit mit der EU, das letztes Jahr 151 Milliarden Dollar
betrug: "Ihnen schwebt ganz offensichtlich vor, das Handelsdefizit durch
einen ungleichen Deal zu verringern. Das würde bedeuten, dass wir Verluste
hinnehmen müssten."

Während sich die Spannungen mit Europa verschärfen, schicken die USA eine
hochrangige Delegation nach Peking, die am Donnerstag mit Verhandlungen
über die drohende Verhängung von Strafzöllen auf Exportprodukte in die USA
im Wert von bis zu 150 Milliarden Dollar beginnen soll.

Die Delegation besteht aus Handelsminister Ross, Finanzminister Steven
Mnuchin, Wirtschaftsberater Larry Kudlow, dem Handelsbeauftragten Robert
Lightizer und Handelsberater Navarro.

Die Mitglieder der Delegation vertreten unterschiedliche Ansätze. Navarro
und Lightizer gelten als die aggressivsten Verhandlungspartner gegenüber
China. Mnuchin gab in einem Fernsehinterview mit Bloomberg zu, dass es
innerhalb des Teams unterschiedliche Meinungen gebe, es aber mit einer
Stimme sprechen werde.

Welchen aggressiven Ton sie anschlagen, zeigte sich am Dienstag in Ross'
Äußerungen in einem Interview mit CNBC. Er machte die "üblen Praktiken"
Chinas für das US-Handelsdefizit verantwortlich, das letztes Jahr den
Rekordwert von 375 Milliarden Dollar erreichte und dieses Jahr noch weiter
steigen könnte.

"Präsident Trump ist der Ansicht, dass jetzt die Zeit zum Handeln gekommen
ist", erklärte er. "Unser Handelsdefizit ist zu hoch, besteht schon zu
lange, ist chronisch und wird von üblen Praktiken beeinflusst."

Die USA wollen ab dem 22. Mai Strafzölle auf chinesische Importwaren im
Wert von 50 Milliarden Dollar erheben. Falls China seine Drohung mit
Vergeltungsmaßnahmen für amerikanische Agrarprodukte wahr macht, drohen die
USA mit weiteren Strafzöllen auf Importe im Wert von 100 Milliarden Dollar.

Bei den Drohungen gegen Europa und andere Staaten wegen ihrer Stahl- und
Aluminiumexporte beruft sich die Regierung auf Absatz 232 des Trade
Expansion Act, bei den Maßnahmen gegen China hingegen auf Absatz 301 des
Trade Act von 1974. Ihnen ging eine Untersuchung wegen angeblichen
erzwungenen Technologietransfers und Diebstahls von geistigem Eigentum
durch China voraus.

Ross deutete an, dass beide Maßnahmen zum Einsatz kommen würden: "Wenn wir
keine Einigung aushandeln können, werden wir die Abschnitte 232 und 301
umsetzen. So oder so werden wir das immer wiederkehrende Problem des
Handels mit China lösen." Er erklärte, er würde nicht nach China reisen,
wenn er nicht glaube, dass es "etwas Hoffnung" gibt.

Doch es geht nicht nur um die Größe des Handelsdefizits. Die Regierung und
die herrschende Klasse der USA sind besorgt, dass Chinas Kurs auf die
Entwicklung von Hightech-Produkten im Bereich Kommunikation, Robotik und
künstlicher Intelligenz eine Gefahr für die wirtschaftliche und
militärische Vormachtstellung der USA darstellt.

In einer Twitter-Nachricht machte Trump deutlich, welche militaristischen
Implikationen die Handelskonflikte haben. Er schrieb: "Eine Delegation ist
auf dem Weg nach China, um Gespräche über das massive Handelsdefizit zu
beginnen, das gegenüber unserem Land besteht. Genau wie Nordkorea hätte das
schon vor Jahren behoben werden müssen, nicht erst jetzt. Das gleiche gilt
für andere Länder und NAFTA... aber das wird alles geklärt werden.
Großartiges Potenzial für die USA!"

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de
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GRASWURZELREVOLUTION/1756: Weder Kohle noch Atom - erneuerbar ist unser Strom


graswurzelrevolution Nr. 429, Mai 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Weder Kohle noch Atom - erneuerbar ist unser Strom

von Emilio Weinberg



Die Region im Städte-Viereck Aachen-Mönchengladbach-Düsseldorf-Köln
ist zu einem "hot spot" sowohl der Anti-Kohle-Bewegung als auch der
Anti-Atom-Bewegung geworden.


Die Waldbesetzung "Hambacher Forst" im rheinischen
Braunkohle-Revier feierte am 14. April 2018 ihr sechsjähriges Bestehen
als permanente Widerstandsaktion gegen RWE, den Klima-Killer Nr. 1 in
Europa. Sowohl an den jährlichen Klimacamps und den direkten
Massenaktionen des Zivilen Ungehorsams von "Ende Gelände", zuletzt am
5.11.2017 im Hambacher Tagebau, als auch an den zahlreichen
"Rote-Linien-Aktionen" beteiligen sich immer mehr Menschen, zum Teil
aus ganz Europa.

Gleichzeitig ist vor allem in der Aachener Region der Widerstand gegen
die Pannen- und Risse-Atomkraftwerke in Belgien, Tihange und Doel,
enorm gewachsen (vgl. GWR 428). Die Brennelemente für diese von einem
Super-GAU bedrohten AKWs werden in Lingen mit dem in der
Urananreicherungsanlage (UAA) Gronau von URENCO angereicherten Uran
hergestellt. Durch ihre Beteiligung an URENCO ist RWE auch für diese
untragbaren Gefährdungen mitverantwortlich. Die grenzüberschreitende
Menschenkette in Belgien, Niederlande und Deutschland mit über
fünfzigtausend Menschen im Juni letzten Jahres war ein vorläufiger
Höhepunkt der Aktionen für die sofortige Schließung dieser
Atom-Kraftwerke.

Unter dem Motto "Weder Kohle noch Atom - erneuerbar ist unser Strom"
entwickelt sich aktuell die Zusammenarbeit beider Bewegungen immer
dynamischer. Nach gemeinsamen Presse-Erklärungen Anfang des Jahres zu
dem Vorschlag des NRW-Ministerpräsidenten Armin Laschet,
Braunkohle-Strom nach Belgien als Ersatz für den Atom-Strom zu
liefern, mobilisiert ein breites Bündnis zu den vielfältigen
Protest-Aktionen anlässlich der Aktionärsversammlung von RWE am
26. April 2018.

Eine bemerkenswerte Vielfalt von systemkritischen und dann auch
gemäßigteren Akteur*innen hat sich zusammengeschlossen. Ende Gelände,
Dachverband der kritischen Aktionär*innen, Aktionsbündnis gegen
Atomenergie Aachen, Aktionsbündnis Stop Westcastor, AntiAtom Bonn,
Attac Köln, BBU Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz, Buirer
für Buir, BUND Jugend NRW, BUND NRW, Hambi bleibt!, Initiative 3
Rosen, IPPNW, Klimavernetzung Ruhr, NABU NRW, SofA Münster, Stop
Tihange und Doel rufen gemeinsam am Jahrestag von Tschernobyl unter
dem Motto "Zeig RWE die Rote Karte" auf, nach Essen zur Gruga-Halle zu
kommen.

Kreative Aktionen vor der Halle unter anderem mit Großpuppen wie dem
"RWE-Drachen", mit Attrappen für Atomwaffen, sowie einer
"Atem-Gift-Ambulanz" und "Gift-Cocktail-Bar" und der Aufbau einer
Roten-Linie in Form einer Menschenkette mit roten Karten, Bändern und
Transparenten machen auf die destruktiven Folgen der Kohle-Verstromung
und der zivilen und militärischen Nutzung der Atom-Energie aufmerksam.

In der Hauptversammlung selbst tragen Aktivist*innen die vielfältigen
Kritikpunkte den Aktionär*innen vor und löchern den RWE-Vorstand mit
entlarvenden Fragen. Die beiden Aktivistinnen aus Kolumbien und
Sibirien konfrontieren in ihren Reden RWE mit den katastrophalen
Auswirkungen des Steinkohle-Abbaus in ihren Ländern und verdeutlichen
damit die "Rote Karte für Blutkohle aus Kolumbien und Russland".


Blutkohle aus Kolumbien

Für die kolumbianische Mine El Cerrejón, aus der RWE Steinkohle
bezieht, wurden seit Beginn der Kohleförderung fünfunddreißig
Gemeinden teils gewaltsam geräumt und bis heute nicht angemessen
entschädigt. Die Landwirtschaft wurde verdrängt, die Bevölkerung
leidet unter Wasserknappheit.

Die indigenen Wayuú haben ihre Wasserquellen verloren. Für die
betroffenen Menschen bedeutet der Raub ihres Landes und der Ressourcen
den Verlust ihres Einkommens, ihrer Ernährungsgrundlage, Identität und
Kultur.

Während die Mine El Cerrejón 2015 durchschnittlich 50 Millionen Liter
Wasser am Tag benötigte, müssen die Anwohner*innen ihre
Grundbedürfnisse mit nur sieben Litern pro Tag decken.

Die zusätzliche Luftverschmutzung führt zu schweren
Gesundheitsproblemen mit fatalen Folgen. In den letzten sieben Jahren
starben in der Region 5.000 Kinder.

RWE bezieht auch Steinkohle aus der Region Cesar. Hier wurden mehrere
Gewerkschafter und Aktivist*innen von Paramilitärs umgebracht.
Zahlreiche Zeug*innenaussagen lassen vermuten, dass Kohlelieferant
Drummond in Auftragsmorde verwickelt sein könnte.


Gegner der Anti-Kohle- und Anti-Atom-Bewegung: RWE

RWE operiert kapitalistischer System-Logik folgend extrem destruktiv.
Mit dem langen Arm, sowohl in die Lokalpolitik als auch in die
Landes- und Bundespolitik, mit ihrer auf viele gesellschaftliche
Institutionen ausgedehnten Lobby-Arbeit gelingt es RWE Erfolge in
ihrem Sinne zu erzielen. So hat die NRW-Bergbaubehörde im März die
Fortsetzung der Rodung des Hambacher Waldes ab dem 1. Oktober 2018
genehmigt.

Durch den geplanten Deal zwischen RWE und E.on würde RWE die Sparten
erneuerbare Energien von E.on und innogy erwerben.

Zunächst würde dies zu einem erhöhten Anteil von erneuerbaren Energien
an der Energieerzeugungskapazität von RWE führen. Für den
Energieriesen eher eine Image-Angelegenheit. Denn anstatt nun
Kohlekraftwerke stillzulegen, will der Konzern viele Kohlekraftwerke
u.a. von den Wettbewerbern EnBW und Engie zukaufen. Zudem plant RWE
ein neues Braunkohlekraftwerk in Bergheim-Niederaußem, anstatt mehr in
erneuerbare Energien zu investieren. Mit BOAplus sollen 1.100 MW neue
klimaschädliche und gesundheitsgefährdende Kapazität gebaut werden.

Der RWE-E.on-Deal bedeutet auch, dass RWE seine Aktivitäten im Bereich
Atomenergie verstärken wird, u.a. durch die Übernahme der
Minderheitsbeteiligungen, die E.ons Tochtergesellschaft
PreussenElektra an den von RWE betriebenen Kernkraftwerken Emsland und
Gundremmingen hält.

Der Deal wäre eine Rationalisierungsmaßnahme, denn ca. 5000
Arbeitsplätze der bisherigen RWE-Tochter innogy würden kostensparend
wegfallen.


Heißer Herbst 2018

Ende Gelände kündigt für den 26. bis 28. Oktober eine große direkte
Massenaktion Zivilen Ungehorsams im Bereich Hambacher Tagebau und Wald
an. Die vom Arbeitsplatzverlust bedrohten Mitarbeiter*innen von innogy
könnten den punktuellen Zusammenschluss mit der Anti-Kohle-Bewegung
wagen und damit RWE einen heißen Herbst bereiten. Um dies in die Wege
zu leiten, ist ein Runder Tisch mit den Gewerkschafter*innen für den
Klimaschutz, Betriebsräten, Vertrauensleuten von RWE bzw. innogy,
Vertreter*innen von VERDI, IGBCE und IG Metall in Planung.

Da Widerstand konstruktive Alternativen braucht, wird im Herbst
ebenfalls die Gründung einer modellhaften "Erneuerbare Energie- und
Energie-Speicher-Genossenschaft" in Kooperation mit einer Kommune im
Rheinischen Revier angestrebt.


Weitere Infos: 

https://www.ende-gelaende.org

 * 

Quelle:
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LICHTBLICK/230: Freiabonnements für Gefangene e. V.


der lichtblick - Gefangenenzeitung der JVA Berlin-Tegel

Heft Nr. 374 - 1/2018

Freiabonnements für Gefangene e. V.



Für den Inhaftierten ist die Möglichkeit in der Haft Informationen zu
bekommen, zumeist nur über das Fernsehprogramm möglich. Die Idee,
Zeitungen an Gefangene zu vermitteln, war bereits einige Jahre alt,
als am 16.09.1985 der Verein Freiabonnements für Gefangene e. V.
gegründet wurde. Zuvor 1973 versuchte eine Bürgerinitiative, den
Lesenotstand in Haft zu beheben. Fünfmal gab es jährliche
Unterstützung, die Gelder für 3.500 Jahresabonnements sammelten.
Danach waren die Gefangenen aber wieder auf sich gestellt. Als 1979
"Die Tageszeitung erstmals erschien, bekam sie auch viele Anfragen für
Freiabos. Die "taz" entschied sich, jedem Knacki seine "taz" zu
ermöglichen. Mitte der 80er Jahre wurden die vielen Anfragen zum
finanziellen Problem.

Es kam die Idee auf, einen Verein zu gründen, der sich um Finanzierung
von Knastabos kümmert. Freiabonnements für Gefangene e. V. wurde von
einer Gruppe interessierter Menschen aus der "taz" und deren Umfeld
begründet. "Die Tageszeitung" gehörte folglich zum ersten Leseangebot
des Vereins. Dieses Angebot steht auch heute jedem leseinteressierten
Gefangenen sofort zur Verfügung.

Nach der Akquisition anderer Verlage standen dem Verein bereits 10
Jahre später 26 verschiedene Titel zur Verfügung. Heute vermittelt der
Verein 42 verschiedene Zeitungen und Zeitschriften. Mit
Freiabonnements für Gefangene e.V. gibt es einen Ansprechpartner für
Lesewünsche. In der Weihnachtsaktion gibt es die Möglichkeit sich aus
verschiedenen Angeboten ein Buch als Geschenk auszusuchen. Mit
durchschnittlich 3000 belieferten Inhaftierten und Haftbüchereien pro
Monat ist für den Verein allerdings die Grenze des Machbaren erreicht.

Doch wie wird diese Arbeit ermöglicht? Im Wesentlichen mit privaten
Spenden, Bußgeldern und Unterstützung durch Verlage. Seit Beginn des
Jahres 2010 erhält der Verein auch eine Zuwendung des Berliner Senats.
Für Gefangene sind Zeitungen heute so wichtig wie früher. Es wurde
bisher noch kein Rückgang an dem Interesse festgestellt. Seit 25
Jahren bleiben jeden Monat immer noch viele Anfragen unerfüllt. So
entstehen für einige Titel Wartezeiten, die in einer Liste auf der
nächsten Seite nachzulesen sind. Wer Interesse an einem Abo hat,
wendet sich mit seinem Wunsch an den Verein. Wenn sich dieser nicht
sofort erfüllen lässt, kommt man auf eine Warteliste. Hier ist es
wichtig sich alle sechs Monate in Erinnerung zu bringen, wenn man
einen der mit langer Wartezeit versehenen Titel haben möchte. Wer sich
per Brief meldet, bleibt auf der Warteliste, bis sein Wunsch erfüllt
ist.

Weiterhin bietet Freiabonnements für Gefangene e.V. eine Vermittlung
für Briefkontakte an. Jährlich werden 100 Briefkontakte ermöglicht.
Für den rein schriftlichen Gedankenaustausch sind die Angaben zu
Geburtsdatum, besondere Interessen oder Hobbys und eine kurze
Beschreibung von sich selbst nötig. Vermittelt werden männliche und
weibliche Briefpartner, allerdings ohne Wunschmöglichkeit.

Der Verein trägt mit seiner Arbeit deutlich zu einer wirkungsvollen
Resozialisierung bei. Wenn der Blick nach draußen nicht verloren geht
und Pläne für eine Zukunftsplanung damit realistisch bleiben, ist die
Hoffnung noch nicht verloren und die stirbt ja bekanntlich zuletzt.

Anmerkung der Redaktion: Seit zwei Jahren erhalten wir täglich bereits
einige Zeitschriften. Aus unserer Sicht leistet der Verein sehr gute
Arbeit und hilft den Inhaftierten zu einem guten Schritt zurück in die
Außenwelt.


Wie kommen sie an ein Zeitschriftabonnement während der
Haftzeit. 

Bei "Freiabonnements für Gefangene e.V." können sie eine der unten
stehenden Zeitschriften kostenlos abonnieren:

Wenn nicht anders erwähnt, beträgt die Belieferungszeit ein ½ Jahr.

Kontakt: Freiabonnements für Gefangene e.V.

Köpenickerstr. 175 in 10997 Berlin

Tel.: 030/611 21 89

e-mail: info@freiabos.de

Internet: www.freiabos.de


Tageszeitungen - voraussichtliche Wartezeit

Berliner Zeitung - 1 Jahr 1 Monat

Der Tagesspiegel (nur in Berlin mögl.) - 1 Monat

Die Tageszeitung (taz) - keine

Frankfurter Allgemeine Zeitung - 2 Monate

Frankfurter Rundschau - 5 Monate

Junge Welt - 2 Monate

Neues Deutschland - 1 Monat

Süddeutsche Zeitung - 5 Monate


Nachrichtenmagazine und Wochenzeitschriften

Der Spiegel (wöchentlich) - 8 Monate

Die Zeit (wöchentlich) - 5 Monate

Focus (wöchentlich) - 2 Jahre 5 Monate

Freitag (wöchentlich) - 3 Monate

Jungle World (wöchentlich) - 5 Monate

Konkret (wöchentlich) - keine


Fremdsprachige Zeitungen

(für nicht deutschsprachige Gefangene)

Hürriyet (türkisch, täglich) - 10 Monate

Jeune Afrique (französisch, wöchentlich) - 3 Monate

New African (englisch, monatlich) - 4 Monate

Polityka (polnisch, wöchentlich) - 1 Monat

Russkaja Germanija (russisch, wöchentlich) - 6 Monate

Sabah (türkisch, täglich) - 6 Monate

The Guardian Weekly (engl., wöch., Beliefg. 1 Jahr) - 3 Monate


Politik und Kultur

a&k analyse & kritik (monatlich) - 6 Monate

Blätter für deut. u. internationale Politik (monatlich) - 2
Monate

Contraste (monatlich) - 7 Monate

Emma (zweimonatlich) - 1 Jahr

Graswurzelrevolution (anarch./gewaltfrei, 10 x i. J.) - 8 Monate

Internationale Politik (vierteljährlich, dt.) - 5 Monate

Lettre International (vierteljährlich, dt.) - 3 Monate

Titanic (monatlich, Belieferung 1 Jahr) - 8 Monate


Sportzeitungen

Kicker (2 x wöchentlich) - 2 Jahre 1 Monat

11 Freunde - 2 Jahre 7 Monate


Stadtmagazine

Siegessäule (monatlich) - 2 Monate

Zitty Berlin (2x monatlich) - 3 Monate

J. R.

 * 
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FEATURE/1016: WDR 3 - Entfremdet. Mit Karl Marx am Rande des Nervenzusammenbruchs, 5.5.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Entfremdet - Mit Karl Marx am Rande des Nervenzusammenbruchs

von Martin Hubert

WDR 3 Kulturfeature

05.05.2018, 12.04 - 13.00 Uhr | WDR 3



Das Tempo nimmt zu und der arbeitende Mensch muss sich stets neuen
Anforderungen stellen. Unsicherheit, Selbstausbeutung,
Stresserkrankungen entfremden ihn von sich selbst und von seiner
Arbeit. Gestern wie heute. Aber müssen wir uns überhaupt in der
Erwerbsarbeit verwirklichen?

Lange galt der am 5.5.1818 geborene Ökonom und
Gesellschaftstheoretiker Karl Marx als "toter Hund". Aber seit der
Finanzkrise von 2007 wird seine Kapitalismusanalyse wieder ernst
genommen. Das gilt auch für seine zweite große Theorie, nach der der
Mensch im Kapitalismus ein entfremdetes Wesen sei. Er verfüge weder
über das Produkt seiner Arbeit, noch kontrolliere er den
Arbeitsprozess, und mit seinen Kollegen dürfe er auch nicht frei
kooperieren. Was der Arbeitende tue, bleibe ihm daher fremd, und als
Gattungswesen könne er seine menschlichen Anlagen nicht ausbilden.
Marx selbst hatte höchste Ansprüche an sich und sein Leben, stieß aber
ständig an Grenzen. Politisch verfolgt, arm, häufig krank, lebte er
manchmal am Rande des Nervenzusammenbruchs.

Das Feature folgt den Lebensspuren von Karl Marx und fragt, ob sich
der Mensch überhaupt in seiner Erwerbsarbeit voll und ganz
verwirklichen muss? Vieles spricht dafür, dass Marx mit seiner
Entfremdungstheorie einen so hohen Maßstab für nicht-entfremdete
Arbeit formuliert hat, dass wir uns dabei heute im global gewordenen
Konkurrenzkapitalismus permanent verausgaben und dem Ideal der
Selbstverwirklichung nachjagen. Unzweifelhaft ist die Arbeitswelt
heute humaner als im 19. Jahrhundert - Teamarbeit, Mitbestimmung und
flexible Arbeitszeiten wurden eingeführt. Trotzdem klagen viele
Menschen darüber, dass sie unter ihrer Arbeit leiden, sich teilweise
im global gewordenen Kapitalismus abgehängt, sogar entwurzelt fühlen.
Eine politische Entfremdung, die dem neuen Populismus von rechts in
die Hände spielt.

 * 

Quelle:
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Internet: www.wdr.de
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HÖRSPIEL/1745: Deutschlandfunk Kultur - "The Speaker", 4.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

The Speaker

Von Pan Daijing, Valerio Tricoli und Werner Dafeldecker

Autorenproduktion 2018/ca. 45'

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 4. Mai 2018, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Woher weiß ich, dass neben mir noch andere Menschen existieren? Das
fragt sich die Sprecherin in "The Speaker". Gedanken zu Solipsismus,
Paranoia und Identität gehen über in Improvisationen für Stimme,
Bandmaschine und sechs mobile Lautsprecher. Elektronische und vokale
Klänge werden in Echtzeit gesampelt, verschoben, modifiziert und
transformiert. Eine sich ständig verändernde, psychoakustische
Klangumgebung entsteht.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 24. April 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1686: Deutschlandfunk Kultur - Marx aus Frankreich, 5.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Marx aus Frankreich

Eine Lange Nacht zum 200. Geburtstag von Karl Marx

Mit Étienne Balibar, Rahel Jaeggi, Mathias Greffrath

Lange Nacht

Samstag, 5. Mai 2018, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



1965 erschienen in Frankreich zwei bahnbrechende Bücher mit einer
neuen Marx-Lektüre: 'Für Marx' und 'Das Kapital lesen' von Louis
Althusser und seinen Mitarbeitern. Sie waren der Versuch, sich das
Marx'sche Werk neu anzueignen. Dies in einer Zeit der ideologischen
Spaltung der Welt, die Marx (1818-1883) der sowjetisch geprägten
Sichtweise überlassen hatte. Nun ein neuer Blick von französischen
Philosophen: Mit einem selbstständigen Studium nahmen sie den ganzen
Marx, seine Frühschriften, die Varianten seines Werks und die
Originalquellen in den Blick. In Deutschland wurde diese Neuentdeckung
mit Begeisterung aufgenommen - drei Jahre vor 1968.
Die 'Lange Nacht' wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 24. April 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2553: Deutschlandfunk - Musicalstar und Chansonsängerin Sophie Berner, 4.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Macht und Gefahr purer Imagination

Musicalstar und Chansonsängerin Sophie Berner

Von Regina Kusch

Lied- und Folkgeschichte(n)

Freitag, 4. Mai 2018, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Diese Künstlerin will sich nicht festlegen, weder auf ein Genre noch
auf sonst irgendetwas. So vielschichtig wie das Leben zeigt sich
Sophie Berner auf der Bühne: mal lasziv und leidenschaftlich, mal
frech und fordernd, mal natürlich und nachdenklich. Vor elf Jahren
begann sie ihre Musical- und Schauspielkarriere in der Rolle der Sally
Bowles in John Kanders "Cabaret" und wurde umgehend mit Ute Lemper
verglichen. Mit ihrer ausdrucksstarken Stimme und ihrer Präsenz ist
die mittlerweile 33-Jährige zu einer gern besetzten
Musicalhauptdarstellerin geworden. Daneben hat Sophie Berner an
Soloprogrammen gearbeitet, an "Sophies Welten", "Selber eingeladen"
und ihrem aktuellen Programm "Pure Imaginationqa". Das spielt mit der
Vorstellungskraft, die Grenzen überschreiten, aber auch gefährlich
werden kann.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 24. April 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2552: WDR 3 - Konturen-Festival Brühl, Meisterkonzert, 4.5.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Konturen-Festival Brühl - Meisterkonzert

Aufnahme vom 7. April 2017 aus dem Max Ernst Museum, Brühl

WDR 3 Kammerkonzerte in NRW

Moderation: Johannes Zink

Freitag, 04.05.2018, 20.04 - 22.00 Uhr, WDR 3



Ravels Melodien aus Kindertagen und Messiaens Quartett der Gefangenen -
in Brühl wird Französische Kammermusik aus dem Umfeld zweier
Weltkriege gespielt.

In seinem einzigen Klaviertrio sucht Maurice Ravel 1914 die zeitliche
und räumliche Ferne. Die Melodien, Rhythmen und Stimmungen baskischer
Lieder durchziehen diese Komposition. Eine andere Inspiration kommt
aus exotischen Gefilden: Der zweite Satz, "Pantoum", bezieht sich auf
eine malaiische Versform, die sich um die Jahrhundertwende bei
Dichtern wie Victor Hugo und Charles Baudelaire findet. Olivier
Messiaen komponierte sein "Quatuor pour la fin du temps" 1940 unter
den schweren Bedingungen deutscher Kriegsgefangenschaft. Seine
Mitspieler sind zugleich seine Mithäftlinge: Jean Le Boulaire an der
Violine, Etienne Pasquier am Cello und Henri Akoko an der Klarinette.
Olivier Messiaen selbst übernahm den Klavierpart. "Hinfort soll keine
Zeit mehr sein" - dieser Satz aus der Offenbarung ist der gedankliche
Kern dieses Werks.

Maurice Ravel

Klaviertrio

Olivier Messiaens

"Quatuor pour la fin du temps"

Erik Schumann - Violine

Danjulo Ishizaka - Violoncello

Ralph Manno - Klarinette

Nenad Lecic - Klavier

Das Konzert zum Nachhören im WDR 3 Konzertplayer

Redaktion: Michael Breugst

 * 

Quelle:

Programmtip vom 30. April 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln
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ZAHN/272: Systematische Behandlung von Parodontopathien - Vorteil bei weiteren Therapieansätzen (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 30.04.2018

Systematische Behandlung von Parodontopathien: Vorteil bei weiteren Therapieansätzen

- Bessere Ergebnisse vor allem für Attachmentlevel

- Mehr Studien und Auswertungen



Welche Vor- und Nachteile verschiedene Behandlungen bei entzündlichen
Erkrankungen des Zahnhalteapparates (Parodontopathien) bieten, ist
Gegenstand einer Untersuchung des Instituts für Qualität und
Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG). Der Abschlussbericht liegt
nun vor. Demnach gibt es inzwischen für sechs Therapieansätze einen
Hinweis oder Anhaltspunkte für einen (höheren) Nutzen, meist in Hinblick
auf den sogenannten Attachmentlevel. Beim Vorbericht waren es lediglich
zwei Behandlungsarten gewesen. Das Bewertungsergebnis fällt nun deutlich
besser aus, weil dem Institut zusätzliche Studien zur Verfügung standen
und weitere Auswertungen möglich waren.

Im schlimmsten Fall droht Zahnverlust

Mit Parodontopathien bezeichnen Experten krankhafte Prozesse in der
Umgebung des Zahns, dem sogenannten Parodontium. Dieses umfasst
Zahnfleisch (Gingiva), Wurzelhaut, Wurzelzement und Zahnfächer (Alveolen),
also jene Vertiefungen im Kieferknochen, in denen der Zahn mit der
Zahnwurzel steckt und in Position gehalten wird.

Bei der Parodontitis, einer der häufigsten Parodontopathien, handelt es
sich um durch Bakterien hervorgerufene Entzündungen, die z. B. im
Zahnfleisch entstehen, wenn sich Essensreste beim Zähneputzen nicht aus
den Zahnfleischtaschen entfernen lassen. Ohne Behandlung können zunächst
Blutungen und Eiterungen auftreten. Langfristig kann sich der
Zahnhalteapparat abbauen, wodurch sich Zähne erst lockern und dann
ausfallen können.

Die Parodontitis tritt häufig auf: Schätzungen zufolge leiden in
Deutschland beispielsweise gut 53 Prozent der 35- bis 44-Jährigen an einer
mittelschweren Form.

Therapieansätze sind vielfältig

Inzwischen gibt es eine breite Vielfalt von Therapieansätzen. Neben
mechanischen und chirurgischen Verfahren werden u. a. Antibiotika,
Lasertherapie, fotodynamische Verfahren oder Air-Polishing-Systeme
eingesetzt. Dabei werden die Zahnfleischtaschen gereinigt, die
Wurzeloberflächen geglättet und Bakterien abgetötet oder entfernt.

Nicht alle diese Verfahren werden derzeit von der gesetzlichen
Krankenversicherung erstattet. Und für die Erstattung ist Voraussetzung,
dass die Patientinnen und Patienten aktiv mitarbeiten, d. h. ihre
Mundhygiene verbessern (Zähneputzen, Verwendung von Zahnseide usw.).

Mehr Studienergebnisse verwertbar

In den Abschlussbericht konnten die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler zum einen zusätzliche randomisierte kontrollierte Studien
(RCT) einbeziehen. Zum anderen konnten sie Daten aus bereits
eingeschlossenen Studien erstmals verwerten.

Möglich war das aus zwei Gründen: Bei der Recherche zum Vorbericht hatte
das IQWiG eine ganze Reihe von Studien identifiziert, die die passende
Fragestellung untersuchten. Allerdings waren die Ergebnisse in der Art,
wie sie in den Publikationen dargestellt waren, bei vielen Studien nicht
für die Nutzenbewertung verwertbar. Für den Abschlussbericht konnte das
nachträglich korrigiert werden. Grundlage dafür war ein bestimmter
statistischer Faktor, den ein Team der Universität Greifswald eigens für
diesen Zweck aus einer seiner epidemiologischen Studien berechnete.

Auswertung der Daten zum Attachmentlevel nun möglich

In der mündlichen Erörterung konnten sich Institut und externe Fachleute
zudem darauf verständigen, wo die Schwelle liegt, ab der ein
Behandlungseffekt als gesundheitlich relevant einzuschätzen ist. Dieser
Schwellenwert erlaubte es, Ergebnisse aus einer großen Zahl weiterer
Studien zum Endpunkt Attachmentlevel einzubeziehen. Unter Attachment
versteht man die "Anheftung", die den Zahn im Kiefer verankert. Der
Attachmentlevel gibt an, in welchem Ausmaß der Zahnhalteapparat erhalten
oder zerstört ist.

Relevante Unterschiede bei sechs Behandlungsarten

Aussagekräftige Studiendaten, die gesundheitlich relevante Unterschiede in
den Behandlungsergebnissen zeigen, gibt es nun zu insgesamt sechs
Therapieansätzen, beim Vorbericht waren es nur zwei gewesen. Und bei
diesen beiden hatte das Institut jeweils einen Anhaltspunkt ableiten
können, was besagt, dass die Aussagesicherheit relativ niedrig ist. Im
Abschlussbericht bescheinigt das IQWiG dagegen vier Therapien einen
Anhaltspunkt, zwei weiteren sogar einen Hinweis auf einen (höheren)
Nutzen.

Konnte zunächst fast ausschließlich der Endpunkt Gingivitis, also
Zahnfleischentzündung, beurteilt werden, ist das nun auch für alle Studien
beim Attachmentlevel möglich.

GMT: Hinweis statt Anhaltspunkt für Nutzen

Verbessert hat sich das Bewertungsergebnis insbesondere bei der
geschlossenen mechanischen Therapie (GMT) im Vergleich zu keiner
Behandlung. Bei der GMT werden Zahnstein und Bakterien mit geeigneten
Instrumenten aus den Zahnfleischtaschen entfernt und die Wurzeloberflächen
geglättet. Hier sieht das IQWiG angesichts des höheren Attachmentgewinns
nun einen Hinweis auf einen Nutzen, im Vorbericht war es noch ein
Anhaltspunkt gewesen.

Kombiniert mit einer systemischen Antibiotikatherapie, sind die
Behandlungsergebnisse besser als bei einer alleinigen GMT. Auch hier ist
das Attachmentlevel ausschlaggebend für den Hinweis auf einen höheren
Nutzen. Bei lokal verabreichten Antibiotika sind dagegen keine
Unterschiede zwischen den Studienarmen erkennbar.

Chirurgische Maßnahmen ohne Vorteil

Jeweils einen Anhaltspunkt für einen höheren Nutzen lassen vier weitere
Vergleiche erkennen, wobei Laserbehandlung und ein spezielles
fotodynamisches Verfahren sowie Mundhygiene-Schulungen zum Einsatz kommen,
meist zusätzlich zur GMT.

Lediglich bei der chirurgischen Taschenelimination (CTE) manifestiert sich
in den Studienergebnissen ein Nachteil (geringerer Nutzen) der Behandlung.
Das gilt für die Kombination mit der GMT gegenüber der GMT allein.

Weiterhin kaum Daten zu Zahnverlust oder Nebenwirkungen

Auch die neu verfügbaren Daten, aus denen sich Aussagen zu Nutzen oder
Schaden ableiten lassen, beziehen sich ausschließlich auf "Gingivitis" und
"Attachmentlevel". Zu wichtigen anderen Kriterien, wie etwa Zahnverlust,
Nebenwirkungen der Behandlung oder Lebensqualität enthalten die Studien
nur vereinzelte Angaben.

Und weiterhin gibt es keine Evidenz zur strukturierten Nachsorge in Form
von Unterweisungen zur Mundhygiene und einer regelmäßigen instrumentellen
Reinigung. Für 2018 ist jedoch die Publikation einer wahrscheinlich
maßgeblichen, mit über 1800 Teilnehmerinnen und Teilnehmern auch relativ
großen Studie angekündigt (IQuaD). Das Institut könnte dann diese Daten
ergänzend bewerten.

Stellungnahmeverfahren konstruktiv genutzt

"Unsere Appelle zeigten zu unserer Freude Wirkung: Studienautorinnen und
andere Wissenschaftler haben das Stellungnahmeverfahren genutzt, um ihre
Expertise konstruktiv einzubringen", erklärt Martina Lietz, Zahnärztin und
Projektleiterin des Berichts im Ressort Nichtmedikamentöse Verfahren. "Wir
begrüßen diese Kooperation. Die zunächst sehr harsche Kritik an unserem
Vorbericht ließ das nicht unbedingt erwarten", so Martina Lietz. "Die
Evidenz ist nun insgesamt besser, wenn auch bei Weitem noch nicht
ausreichend."

Zum Ablauf der Berichtserstellung

Die vorläufigen Ergebnisse, den sogenannten Vorbericht, hatte das IQWiG im
Januar 2017 veröffentlicht und zur Diskussion gestellt. Nach dem Ende des
Stellungnahmeverfahrens wurde der Vorbericht überarbeitet und als
Abschlussbericht im März 2018 an den Auftraggeber versandt. Die
eingereichten schriftlichen Stellungnahmen werden in einem eigenen
Dokument zeitgleich mit dem Abschlussbericht publiziert. Der Bericht wurde
gemeinsam mit externen Sachverständigen erstellt.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.iqwig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)

Dr. Anna-Sabine Ernst, 30.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ZAHN/271: Treue Parodontitispatienten behalten ihre Zähne länger (idw)


Justus-Liebig-Universität Gießen - 02.05.2018

Treue Parodontitispatienten behalten ihre Zähne länger

Gießener Medizinpsychologin erstellt Studien für Institut der Deutschen
Zahnärzte - Teilnahme an Nachsorgeuntersuchungen erhöht Behandlungserfolg
bei Parodontitis



Wie steht es um die Sicherung des Behandlungserfolgs bei Parodontitis,
also der Erkrankung, die im Erwachsenenalter am häufigsten zu Zahnverlust
führt? Welche Bedeutung hat das Patientenverhalten hierfür? Im Auftrag des
Instituts der Deutschen Zahnärzte (IDZ) ist die JLU-Medizinpsychologin
Prof. Dr. Renate Deinzer gemeinsam mit ausgewiesenen parodontologischen
Experten dieser Frage nachgegangen. In drei parallelen Literaturstudien
analysierten sie den Stand der Erkenntnis hinsichtlich der Bedeutung der
Mundhygiene, der Teilnahme an Nachsorgeuntersuchungen und des Rauchens für
den Erfolg der Parodontitistherapie.

Dass eine effektive Mundhygiene zentral für den Behandlungserfolg ist,
konnten die Autorinnen und Autoren dabei voraussetzen. Hier galt es zu
klären, wie die Mundhygiene von Parodontitispatienten am besten verbessert
werden kann. Dazu gibt es erstaunlich wenige aussagekräftige Studien.
Diese liefern im Gesamtergebnis erste Hinweise darauf, dass komplexe und
umfassende Interventionen, etwa im Sinne einer Patientenschulung,
erfolgreicher sind als einfache Hygieneunterweisungen.

Die so genannte unterstützende Parodontitistherapie verfolgt das Ziel,
durch regelmäßige Betreuung des Patienten über Jahre hinweg den
parodontalen Behandlungserfolg auf Dauer zu sichern. Insofern verlangt sie
vom Patienten ein hohes Maß an Therapietreue. Diese scheint sich
allerdings auch auszuzahlen. Das Ergebnis der Metastudie zeigt einen
klaren Zusammenhang zwischen der Therapietreue und der Vermeidung des
Zahnverlusts. Dennoch merken die Autoren kritisch an, dass vorausschauende
Studien auf hohem Evidenzniveau noch fehlen, um tatsächlich von einem
ursächlichen Zusammenhang zwischen Therapietreue und niedriger
Zahnverlustrate sprechen zu können.

Dass Rauchen die parodontale Gesundheit beeinträchtigt, ist ebenfalls
unumstritten. Inwieweit es aber auch den Behandlungserfolg bei einer
Parodontitistherapie beeinträchtigt, ist bislang kaum untersucht. In ihrer
Literaturübersicht finden die Autoren zwar einige erste
Zusammenhangsanalysen, die auch einen Trend in die erwartete Richtung
zeigen, aber noch nicht ausreichen, um zu eindeutigen Schlussfolgerungen
zu kommen.

In der Summe kommen die Autorinnen der drei Literaturstudien zu dem
Ergebnis, dass es in allen drei Bereichen noch erheblichen
Forschungsbedarf gibt. Sie zeigen deswegen in ihren Literaturanalysen auch
auf, wie entsprechende Studien aussehen müssen und welches
Forschungsinvestment hier nötig sein wird. Einzelne
Forschungseinrichtungen können derart komplexe Studien allein weder
organisatorisch noch finanziell stemmen, da große Probandenkollektive über
einen langen Zeitraum beobachtet werden müssen. "Da es sich bei der
Parodontitis um weltweit die siebthäufigste chronische Erkrankung handelt,
ist es nicht nur aus wissenschaftlicher Sicht, sondern auch aus dem
Blickwinkel der öffentlichen Gesundheitsfürsorge von großem Interesse,
dass hierfür entsprechende öffentliche Forschungsgelder bereitgestellt
werden", sagt Prof. Deinzer.


Publikationen

Renate Deinzer, Christof E. Dörfer und Sonja Sälzer: Sicherung des
parodontalen Behandlungserfolgs - Stand der Forschung und
Forschungsbedarf. 

Literatur-Trilogie, Teil 1: 

Die individuelle
Mundhygiene. In: Zahnmedizin, Forschung und Versorgung. Das Online-Magazin
des Instituts der Deutschen Zahnärzte 2018-1

https://www.idz.institute/publikationen/online-journal-zahnmedizin-versorgung-und-forschung/detail/sicherung-des-parodontalen-behandlungserfolgs-stand-der-forschung-und-forschungsbedarf.html

Renate Deinzer und Peter Eickholz: Sicherung des parodontalen
Behandlungserfolgs - Stand der Forschung und Forschungsbedarf. Literatur-
Trilogie, Teil 2: 

Die unterstützende Parodontitistherapie. In:
Zahnmedizin, Forschung und Versorgung. Das Online-Magazin des Instituts
der Deutschen Zahnärzte 2018-1

https://www.idz.institute/publikationen/online-journal-zahnmedizin-versorgung-und-forschung/detail/sicherung-des-parodontalen-behandlungserfolgs-stand-der-forschung-und-forschungsbedarf-1.html

Renate Deinzer und Christoph Ramseier: Sicherung des parodontalen
Behandlungserfolgs - Stand der Forschung und Forschungsbedarf. Literatur-
Trilogie, Teil 3: 

Die Bedeutung des Rauchens. In: Zahnmedizin, Forschung
und Versorgung. Das Online-Magazin des Instituts der Deutschen Zahnärzte
2018-1

https://www.idz.institute/publikationen/online-journal-zahnmedizin-versorgung-und-forschung/detail/sicherung-des-parodontalen-behandlungserfolgs-stand-der-forschung-und-forschungsbedarf-2.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, Lisa Dittrich, 02.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/3829: DNA-Kopierer arbeitet auch als Schredder (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 30.04.2018

DNA-Kopierer arbeitet auch als Schredder



Ein internationales Forscherteam hat in den Kraftwerken der Zelle, den
Mitochondrien, eine unerwartete Entdeckung gemacht: Ein Enzym, das dort
für die Vervielfältigung der DNA zuständig ist, kann zusätzlich defekte
DNA abbauen. Diese Doppelfunktion lässt sich eventuell für die Therapie
bestimmter Formen der Epilepsie nutzen. An der Studie unter Federführung
der Universität Bonn waren auch Forscher der Universitäten Cambridge und
Köln maßgeblich beteiligt. Die Ergebnisse erscheinen nun in der
renommierten Fachzeitschrift Nature Communications.

Mitochondrien sind Kraftwerke im Miniformat: Sie erzeugen Energie und
sorgen so dafür, dass die Zellen ihre Funktionen erfüllen können. Die
meisten Zellen enthalten zahlreiche Mitochondrien - manche sogar mehrere
tausend. Die Zellkraftwerke verfügen über eine eigene DNA. In ihr ist die
Bauanleitung verschiedener Enzyme gespeichert, die für die
Energiegewinnung benötigt werden. Mitunter kann es zu Mutationen dieser
DNA kommen. Die Mitochondrien können dann unter Umständen keine Energie
mehr erzeugen. Je nach Zelltyp, in dem sie aktiv sind, können die
Auswirkungen gravierend sein. In den Nervenzellen des Gehirns können
mitochondriale Mutationen zum Beispiel Epilepsien auslösen.

Wissenschaftler suchen daher nach Methoden, die fehlerhafte DNA gezielt zu
zerstören. Die verbliebenen intakten DNA-Moleküle könnten sich dann durch
Teilung vermehren und in die Bresche springen. "Das ist ein neuer
therapeutischer Ansatz, der im Moment erprobt wird", erklärt Prof. Dr.
Wolfram Kunz vom Institut für Experimentelle Epilepsie und
Kognitionsforschung der Universität Bonn.

Zuerst die Schere, dann der Schredder

Die Forscher setzen dabei auf ein trickreiches Verfahren: Sie schleusen
eine molekulare Schere in die Zellkraftwerke ein, die mutierte DNA
erkennen und zerschneiden kann. Normalerweise ist mitochondriale DNA
ringförmig. Durch den Schnitt wird der Ring jedoch geöffnet, und es
entsteht eine Art Faden. Dieser wird dann in einem zweiten Schritt
vollständig abgebaut. "Welche Komponenten für den Abbau verantwortlich
sind, war allerdings bislang unbekannt", betont Kunz.

Die neue Studie gibt darauf nun eine etwas überraschende Antwort. Wenn
sich ein Mitochondrium teilt, wird von seiner DNA eine Abschrift erstellt,
die dann das neue Mitochondrium erhält. Das Enzym, das diese Kopie
erstellt, heißt DNA-Polymerase Gamma. "Wir konnten zeigen, dass diese
Polymerase nur bei ringförmiger DNA als Kopierer fungiert", erklärt Kunz:
"Wenn sie auf fadenförmige DNA stößt, zerlegt sie diese dagegen - sie wird
also zum Schredder."

Biologische Backspace-Taste

Die DNA-Polymerase Gamma verfügt nämlich über eine Korrekturlese-Funktion
- eine Art biologische Backspace-Taste: Wenn die Polymerase bei der
Abschrift einen Fehler macht und bildlich gesprochen einen falschen
Buchstaben einbaut, merkt sie das direkt und entfernt ihn wieder. Dieser
Mechanismus wird bei fadenförmiger DNA gewissermaßen zweckentfremdet: Die
Polymerase nutzt ihn dann, um den Erbgut-Faden in Zusammenspiel mit zwei
weiteren Enzymen restlos abzubauen.


Publikation: 

Viktoriya Peeva, Daniel Blei, Genevieve Trombly, Sarah Corsi,
Maciej Szukszto, Pedro Rebelo-Guiomar, Payam A. Gammage, Alexei P. Kudin,
Christian Becker, Janine Altmüller, Michal Minczuk, Gábor Zsurka & Wolfram
S. Kunz: Linear mitochondrial DNA is rapidly degraded by components of the
replication machinery; Nature Communications; 

DOI:
10.1038/s41467-018-04131-w
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GESCHICHTE/621: Genetische Veranlagung für Lepra bei Europäerinnen und Europäern identifiziert (Uni Kiel)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 30. April 2018

Genetische Veranlagung für Lepra bei Europäerinnen und Europäern identifiziert

Erste Fall-Kontroll-Studie an mittelalterlichem Erbgut bietet neue
Erkenntnisse über historische Epidemien und deren mögliche
Auswirkungen auf heutige Entzündungskrankheiten



Lepra war bis ins späte Mittelalter weit verbreitet. Im 16.
Jahrhundert verschwand die ansteckende Infektionskrankheit fast
vollständig aus Europa, noch bevor Antibiotika für die medizinische
Behandlung erfunden waren. Die genetische Ausstattung des Bakteriums
Mycobacterium leprae änderte sich im Laufe der Zeit nicht wesentlich,
stattdessen wird nun vermutet, dass sich das Genom von Europäerinnen
und Europäern angepasst hat. Zu diesem Ergebnis kommt ein
internationales Forschungsteam unter Leitung von Professor Ben
Krause-Kyora vom Institut für Klinische Molekularbiologie (IKMB) der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU). Unterstützt wurde das
Forschungsprojekt insbesondere von der Graduiertenschule "Human
Development in Landscapes" sowie dem Exzellenzcluster "Inflammation at
Interfaces" (Entzündungsforschung). Ihre Erkenntnisse veröffentlichte
die Forschungsgruppe, die auch aus Mitgliedern des Kiel Evolution
Center (KEC) besteht, in der renommierten Fachzeitschrift Nature
Communications.

Weltweit erkranken jedes Jahr noch über 200.000 Menschen an der
inzwischen heilbaren Krankheit, vor allem in Brasilien, Indien und
Indonesien. Während der Epidemie im europäischen Mittelalter wurden
Betroffene in Pflegeeinrichtungen isoliert und auf separaten
Friedhöfen begraben. Die Knochen von 85 besonders schwerwiegenden
Lepra-Fällen aus dem 12. und 13. Jahrhundert in Odense, Dänemark,
dienten dem Forschungsteam als Ausgangsmaterial für die weltweit erste
auf alter DNA (aDNA) basierende Fall-Kontroll-Studie. Ihre Proben
verglichen sie mit Proben von 223 mittelalterlichen dänischen und
norddeutschen Skeletten, die keine Spuren von Lepra aufwiesen.
Professorin Almut Nebel (IKMB), Professor Jesper L. Boldsen von der
Universität Süddänemark und Dr. Tobias Lenz vom Max-Planck-Institut
für Evolutionsbiologie in Plön beteiligten sich maßgeblich an der
Arbeit. Auch Wissenschaftler der Universität zu Köln waren Teil des
Teams. Gemeinsam wollten sie herausfinden, wie die Krankheit aus
Europa verschwand und wie sich diese Entwicklung genetisch auf uns
auswirkte.

Anders als in der modernen Genetik gibt es für die Untersuchung von
aDNA keine automatisierten Methoden. Um das Archivmaterial aus
Ausgrabungen zu untersuchen, war also "Handarbeit" gefragt, wie
Krause-Kyora berichtet. Die Forschenden befreiten die Proben aus
Odense und vom Landesmuseum Schloss Gottorf zunächst von jeglichen
Verunreinigungen. Etwa 50 bis 100 Milligramm Material von Zähnen und
Schädelknochen wurden anschließend im Labor für Alte DNA analysiert.
In den Zähnen fanden die Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen bis
zu fünf Prozent menschlicher DNA, die pathogene Lepra-DNA lag sogar
nur im Promillebereich vor. "Dies ist tatsächlich eine ordentliche
Ausbeute. Wir hatten eine hohe Erfolgsquote, weil das Material sehr
gut erhalten ist", freut sich Krause-Kyora, der als aDNA-Experte auch
Mitantragsteller beim Verbundprojekt ROOTS der aktuellen
Exzellenzstrategie der CAU ist.

Ihre Analysen zeigen, dass eine bestimmte Variante des Immun-Gens
HLA-DRB1 die Menschen anfälliger für Lepra machte. Dadurch, dass die
Menschen isoliert wurden und aufgrund der Erkrankung keine Nachkommen
bekommen konnten, gaben sie diesen Risikofaktor nicht weiter. "Die
Anpassung des Menschen an dieses Bakterium über Jahrhunderte könnte
dazu geführt haben, dass die Krankheit langsam verschwand", erklärt
Krause-Kyora, "Dies spricht dafür, dass die Lepra und auch andere
Epidemien der Vergangenheit die heutige Zusammensetzung unseres Genoms
nachhaltig beeinflussten."

Die HLA-Variante wird heute mit dem Auftreten von
Entzündungskrankheiten in Verbindung gesetzt, wie Sarkoidose, Colitis
ulcerosa, Multiple Sklerose oder auch Typ 1 Diabetes. Das HLA-Antigen
führt unter anderem zur Erkennung von Bakterien und löst eine gezielte
Immunreaktion des Körpers aus. Besonders schlecht gelingt diese
Aufgabe der identifizierten HLA-Variante beim Leprabakterium. Somit
kommt es möglicherweise zu einer weniger erfolgreichen Immunreaktion.
"Neben der Genetik spielen auch Umweltfaktoren eine wichtige Rolle bei
der Entstehung der Erkrankungen", sagt Krause-Kyora. "Dennoch ist die
Erforschung von historischen Krankheitsursachen entscheidend, um die
Wechselwirkungen zwischen Krankheitserregern und Mensch, und die
daraus resultierenden Veränderungen in unserem Genom über die Zeit, zu
verstehen. Hierbei stellt unsere Studie einen enormen Fortschritt
dar", ergänzt Lenz, Leiter der Forschungsgruppe Evolutionäre
Immungenomik am MPI für Evolutionsbiologie in Plön. Die Untersuchung
von weiteren Genen des Menschen sei erforderlich.

Schon jetzt konnte das Team zehn komplette Lepra-Genome sequenzieren,
die belegen, dass die Diversität des Bakteriums in Odense sehr hoch
war. Das heißt, dass mit infizierten Trägern nicht nur ein
Bakterienstamm nach Dänemark gelangt ist, sondern mehrere aus
unterschiedlichen Gegenden. "Eine große Überraschung", wie
Krause-Kyora betont, denn bisher wussten sie nur von einem
Bakterienstamm in der Region. In Zukunft möchte das Team weitere
Erkrankungen des Mittelalters in verschiedenen Bevölkerungsgruppen
erforschen und dadurch verfolgen, wie sich das Erbgut von
Europäerinnen und Europäern verändert hat.


Originalpublikation:

Ancient DNA study reveals HLA susceptibility locus for leprosy in
medieval Europeans. Ben Krause-Kyora, Marcel Nutsua, Lisa Boehme,
Federica Pierini, Dorthe Dangvard Pedersen, Sabin-Christin Kornell,
Dmitriy Drichel, Marion Bonazzi, Lena Möbus, Peter Tarp, Julian Susat,
Esther Bosse, Beatrix Willburger, Alexander H. Schmidt, Jürgen Sauter,
Andre Franke, Michael Wittig, Amke Caliebe, Michael Nothnagel, Stefan
Schreiber, Jesper L. Boldsen, Tobias L. Lenz & Almut Nebel, 

Nature Communications (2018) 

http://dx.doi.org/10.1038/s41467-018-03857-x
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HYGIENE/127: "Hygienemaßnahmen zur Infektionsvermeidung konsequent umsetzen und besser vergüten" (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 3. Mai 2018

"Hygienemaßnahmen zur Infektionsvermeidung konsequent umsetzen und besser vergüten"

BVMed zum Welt-Händehygienetag



Berlin | Um einen effektiven Infektionsschutz zu gewährleisten,
sollten nach Ansicht des Bundesverbandes Medizintechnologie, BVMed,
Hygienemaßnahmen extrabudgetär vergütet werden. Die Vermeidung von
Krankenhausinfektionen beginnt dabei mit einer konsequenten
Händedesinfektion, sagte BVMed-Geschäftsführer und Vorstandsmitglied
Joachim M. Schmitt zum Welt-Händehygienetag am 5. Mai 2018. Wie die
Händedesinfektion korrekt durchgeführt werden sollte, zeigt der BVMed
auf einer Infografik unter 

www.krankenhausinfektionen.info/haendedesinfektion 

(http://www.krankenhausinfektionen.info/haendedesinfektion).

Die konsequente Umsetzung von Hygienemaßnahmen ist das effektivste
Mittel zur Vermeidung von Krankenhausinfektionen. Das beginnt mit der
Prävention durch eine konsequente Händedesinfektion sowie Maßnahmen
bei Krankenbehandlung, Operation und postoperativer Versorgung. "Das
derzeitige Vergütungssystem setzt jedoch Anreize, Hygieneaufwendungen
zu minimieren", bemängelt der BVMed. Um einen effektiven
Infektionsschutz zu gewährleisten, sollten deshalb Hygienemaßnahmen
analog zu den Empfehlungen der Kommission für Krankenhaushygiene und
Infektionsprävention (KRINKO) beim Robert Koch Institut (RKI)
extrabudgetär vergütet werden.

Informationen zu den Ursachen von Krankenhausinfektionen und
Schulungsmaterial zu präventiven Maßnahmen stellt der BVMed auf dem
Themenportal unter 

www.krankenhausinfektionen.info 

(http://www.krankenhausinfektionen.info) zur Verfügung.


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 31/18

https://www.bvmed.de/hygienemassnahmen-zur-infektionsvermeidung-konsequent-umsetzen-und-besser-vergueten
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DEPRESSION/182: Forscher entdecken 30 neue Gene für Depression (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 26.04.2018

Forscher entdecken 30 neue Gene für Depression



Ein internationales Forscher-Konsortium entdeckte unter Beteiligung der
Universität Bonn insgesamt 30 neue Genorte, die mit schwerer Depression in
Zusammenhang stehen. Darüber hinaus bestätigten die Wissenschaftler 14
weitere Gene, die bereits vorher für diese psychische Störung
identifiziert worden waren. Das Konsortium griff insgesamt auf die
genetischen Daten von 135.000 Erkrankten und mehr als 344.000
Kontrollpersonen zurück.

Negative Gedankenschleifen, schwindender Antrieb und Todesgedanken sind
typisch für die Depression. Die Folgen der Erkrankung, zum Beispiel
Arbeitsunfähigkeit, stationäre Behandlungen und Frühverrentungen, haben in
den letzten Jahren deutlich zugenommen. "Das persönliche Leid der
Betroffenen und die volkswirtschaftlichen Folgen sind dramatisch", sagt
Prof. Dr. Markus Nöthen, Direktor des Instituts für Humangenetik am
Universitätsklinikum Bonn. "Die vorhandenen Medikamente helfen nicht bei
allen Patienten, der Forschungsbedarf ist deshalb groß."

Ein erblicher Zusammenhang ist offenkundig, auch wenn er nur mit großem
Aufwand nachzuweisen ist. "Viele Prozesse im Gehirn sind an der Depression
beteiligt, die Beiträge einzelner Gene sind deshalb gering", sagt Dr.
Andreas Forstner, der zusammen mit Prof. Nöthen die an der Studie
beteiligte Bonner Arbeitsgruppe leitet. Damit die Verdachtsregionen auf
dem Erbgut nicht im Grundrauschen genetischer Unterschiede untergehen,
brauchen die Wissenschaftler eine möglichst große Stichprobe, um die
einzelnen beteiligten Gene sicher nachzuweisen.

Das internationale Psychiatric Genomics Consortium (PGC) fügte alle
verfügbaren Gen-Daten zusammen und wertete sie in einer einzigen Datenbank
mit mehr als 135.000 Patienten aus. Die DNA der an Depression Erkrankter
wurde mit dem Erbgut von 344.000 Kontrollpersonen abgeglichen. Bei der
statistischen Auswertung schälten sich insgesamt 44 Verdachtsregionen
heraus, die mit der psychischen Störung in Zusammenhang stehen. Davon
handelt es sich um 30 neu entdeckte Genorte für Depression. 14
Erbgutregionen, die Forscher bereits vorher entschlüsselt haben, wurden
darüber hinaus bestätigt.

An der Studie arbeiteten mehr als 200 Wissenschaftler weltweit

Mehr als 200 Wissenschaftler weltweit arbeiteten in der groß angelegten
Studie mit. "Viele Umweltfaktoren tragen zur Depression bei, aber die
Identifikation der genetischen Faktoren stößt die Türen zu den
biologischen Ursachen auf", sagt Dr. Naomi Wray von der University of
Queensland in Australien, die zusammen mit Dr. Patrick F. Sullivan,
Direktor des Zentrums für Psychiatrische Genomik an der University of
North Carolina School of Medicine (USA), die Studie leitete. "Mit weiterer
Forschung sollte es möglich werden, neue Therapien zur Behandlung der
schweren Depression zu entwickeln", sagt Sullivan.

Die Wissenschaftler vom Universitätsklinikum Bonn trugen mit der
Untersuchung des Erbguts von fast 600 Patienten und rund 1.000
Kontrollpersonen zur Studie bei. Für Prof. Nöthen sind die neuen
Erkenntnisse ein großer Schritt: "Jedes zusätzlich identifizierte Gen, das
mit der schweren Depression zusammenhängt, trägt zur Aufklärung der
zugrundeliegenden biologischen Mechanismen dieser verbreiteten Erkrankung
bei."


Publikation: 

Genome-wide association analyses identify 44 risk variants and refine the genetic architecture of major depression, 

Nature Genetics,

DOI: 10.1038/s41588-018-0090-3
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HERZ/1064: Forschung - Nano-Drähte auf Stents sollen Kindern mit Herzfehler unnötige Eingriffe ersparen (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 27.04.2018

Nano-Drähte auf Stents sollen Kindern mit Herzfehler unnötige Eingriffe ersparen

Forscher der Universität des Saarlandes entwickeln neue Beschichtung für
Stents bei Kindern. Gerd Killian-Projektförderung vergeben



Ist bei Kindern mit angeborenem Herzfehler ein operativer Eingriff
notwendig, können Gefäßstützen (Stents), die kathetergestützt eingebracht
werden, helfen den optimalen Zeitpunkt für die herzchirurgische Operation
hinauszuzögern, bis das Kind die OP besser verträgt. Jedes Jahr kommen in
Deutschland rund 6.500 Kinder mit einem angeborenen Herzfehler zur Welt.
Statistisch gesehen sind Fehlbildungen des Herzens damit die häufigste
Organfehlbildung. Dank des medizinischen Fortschritts erreichen heute rund
90 % dieser Kinder das Erwachsenenalter. (Infos: www.kinderherzstiftung.de).

Ein Forscherteam um den Kinderkardiologen Dr. med. Axel Rentzsch vom
Universitätsklinikum des Saarlandes in Homburg/Saar (UKS) hat für
Kinder-Stents und künstliche Herzklappen eine neue Beschichtung, eine Matrix aus
Nano-Drähten, entwickelt. Der große Vorteil: Sie verträgt sich sehr gut
mit dem Blut. Infolgedessen kann z. B. das Risiko von Blutgerinnseln in
den Herzkranzgefäßen oder an den Herzklappen eines Kindes verringert
werden. Dies haben Untersuchungen der UKS-Forscher gezeigt. "Mit der
Förderung dieser wichtigen Arbeit könnten den betroffenen Kindern
vermeidbare Eingriffe und damit verbundene Risiken erspart bleiben",
betont Prof. Dr. med. Thomas Meinertz, Vorsitzender der Deutschen
Herzstiftung, zur Vergabe der "Gerd Killian-Projektförderung" (59.900
Euro) für das Vorhaben.* Aktuelle Tests in echten Gefäßen werden im Rahmen
der Projektförderung finanziell unterstützt. Die Forschungsarbeiten sind
von großer Bedeutung. "Implantate haben insbesondere bei der Behandlung
von Kindern mit angeborenen Herzfehlern einen großen Stellenwert. Sie
tragen dazu bei, dass die meisten von ihnen das Erwachsenenalter
erreichen", betont Dr. Rentzsch. Ist etwa die Pulmonalklappe (Verbindung
von der rechten Herzkammer zur Lungenarterie) verschlossen, kann das
lebensbedrohlich werden. Ein Stent könnte die OP um Monate oder sogar
Jahre hinauszögern. "So könnte diese bei betroffenen Kindern erst später
im Leben erfolgen. Möglicherweise sind sogar weniger Eingriffe nötig."

Welche Stent-Beschichtung verträgt sich dem Blut eines Kindes?
Doch bislang sind die Stents für Kinder, die in der Regel aus rostfreiem
Stahl, Titan, einer Nickel-Titan- oder einer anderen Legierung bestehen,
nicht beschichtet. Das Problem: Das Blut von Kindern reagiert sehr stark
auf die Oberflächen von Fremdmaterial. "Sobald das Blut mit dem fremden
Material in Berührung kommt, wird die Gerinnung aktiviert. Deswegen
wollten wir eine Beschichtung entwickeln, die sich mit dem Blut verträgt."

Ein Netz, das Leben retten kann

Wie ein Netz unordentlich verwobener Mini-Spaghetti sehen die Nano-Drähte
unter dem Elektronenmikroskop aus: Sie sind so winzig klein, dass man sie
nur mit dem Spezialmikroskop erkennen kann ("Nano" kommt vom Griechischen
nanos, der Zwerg). Jeder einzelne Nano-Draht ist hauchdünn und besteht
innen aus Aluminium. Darüber liegt eine dünne Schicht Aluminiumoxid, also
oxidiertes Aluminium, und obenauf ein Polymer, ein spezieller chemischer
Stoff aus Makromolekülen. So komplex und doch so klitzeklein ist das Netz,
das Leben retten kann.

Die Nano-Drähte schützen vor Blutgerinnseln

Fast zehn Jahre hat ein Team aus Materialforschern, Chemikern, Biologen
und Medizinern der Universität des Saarlandes an der Matrix aus
Nano-Drähten gearbeitet. "Es wurden verschiedene Oberflächen verändert und in
verschiedenen Zellkulturen auf die Bioverträglichkeit geprüft", sagt Prof.
Dr. med. Hashim Abdul-Khaliq, Direktor der Klinik für Pädiatrische
Kardiologie am UKS. Die Wissenschaftler fanden heraus, dass das Netz aus
den Drähten sich sehr gut mit Zellen verträgt und extrem blutabweisend
ist. "Wir haben auch getestet, wie sie sich mit Blut verträgt", erklärt
der Kinderherzspezialist. Das Resultat: "Es haben sich fast gar keine
Blutplättchen angelagert." Das heißt, die Gefahr, dass sich Blutgerinnsel
bilden und den Stent verstopfen, ist sehr gering. Der zweite Vorteil:
Endothelzellen, die im menschlichen Körper Blut- und Lymphgefäße
auskleiden, fühlen sich auf der neuen Beschichtung ausgesprochen wohl.
"Sie wachsen darauf gut und schnell", betont Prof. Abdul-Khaliq. Glatte
Muskelzellen dagegen, die Hohlorgane und Gefäße umgeben, gedeihen kaum auf
den Nano-Drähten. Das ist deshalb so bedeutend, weil sie es sind, die ein
Blutgefäß erneut verengen und es damit zu einer Restenose kommt. Aufgrund
dieser vielversprechenden Ergebnisse wurde die neu entwickelte
Beschichtung der Saarländer Forscher patentiert. Im Tiermodell wollen die
Forscher nun testen, wie sich ihre Innovation in echten Gefäßen bewährt.
(weg)


*Projekttitel: "In vivo und molekulare Untersuchung von neuartigen
beschichteten Stents für die Anwendung bei kleinen Kindern mit angeborenem
Herzfehler"

Die Gerd Killian-Projektförderung wurde Mitte Februar anlässlich der
gemeinsamen Jahrestagung der Kinderkardiologen und Herzchirurgen in
Leipzig von der Deutschen Herzstiftung sowie der Deutschen Gesellschaft
für pädiatrische Kardiologie (DGPK) vergeben. Gefördert werden junge
Wissenschaftler mit patientennahen Forschungsvorhaben in der
Kinderkardiologie oder Herzchirurgie. Benannt ist die Förderung nach Gerd
Killian, der bereits in jungen Jahren am plötzlichen Herztod verstarb.
Seine Mutter, Doris Killian, vermachte ihr Vermögen der Deutschen
Herzstiftung und verfügte in ihrem Testament, dass die Erträge ihres
Vermögens der Erforschung angeborener Herzfehler zugutekommen sollen.
Einzelheiten zur Projektförderung und ein Antragsformular finden Bewerber
online unter 

www.herzstiftung.de/gerd-killian.php

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.kinderherzstiftung.de

http://www.herzstiftung.de

http://www.herzstiftung.de/gerd-killian.php

http://www.herzstiftung.de/presse/bildmaterial/forschung-dr-rentzsch-2018.jpg

http://www.herzstiftung.de/presse/bildmaterial/forschung-killianfoerderung-2018.jpg

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment65427

PM_Stent-Beschichtung für Kinder mit angeb Herzfehler_2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung

Michael Wichert, 27.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





LUNGE/265: Besser gerüstet im Kampf gegen Lungenkrebs (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 30.04.2018

Besser gerüstet im Kampf gegen Lungenkrebs



Lungenkrebs ist die dritthäufigste Krebserkrankung in Deutschland, sowohl
Männer wie auch Frauen erkranken daran. Doch Immuntherapien sind nur in 20
Prozent der Fälle erfolgreich. Wissenschaftler der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU) haben eine spezielle Schaltstelle
entdeckt, die das Tumorwachstum bei Lungenkrebs reguliert. Dies eröffnet
neue Möglichkeiten bei der Behandlung von Lungenkrebspatienten. Die
Ergebnisse wurden in der Fachzeitschrift Oncoimmunology veröffentlicht.*

Das Immunsystem bekämpft nicht nur Krankheitserreger, sondern ist auch
fähig, krankhaft veränderte Zellen zu erkennen und zu beseitigen.
"Manchmal antwortet das Immunsystem auf den Lungenkrebs, manchmal versagt
die körpereigene Immunabwehr - und der Krebs gewinnt", sagt Prof. Dr.
Susetta Finotto, Leiterin der Molekular-Pneumologischen Abteilung des
Universitätsklinikums Erlangen. Warum bei Lungentumorpatienten die
Immunantwort ausgeschaltet ist, ist bislang nicht hinreichend erforscht.

Auf Tumorzellen reagiert der Körper normalerweise mit einer Immunantwort.
Zur Tumorabwehr trägt dabei ein wichtiges Signalmolekül bei, der
sogenannte Transkriptionsfaktor T-bet, wobei T-Helferzellen der Gruppe 1
(Th1-Zellen) und CD8 T-Zellen (die Tumorzellen bekämpfen) gebildet werden.
Fehlt in Immunzellen T-bet, wächst der Lungentumor. Dies hat das
Wissenschaftlerteam um Prof. Dr. Susetta Finotto bereits in früheren
Untersuchungen nachgewiesen.

In einer aktuellen Studie untersuchte nun Dr. Katharina Kachler im Rahmen
ihrer Dissertation im Team von Prof. Susetta Finotto die Rolle von
sogenannten T-reg-Zellen bei Lungenkrebs genauer. Durchgeführt wurde die
translationale Studie in Kooperation mit Dr. Denis Trufa und Prof. Dr.
Horia Sirbu, beide von der Thoraxchirurgischen Abteilung des
Universitätsklinikums Erlangen.

T-reg-Zellen sind bei der Regulierung des Immunsystems von besonderer
Bedeutung. Während T-reg-Zellen bei der Verhinderung von
Entzündungsreaktionen der Lunge eine wichtige Rolle spielen, ist ihre
Funktion bei Lungenkarzinomen unzureichend untersucht. Bisherige
Untersuchungen zeigten jedoch, dass T-reg-Zellen die Anti-Tumor-Antwort
des Körpers unterdrücken und somit das Tumorwachstum fördern.

Nun fanden die Forscher heraus, dass der Lungentumor in der Lage ist, die
Immunantwort umzuprogrammieren: Er produziert den Botenstoff TGF-beta, -
ein Protein, dass das Zellwachstum reguliert - und induziert in der
Umgebung T-reg-Zellen. Dies bedeutet, dass Zellen nicht gegen den Krebs
aktiv werden, sondern umgekehrt das Tumorwachstum gefördert wird. "Es
werden genau die Th1-Zellen mit T-bet ausgeschaltet, die für die
Anti-Tumor-Immunabwehr zuständig sind", sagt Prof. Susetta Finotto.

"Diese neu identifizierte TGF-beta-abhängige Schaltstelle bei Lungenkrebs
hat eine wichtige Bedeutung für die Regulation von Tumorwachstum in der
Lunge und bietet neue Ansätze zur Therapie von Lungenkrebs", erläutert
sie. Die Entdeckung, die die Wissenschaftler in der Fachzeitschrift
Oncoimmunology publiziert haben, könnte dazu führen, die Überlebenschancen
von Lungenkrebspatienten zu erhöhen. "Damit die klinische Immuntherapie,
die bislang nur in 20 Prozent der Fälle erfolgreich ist, zukünftig
erfolgreicher sein kann, wäre die Lösung, zusätzlich zur herkömmlichen
Immuntherapie Hemmer von TGF-beta zu geben und damit die Blockade von
T-reg-Zellen aufzuheben, die die Tumorabwehr blockiert", erklärt Prof.
Finotto.


* doi: 10.1080/2162402X.2018.1456612

The role of Foxp3 and Tbet co-expressing Treg cells in lung carcinoma
Katerina Kachler, Corinna Holzinger, Denis Trufa, Horia Sirbu and Susetta
Finotto
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MELDUNG/428: Trastuzumab - Zweites onkologisches Therapeutikum als Biosimilar verfügbar (Pro Biosimilars)


Arbeitsgemeinschaft Pro Biosimilars - 2. Mai 2018

Trastuzumab:

Zweites onkologisches Therapeutikum als Biosimilar verfügbar



Berlin - Ab jetzt ist auch der monoklonale Antikörper Trastuzumab als
Biosimilar in Deutschland verfügbar. Trastuzumab wird eingesetzt zur
Behandlung von erwachsenen Patienten mit frühem oder metastasiertem
Mammakarzinom sowie metastasiertem Magenkarzinom, sofern die Tumore
eine HER2-Überexpression oder HER2-Genamplifikation aufweisen.

Die Europäische Kommission (EC) hatte im Februar die Zulassung
erteilt. Vorausgegangen war die Zulassungsempfehlung der Europäischen
Arzneimittel-Agentur (EMA). Die Zulassung belegt, dass sich Biosimilar
und Referenzprodukt nicht klinisch relevant in Sicherheit, Wirksamkeit
und Qualität unterscheiden.

Nach der Einführung der ersten Rituximab-Biosimilars 2017 steht nun
mit Trastuzumab ein weiterer onkologischer Antikörper als Biosimilar
zur Verfügung. Biosimilars können dazu beitragen, die Versorgung zu
verbessern und das solidarisch finanzierte Gesundheitssystem
nachhaltig zu entlasten.


Die AG Pro Biosimilars ist die Interessenvertretung der
Biosimilarunternehmen in Deutschland. Sie steht allen Unternehmen
offen, die Biosimilars entwickeln, herstellen und für die Versorgung
bereitstellen. Die Arbeitsgemeinschaft unter dem Dach des Pro Generika
e.V. engagiert sich für einen bedarfsgerechten Zugang der Patientinnen
und Patienten zu modernen biopharmazeutischen Arzneimitteltherapien,
für eine bezahlbare Versorgung und für faire und nachhaltige
Wettbewerbsbedingungen.

 * 

Quelle:

Arbeitsgemeinschaft Pro Biosimilars

Pressemitteilung vom 2. Mai 2018

Unter den Linden 32-34, D-10117 Berlin

Telefon: 030 / 816 16 09-0, Fax: 030 / 816 16 09-11
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STUDIE/607: "Stressfresser" aus dem Kuhstall - Landbewohner mit Nutzierkontakt können Stress besser bewältigen (idw)


Universität Ulm - 02.05.2018

"Stressfresser" aus dem Kuhstall - Landbewohner mit Nutzierkontakt können Stress besser bewältigen



Was macht das Landleben eigentlich so gesund? Die dörfliche Ruhe, die
frische Luft oder die intakte Nachbarschaft? Wissenschaftler der
Universität Ulm haben darauf eine ganz andere Antwort: Landbewohner mit
engem Kontakt zu Nutztieren können Stresssituationen immunologisch viel
besser bewältigen als Großstädter, die ohne Haustiere aufgewachsen sind.
Hilfe bekommen sie dabei von den "old friends" unter den Mikroben. "Damit
gemeint sind Umweltbakterien, mit denen der Mensch seit Jahrtausenden
recht friedlich zusammenlebt, und die es in der Großstadt heute schwer
haben", erklärt Professor Stefan Reber, Leiter der Sektion für Molekulare
Psychosomatik an der Ulmer Universitätsklinik für Psychosomatische Medizin
und Psychotherapie.

Der Ulmer Wissenschaftler hat gemeinsam mit Kollegen aus dem
Universitätsklinikum Ulm und Forschern aus Erlangen, London und Boulder
(Colorado) herausgefunden, dass Männer, die die ersten 15 Lebensjahre auf
einem Bauernhof mit Nutztierhaltung aufgewachsen sind, psychosozialen
Stress besser verarbeiten können als Männer, die die ersten 15 Lebensjahre
in einer Großstadt mit über 100.000 Einwohnern und ohne Haustiere
verbracht haben. Für ihre Studie, die kürzlich im renommierten Fachmagazin
PNAS veröffentlicht wurde, haben die Forscher insgesamt 40 gesunde
männliche Probanden einem Stresstest unterzogen und begleitend dazu
Stresshormone und immunologische Parameter erhoben. "Gestresst" wurden die
Probanden in einem standardisierten Laborexperiment mit dem sogenannten
"Trier-Social-Stress-Test" (TSST). Dabei werden die Versuchsteilnehmer
einer fingierten Bewerbungssituation ausgesetzt und mehr und mehr unter
Druck gesetzt. Sie müssen zwischendurch Kopfrechenaufgaben lösen und bei
Fehlern erneut von vorne beginnen. Vor und nach dem Test haben die
Wissenschaftler Blut- und Speichelproben entnommen, um bestimmte
Immunzellen wie mononukleäre Zellen des peripheren Blutes (PBMC) zu
gewinnen oder Stressparameter wie Cortisol zu erfassen.

Dabei kam heraus, dass die "Landbewohner" im Test zwar einerseits höhere
Stresswerte zeigten als die "Großstädter"; dabei waren sowohl die basalen
Stresshormonlevel höher als auch das im Fragebogen abgefragte subjektive
Stressempfinden. Andererseits ließ sich das Immunsystem der "Landbewohner"
nicht so stark zu einer Reaktion provozieren wie das der "Großstädter",
die in ihrer Kindheit keinen Kontakt zu Tieren hatten. So war bei den
Probanden, die in der Großstadt ohne Tiere aufgewachsen sind, nicht nur
der stressinduzierte PBMC-Anstieg größer, sondern auch die Werte für den
Entzündungsmarker Interleukin 6 blieben länger erhöht als bei der
Vergleichsgruppe.

Und ein weiteres klares Indiz, dass das Immunsystem der "Landbewohner"
Stress besser verkraftet, fanden die Wissenschaftler. Dafür wurden die
isolierten mononukleären Zellen des peripheren Blutes auf die Ausschüttung
des Entzündungshemmers Interleukin 10 untersucht. Das Ergebnis: nach dem
Stresstest war bei den tierlosen Städtern die Abgabe dieser
antientzündlich wirkenden Substanz deutlich verringert, nicht jedoch bei
den nutztiernahen Ländlern.

Für die Gesundheit sind überschießende Immunantworten ein Problem, weil
diese häufig zu chronischen Entzündungsreaktionen führen. "Solche Prozesse
spielen beispielsweise bei der Entstehung von Asthma und allergischen
Erkrankungen eine Rolle, vergrößern aber auch das Risiko für psychische
Erkrankungen wie beispielsweise Depressionen und Posttraumatische
Belastungsstörungen, erläutert der Ulmer Psychoneuroimmunologe Stefan
Reber.

Schon länger ist bekannt, dass die Anfälligkeit für Asthma und Allergien
sowie für psychische Erkrankungen bei Menschen, die in der Großstadt
leben, überdurchschnittlich hoch ist. Mit dem globalen Trend zur
Verstädterung - immer mehr Menschen zieht es vom Land in die Metropolen -
gewinnt dieser Befund noch an Brisanz. Dass dabei der fehlende Kontakt zu
bestimmten Bakterien eine Schlüsselrolle spielt, wie die sogenannte
"missing microbes"-Hypothese besagt, wird in der Forschung seit ein paar
Jahren vermutet. In einem früheren Experiment mit Mäusen konnte ein
Forscherteam um Professor Reber bereits zeigen, dass sich die
Stressresilienz der Tiere durch die "Impfung" mit solchen altbekannten
Umweltbakterien verbessern lässt. Schön wäre es natürlich, wenn sich die
Ergebnisse von der Maus auf den Menschen übertragen ließen. Möglicherweise
könnte eine solche Impfung in Zukunft auch bei menschlichen Risikogruppen
funktionieren. Ob es in der Stadt vielleicht auch der frühe Kontakt mit
Haustieren tut, wollen die Wissenschaftler in einer Folgestudie
herausfinden.


Literaturhinweis:

Boebel T, Hackl S, Langgartner D, Jarczok MN, Rohleder N, Rook GA, Lowry
CA, Guendel H, Waller C, Reber SO: Less imune acitvation following social
stress in rural vs. urban participants raised with regular or no animal
contact, respectively, PNAS April 30, 2018, published ahead of print April
30

http://www.pnas.org/content/early/2018/04/24/1719866115


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.pnas.org/content/early/2018/04/24/1719866115
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FORSCHUNG/247: Schnelle Lichtkanäle befeuern das Hören (idw)


Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V. - 01.05.2018

Schnelle Lichtkanäle befeuern das Hören

Mit optogenetischen Cochlea-Implantaten könnten taube Menschen
möglicherweise eines Tages Musik hören



Künstliche Hörhilfen - sogenannte Cochlea-Implantate - stimulieren den
Hörnerv mittels kleiner Elektroden und können so zumindest einen Teil des
Hörvermögens wiederherstellen. Allerdings ist das Hörvermögen der
Betroffenen mit diesen Cochlea-Implantaten durch die reduzierte
Information über die Tonhöhen eingeschränkt. Eine Alternative zu den
herkömmlichen Implantaten könnten in Zukunft optogenetische Implantate
sein wie sie derzeit am Göttingen Campus entwickelt werden. Dabei müssen
den Hörnervenzellen im Ohr "molekulare Lichtschalter" - sogenannte
Kanalrhodopsine - eingesetzt werden. Ein Forscherteam aus Wissenschaftlern
vom Max-Planck-Institut für Biophysik in Frankfurt, des Göttingen Campus
und des Frankfurter Max-Planck-Instituts für Hirnforschung hat
Kanalrhodopsine mit besonders kurzen Öffnungszeiten entwickelt und diese
in Nervenzellen des Gehirns und des Ohrs von Mäusen eingesetzt. Damit
gelang es den Forschern, das Feuern von Nervenimpulsen in verschiedenen
Nervenzelltypen mit roten Lichtpulsen bis nahe an das physiologische Limit
der jeweiligen Zellen "zu treiben". Die Kanäle werden mittels Genfähren
gezielt in den Hörnerv des Ohrs eingebracht - eine wichtige Voraussetzung
für die verbesserte Verarbeitung von Tonfrequenzen. Optogenetische
Cochlea-Implantate könnten stark schwerhörigen Menschen damit eines Tages
sogar den Genuss von Musik ermöglichen.

Ein Gespräch auf der Straße, der Besuch eines Konzertes - alltägliche
Dinge sind für Menschen mit Hörbehinderung häufig nicht mehr möglich.
Ursache ist in den meisten Fällen ein Verlust der Sinneszellen in der
Hörschnecke (Cochlea) des Ohres. Die Zellen wandeln den akustischen Reiz
in elektrische Signale um. Diese werden dann durch die Hörnerven an das
Gehirn weitergeleitet.

Herkömmliche Cochlea-Implantate reizen die Hörnervenzellen in der Cochlea
mit zwölf bis 24 Elektroden und umgehen so die defekten oder verlorenen
Sinneszellen. Obwohl die Elektroden der Implantate klein sind, stimuliert
jede von ihnen einen großen Frequenzbereich. Dies erschwert es dem Gehirn
jedoch, akustische Signale mit ähnlichem Frequenzgehalt voneinander zu
unterscheiden. Träger von Cochlea-Implantaten können daher zwar in der
Regel Sprache verstehen, dies gelingt aber nur in ruhiger Umgebung. Die
Melodien in Sprache und Musik sind ihnen kaum zugänglich. Wenn es gelänge,
die Hörnervenzellen räumlich präziser zu stimulieren und damit die
Unterscheidung von Frequenzen zu erleichtern, ließe sich das Hörvermögen
erheblich verbessern.

Ionenkanäle als Lichtschalter

Das relativ junge Gebiet der Optogenetik erlaubt es Neurowissenschaftlern
seit einigen Jahren, einzelne Nervenzellen mittels Licht gezielt an- und
auszuschalten. Zum Einschalten der Zellen wird der ursprünglich aus
einzelligen Algen stammende lichtempfindliche Ionenkanal - das sogenannte
Kanalrhodopsin - mithilfe eines Virus in die Zellmembran eingebracht.

In einer Studie hatten Tobias Moser von der Universitätsmedizin Göttingen,
Ernst Bamberg vom Max-Planck-Institut für Biophysik zusammen mit Kollegen
2014 herausgefunden, dass die verfügbaren Kanalrhodopsine wahrscheinlich
zu langsam für die Zellen des Hörnervs sind - ein gravierendes Hindernis
auf dem Weg zum optogenetischen Cochlea-Implantaten.

Maximale Feuerrate

Bamberg und seine Mitarbeiter haben basierend auf der Kanalrhodopsin-
Struktur mehrere Molekültypen mit unterschiedlichen
Absorptionswellenlängen durch geeignete Punktmutationen zu besonders
schnellen "molekularen Lichtschaltern" umgewandelt. Je schneller die
Schaltgeschwindigkeit der Ionenkanäle, desto größer ist die Rate, mit der
Nervenzellen elektrische Nervenimpulse abfeuern können. Diese schnellen
Lichtschalter haben großes Potential für das "Hören mit Licht" aber auch
für die Nutzung in vielen anderen Bereichen des Nervensystems - so etwa
für besonders schnell operierende hemmende Neurone, wie sie von Johannes
Letzkus am Max-Planck-Institut für Hirnforschung untersucht werden.

Einige der von den Frankfurter Forschern entwickelten Kanäle wurden
zunächst in Zellkulturen getestet, ob sie auch für rasch feuernde
Nervenzellen schnell genug sind. Für die Versuche im Innenohr der Maus
erwiesen sich zwei durch rotes Licht anregbare Varianten mit hoher
Schaltgeschwindigkeit als besonders geeignet. Anders als die durch blaues
Licht aktivierbaren Kanäle werden die als f(fast)-Chrimson bezeichneten
Kanäle durch rotes Licht aktiviert - eine wichtige Eigenschaft, denn rotes
Licht durchdringt lebendes Gewebe auf Grund der geringen Lichtstreuung
besonders gut. Zudem schädigt es Zellen weniger als blaues Licht.

"Unsere Versuche mit Nervenzellen des Gehirns und des Hörnervs von Mäusen
zeigen, dass die Kanäle elektrische Impulse mit einer Frequenz von bis zu
600 Hertz auslösen können. Das entspricht in etwa der maximalen
natürlichen Erregungsrate - und das bei geringer Lichtintensität", sagt
Bamberg.

Da Nervenzellen die Kanalrhodopsine nicht natürlicherweise produzieren,
müssen die Wissenschaftler einen molekularbiologischen Trick anwenden. Die
Forscher nutzen dafür harmlose Viren als Genfähren, um das Gen in die
Nervenzellen zu bringen. Die Göttinger Forscher konnten zeigen, dass
Zellen des Hörnervs nach einer Virusinjektion in die Hörschnecke von
Mäusen große Mengen der Kanalproteine produzieren. Laserblitze, die durch
eine 50 Mikrometer dicke Glasfaser in die Hörschnecke geleitet wurden,
lösten daraufhin elektrische Impulse im Hörnerv und im Hirnstamm der Tiere
aus. Auch in alten Tieren mit verringertem Hörvermögen konnten die
Forscher mit den Laserblitzen eine Antwort des Hörsystems mit guter
zeitlicher Auflösung nachweisen.

Durch die zeitlich präzise Stimulation der Nervenzellen und höhere
Frequenzauflösung versprechen optogenetische Cochlea-Implantate im
Vergleich zu elektrischen eine deutlich verbesserte Hörqualität. Stark
schwerhörige Patienten könnten damit vermutlich Sprache in lauter Umgebung
verstehen und Musik genießen. "Bis optogenetische Implantate in der Praxis
eingesetzt werden können, sind jedoch noch weitere Studien nötig", erklärt
der Hörforscher Tobias Moser, der die Entwicklung des optischen Cochlea-
Implantats am Göttinger Campus leitet.

Einsatz im Auge

Welches Potenzial optogenetische Methoden für die Medizin haben, zeigt
neben dieser Studie vor allem ihr Einsatz in der Netzhaut des Auges.
Derzeit wird eine Behandlung mit Kanalrhodopsinen an Patienten getestet,
die an einer fortschreitenden Zerstörung der Lichtsinneszellen der
Netzhaut leiden, der sogenannten Retinitis pigmentosa. "Erste Ergebnisse
zeigen, dass die Patienten wieder auf Lichtreize reagieren können", sagt
Bamberg.

Für die drei Projektleiter Bamberg, Moser und Letzkus ist die Studie ist
ein schönes Beispiel, wie die fachübergreifende Zusammenarbeit von
Biophysikern, Neurophysiologen und Biomedizinern zum Erfolg eines
komplexen Projekts führen kann.


Originalveröffentlichung:

Thomas Mager, David Lopez de la Morena, Verena Senn, Johannes Schlotte,
Anna D'Errico, Katrin Feldbauer, Christian Wrobel, Sangyong Jung, Kai
Bodensiek, Vladan Rankovic, Lorcan Browne, Antoine Huet, Josephine
Jüttner, Phillip G. Wood, Johannes J. Letzkus, Tobias Moser & Ernst
Bamberg

High frequency neural spiking and auditory signaling by ultrafast
red-shifted optogenetics.

Nature Communications; 1. Mai 2018

Weitere Informationen finden Sie unter
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Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
18. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch MILLIARDEN, die nach ihrem
Debüt "Betrüger" (2016) ihr neues Werk ankündigen. Weil soviel gute
News einen Nachschlag vertragen, gibt es zudem noch eine
Videopremiere!

Außerdem gibt es Neuigkeiten von LARY, die ihr Album ankündigt und
ihren neuen Song veröffentlicht, Xavier Naidoo veröffentlicht mit
"Bruder" den Song zum Kinofilm "Familiye" und AURORA, die ihr Video
zu "Queendom" präsentiert.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

MILLIARDEN kündigen neues Album "BERLIN" für den 01. Juni an ++
Video-Premiere am Freitag

Am Freitag gibt es mit der Video-Premiere zu "Berlin" nicht nur den
Titeltrack zum kommenden neuen Album, sondern auch das erste
musikalische Zeichen des Duos seit ihrem grandiosen Debüt "Betrüger"
von 2016. Mit dem neuen Album "Berlin", das am 01. Juni erscheint,
legen Milliarden einen mehr als würdigen Nachfolger vor. Sicherlich
auch geprägt durch die ausgiebige Live-Tournee, die Milliarden im
Anschluss an ihr Debüt durch die ganze Republik und darüber hinaus
geführt hat, gibt es auf "Berlin" genau jene Beobachtungen in Songs
erzählt, die das Duo vom Insider-Geheimtipp zum
Musik-Liebhaber-Pflichtprogramm katapultiert hat. Jetzt folgt das
zweite Kapitel und trägt den Titel "Berlin".

"Berlin" ist ein Liebesbrief. Ein zerknickter, den man lange in der
Innentasche seiner Jacke herumgetragen hat. Einige Zeilen hat der
Regen verwischt, andere stimmen längst nicht mehr. Aber all das war
irgendwann mal wahr. Es ist ein Brief voller Fragen, deren Antwort
nur die Zeit kennt oder der Wind oder irgendwer, aber am Ende
wahrscheinlich dann doch niemand so wirklich. Ein Brief, der vom
'Wegwollen' schreibt, vom 'Klebenbleiben', von Fremdheit und
Verbundenheit. Es ist ein Liebesbrief an eine sterbende Idee, an eine
sterbende Stadt. Ein Liebesbrief an die Vergessenen, die Kaputten. An
die "Toten vom Rosenthaler Platz".

Das Gefühl, das am Ende bleibt, könnte folgendes sein: An einem Ort,
an dem jeder einsam ist, sind wir am Ende wohl am wenigsten allein.
MILLIARDEN. Das sind viele.

Milliarden live 2018:31.05.-02.06.2018 Modular Festival

31.05. - 02.06.2018 Modular Festival

01.06. - 03.06.2018 Rock am Ring

01.06. - 03.06.2018 Rock im Park

08.06. - 09.06.2018 Ab geht die Lutzi

16.06.2018 Summer and Beats Open Air

29.06. - 30.06.2018 Kosmonaut Festival

05.07.2018 Feel Festival

13.07. - 14.07.2018 Talge Open Air

19.07. - 22.07.2018 Deichbrand

28.07.2018 Noisehausen Festival

04.08.2018 Stadtteichfestival

08.08. - 12.08.2018 Open Flair Festival

25.08.2018 Forest Jump Festival

26.09.2018 Bremen, Schlachthof 

27.09.2018 Hamburg, Grünspan

28.09.2018 Köln, Gebäude 9 

29.09.2018 Münster, Sputnikhalle

03.10.2018 Frankfurt am Main, Batschkapp

04.10.2018 Stuttgart, Wizemann

05.10.2018 Zürich, Bogen F

06.10.2018 Leipzig, Werk 2

11.10.2018 München, Backstage Halle

12.10.2018 Wien, Flex Café

13.10.2018 Nürnberg, Nürnberg Pop Festival

18.10.2018 Berlin, Astra

19.10.2018 Dresden, Scheune

20.10.2018 Magdeburg, Factory

Weitere Infos unter:

http://www.milliardenmusik.de

https://www.facebook.com/milliardenband

https://www.instagram.com/milliardenmusik

http://www.universal-music.de/milliarden/home


LARY kündigt ihr neues Album "hart fragil" an + Erster Song
"Das Neue Schwarz" + Video-Premiere

Lary ist gekommen, um zu bleiben. Was viele vorhatten, setzt sie
einfach um. Lässt sich nicht verbiegen und frönt den Gegensatz.
Manchmal Einzelgängerin, manchmal mitten drin. Singt mal stark, mal
zerbrechlich. Eine poetische Powerfrau. Jetzt kündigt Lary ihr neues
Album: "hart fragil" an. Vorab erscheint der Song "Das Neue Schwarz"
und feiert morgen, Donnerstag Videopremiere ab 12 Uhr bei Noisey!

Seit dem ersten Album "Futuredeutschewelle (2014) sind ein paar Jahre
vergangen. Nun kommt das zweite, bei dem sie in jedem kreativen
Schritt involviert war: "hart fragil" handelt nun von Abgründen, die
direkt vor ihr lagen. Davon, vor ihnen keine Angst zu haben, denn
"der Abgrund macht mich stark", singt sie. Lary verliert sich in dem
Leben, das sie lebt, in dem Lifestyle, der sie umgibt. Und ist
gleichzeitig abgestoßen von alldem. Sie erzählt von Liebe, Trauer,
Lebenslust. Situationen, in die sie sich extra begeben hat, um Neues
zu spüren.

"Das Neue Schwarz" erzählt darin von der Sucht, die sie so stark
gespürt hat, nach etwas, das für sie nie aus der Mode gekommen ist.
Nach etwas, das sie immer und immer wieder reizt. Ihr guttut und ihr
wehtut - ihr "neues Schwarz".

http://www.larysays.com/


AURORA mit Video zur neuen Single "Queendom"

Sie ist zurück! Spätestens nachdem Songs wie "Running With The
Wolves", "Runaway", "Murder Song (5, 4, 3, 2, 1)", "Conqueror" und
"Warrior" ist die Musik von Aurora in allen Ohren. Jetzt meldet sich
die Singer/Songwriterin aus dem norwegischen Bergen zurück mit ihrer
neuen Single: "Queendom" ist ab sofort erhältlich und unterstreicht
einmal mehr, dass die Melange aus Euphorie und Melancholie
oszillierendem Elektro-Pop und Auroras glasklarer wie zerbrechlicher
Stimme einfach unwiderstehlich ist!

Jetzt feierte das Video zu "Queendom" Weltpremiere!

AURORA live

19.10.2018 Köln, E-Werk

21.10.2018 Hamburg, Docks

23.10.2018 Berlin, Huxley's Neue Welt

24.10.2018 München, Muffathalle

Weitere Infos unter:

https://www.facebook.com/iamAURORA/

https://www.instagram.com/auroramusic/

http://www.aurora-music.com/

http://www.universal-music.de/aurora/home


Xavier Naidoo veröffentlicht den Titelsong "Bruder" aus dem
Kinofilm "Familiye"

Mit "Bruder" präsentiert Xavier Naidoo den Titelsong zum von Moritz
Bleitreu mitproduzierten Kinofilm "Familiye", der am Donnerstag
bundesweit in die Kinos kommt. Bereits bei der Weltpremiere beim
renommierten Oldenburger Filmfest sorgte der Film für Aufsehen und
Gesprächsstoff. Den Titelsong zum Film steuert kein geringerer als
Xavier Naidoo bei. Eine Hommage an den Film und seine Protagonisten.
Er inszeniert den Film als Song. Selten, dass ein Film und ein Titel
so ineinander aufgehen. Der Song "Bruder" ist ab Freitag erhältlich.

FAMILIYE erzählt die Geschichte dreier ungleicher Brüder, die
zwischen Gewalt, Liebe und Hoffnung stets um Anerkennung und
Zusammenhalt kämpfen. Der raue Wind im Lynar-Kiez in Berlin Spandau
lässt sie dabei immer wieder an ihre Grenzen stoßen... Ein Film über
die Härte der Straße und die Wärme der Familie.

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

ENIGMA / Vinyls (Colors) / 04.05.2018

Dada Life / Our Nation / 04. Mai 2018

Herbert Grönemeyer / Mensch / Luxus REMASTERED / 04. Mai 2018

Verrückte Hunde / VH / 18. Mai 2018

Ceydo & Freeze / Flouz & Segen / 18. Mai 2018

Manuellsen & Micel O / NJC / 18. Mai 2018

CHVRCHES / Love Is Dead / 25. Mai 2018

Gzuz / Wolke 7 / 25. Mai 2018

Punch Arogunz / Schmerzlos / 25. Mai 2018

Welshly Arms / No Place Is Home / 08. Juni 2018

Singles

Nick Talos feat. Mitchl / Hey Gorgeous / 04. Mai 2018

Lary / Das neue Schwarz / 04. Mai 2018

Louis Samson / 2 Years 7 Songs / 04. Mai 2018

Naika / Ride (James Carter Remix) / 04. Mai 2018

Sigrid / High Five (Remixes) / 04. Mai 2018

Vincent Malin / KO & OK / 04. Mai 2018

Xavier Naidoo / Bruder (aus OST Familiye) / 04. Mai 2018

Verrückte Hunde / Schaukelstuhl / 04. Mai 2018

Punch Arogunz / Wir sind krank / 04. Mai 2018

Nazar ft. Remoe / Richard Lugner / 04. Mai 2018

 * 

TV-Termine

Beatrice Egli 

05.05.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Willkommen bei Carmen Nebel 

11.05.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Musik für Sie 

18.05.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Meine Schlagerwelt - Die Party mit Ross Antony 

27.05.2018 / 10:00 Uhr / ARD / Immer wieder sonntags 

03.06.2018 / 20:15 Uhr / RTL / Ninja Warrior Germany - Promi Special

Glasperlenspiel

05.05.2018 / 20:15 Uhr / RTL / Deutschland sucht den Superstar - Finale 

15.05.2018 / 23:30 Uhr / SWR / Die Pierre M. Krause Show 

20.05.2018 / 04:10 Uhr / 3sat / zdf@bauhaus 

22.05.2018 / 16:00 Uhr / MDR / MDR um 4 

03.06.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

Helene Fischer

05.06.2018 / 23:20 Uhr / VOX / Meylensteine (Wiederholung)

Michelle

04.05.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Wiedersehen macht Freude

Rea Garvey

08.05.2018 / 20:15 Uhr / VOX / Sing meinen Song - Das Tauschkonzert 

08.05.2018 / 22:05 Uhr / VOX / Die Rea Garvey Story 

18.05.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 / LUKE! Die Schule und ich 

30.05.2018 / 22:00 Uhr / HR / hr3-Festival - Die Show

Sasha

02.05.2018 / 16:00 Uhr / MDR / MDR um 4

04.05.2018 / 22:35 Uhr / Sat.1 / Die Faisal Kawusi Show

05.05.2018 / tba / NDR / Käpt'ns Dinner

18.05.2018 / 22:00 Uhr / WDR / Kölner Treff

Welshly Arms

29.05.2018 / 05:30 Uhr / ARD / Morgenmagazin

Wincent Weiss

04.05.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 / LUKE! Die Schule und ich 

06.05.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music Entertainment GmbH

Universal PRESSE Webteam

E-Mail: presse@universal-music.de

Telefon: 030/52007-0

Internet: umusic.com
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LABEL/4875: Universal Music International Presse-Newsletter - 02.05.18


Universal Music International Presse-Newsletter - 18. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch das neue Album von
Singer-Songwriter Frank Turner, der mit "Be More Kind" sein neuestes
Studioalbum veröffentlicht. The Temptations sind zurück mit einem
neuen Album, Kanye West präsentiert zwei neue Songs, Florence + The
Machine veröffentlichen am Freitag ihre neue Single "Hunger" und
Aquilo bringen den zweiten Teil und das komplette neue Album "ii" auf
den Markt.

Außerdem in den News: Sting und Shaggy erobern Platz 1, Selena Gomez
kündigt ihre neue Single an, Post Malone bricht Rekorde und Kacey
Musgraves veröffentlicht ihr hochgelobtes Album "Golden Hour" auch
auf Vinyl.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

STING und Shaggy erobern Platz 1 der Offiziellen Deutschen
Albumcharts

Wer das Sommerfeeling nach Deutschland bringt und in so grandiose
Songs verpackt, der gehört auf den Thron! Sting und Shaggy erobern in
dieser Woche Platz 1 der Offiziellen Deutschen Albumcharts! Ihr
gemeinsames Album "44/876" stürmte direkt von 0 auf Platz 1!

Sting und Shaggy nahmen "44/876" zusammen auf Jamaika auf. Produziert
wurden die gesamten Sessions der beiden Legenden von Shaggys
langjährigem Produzenten Sting International (Shaun Pizzonia), der
u.a. bei den Megahits "It Wasn't Me," "Angel," "Boombastic" und "Oh
Carolina" hinter den Reglern stand. Im Juli kommen die beiden
Superstars nach Deutschland und werden das Album "44/876" live
präsentieren.


Frank Turner veröffentlicht sein neues Album "Be More Kind"
++ Live-Tournee im Herbst

"Ich wollte aus meiner Komfortzone herausgehen und etwas anderes
machen", sagt Frank Turner über sein siebtes Studioalbum "Be More
Kind", das am 04. Mai veröffentlicht wird. Und der Rolling Stone
stimmt ihm zu: "Der vielseitigste Turner, den wir je hatten."

Nur wenige Monate nach der Veröffentlichung von "Songbook", einer
karriere-umspannenden Retrospektive, die auch einige überarbeitete
Versionen aus der letzten Dekade enthielt, repräsentiert "Be More
Kind" eine thematische und akustische Linie für den 36-Jährigen. "Be
More Kind" wurde von Austin Jenkins und Joshua Block produziert,
ehemals Teil der Texans White Denim, und Charlie Hugall, der bereits
mit Florence + The Machine und Halsey gearbeitet hat.

Während "Positive Songs.." in neun, intensiven Tagen entstand, wurde
"Be More Kind" über einen Zeitraum vom sieben Monaten aufgenommen.
Das gab Turner die Möglichkeit, die Songs in seinem Kopf nochmals zu
ändern, neue Versionen zu versuchen und die Dynamik innerhalb seiner
Band aufzumischen. Jetzt muss er nur noch herausarbeiten, wie sie das
Ganze live spielen werden. Die "Be More Kind World Tour" startet im
April. Auf dem ersten Teil der Tour wird er vor über 200.000 Menschen
in Großbritannien, USA, Europa, Kanada, Australien und Neuseeland
spielen und bis Weihnachten unterwegs sein.

FRANK TURNER live

23.10.2018 Würzburg - Posthalle

24.10.2018 Stuttgart - Longhorn

10.11.2018 Lingen - EmslandArena

11.11.2018 Hannover - Capitol

13.11.2018 Bremen - Aladin

14.11.2018 Leipzig - Werk2

16.11.2018 Hamburg - Sporthalle

17.11.2018 Wiesbaden - Schlachthof

20.11.2018 München - Tonhalle

22.11.2018 Berlin - Columbiahalle

23.11.2018 Düsseldorf - Mitsubishi Electric HALLE

Weitere Infos unter:

http://frank-turner.com/

http://www.universal-music.de/frank-turner/home

https://www.facebook.com/frankturnermusic/

https://www.instagram.com/frankturner/


Post Malone mischt mit "Beerbongs & Bentleys" die
internationalen Charts auf ++ Platin in den USA ++ Streaming-Rekorde
weltweit

Am Freitag erschien sein neues Album "Beerbongs & Bentleys" und hat
bereits einige Rekorde und in den USA nach nur vier Tagen
Platinstatus geholt. Post Malone liefert mit "Beerbongs & Bentleys"
das absolute Musik-Highlight des Frühjahrs ab!

Nachem bereits die Single "Rockstar" rund um den Globus Platz 1 und
etliche Rekorde geholt hat, folgt nun das komplette neue Album und
zieht in die Musik-Geschichtsbücher ein: Mit über 79 Millionen
Streams weltweit und 48 Millionen Streams in den USA hat "Beerbongs &
Bentleys" den Spotify Rekord für die meisten Streams am ersten
Veröffentlichungstag geholt. Zudem stehen 18 Tracks vom neuen Album
in den Top 50 der Global Spotify Charts, 6 davon in den Top 10! Die
Single "Psycho" thront auf Platz 1 der Global Spotify Charts mit über
5 Millionen Streams täglich!

Und auch die Kritiker feiern das neue Album von Post Malone: Forbes
kommentiert "Post Malones gerade veröffentlichtes Werk hat bereits
die Streaming Rekorde zerlegt" und XXL schreibt "Posts großes Jahr
hat gerade erst begonnen."

Und frisch gibt es die Nominierungen für die Billboard Awards: Post
Malone geht mit insgesamt 13 Nominierungen ins Rennen um einen der
wichtigsten US-amerikanischen Musikpreise!

Wer mehr über Post Malone erfahren möchte, der sollte sich die
Dokumentation "Mass Appeal" nicht entgehen lassen.


KANYE WEST veröffentlicht zwei neue Songs: "YE VS THE
PEOPLE" feat. T.I. und "LIFT YOURSELF"

Zwei Jahre nach seinem letzten Meisterwerk "The Life Of Pablo" hat
Kanye West zwei brandneue Songe veröffentlicht: Zum einen gibt es die
Collabo mit T.I., den Song "YE VS. THE PEOPLE" und zum anderen die
Single "LIFT YOURSELF".

Anlässlich der Veröffentlichung gab Kanye West ein Interview und
sprach über seine Arbeit, Kontroversen und gab auch Einblicke ins
sein Privatleben.

Auf seiner Website www.kanyewest.com zeigt der HipHop-Superstar
weitere Clips, in denen die Entstehung der Tracks weiter erläutert
wird. Man darf gespannt sein, was Kanye West in den nächsten Wochen
für Details verraten wird - die Fans zumindest warten bereits
sehnsüchtig auf ein neues Album.

http://www.kanyewest.com/

http://www.universal-music.de/kanye-west/home


Rückkehr der Soul-Ikonen: The Temptations veröffentlichen
ihr neues Album "All The Time"

The Temptations sind zurück! Inzwischen seit weit über fünf
Jahrzehnten erfolgreich, präsentieren The Temptations acht Jahre nach
der letzten Albumveröffentlichung ihrem brandneues Werk: "All The
Time" erscheint am Freitag.

Die mehrfach Grammy-gekrönten Soul-Ikonen aus Detroit präsentieren
auf "All The Time" größtenteils Coversongs, denn sie interpretieren
weltbekannte Hits von zeitgenössischen Größen wie Sam Smith, Bruno
Mars, John Mayer, Maxwell, Ed Sheeran, Michael Jackson oder auch The
Weeknd. Außerdem vereint das Album drei brandneue Songs der
fünfköpfigen Gruppe.

Zu den Highlights der Coversongs zählen u.a. ihre Version von Sam
Smiths "Stay With Me", das sie in einen bewegenden Soul-Gospel-Song
verwandeln, "Earned It", das The Weeknd ursprünglich exklusiv für den
"Fifty Shades of Grey"-Soundtrack aufgenommen hat und das in dieser
Form sogar noch emotionaler klingt, während auch ihre
Neuinterpretation von Ed Sheerans "Thinking Out Loud" ähnlich
atemberaubend ist - und sogar inklusive von Williams gesprochenem
Intro daherkommt. Zu den brandneuen Kompositionen des Albums zählen
das sehnsüchtige "Waitin' On You", der Song "Be My Wife" sowie das
mit reichlich Funk-Einschlag unterfütterte "Move them Britches".

https://www.universal-music.de/the-temptations


Selena Gomez präsentiert am 10. Mai ihre neue Single "Back
To You" aus der 2. Staffel der Netflix-Serie "Töte Mädchen lügen
nicht"

Mit "Tote Mädchen lügen nicht" (13 Reasons Why) hat Selena Gomez sich
auch als Serien-Produzentin einen Namen gemacht. Die erste Staffel
war so erfolgreich, dass es jetzt in die zweite Runde geht: Ab dem
18. Mai ist die zweite Staffel auf Netflix zu sehen. Auch wenn Selena
Gomez nicht als Schauspielerin dabei ist, war ihr die
Produzentinnen-Rolle nicht genug! Am Donnerstag, 10. Mai, erscheint
ihre neue Single "Back To You".

"Back To You" ist Teil des Soundtracks zur zweiten Staffel von "Tote
Mädchen Lügen nicht".

http://www.universal-music.de/selena-gomez/home


Florence + The Machine veröffentlichen neue Single "HUNGER"
am Freitag

Mit ihrem letzten Album "How Big, How Blue, How Beautiful" eroberten
Florence + The Machine auf Anhieb Platz 3 in den deutschen
Albumcharts! Nach den Vorgängern "Lungs" und "Ceremonials" toppten
Florence Welch und ihre Band den Erfolg mit ihrem dritten Werk und
erreichten in ihrer Heimat Großbritannien direkt die Spitze der
Charts. Auch in den USA, Kanada und Australien schoss "How Big, How
Blue, How Beautiful" direkt auf Platz 1 der Albumcharts. Jetzt meldet
sich die Band um Frontfrau Florence Welch zurück: Am Freitag
erscheint die neue Single "Hunger".

Erste Hinweise schickte Florence Welch auf Instagram in die Welt,
indem sie einen brandneuen Band-Account eröffnete: Unter
florenceandthemachine gibt es ab sofort alle News rund um die Band
und u.a. auch zu den kommenden Live-Daten wie z.B. das Melt!
Festival.

FLORENCE + THE MACHINE live

@Melt! Festival am 13. Juli 2018

http://www.universal-music.de/florence-and-the-machine/home


AQUILO präsentieren "ii" ++ Nach der SIDE A im November
erscheint nun das vollständige Werk des Duos

Nachdem sie im November den ersten Teil ihres neuen Albums "ii"
veröffentlicht haben und im Anschluss durch Europa getourt sind,
folgt am Freitag die zweite Hälfte von "ii", bzw. das komplette Werk
mit allen Songs. Bereits der Vorbote "Silent Movies", der im Februar
erschienen ist, zeigte auf, welcher Richtung sich Aquilo auf dem
zweiten Teil widmen würden. Das Duo veröffentlicht "ii" als Download,
im Stream und auf CD.

Erstmals für Furore sorgten Aquilo mit ihrem Sound im Jahr 2014, und
seither ging es steil bergauf für die beiden Engländer: Mit jedem
EP-Release wuchs ihre Fanbase und es folgte schließlich die
Veröffentlichung von ihrem Debüt "Silhouettes". Die bewegenden Texte
und die Gesänge von Ben und Tom ergänzen einander perfekt - und als
Zuhörer fühlt man sich in ganz andere Sphären transportiert, in eine
Welt, die man wohl am ehesten mit dem unübersetzbaren dänischen Wort
"hygge" beschreiben kann.

http://www.universal-music.de/aquilo/home


Kacey Musgraves - Neues Album "Golden Hour" jetzt auch auf
Vinyl erhältlich

Die Fans und Kritiker feiern das neue Album von Kacey Musgraves, die
sich Ende März mit "Golden Hour" zurückmeldete. Die 13 Songs zeigen
die texanische Künstlerin vielfältiger und persönlicher denn je. Am
Freitag erscheint das vierte Studio-Album von Grammy-Gewinnerin Kacey
Musgraves auch auf Vinyl.

Eine "Goldene Stunde"? Zur jetzigen Zeit? "Ich war immer ein
Beobachter und Kommentator der Gesellschaft", sagt die 29-jährige
Ausnahmekünstlerin. Stimmt. In ihren Songs hat Kacey Musgraves nie
ein Blatt vor den Mund genommen, wenn es um Ungerechtigkeiten ging;
um Intoleranz, um Diskriminierung von Randgruppen und Minderheiten,
um Rassenbarrieren. Wer nicht mit dem Strom schwimmen mochte fand in
der aufgeschlossenen Texanerin nicht selten eine Schwester im Geiste.
Damit hat sie sich beileibe nicht nur Freunde gemacht. Im Gegenteil.

So avancierte Kacey Musgraves in den letzten fünf Jahren nicht nur zu
einer wohlklingenden und dazu gehaltvollen Stimme des Folk-Pop und
Country-Rock. Sie wurde mit Songs wie "Follow Your Arrow" auch zu
einem Sprachrohr aufgeklärter Musikfans.

Neben ihrer Soloshows geht die Sängerin 2018 außerdem mit Harry
Styles (One Direction) in den USA gemeinsam auf Tour.

https://www.universal-music.de/kacey-musgraves

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Frank Turner / Be More Kind / 04.05.2018

Aquilo / ii / 04.05.2018

Kacey Musgraves / Golden Hour (LP)/ 04.05.2018

The Temptations / All The Time / 04.05.2018

Marian Hill / Unusual / 11.05.2018

James Bay / Electric Light / 18.05.2018

Snow Patrol / Wildness / 25.05.2018

Mt. Desolation / When The Night Calls / 25.05.2018

Ben Howard / Noonday Dream / 01.06.2018

Roger Daltrey / As Long As I Have You / 01.06.2018

Catalogue

Brian Eno / Music For Installations (Limited Edition) (6CD Box, 9LP Box) / 04.05.2018

Brian Eno / Music For Installations (Standard Edition) (6CD Box) / 04.05.2018

Goran Bregovic / Arizona Dream (Original motion Picture Soundtrack) (LP) / 04.05.2018

Goran Bregovic / Le Temps Des Gitans (Original motion Picture Soundtrack) (LP) / 04.05.2018

Goran Bregovic / Underground (Original motion Picture Soundtrack) (LP) / 04.05.2018

Various Artists / The Harder They Come (OST) (LP) / 04.05.2018

Glenn Frey (Above The Clouds - The Collection (3CD/DVD), Above The Clouds - The Best Of Glenn Frey (CD) / 11.05.2018

John Mellencamp / Plain Spoken - From The Chicago Theatre (Live 2016) (DVD+CD, BD+CD) / 11.05.2018

Donna Summer / Summer: The Original Hits (CD) / 18.05.2018

Jeff Beck / Still On The Run - The Jeff Beck Story (DVD, BD) / 18.05.2018

Lenny Kravitz / Greatest Hits (2LP) / 18.05.2018

Nirvana / Rainbow Chaser: The 60s Recordings (The Island Years) (2CD) / 18.05.2018

Noah And The Whale / Peaceful, The World Lays me Down (LP) / 18.05.2018

Noah And The Whale / The First Days Of Spring (LP) / 18.05.2018

Paul McCartney / Chaos And Creation In The Backyard (CD/LP) / 18.05.2018

Paul McCartney / Chaos And Creation In The Backyard (D2C Excl. Coloured Vinyl) / 18.05.2018

Paul McCartney / NEW (CD/LP) / 18.05.2018

Paul McCartney / NEW (D2C Excl. Coloured Vinyl) / 18.05.2018

Paul McCartney / Thrillington (CD/LP) / 18.05.2018

Paul McCartney / Thrillington (D2C Excl. Coloured Vinyl) / 18.05.2018

Wings / Greatest (CD/LP) / 18.05.2018

Wings / Greatest (D2C Excl. Coloured Vinyl) (LP) / 18.05.2018

Steve Miller Band / diverse LPs / 18.05.2018

Chrissie Hynde / Alone With Chrissie Hynde (DVD) / 25.05.2018

The Beautiful South / 0898 Beautiful South (Remastered 2017) (LP) / 25.05.2018

The Beautiful South / Painting It Red (Remastered 2017) (2LP) / 25.05.2018

Def Leppard / The Vinyl Boxset: Volume One (LP Box) / 01.06.2018

Def Leppard / The CD Boxset: Volume One (CD Box) / 01.06.2018

Various Artists / Isle Of Dogs (Original Motion Picture Soundtrack) (LP) / 01.06.2018

Nashville Cast / The Music Of Nashville Original Soundtrack Season 6 Volume 1 (CD) / 08.06.2018

Thelonious Monk / Thelonious Alone In San Francisco (LP) / 08.06.2018

Various Artists / Eric Clapton: Life in 12 Bars (Original Motion Picture Soundtrack) (CD/2CD) / 08.06.2018

Aerosmith / Rock For The Rising Sun (Live From Japan 2011) (DVD/BD) / 08.06.2018

Gary Moore / One Night In Dublin: A Tribute To Phil Lynott (Live At The Point Theatre, Dublin, Ireland 2005) (DVD/BD) / 08.06.2018

Liz Phair / Liz Phair (LP/2LP) / 08.06.2018

Liz Phair / Whip-Smart (LP) / 08.06.2018

Liz Phair / Whitechocolatespaceegg (LP/2LP) / 08.06.2018

Nazareth / No Means Of Escape (Live At Metropolis Studios, London 2014) (DVD/BD) / 08.06.2018

Ritchie Blackmore's Rainbow / Black Masquerade (Live At Metropolis Studios, London 2014) (DVD) / 08.06.2018

Stereophonics / Decade In The Sun - Best Of Stereophonics (LP/2LP) / 08.06.2018

The Who / Live In Texas '75 (DVD) / 08.06.2018

Various Artists / Beside Bowie: The Mick Ronson Story (BD+CD/DVD/LP/2LP/CD) / 08.06.2018

ZZ Top / Live At Montreux 2013 (DVD/BD) / 08.06.2018

 * 

TV-Termine

Billie Eilish

01.06. / 22:40 Uhr / arte / tracks

Calum Scott

21.05. / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

Ilse DeLange

11.05. / 05:30 Uhr / ZDF / MOMA

13.05. / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

James Bay

07.05. / 23:00 Uhr / Pro7 / Late Night Berlin

Sting & Shaggy

06.05. / 23:00 Uhr / ARD / TTT

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music Entertainment GmbH

Universal PRESSE Webteam

E-Mail: presse@universal-music.de

Telefon: 030/52007-0

Internet: umusic.com
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AKTION/2645: Augsburg - Das Leopold-Mozart-Zentrum beim Mozartfest, 6., 10. und 11. Mai 2018


idw - Pressemitteilung: Universität Augsburg

Machtmusikspiele in prächtigem Rokoko und die Faszination
historischer Tasteninstrumente

Das Leopold-Mozart-Zentrum der Universität Augsburg mit zwei Beiträgen
am 6. und am 10./11. Mai beim diesjährigen Deutschen Mozartfest der
Mozartstadt Augsburg



Augsburg/KF/KPP - Mit zwei spannenden Programmen, bei denen
musikalische Schätze aller Art gehoben werden, beteiligt sich das
Leopold-Mozart-Zentrum der Universität Augsburg am diesjährigen
Mozartfest der Deutschen Mozartstadt Augsburg: Am 6. Mai bespielen
LMZ-Musikerinnen und -Musiker Haus und Garten des Schaezlerpalais von
11 Uhr bis in den späten Nachmittag hinein mit Programmen für 8- bis
100- Jährige. Am 10. und 11. Mai lädt das LMZ dann zum ersten Johann
Andreas Stein-Symposium ins Fürstenzimmer des Augsburger Rathauses
ein. "Wir werden hier die ganze Vielfalt historischer Instrumente
zeigen", so Prof. Christoph Hammers, dessen Inaugurationskonzert auf
dem von der Universität Augsburg neu erworbenen Hammerflügel - einer
für das LMZ angefertigten Replik eines Anton Walter-Originals -
zweifellos Höhepunkt dieses Symposiums sein wird.

Den Titel "Machtspiele", der vom 4. bis zum 13. Mai über dem
diesjährigen Deutschen Mozartfest in Augsburg steht, greifen die
Musikerinnen und Musiker des Leopold-Mozart-Zentrums mit dem breiten
Fächer ihrer künstlerisch-musikalischen Fertigkeiten in zwei ganz
unterschiedlichen Festival-Beiträgen auf.

Am 6. Mai im Schaezlerpalais: Musikalische Erkundung eines
Rokoko-Prachtbaus

Am 6. Mai sollen "kleine und große" Besucherinnen und Besucher das
Augsburger Schaezlerpalais - einen in seiner heutigen Form in den
1760er Jahren errichteten Prachtbau des Rokoko - musikalisch erkunden.
Dozentinnen und Dozenten, Studentinnen und Studenten aus fast allen
LMZ-Bereichen und -Klassen sind am vielfältigen und spielerischen
Programm beteiligt, das der LMZ-Masterstudiengang
Musikvermittlung/Konzertpädagogik gemeinsam mit "MehrMusik!" und der
Kunstvermittlung des Schaezlerpalais auf die Beine gestellt hat:
Kinderkonzerte, musikalische Machtkämpfe und Verführungen bis hin zu
einem Wettstreit der Künste in "Klingenden Bildern".

Am 10./11. Mai: Der Augsburger J. A. Stein und die neuen Tasteninstrumente des 18. Jahrhunderts

Mit der Macht jener neuen Musik, die zu Mozarts Zeiten entstand, reiht
sich auch das erste Johann Andreas Stein-Symposium als
musikhistorisch-wissenschaftlicher Beitrag ins Mozartfest ein: Die
Erfindungen von und Veränderungen an Tasteninstrumenten im 18.
Jahrhundert durch den in Augsburg ansässigen Johann Andreas Stein und
die Verbreitung des unglaublich variabel spielbaren Klaviers durch
Steins Tochter, Nanette Streicher, und durch Anton Walter veränderten
die Musikwelt der Klassik.

Ein Flügel, auf dem auch Beethoven ...

Anlässlich seiner Ernennung zum ordentlicher Professor für historische
Tasteninstrumente am LMZ der Universität Augsburg wird Christoph
Hammer zum Auftakt des Symposiums eine für das LMZ erstellte Replik
eines Anton Walter-Flügels, auf dem auch Beethoven hätte spielen
können, mit auf das Podium bringen. Das Inaugurationskonzert am 10.
Mai um 17.30 Uhr im Goldenen Saal bringt eines von vier historischen
Instrumenten zum Klingen, die zu hören sein werden: Auch an den
Beispielen dreier weiterer historischer Instrumente aus der Sammlung
des renommierten Greifenberger Instituts für Musikinstrumentenkunde
werden die Faszination und die technische Raffinesse der damaligen
Klaviere besprochen und dem Publikum zu Gehör gebracht werden.

 * 


MACHTMUSIKSPIELE

Sonntag, 6. Mai 2018

11.00-17.00 Uhr im Schaezlerpalais, Maximilianstraße 46, 86150 Augsburg

Programm:

11.00-11.50 | Nur für Adleraugen oder: Wer suchet, der findet! - Ein
Such-Konzert für Kinder (ab 8 Jahre, max. 40 Teilnehmer, Spiegelsaal)

12.00-12.30 | Lebende Klangräume/Musikalische Verführungen und Duelle -
Wiederkehrende Musik (Garten, Treppenhaus und 1. Stock)

12.40-12.55 | Fagott-Duell (Festsaal)

13.00-13.50/14.00-14.50 | Klingende Bilder: Wettstreit der Künste -
Kunst-Musik-Führungen (jeweils max. 15 Teilnehmer, Enfilade und
Kabinette)

13.30-14.30 | "Intermezzo": Musik für Querflöten (Garten und
Museumscafé)

15.00-16.30 | MachtMusikSpiele - Verschiedene Konzerte und
Divertimenti, Dialoge und Wettstreite von Mozart bis ins 20. Jahrhundert (Festsaal)

Mitwirkende:

Prof. Christoph Hammer, als Gast Prof. Costantino Mastoprimiano,
Perugia, Stephanie Knauer und Ella Sevskaya (historische
Tasteninstrumente); Prof. Petru Munteanu (CONCERTINO); Kilian Sprau
(Klavier); Klaus Wladar (Gitarre) und Studierende des LMZ, u. a. aus
den Klassen: Trompete (Prof. Uwe Kleindienst), Schlagzeug (Stefan
Blum), Gitarre (Klaus Wladar, Dimitri Lavrentiev), Klarinette (Prof.
Harald Harrer), Fagott (Prof. Karsten Nagel), Cello (Hartmut Tröndle),
Streicherensemble CONCERTINO (Prof. Petru Munteanu), Violine (Senta
Kraemer), Elementare Musikpädagogik/EMP (Prof. Andrea Friedhofen),
Musikvermittlung/Konzertpädagogik (Prof. Dr. Johannes Hoyer und Frank
Strodel, Moritz Gruber, Nicola Schmittel, Bernhard Brosch und Judith
Werner (Moderation), Ute Legner (MehrMusik!/Musikvermittlung Stadt
Augsburg), Heide Hurnaus (Kunst- und Kulturvermittlung Stadt Augsburg)

Der Eintritt ist frei; Anmeldung ist erforderlich für
Kinder-Such-Konzert "Nur für Adleraugen": info@mehrmusik-augsburg.de
und für "Klingende Bilder/Wettstreit der Künste": 

besucherservice-kusa@augsburg.de oder Telefon: 0821/324-4112


JOHANN ANDREAS STEIN-SYMPOSIUM

Fürstenzimmer und im Goldenen Saal des Rathauses Augsburg

Donnerstag, 10. Mai 2018

14.00 | Konferenz, Instrumentenvorführung und Diskussionen

17.30 | Prof. Christoph Hammer: Inaugurationskonzert und Vorstellung
des neuen Hammerflügels (Replica Anton Walter ca. 1780) des
Leopold-Mozart-Zentrum der Universität Augsburg

Freitag, 11. Mai 2018

10.00 | Konferenz, Instrumentenvorführung und Diskussionen

14.00 | "Sonata a 3" - Musikalischer Abschluss mit 3 Clavieren

Eintritt frei, Anmeldung nicht erforderlich

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.leopold-mozart-zentrum.de/veranstaltungen

http://www.mozartstadt.de/de/mozartfest

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution58

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Augsburg, Klaus P. Prem, 29.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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JAZZ/2133: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Pentatrip - junger Jazz aus dem Südwesten Deutschlands, 18.6.2018


Kulturcafé Komm du - Juni 2018

Pentatrip | Fünf Jungs, ein Spirit, eine Band - junger Jazz aus dem Südwesten Deutschlands

Konzert am Montag, den 18. Juni 2018, von 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer für Montag, 18.6.2018 mit einem Foto des Jazzquintetts Pentatrip - Foto im Flyer: © by Pentatrip]

[image: Plakat zum Konzert mit dem Jazzquintett Pentatrip am Montag, 18.5.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg - Foto: © by Pentatrip]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Montag, den 18.06.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Pentatrip

Junger Jazz aus dem Südwesten Deutschlands

Fünf Jungs, ein Spirit: Pentatrip. Das Repertoire der noch
jungen Band umfaßt sowohl aussagekräftige, gefühlvolle
Eigenkompositionen als auch innovative Arrangements von Stücken
legendärer Jazz-Größen. So entsteht etwas Neues und Modernes, ohne
die Wurzeln des Jazz zu vernachlässigen. Die Musikstudenten und
bereits fertig ausgebildeten Jazzmusiker der Musikhochschulen
Mannheim und Saarbrücken, Tobias Altripp (Piano, Komposition), Jonas
Jung (Posaune), Carl Krämer (Alto- & Tenorsaxophon, Querflöte,
Komposition), Simon Zauels (E-Bass, Komposition) und Micha Jesske
(Drums) sind unter anderem Mitglieder in Lajazzo und Bujazzo
(Landes- und Bundesjugendjazzorchester) und nahmen an der Begegnung
"Jugend jazzt" bis zur Bundesebene teil.


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Die fünf Musiker der Modern Jazzband Pentatrip mit ihren Instrumenten - Foto: © by Pentatrip]

Fünf Jungs, ein Spirit, eine Band: Pentatrip

V.l.n.r.: Tobias Altripp (p), Jonas Jung (pos), Micha Jesske (dr), Carl Krämer (as & ts, fl) und Simon Zauels (eb)

Foto: © by Pentatrip




Zu Pentatrip gehören:

Tobias Altripp (Piano, Komposition)

Jonas Jung (Posaune)

Carl Krämer (Alto- & Tenorsaxophon, Querflöte, Komposition)

Simon Zauels (E-Bass, Komposition)

Micha Jesske (Schlagzeug)


Weitere Informationen:

Pentatrip bei Facebook

https://www.facebook.com/Pentatrip/

Tobias Altripp - Homepage

http://altripp.eu/222501.html


Zum Reinhören & Anschauen:

Pentatrip - Probenmitschnitte

https://www.youtube.com/watch?v=mebrFyu2vls&feature=youtu.be




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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KLASSIK/10077: Marbach - Konzert mit dem Pianisten János Palojtay, 16.05.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Mai 2018

KONZERT MIT J�NOS PALOJTAY

Mittwoch, 16. Mai, 19.30 Uhr

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Humboldt-Saal

Building Bridges II 

András Schiff präsentiert junge Pianisten: János Palojtay



Seit seinem 17. Lebensjahr ist er auf den großen Konzertbühnen der
Welt zu Gast - János Palojtay hat Klavier und Komposition studiert,
war Sieger des Improvisationswettbewerbs des Béla Bartók
Konservatoriums und hat u.a. den Zweiten Preis beim Ersten
Internationalen Chopin Wettbewerb in Budapest gewonnen.

In Marbach spielt er Werke von Haydn, Brahms, Debussy und Bartók.

Eintritt: 18,- Euro / erm. 14,- Euro / für Mitglieder der DSG 10,-
Euro.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Mai 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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KLASSIK/10076: Magdeburg - »Es ist pure Musik«, 9. Sinfoniekonzert der Magdeburgischen Philharmonie, 17.+18.5.


Theater Magdeburg

»Es ist pure Musik« 

Werke von Henri Tomasi, Jean Sibelius undvon Jubilar Leonard Bernstein
im 9. Sinfoniekonzert



Werke dreier Klassiker von Komponisten des letzten Jahrhunderts sind
im 9. Sinfoniekonzert der Magdeburgischen Philharmonie zu hören:
Leonard Bernstein, der in diesem Jahr seinen 100. Geburtstag gefeiert
hätte, ist mit dem virtuosen Divertimento für Sinfonieorchester
vertreten, der Spätromantiker Jean Sibelius mit der von der finnischen
Mythologie inspirierten Lemminkäinen-Suite op. 22 und der Franzose
Henri Tomasi mit seinem berühmt gewordenen Trompetenkonzert. Solist
ist der Solotrompeter der Magdeburgischen Philharmonie, Markus
Finkler, am Pult steht der renommierte taiwanische Dirigent Shao-Shia
Lü. Das 9. Sinfoniekonzert findet am Do. 17.5. und Fr. 18.5.2018,
jeweils 19.30 Uhr, im Opernhaus statt.

Er war einer der charismatischsten Musikerpersönlichkeiten des 20.
Jahrhunderts: Der wegen seiner Erfolge als Pianist, Komponist,
Dirigent und TV-Star Der wegen seiner Erfolge als Pianist, Komponist,
Dirigent und TV-Star oft als »Allroundgenie« bezeichnete Leonard
Bernstein. Im August 2018 wäre der Amerikaner 100 Jahre alt geworden.
Nachdem 2017 »West Side Story« auf dem Magdeburger Domplatz gezeigt
wurde und Songs seiner anderen Bühnenwerke im Festkonzert zum 25.
Jubiläum des Kurt Weill Fests erklangen, dirigiert Shao-Chia Lü nun
Bernsteins Divertimento für Sinfonieorchester. Das Werk entstand 1980
als Auftragsarbeit zum 100. Geburtstag des Boston Symphony Orchestra
und ist gleichsam eine Hommage an das Orchester und an die Stadt
Boston, in der Bernstein aufgewachsen war. Das Werk besteht aus acht
sehr kurzen Sätzen, durch die sich die Tonfolge »h-c« (auf Englisch 
»b-c« für Boston Centenary, also Hundertjahrfeier) zieht. Jeder Satz ist
in einem anderen Stil geschrieben, von amerikanischer Popularmusik bis
hin zum sinfonischen Repertoire verschiedener Epochen. Die Solisten
des Orchesters werden in Szene gesetzt: In zahlreichen Einzel- und
Gruppensoli können sie ihre Virtuosität zeigen, ähnlich wie im
berühmten, ebenfalls als Auftragswerk für das Boston Symphony
Orchestra komponierten »Konzert für Orchester« von Béla Bartók.

Das Konzert für Trompete und Orchester des Franzosen Henri Tomasi ist
ebenfalls ein Auftragswerk: in diesem Fall kam der Auftrag vom Pariser
Konservatorium. Wie viele Solokonzerte in der Musikgeschichte galt es
zunächst als unspielbar. Und wie fast alle dieser »unspielbaren« Werke
ist es heute ein Klassiker, den jeder Solist im Repertoire hat - es
ist sogar Tomasis bekanntestes Werk geworden. Er selbst nannte es
»pure Musik« und seinen Versuch, »alle expressiven und technischen
Möglichkeiten der Trompete, von Bach bis zur Gegenwart« zu verknüpfen.
Dass dieser Versuch erfolgreich war, beweist die Popularität des
Konzertes.

Die Lemminkäinen-Suite op. 22 von Jean Sibelius sollte ursprünglich
eine mythologische Oper nach dem Vorbild Richard Wagners werden und
den Titel »Veneen luominen« (»Das Bauen des Bootes«) tragen;
Lemminkäinen ist ein Held aus dem finnischen Nationalepos Kalevala.
Der Komponist wandte sich jedoch bald von der Gattung Oper und auch
von der Kompositionstechnik Wagners ab; das musikalische Material des
Lemminkäinen-Themas wandelte k Wagners ab; das musikalische Material
des Lemminkäinen-Themas wandelte er zu vier einzelnen Legenden um. Die
»Vier Legenden von Kalevala« (so wird die Suite auch genannt) wurden
1895 bis 1896 komponiert und 1896 uraufgeführt, aber erst 1954
vollständig gedruckt und erst 1956 in Deutschland komplett gespielt.

9. Sinfoniekonzert

Leonard Bernstein

Divertimento für Sinfonieorchester

Henri Tomasi

Konzert für Trompete und Orchester

Jean Sibelius

Lemminkäinen-Suite op. 22

Markus Finkler Trompete

Magdeburgische Philharmonie

Shao-Chia Lü Dirigent

Do. 17.5.2018, 19.30 Uhr

Fr. 18.5.2018, 19.30 Uhr

Opernhaus/Bühne

Karten zwischen 15 und 30 Euro / erm. zwischen 10 und 19 Euro

Nähere Informationen an der Theaterkasse telefonisch: (0391) 40 490 490,

online: www.theater-magdeburg.de oder per Mail: kasse@theater-magdeburg.de

 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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MATINEE/060: Kassel - Konzert des Verdi-Quartetts am 12. Mai 2018


Abschlusskonzert der Interpretationswerkstatt Kammermusik 

Matinee am 12. Mai



Das Abschlusskonzert der Interpretationswerkstatt Kammermusik im
Sommersemester 2018 gestalten Studierende der Instrumentalklassen der
Musikakademie am Samstag, 12. Mai, ab 11 Uhr im Konzertsaal der
Musikakademie am Karlsplatz. Susanne Rabenschlag, Professorin für
Violine und Kammermusik an der Musikhochschule Mannheim sowie Primaria
des renommierten Verdi-Quartetts, ist im April und Mai 2018
Gastdozentin der Musikakademie.

Der Eintritt ist frei. Telefonisch können Platzreservierungen bei der
Musikakademie unter 05 61/7 87-41 80, per Fax unter 05 61/7 87-41 88
oder per E-Mail musikakademie@kassel.de vorbestellt werden. Weitere
Information unter www.musikakademie-kassel.de oder
www.verdi-quartett.com.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 30. April 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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POP-ROCK/5262: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Line Bøgh: "Songs made visual" - mit Live Visuals von Christian Gundtoft, 9.6.2018


Kulturcafé Komm du - Juni 2018

"Songs made visual" | Performance der dänischen Artpop-Künstlerin Line Bøgh

mit begleitenden Live Visuals von Christian Gundtoft

Konzert am Samstag, 9. Juni 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer für Samstag, den 9. Juni 2018 mit einem Foto der dänischen Artpop-Künstlerin Line Bøgh - Foto im Flyer: © by Christian Gundtoft]

[image: Plakat zum Konzert mit der dänischen Artpop-Künstlerin Line Bøgh am Samstag, den 9. Juni 2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg - Foto: © by Christian Gundtoft]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Samstag, den 09.06.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Line Bøgh - "Songs made visual"

Dänischer Artpop mit begleitenden Live Visuals von Christian Gundtoft

Line Bøgh ist über die Grenzen ihrer Heimat Dänemark
hinaus längst keine Unbekannte mehr. Mit ihrer Musik schafft sie den
Spagat zwischen zarten Popmelodien und Texten mit Tiefgang. Ihr
musikalisches Universum ist verspielt, poetisch, fragil, mit Vocal
loops, Laptop, Omnichord und Vocoders kreiert sie eine intime
atmosphärische Klanglandschaft. Gemeinsam mit dem Künstler
Christian Gundtoft hat sie ihr musikalisches Universum nun um
eine visuelle Komponente erweitert. Während sie ihre Songs spielt,
läßt Christian auf einem Grafiktablet Zeichnungen und
Animationen entstehen, die auf eine Leinwand hinter der Sängerin
projiziert werden und so ihren Gefühls- und Gedankenkosmos
eindrucksvoll illustrieren.


Die Performance von Line Bøgh und Christian Gundtoft im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Die dänische Artpop-Künstlerin Line Bøgh und Christian Gundtoft (Live Visuals) bei einer Performance - Foto: © by Christian Gundtoft]

"Songs made visual" - die dänische Artpop-Künstlerin Line Bøgh

bei einem Auftritt mit begleitenden Live Visuals von Christian Gundtoft

Foto: © by Christian Gundtoft




Über die Künstler:

Line Bøgh (Keys, vocal, omnichord, loops and laptop)

Line Bøghs Musik klingt unkonventionell und
erfrischend anders. Die dänische Artpop-Künstlerin kreiert
aufmunternde Popsongs, die das gewisse Etwas besitzen - eine
Mischung aus Pop und Poesie, gepaart mit ungewöhnlicher
Instrumentation wie Harfe, Cello und Moog Bass-Synthesizer. Line
Bøgh versteht es, sich bei ihren Live-Shows mit einer
geheimnisvollen Sphäre zu umgeben. Ihr Sound ist pur und
unverfälscht. Die Musikerin ist über die Grenzen ihrer Heimat hinaus
längst keine Unbekannte mehr. 2015 veröffentlichte sie ihr
Debütalbum "Something Else and Something Else and Something Else
again", im September 2017 folgte die zweite CD "Like Fire Like Fire".

Line Bøgh - Homepage

http://www.linebogh.com


Christian Gundtoft (Live visuals)

Der 1982 geborenen Christian Gundtoft ist ein "visual
artist", ein Bildkünstler. In seinen Gemälden und Zeichnungen
spiegelt sich seine Faszination von Grenzbereichen zwischen Extremen
wie beispielsweise Gesundheit vs. Geistesgestörtheit, Ordnung vs.
Chaos, Schlichtheit vs. Komplexitiät etc. Dieses Interesse findet
sich sowohl in seinem Stil als auch in den Themen seiner Bilder. Im
August 2016 baute Gundtoft sein Atelier um und eröffnete die
"Galleri Christian Gundtoft" in Hedehusene etwas außerhalb von
Kopenhagen. Atelier und Gallerie sind Teil des Künstlerkollektivs
"Surrogaten", zu dem verschiedenen dänische Künstler gehören.

Christian Gundtoft - Hmepage

http://www.christiangundtoft.com/


Zum Reinhören & Anschauen:

Line Bøgh - I Know A Place (Official Video)

https://www.youtube.com/watch?v=xYphTAvSvRc

SONGS MADE VISUAL - Line Bøgh and Christian Gundtoft

https://www.youtube.com/watch?v=2jDRs5_fXro

Line Bøgh - Give Sophie a Shot

https://youtu.be/RGU-p_xEs4c

Line Bøgh - Yellow Moon

https://www.youtube.com/watch?v=xj0skgODrFs

Line Bøgh - Lily Avenue (official video)


https://www.youtube.com/watch?v=UgdZAwwpN0w
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/089: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Marc-Enrico Ibscher ... "Robert Schumann (1810-1856), Schwerpunktkomponist beim Schleswig-Holstein Musik Festival 2018", 21.6.2018


Vortragsreihe "Klassische Abende" im Kulturcafé Komm du - Juni 2018

Marc-Enrico Ibscher: "Robert Schumann (1810-1856), Schwerpunktkomponist beim Schleswig-Holstein Musik Festival 2018"

Vortrag mit vielen Musikbeispielen und Bildern am Donnerstag, 21. Juni 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer für den Multimedia-Vortrag von Marc-Enrico Ibscher über den deutschen Komponisten Robert Schumann (1810-1856) am Donnerstag, den 21. Juni 2018 um 20 Uhr mit einem Foto des Referenten - Foto im Flyer: © by Hildegard Nieberle]

[image: Plakat zum Multimedia-Vortrag von Marc-Enrico Ibscher über den deutschen Komponisten Robert Schumann (1810-1856) am Donnerstag, den 21. Juni 2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg - Foto: public domain]





Das Komm du lädt ein zu einem "Klassischen Abend"

am Donnerstag, den 21.06.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Robert Schumann (1810-1856)

Schwerpunktkomponist beim Schleswig-Holstein Musikfestival 2018

Multimedia-Vortrag von Marc-Enrico Ibscher

Anläßlich des Schumann-Schwerpunkts beim diesjährigen
Schleswig-Holstein Musikfestival (ab 30.06.2018) ehrt Marc-Enrico
Ibscher an diesem Abend einen der bedeutendsten Komponisten der
deutschen Romantik. Mit vielen Musikbeispielen sowie zahlreichen
Bildern zeichnet er in einer Powerpoint-Präsentation Schumanns
kurzes und teils problematisches Leben nach. Häufige berufliche
Schwierigkeiten, mehrere Umzüge und nicht zuletzt eine psychische
Erkrankung, die dann auch zu seinem Tod führte, wechselten sich mit
sehr glücklichen Phasen seines Lebens ab. Beeinflußt durch seine
Frau Clara geb. Wieck wurde aus dem Liebhaber der Poesie, der sich
auch als eine musikalische Wiedergeburt Jean Pauls sah, ein
Komponist von Liedern, Orchestermusik und einer Oper. Viele dieser
Werke, die auch beim SHMF erklingen, werden hier vorgestellt.


Zum Reinhören & Anschauen:

Schumann - Träumerei, "Kinderszenen" No. 7 | Vladimir Horowitz

https://www.youtube.com/watch?v=6z82w0l6kwE

Schumann: Eschenbach dirigiert die Sinfonie Nr. 3 | NDR

https://www.youtube.com/watch?v=Z2Uw4KJW9hs


Der Multimedia-Vortrag im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Der Komponist Robert Schumann - Lithographie aus dem Jahr 1839 von Josef Kriehuber (1800-1876) - Foto: public domain]

Robert Schumann war ein Freund Mendelssohn-Bartholdys, ein Gegner Wagners sowie Entdecker und Förderer von Brahms.

Die von Josef Kriehuber (1800-1876) gefertigte Lithographie entstand 1839 in Wien.

Schumann 1849: "Von meinen Bildern taugt keines viel, etwa das von Kriehuber ausgenommen."

Foto: public domain




Über den Referenten:

Marc-Enrico Ibscher ist 1. Vorsitzender des
Richard-Wagner-Verbands Flensburg. Schon in der Kindheit entdeckte
er seine Liebe zur klassischen Musik und setzte sich später intensiv
mit Komponistenbiographien und Werkgeschichte auseinander. Im
Zentrum seines Musikinteresse steht seit mehr als 30 Jahren das
Leben und Werk Richard Wagners. Dabei blickt er gern und viel über
diesen Tellerrand hinaus und verfaßt Vorträge über klassische
Komponisten in Wagners Umfeld, aber auch vor und nach Wagner.
Besonders die Zeit zwischen 1756 und 1924 liegt dem begeisterten
Opernfreund am Herzen.

Mit großem Erfolg referiert Marc-Enrico Ibscher bundesweit
über bekannte und auch auch weniger bekannte Meister und lenkt den
Blick insbesondere auf ihr soziales Umfeld. Mit seinen lebendigen
Vorträgen, die stets mit zahlreichen Musikbeispielen aufgelockert
und illustriert werden, gelingt es dem Referenten, seinen Zuhörern
die Furcht und Zurückhaltung vor klassischer Musik zu nehmen und sie
mit seinen gehaltvollen und spannenden Ausführungen an die Musik
heranzuführen bzw. vorhandenes Wissen zu vertiefen. Dabei werden
auch ernste Themen unterhaltsam vorgetragen.


Weitere Informationen:

Artikel über den Referenten Marc-Enrico Ibscher in "Tiefgang", dem Kulturfeuilleton des Hamburger Südens

http://www.sued-kultur.de/tiefgang/mit-tristan-gegen-die-tristesse/

Biografie Robert Schumann (geb. 1810 in Zwickau, gest. 1856 in Bonn-Endenich)

https://www.schumann-portal.de/biografie.html

Arthur Rubinstein spielt Schumann - Klavierkonzert a moll Opus 54

https://www.youtube.com/watch?v=V3Xc0ZDBF8w


Kommende Termine und Themen der Vortragsreihe "Klassische Abende" mit Marc-Enrico Ibscher im Kulturcafé Komm du:

Donnerstag, 25.10.2018: Georges Bizet (1838-1875)

Donnerstag, 24.01.2019: Friedrich Smetana (1824-1884)

Donnerstag, 25.04.2019: Antonin Dvorak (1841-1904)

Donnerstag, 14.11.2019: Leopold Mozart (1719-1787), Vater von Wolfgang Amadeus 

Beginn: jeweils 20:00 Uhr - Eintritt frei / Hutspende
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Mai 2018 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8692: Aus aller Welt - 03.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



China unterstützt koreanische Friedenspläne

Nach einem Treffen mit Chinas Außenminister Wang Yi in Pjöngjang
betonte Nordkoreas Staatschef Kim Jong Un noch einmal seine
Bereitschaft zur atomaren Abrüstung. Die Denuklearisierung der
koreanischen Halbinsel sei die entschlossene Haltung seines Landes,
sagte Kim am Donnerstag. Wang erklärte, daß China die Pläne für einen
Friedensvertrag zwischen Nord- und Südkorea unterstützen werde. Am
Vortag war Pekings Chefdiplomat bereits mit seinem nordkoreanischen
Amtskollegen Ri Yong Ho zusammengekommen, um den Stand der
bilateralen Beziehungen und die Lage auf der Halbinsel zu erörtern.
Im Mittelpunkt des zweitägigen Besuchs von Wang Yi in Nordkorea steht
das Ende Mai oder Anfang Juni geplante Gipfeltreffen Kims mit
US-Präsident Donald Trump.

3. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8692: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Polizei räumt Einkaufszentrum nach Bombendrohung

Nach einer Bombendrohung in einem Supermarkt in Bremen hat die
Polizei einen Verdächtigen festgenommen. Wie eine Behördensprecherin
am Donnerstag mitteilte, hatte der Mann einen Rucksack im
Roland-Center in Huchting zurückgelassen, in dem sich entgegen der
Behauptungen des Tatverdächtigen weder Sprengstoff noch sonstige
gefährliche Gegenstände befanden. Wegen der Bombendrohung waren das
Einkaufszentum und angrenzende Geschäfte vorübergehend geräumt
worden. Das Motiv war zunächst unklar.

3. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8689: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



China stationiert offenbar Raketen im Südchinesischen Meer

China baut seine vorgelagerten Militärstützpunkte im Südchinesischen
Meer offenbar aus. Wie der amerikanische Sender CNBC unter Berufung
auf Geheimdienstquellen berichtete, sollen auf drei Stützpunkten, die
sich auf den umstrittenen Spratly-Inseln befinden, Antischiffsraketen
und Flugabwehrsysteme stationiert worden sein. Den Angaben zufolge
ist das chinesische Militär mit den Waffensystemen in der Lage,
Schiffe in einem Umkreis von mehr als 500 Kilometern sowie Flugziele
in einer Entfernung von nahezu 300 Kilometern anzugreifen. Ansprüche
auf das Seegebiet, durch das wichtige Schiffahrtsstraßen führen,
erheben neben China auch Brunei, Malaysia, die Philippinen, Taiwan
und Vietnam.

3. Mai 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8691: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rentenkommission beginnt mit ihrer Arbeit

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil (SPD) hat heute die von der
großen Koalition vereinbarte Rentenkommission eingesetzt. Das
Expertengremium soll bis März 2020 Vorschläge für die künftige
Alterssicherung vorlegen. Auf Grundlage der Kommissionsvorschläge
wolle die Regierung "möglichst noch in dieser Legislaturperiode die
Weichen für einen verläßlichen Generationenvertrag stellen", sagte
Heil am Donnerstag bei der Vorstellung des zehnköpfigen Gremiums in
Berlin.

3. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8690: Tragisches und Kurioses - 03.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Viele Tote und Verletzte durch Sandstürme in Indien

Im Norden Indiens sind bei schweren Sand- und Regenstürmen über 100
Menschen ums Leben gekommen und mehr als 250 verletzt worden. Am
stärksten betroffen war der bevölkerungsreiche Bundesstaat Uttar
Pradesh. Dort wurden nach offiziellen Angaben 65 Todesfälle gezählt.
Im benachbarten Bundesstaat Rajasthan kamen demnach mindestens 33
Menschen ums Leben. Die Stürme erreichten Windgeschwindigkeiten von
bis zu 130 Stundenkilometern. Die meisten Opfer waren durch
umstürzende Bäume, Strommasten oder Gemäuer getötet worden. Die
Behörden gehen von steigenden Opferzahlen aus.

3. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7775: Aus Forschung und Technik - 03.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rückkehr des Dragon-Frachters verzögert sich

Die Luft und Raumfahrtbehörde NASA und das private
Raumfahrtunternehmen SpaceX haben die Rückkehr des Frachtraumschiffs
Dragon von der Internationalen Raumstation ISS auf Samstag
verschoben. Die Kapsel sollte bereits am Mittwoch im Pazifik vor der
Küste des mexikanischen Bundesstaats Baja California wassern. Ein
Unwetter verhinderte das. Weil die Missionsmanager jedes unnötige
Risiko für Dragons kostbare Nutzlast an wissenschaftlichen
Experimenten und Ausrüstung vermeiden wollen, soll der Frachter nun
am Samstag von der Station abkoppeln.

3. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7788: Aus aller Welt - 03.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Atomabkommen mit dem Iran zur Zeit alternativlos

Der Uno-Generalsekretär Antonio Guterres hat gegenüber dem Sender BBC
die Bedeutung des internationalen Atomabkommens mit dem Iran
hervorgehoben. Guterres räumte ein, daß es Gründe für weitere
Verhandlungen geben könnte. Eines Tages könnte man eine gute
Alternative haben. Bis dahin sollte man an der bestehenden
Vereinbarung festhalten. Er bezeichnete den zwischen dem Iran und den
USA, Rußland, China, Großbritannien, Frankreich und Deutschland 2015
abgeschlossenen Vertrag als einen wichtigen diplomatischen Sieg.
Teheran hat sich mit der Unterzeichnung zum Verzicht auf die
Entwicklung von Nuklearwaffen verpflichtet und erlaubt
internationalen Inspektoren die Überprüfung seiner Atomanlagen. Die
meisten westlichen Staaten haben im Gegenzug ihre gegen den Iran
verhängten Finanz- und Wirtschaftssanktionen nach und nach
aufgehoben. US-Präsident Trump wird am 12. Mai bekanntgegeben, ob die
USA ihre Sanktionen gegen den Iran beibehalten. Das käme einer
Aufkündigung des Atomabkommens gleich. In dem Fall würde sich die
iranische Regierung nicht mehr an das Abkommen gebunden fühlen. Man
werde dann in Erwägung ziehen, zum Stand vor Vertragsabschluß
zurückzukehren, sagte Irans Botschafter in Großbritannien, Hamid
Baeidinedschad, dem Fernsehsender CNN.

3. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7749: Medizin und Gesundheitswesen - 03.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Viele Kinder leiden an Vitamin-A-Mangel

Immer mehr Kinder sind von Vitamin-Mangel bedroht. Wie das Deutsche
Ärzteblatt berichtete, sieht das Kinderhilfswerk Unicef bei mehr als
140 Millionen Kindern eine erhöhte Gesundheitsgefahr durch einen
Mangel an Vitamin A. Ihnen droht Schwerhörigkeit, Blindheit und sogar
der Tod, wenn nicht dringend lebensrettende Vitamin-A-Präparate
verabreicht würden. Besonders West- und Zentralafrika sind betroffen.
Das Kinderhilfswerk fordert daher unter anderem ein stärkeres
Engagement der nationalen Regierungen, damit jedes Kind die zum
Schutz notwendigen zwei jährlichen Vitamin-A-Dosen verabreicht
bekommen kann.

3. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7776: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Kirchenasyl schränkt Handeln des Staates nicht ein

Das Oberlandesgericht (OLG) München hat dem Nigerianer Evans I. am
Donnerstag bestätigt, daß er sich während seines Kirchenasyls im
Pfarrhaus der katholischen Kirchengemeinde St. Jakob im bayrischen
Freising legal in Deutschland aufgehalten hat. Er wurde als
Flüchtling geduldet, solange das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge seinen Fall einer nochmaligen sachlichen
Einzelfallüberprüfung unterzog. Die Staatsanwaltschaft Landshut hatte
zuvor dem Mann vorgeworfen, sich illegal in Deutschland aufzuhalten.

Der Vorsitzende Richter des OLG erklärte zum Kirchenasyl, der Staat
müsse es weder dulden noch sei ihm eine Abschiebung aus dem Asyl
heraus verboten. Das Kirchenasyl sei kein eigenes Rechtsinstitut.

Evans I. war über Italien nach Deutschland gekommen, wo er Asyl
beantragte. Gemäß der Dublin-III-Verordnung sollte er in das EU-Land
abgeschoben werden, welches er zuerst betreten hatte. Derartige
Abschiebungen sind zulässig, solange bestimmte Fristen eingehalten
werden. I. wollte durch das dreimonatige Kirchenasyl diese Frist ohne
Abschiebung überstehen.
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KULTUR/7700: Sprache, Kunst und Medium - 03.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Mit dem Aussterben von Sprachen gehen Kulturverluste einher

Experten der Unesco rechnen damit, daß bis Ende dieses Jahrhunderts
etwa die Hälfte der etwa sechseinhalbtausend Sprachen und Idiome
weltweit verloren gehen. Mit dem Aussterben der Sprachen bleibt
gleichzeitig viel lokales und regionales Wissen auf der Strecke, für
das es in anderen gesellschaftlichen, kulturellen oder klimatischen
Zusammenhängen keine sprachlichen Entsprechungen gibt.

So wie hierzulande beispielsweise Dutzende Wörter für Geschmack und
Geruch von Weinen, Kaffee oder Tee zu finden sind, gibt es in anderen
Weltgegenden viele spezielle Umschreibungen für Lebensmittel,
klimatische, aber auch andere Beschreibungen, die für Außenstehende
verschlossen und unverständlich bleiben.

Die größten Verlust sind für indigene Lebensformen zu erwarten, die
häufig von Vertreibung, Verfolgung bis hin zu Vernichtung bedroht
sind.
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MILITÄR/7766: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.05.2018 (SB)




VOM TAGE



China stationiert Raketen auf Atollen der Spratly-Inseln

Die Volksrepublik China soll in den vergangenen 30 Tagen auf mehreren
zu den Spratly-Inseln im Südchinesischen Meer gehörenden Atollen
Marschflugkörper und Raketen installiert haben, mit denen Schiffe und
Flugzeuge angegriffen werden können. Das berichtete die in den USA
ansässige Sendergruppe CNBC am Donnerstag unter Berufung auf
Informationen aus Geheimdienstkreisen. Die chinesischen
Marschflugkörper haben demnach eine Reichweite von 500 und die
Boden-Luft-Raketen von rund 300 Kilometern.

Die Spratly-Inseln und damit auch die von China ausgebauten Atolle
Fiery Cross, Subi und Mischief wurden 2016 vom internationalen
Schiedsgericht in Den Haag den Philippinen zugesprochen. Unter
anderem Vietnam und Taiwan erheben weiterhin Territorialansprüche auf
die Inseln. Das Südchinesische Meer ist wegen seiner dort vermuteten
Rohstoffe und seiner wichtigen Schiffahrtsrouten von großem Interesse
für die Anrainerstaaten. China beansprucht vier Fünftel des
Seegebiets und schüttet dort seit geraumer Zeit künstliche Inseln für
Hafenanlagen und Flughäfen auf. Verhandlungen der Gemeinschaft
Südostasiatische Staaten (Asean) zur Beilegung des Territorialstreits
wurden im November 2017 vereinbart.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7780: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Arbeitsgruppe soll Vorschläge zum Rentensystem nach 2025 machen

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil hat am Donnerstag in Berlin eine
neue Arbeitsgruppe vorgestellt, die sich bis März 2020 damit befassen
soll, wie die gesetzliche Rentenversicherung nach 2025 aussehen kann.
Laut Heil stellen sich Fragen im Zusammenhang einerseits mit der
demographischen Entwicklung, da bei steigender Lebenserwartung die
Babyboomer-Generation in den Ruhestand geht, und andererseits mit dem
digitalen Wandel, der viele herkömmliche Arbeitsplätze überflüssig
werden läßt.

Die Fachkommission soll herausfinden, ob und wie sich Armut im Alter
vermeiden läßt. Ihre Ratschläge sollen bei der Schaffung eines
verläßlichen Generationenvertrags für eine dauerhafte Sicherung der
Altersvorsorge berücksichtigt werden. Laut Heil geht es aber auch
darum, einen Kompromiß zwischen der Alterssicherung und der
Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft zu suchen.

Die zehnköpfige Kommission wird von der SPD-Politikerin Gabriele
Lösekrug-Möller, ehemalige Parlamentarische Staatssekretärin im
Arbeitsministerium, und dem CDU-Politiker Karl Schiewerling, dem
früheren Vorsitzenden der Arbeitsgruppe "Arbeit und Soziales" der
Unionsfraktion, geleitet. Zu den weiteren Mitgliedern aus Politik,
Wirtschaft, Gewerkschaften und Wissenschaft gehören unter anderem
Alexander Gunkel von der Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbände, Annelie Buntenbach vom Deutschen
Gewerkschaftsbund, der stellvertretende Unionsfraktionsvorsitzende
Hermann Gröhe und der Münchner Rentenforscher Axel Börsch-Supan.

3. Mai 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]
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SONSTIGES/7750: Tragisches und Kurioses - 03.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Erneut Zwischenlandung einer Boeing 737 wegen Fensterschadens

Knapp drei Wochen nachdem in den USA eine Frau an Bord einer Boeing
737-700 starb, als sie halbwegs durch ein geborstenes Fenster gesaugt
wurde, sah sich gestern die Crew in einem Flugzeug gleichen Typs
ebenfalls gezwungen, außerplanmäßig den Flughafen von Cleveland (Ohio)
anzusteuern.

Diesmal wurde glücklicherweise niemand verletzt. Allerdings hatten
Mitte April umherfliegende Teile einer der Turbinen die Hülle der
Passagierkabine durchschlagen, so daß austretender Sauerstoff zu einem
rapiden Druckabfall führte. Die Pilotin des Southwest
Airlines-Fliegers hatte die defekte Maschine dennoch sicher landen
können, wie Die Welt berichtete.

Wegen des Vorfalls gestern wird die Boeing einer genauen Inspektion
unterzogen. Der Fluggesellschaft kommt der zweite Fensterschaden
innerhalb kurzer Zeit sehr ungelegen. Bereits nach dem tödlichen
Zwischenfall im April waren die Passagierzahlen zurückgegangen.
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SOZIALES/7777: Arbeit, Soziales und Familie - 03.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Tag der Pressefreiheit

Zum Tag der Pressefreiheit am Donnerstag hat die Organisation
Reporter ohne Grenzen (ROG) schlechtere Bedingungen für eine freie
Berichterstattung in Europa gemeldet. Das Europaparlament fordert die
Unterstützung öffentlich-rechtlicher Medien und Schutz von
investigativen Journalisten. Die Regierungen von Polen, Ungarn,
Österreich und Dänemark üben Druck auf die Sender aus. Dänemark fiel
2017 in der globalen Rangliste der Pressefreiheit von Position vier
auf Platz neun zurück. Deutschland rückte um eine Position auf und
steht jetzt an 15. Stelle. Allerdings wird in Deutschland wie in
Frankreich, Großbritannien und der Schweiz über die Rolle des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks gestritten. Der Bundesbeauftragte
für die Stasi-Unterlagen, Roland Jahn, sagte bei einer
Podiumsdiskussion unter anderem, Pressefreiheit sei eine
Voraussetzung für eine freie Gesellschaft. Nur die Freiheit der
Medien erlaube einen demokratischen Diskurs.
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UMWELT/7760: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 03.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Luftverschmutzung tötet jedes Jahr Millionen von Menschen

Die Luftverschmutzung ist ein großes Problem. Nach den Hochrechnungen
der Weltgesundheitsorganisation WHO sind 90 Prozent der Menschen
verschmutzter Luft ausgesetzt. Rund sieben Millionen sollen jedes
Jahr an den Folgen von Feinstaub in der schmutzten Luft sterben. Das
Problem am Feinstaub ist, so das Deutsche Ärzteblatt, daß er tief in
die Lunge und das Herz-Kreislauf-System eindringen und Krankheiten
wie Schlaganfall, Herzerkrankungen, Lungenkrebs und mehr verursachen
kann. Wie die WHO weiter mitteilte, soll die Luftverschmutzung
weltweit schätzungsweise 24 Prozent aller Todesfälle bei Erwachsenen
durch Herzerkrankungen, 25 Prozent durch Schlaganfall, 43 Prozent
durch COPD und 29 Prozent durch Lungenkrebs verursachen. Wichtigste
Feinstaubquellen soll die ineffiziente Energienutzung durch Haushalte
sowie die Industrie, Landwirtschaft und der Verkehr und
Kohlekraftwerke sein.
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WIRTSCHAFT/7765: Märkte und Finanzen - 03.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Niedrigzinspolitik gefährdet betriebliche Altersvorsorge

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Bafin) hat rund
ein Drittel der 137 Pensionskassen in Deutschland unter intensivierte
Beobachtung genommen. Das berichtete der Bafin-Chef Frank Grund auf
einer Pressekonferenz in Frankfurt am Main. Demnach haben
Lebensversicherer und Pensionskassen wegen der Niedrigzinspolitik der
Europäischen Zentralbank Schwierigkeiten, die ihren Kunden vor Jahren
zugesagten hohen Zinsen zu erwirtschaften. Unter Umständen müssen
Kassen und Versicherer Leistungen kürzen. Laut Grund drängt die Bafin
die Pensionskassen, bei ihren Trägern oder Aktionären rechtzeitig
Unterstützung einzufordern. Alle Verantwortlichen sollten Interesse
daran haben, Pensionskassen vor einer Schieflage zu bewahren. Nur
dann bleibe die betriebliche Altersvorsorge ein stabiler Pfeiler der
Alterssicherung in Deutschland, sagte der Bafin-Exekutivdirektor für
Versicherungs- und Pensionsaufsicht.
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WISSENSCHAFT/7783: Aus Forschung und Technik - 03.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Apple bietet Fotografieren per Headset

Das war zu erwarten gewesen. Besitzer von iPhones werden künftig ihre
Kameras mit Hilfe des Headset auslösen können. So berichtete Mac & i,
daß mit einem Druck auf die Leiser-Taste am Headset das Foto
geschossen wird. Wer eine Apple Watch besitzt, soll die Kamera auch
darüber auslösen können. Ab WatchOS 4 sollen Nutzer damit auch die
Videokamera des iPhones bedienen können.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/532: Embryonalentwicklung - Wie entstehen aus Zellen Gliedmaßen? (idw)


Humboldt-Universität zu Berlin - 02.05.2018

Embryonalentwicklung: Wie entstehen aus Zellen Gliedmaßen?

Neue Mikroskopie-Software ermöglicht genaue Zellbeobachtung



Während der Entwicklung eines vielzelligen Organismus entsteht aus einer
einzigen Zelle eine Reihe unterschiedlicher Zelltypen, die sich wiederum
zu verschiedenen Geweben und Organen organisieren. Seit mehr als einem
Jahrhundert bemühen sich Biologen darum, die Entwicklungsgeschichte (auch
als Zellschicksal bezeichnet) der verschiedenen Strukturen in sich
entwickelnden Organismen zu verstehen: Zum Beispiel, durch welche Zellen
entstehen Augen oder Gliedmaßen? Wie verändern diese Zellen in der
Entwicklung ihr Verhalten, um letztlich die Form und Funktion des Organs
zu realisieren?




[image: Urheber: © Anastasios Pavlopoulos und Carsten Wolff]

3D-Rekonstruktionen eines Embryos in seitlicher Ansicht und dem Kopf auf
der linken Seite. Die farblich hervorgehobenen Bereiche zeigen, wie sich
aus einigen wenigen Zellen Beine herausbilden.

Urheber: © Anastasios Pavlopoulos und Carsten Wolff



Solche Fragen zu beantworten war bislang äußerst schwierig, denn eine
direkte Beobachtung von sich entwickelnden Embryonen auf zellulärem Niveau
stellt eine große Herausforderung dar. Mit einem neuen Ansatz untersuchte
ein multinationales und multidisziplinäres Team mit Wissenschaftlern der
Humboldt-Universität zu Berlin, des Max-Planck-Instituts für Molekulare
Zellbiologie und Genetik (Dresden), des HHMI Janelia Forschungscampus
(USA), des Max-Delbrück-Centrums für Molekulare Medizin (Berlin) und dem
Pasteur-Institut (Frankreich) die Dynamik und das Verhalten von Zellen
während der Entwicklung von Gliedmaßen.

Dazu schaute sich das Forscherteam die Entwicklung des marinen Krebses
Parhyale hawaiensis näher an. Er hat entlang seiner Körperachse eine Reihe
spezialisierter Gliedmaßen entwickelt - ähnlich einem lebenden Schweizer
Taschenmesser. Mittels der hochmodernen
Lichtscheibenfluoreszenzmikroskopie konnte die gesamte
Embryonalentwicklung von Embryonen mit fluoreszenzmarkierten Zellkernen
aufgenommen werden. Dabei wurde Embryo aus verschiedenen Blickwinkeln in
hoher räumlicher und zeitlicher Auflösung aufgenommen.

Beobachtung kann Aufschlüsse über Fehlbildungen geben
Mit diesen komplexen und mehrdimensionalen mikroskopischen Aufnahmen
standen die Forscher vor der Herausforderung, die biologisch relevanten
Informationen aus diesen riesigen Datensätzen zu extrahieren. Dafür
entwickelten sie eine spezielle Software namens Massive Multi-View Tracker
(MaMuT), die als FIJI Plug-In frei verfügbar ist. Diese Kombination von
Mikroskopie und Software ermöglichte es den Wissenschaftlern alle Zellen
eines Beines über mehrere Tage in der Entwicklung zu verfolgen.

Dabei wurden morphogenetische Verhaltensmuster der Zellen entdeckt, die
zur zellulären Organisation und zum Auswachsen eines Beines beitragen.
Dieser neue Weg, die Entwicklung von mehrzelligen Organismen zu
untersuchen, wird in Zukunft dazu beitragen, die zellulären und
molekularen Mechanismen, die das Schicksal von Zellen während der
Entwicklung eines Organismus bestimmen, aufzudecken. Es wird sicherlich
auch dabei helfen, die Ursachen von Fehlbildungen während der Entwicklung
erklären zu können.




Weitere Informationen unter:

https://doi.org/10.7554/eLife.34410

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin, Sella Christin Bargel, 02.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Mai 2018 
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ZOOLOGIE/1523: Neue Tierart in der Nordsee (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung -
02.05.2018

Neue Tierart in der Nordsee

Forscher beschreiben neu entdeckten Flohkrebs Epimeria frankei unter
Verwendung umfangreicher Erbgutinformationen



Wissenschaftlern des Alfred-Wegener-Instituts und der Universitäten
Oldenburg und Potsdam ist der Nachweis einer neuen Flohkrebsart in der
Nordsee gelungen. Sie nutzten erstmals überhaupt im Zuge einer
Artneubeschreibung Erbgutinformationen, die sonst in anderen Bereichen der
Genetik verwendet werden. Veröffentlicht wurde die Neuentdeckung von
Epimeria frankei jetzt im Fachmagazin Scientific Reports. In der Zukunft
könnten solche detaillierten Informationen mittels moderner molekularer
Verfahren die Biodiversitätsforschung revolutionieren.




[image: Foto: © Alfred-Wegener-Institut / Hermann Neumann, Senckenberg am Meer]

Neue Flohkrebsart und Schwesterart 

Foto: © Alfred-Wegener-Institut / Hermann Neumann, Senckenberg am Meer



Wenn von neuen Arten in der Nordsee die Rede ist, handelt es sich häufig
um vom Menschen eingeschleppte Tiere oder Pflanzen. Dass sich auch vor
unserer Haustür mitunter unbekannte Tiere verbergen, zeigt jetzt die
Entdeckung einer neuen Flohkrebsart. Wissenschaftlern um Dr. Jan Beermann
vom Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) und Dr. Michael J. Raupach von der Universität
Oldenburg sowie Kollegen von der Universität Potsdam ist es gelungen, eine
bislang übersehene Art in der Nordsee zu entdecken und zu beschreiben. Ein
seltenes Ereignis, da es sich bei der Nordsee um eines der am besten
untersuchten Meeresgebiete der Welt handelt.

Ursprünglich analysierte der AWI-Ökologe Beermann gemeinsam mit Michael
Raupach von der Universität Oldenburg DNA-Barcodes verschiedener
Nordsee-Krebsarten; kleine Sequenzabschnitte, welche in der modernen
Biodiversitätsforschung genutzt werden. Wissenschaftler erstellen aus
diesen DNA-Barcodes molekulare Bibliotheken, die Artidentifizierungen
erleichtern sollen. Bei der genauen Untersuchung der Einträge kamen den
Wissenschaftlern erste Zweifel, ob es sich bei einer untersuchten
Flohkrebsart tatsächlich nur um eine einzige Spezies handelt. "Als wir
dann genauer hinschauten bemerkten wir, dass einige Tiere beispielsweise
spitzere Beinplatten als andere hatten, auch wenn diese subtilen
Unterschiede nicht leicht zu erkennen sind", berichtet Beermann.

"Der Moment, in dem einem klar wird, dass man eine neue Art entdeckt hat,
ist unglaublich spannend und faszinierend. Man rechnet nicht unbedingt
damit, in der Nordsee noch auf unbekannte Arten zu stoßen. Noch dazu
innerhalb einer Gattung, die mit bis zu drei Zentimetern in der Nordsee
relativ groß ist und außerdem durch ihre schillernde rote Farbe schon
anderen Forschergenerationen aufgefallen ist", sagt Jan Beermann. Die neue
Epimeria-Art wurde auf den Namen "Epimeria frankei" getauft - nach Prof.
Heinz-Dieter Franke, einem renommierten Ökologen, der lange Zeit am AWI
auf Helgoland arbeitete und außerdem der Doktorvater von Jan Beermann war.

Mit der Entdeckung und dem verbesserten Informationsgehalt zu den zwei
Arten mussten diese folglich neu beschrieben werden. "In diesem
Zusammenhang wollten wir eine Artbeschreibung verfassen, welche sich nicht
nur auf die Erfassung der äußeren Gestalt beschränkt, sondern auch
umfassende genomische Informationen beinhaltet", erläutert Michael Raupach
von der Uni Oldenburg. "Vor einigen Jahren wäre eine solche Erfassung noch
extrem aufwändig gewesen. Heute ermöglichen moderne Technologien eine
schnelle und einfachere Analyse", so Raupach weiter.

Im Zuge der Artbeschreibung verwendeten die Wissenschaftler dann das
vollständige mitochondriale Genom, das mit neuesten Methoden entschlüsselt
wurde. Dieses haben sie mit Unterstützung des Genomik-Teams um Prof.
Michael Hofreiter von der Universität Potsdam mit modernsten Technologien
sequenziert. "Damit sind wir weltweit die ersten, die das komplette
Erbmaterial der Mitochondrien Basenpaar für Basenpaar im Rahmen einer
Artbeschreibung analysiert haben", ordnen Hofreiter und Raupach ihre
Arbeit ein.

Von der ersten Vermutung, bis zur Bestätigung, dass es sich um eine
andere, noch unentdeckte Flohkrebsart handelt, hat es gut sechs Jahre
gedauert. Untersucht worden war ursprünglich die Spezies Epimeria
cornigera, wobei die Wissenschaftler auf deren Schwesterart stießen. Zuvor
war man davon ausgegangen, dass Epimeria cornigera vom Mittelmeer bis
Island zu finden sei, was einem großen aber durchaus möglichen
Verbreitungsgebiet entspräche. Allerdings fehlten bis heute verlässliche
Informationen über die Lebensgewohnheiten. "Jetzt wissen wir, dass die
neue Art, Epimera frankei, vom Mittelmeer bis in die Nordsee reicht,
während die alte Art, Epimeria cornigera, eher im nördlichen Nordatlantik
zu finden ist. Nur in der Nordsee gibt es ein kleines Überlappungsgebiet",
erklärt Jan Beermann. Mit der Beschreibung von E. frankei hat sich die
Zahl der bekannten Epimeria-Spezies im nord-östlichen Atlantik auf
insgesamt fünf erhöht.

Die neue Entdeckung macht deutlich, dass marine Biodiversität auch heute
noch unterschätzt werden kann und dass molekulare Methoden aus der
heutigen Biodiversitätsforschung nicht mehr wegzudenken sind. Für ihre
Publikation kombinierten die Forscher umfangreiche Untersuchungen aus
Molekulargenetik und Morphologie zu sogenannten integrativen taxonomischen
Methoden ("taxonomics"). "Die erfolgreiche Validierung des Verfahrens
zeigt uns, dass Taxonomics in der Biodiversitätsforschung in Zukunft auch
für Überlegungen zu marinem Naturschutz von hoher Bedeutung sein können",
sind die Autoren überzeugt.


Originalpublikation:

Jan Beermann, Michael V. Westbury, Michael Hofreiter, Leon Hilgers, Fabian
Deister, Hermann Neumann, Michael J. Raupach: Cryptic species in a
well-known habitat: applying taxonomics to the amphipod genus Epimeria
(Crustacea, Peracarida). DOI: 10.1038/s41598-018-25225-x



Das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) forscht in der Arktis, Antarktis und den Ozeanen der
gemäßigten sowie hohen Breiten. Es koordiniert die Polarforschung in
Deutschland und stellt wichtige Infrastruktur wie den Forschungseisbrecher
Polarstern und Stationen in der Arktis und Antarktis für die
internationale Wissenschaft zur Verfügung. Das Alfred-Wegener-Institut ist
eines der 18 Forschungszentren der Helmholtz-Gemeinschaft, der größten
Wissenschaftsorganisation Deutschlands.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution188
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1522: Was Schnurrhaare so empfindlich macht (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 02.05.2018

Was Schnurrhaare so empfindlich macht



Eine bestimmte Art von Nervenzellen in der sechsschichtigen Großhirnrinde
verleiht Schnurrhaaren von Tieren ihre besondere Empfindlichkeit. Forscher
der Ruhr-Universität Bochum zeigten bei Mäusen, dass das Zusammenspiel von
Zellen in der sechsten Schicht des Kortex mit einer anderen Hirnregion,
dem Thalamus, entscheidend dafür ist, dass Nager ihre Umgebung mit den
Tasthaaren so gut beurteilen können. François Pauzin und Prof. Dr. Patrik
Krieger von der Bochumer Abteilung Systemische Neurowissenschaften
beschreiben die Arbeiten in der Fachzeitschrift Cell Reports vom 1. Mai
2018.

Dynamische Verarbeitungsschleifen

Krieger und Pauzin untersuchten den primären somatosensorischen Kortex,
der in der Großhirnrinde die erste Verarbeitungsstation für Informationen
des Tastsinns ist. Er ist aus sechs Schichten aufgebaut, die
unterschiedliche Zelltypen enthalten. Die sechste Schicht beinhaltet unter
anderem große Nervenzellen, die aufgrund ihrer Form Pyramidenzellen
genannt werden. Sie verbinden den Kortex mit dem tieferliegenden Thalamus.

Die Aktivität dieser Kortex-Thalamus-Verarbeitungsschleife ändert sich
abhängig vom Verhaltenskontext, wobei die Pyramidenzellen sowohl 
Thalamus-Neurone als auch andere Neuronen in der Großhirnrinde beeinflussen können.
Wie genau sich dieses dynamische Zusammenspiel auswirkt, untersuchten die
Neurowissenschaftler an genetisch veränderten Mäusen, deren
Pyramidenzellen sich mit Licht kontrollieren lassen.

Akkurater, aber weniger empfindlich

Aktivierten die Forscher die Pyramidenzellen, so veränderte sich die
Spontanaktivität anderer Zellen in der Großhirnrinde und im Thalamus. Das
macht das System akkurater. Es schlägt seltener falschen Alarm, sondern
reagiert nur auf echte Signale, die durch Reize an den Schnurrhaaren
ausgelöst werden. Allerdings auf Kosten der Empfindlichkeit: In diesem
Zustand ist es wahrscheinlicher, dass eine Nervenzelle ein paar der echten
Signale nicht mitbekommt.

"Unsere Studie gibt einen Einblick, wie das Gehirn eine seiner
fundamentalen Aufgaben wahrnimmt: nämlich aus dem überwältigenden
Reiz-Input, den es permanent erhält, die Informationen herauszupicken, die
in einer bestimmten Verhaltenssituation am relevantesten sind", sagt Patrik
Krieger. "Dafür ist das dynamische Zusammenspiel von
Verarbeitungsschleifen wie zwischen dem Kortex und dem Thalamus
entscheidend."



Förderung

Die Studie wurde im Rahmen des Sonderforschungsbereichs 874 durchgeführt,
den die Deutsche Forschungsgemeinschaft fördert.

Originalveröffentlichung

François Philippe Pauzin, Patrik Krieger: A corticothalamic circuit for
refining tactile encoding, in: Cell Reports, 2018, DOI:
10.1016/j.celrep.2018.03.128, 

https://www.cell.com/cell-reports/pdf/S2211-1247(18)30516-3.pdf

Redaktion: Julia Weiler
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SEISMIK/138: Schwache Erdbeben durch Gasaustritte im Untergrund (idw)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ -
01.05.2018

Schwache Erdbeben durch Gasaustritte im Untergrund

Seismische Daten in der Istanbul-Marmara-Region zeigen: Erdbeben befördern
Entgasungen, die dann weitere Erschütterungen auslösen können



Der Großraum Istanbul mit rund 15 Millionen Einwohnern gilt als besonders
erdbebengefährdet. Um das Risiko richtig einschätzen zu können, müssen
Forscherinnen und Forscher die Prozesse im Untergrund entschlüsseln. Einen
weiteren Fortschritt hierbei hat nun ein internationales Team erzielt, dem
auch Marco Bohnhoff vom Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches
GeoForschungsZentrum GFZ angehört. Unterhalb des Marmara-Meeres orteten
sie Erdbeben, die nicht unmittelbar durch tektonische Spannungen
hervorgerufen wurden, sondern durch aufsteigendes Erdgas. Sie berichten
davon im Fachjournal "Scientific Reports".




[image: Foto: © G. Kwiatek, GFZ]

Istanbul und die Europabrücke aus der Luft. Die gesamte Metropolregion gilt
als besonders erdbebengefährdet. 

Foto: © G. Kwiatek, GFZ



Das Team um Louis Geli vom französischen Forschungszentrum Ifremer
analysierte seismische Daten, die nach einem Erdbeben im westlichen Teil
des Maramara-Meeres am 25. Juli 2011 mit einer Magnitude von 5.1
aufgezeichnet wurden. Wie zu erwarten, ereigneten sich in den folgenden
Tagen und Wochen etliche Nachbeben, die jedoch eine geringere Magnitude
hatten. "Durch ein stärkeres Erdbeben wird die Spannung in der
unmittelbaren Umgebung verändert. Das hat weitere Erschütterungen -
sogenannte Nachbeben - zur Folge, bei denen die Spannungen dann wieder
ausgeglichen werden", erläutert Bohnhoff. So geschah es auch im Sommer
2011 unterhalb des Marmara-Meeres bei Istanbul. Auffällig war jedoch, dass
nur wenige der Nachbeben wie üblich im tiefen felsigen Untergrund am Ort
des Hauptbebens ihren Ursprung hatten. "Stattdessen haben wir zahlreiche
Erschütterungen in sehr geringer Tiefe unterhalb des Meeresbodens
aufgezeichnet", sagt Bohnhoff, der an der Lokalisierung und Analyse der
flachen Beben beteiligt war. "Dies war durchaus überraschend, denn diese
Schichten bestehen aus weichem Sediment, das sich unter tektonischen
Spannungen normalerweise aseismisch verformt und keine ruckartigen
Bewegungen macht, wie sie für Erdbeben typisch sind."

Tatsächlich liegt hier ein anderer Mechanismus zugrunde, wie die
Autorinnen und Autoren erläutern. Demnach hat das M5.1-Hauptbeben die
Spannungen wie beim Anschlagen einer Glocke in Unordnung gebracht, so dass
ein Erdgas-Reservoir, das sich in unmittelbarer Nähe zur tektonischen
Störung befindet, unter erhöhten Druck geriet. Infolgedessen strömte Gas
aus und bewegte sich nach oben, wo es schwächere Erdbeben ausgelöst - oder
wie Bohnhoff sagt "getriggert" - hat. "Dafür kommen unterschiedliche
Prozesse in Frage. Es könnten kleine Scherbrüche aktiviert worden sein
oder aber die Ausgasungen haben Schwingungen in wassergefüllten Hohlräumen
herbeigeführt, ein Prozess, wie man ihn auch von Vulkanen oder
Gas-Leckagen kennt." Welche Prozesse im Boden des Maramara-Meeres abliefen,
lasse sich aus den vorhandenen Daten nicht genau ableiten, sagt der
Geophysiker. Dafür seien Seismometer erforderlich, die noch näher am
Geschehen, zum Beispiel in Bohrungen, installiert sind. Diese fehlten -
noch.

Bohnhoff und seine Kolleginnen und Kollegen vom GFZ und weiteren
internationalen Partner-Instituten haben für das Observatorium GONAF
(Geophysical Observatory at the North Anatolian Fault) etliche Messgeräte
weiter östlich im Großraum Istanbul aufgebaut. Sie sollen die Bewegungen
der tektonischen Platten, Spannungen in der Erdkruste und Erschütterungen
sehr genau erfassen und so letztlich eine realistischere Risikoanalyse für
das bevorstehende Starkbeben vor den Toren der Mega-City ermöglichen.
Grundsätzlich gilt, dass das dort die Wahrscheinlichkeit für ein großes
Erdbeben mit einer Magnitude von 7 oder mehr bis zum Jahr 2040 bei 35 bis
70 Prozent liegt und somit als sehr hoch einzuschätzen ist.

"Die Erdbebengefahr für die Metropolenregion Istanbul ändert sich durch
die neuen Befunde nicht unbedingt. Doch sie müssen in verschiedene
Erdbeben-Szenarien einbezogen werden, um diese realistischer zu machen",
sagt Bohnhoff. "Dadurch beleuchten wir auch den bisher in der
Öffentlichkeit komplett ausgeblendeten Aspekt, dass durch die räumliche
Nähe der Nordanatolischen Störungszone und Gaslagerstätten ein
zusätzliches Gefährdungspotenzial besteht." Aus der Lagerstätte wird
gefördert, weshalb in geringer Entfernung an Land große Gastanks stehen.
Dort besteht bei einem starken Erdbeben erhöhte Explosionsgefahr oder es
könnte zu Gas-Leckagen kommen. "Solche Gefährdungen erhöhen das Risiko für
die Bevölkerung, infolge eines Erdbebens zu Schaden zu kommen."


Studie: L. Géli et al.: "Gas and seismicity within the Istanbul
seismic gap", Scientific Reports, DOI: 10.1038/s41598-018-23536-7
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FORSCHUNG/1474: Physikteam der Uni Kiel erforscht Einfluss von Ionen auf atomare Bewegung (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 02.05.2018

Mehr als nur Zuschauer

Physikteam der Uni Kiel erforscht Einfluss von Ionen auf atomare
Bewegung 



In Batterien, Brennstoffzellen oder technischen Beschichtungen laufen
zentrale chemische Prozesse an der Oberfläche von Elektroden ab. Dabei
bewegen sich Atome über die Oberfläche, die in Kontakt mit Flüssigkeiten
steht. Doch wie dies genau geschieht, ist noch wenig erforscht. Diese
Bewegungsabläufe und die Rolle der beteiligten chemischen Komponenten
wollen Physikerinnen und Physiker der Christian-Albrechts-Universität zu
Kiel (CAU) besser verstehen.




[image: © Deuchler]

Wie sich Atome über eine Metalloberfläche bewegen:
Computersimulationen legen nahe, dass Schwefelatome (gelb) in Gegenwart
einer Schicht aus Bromionen (magenta) ihre Position verändern, indem sie
kurzzeitig in das Metall (orange) abtauchen (siehe Pfeil).

© Deuchler



In Batterien, Brennstoffzellen oder technischen Beschichtungen laufen
zentrale chemische Prozesse an der Oberfläche von Elektroden ab. Dabei
bewegen sich Atome über die Oberfläche, die in Kontakt mit Flüssigkeiten
steht. Doch wie dies genau geschieht, ist noch wenig erforscht. Diese
Bewegungsabläufe und die Rolle der beteiligten chemischen Komponenten
wollen Physikerinnen und Physiker der Christian-Albrechts-Universität zu
Kiel (CAU) besser verstehen. Dafür beobachteten sie unter höchster
mikroskopischer Auflösung, wie sich Schwefelatome auf Kupferelektroden
bewegen, die in unterschiedlichen Salzlösungen eingetaucht sind.
Mikroskopische Videoaufnahmen zeigten, dass diese Bewegungen von Ionen
gesteuert werden, die sich auf der Oberfläche der Elektrode angelagert
hatten. Diese Erkenntnisse könnten dazu beitragen, solche Bewegungsabläufe
gezielt zu kontrollieren und damit beispielsweise Beschichtungsprozesse in
der Mikroelektronikindustrie zu optimieren. Die Ergebnisse dieser Studie
erschienen in der aktuellen Ausgabe der renommierten Fachzeitschrift
Angewandte Chemie.

Mit Prozessen an Grenzflächen ist es ähnlich wie beim Fußballspiel im
Stadion: Die Tore schießt das Team auf dem Platz, aber vermutlich hat auch
die Unterstützung des Publikums einen Einfluss auf den Verlauf der Partie.
"Ionen oder Moleküle, die sich an einer Oberfläche anlagern, können dort
ablaufende Reaktionen entscheidend beeinflussen, auch wenn sie daran nicht
direkt beteiligt sind", so Professor Olaf Magnussen, Leiter der
Arbeitsgruppe "Grenzflächenphysik" am Institut für Experimentelle und
Angewandte Physik. "Spectator species" werden diese Atome in der Chemie
genannt. Welchen Einfluss solche atomaren "Zuschauer" auf Reaktionen an
Grenzflächen genau haben, ist in den meisten Fällen aber nur ansatzweise
bekannt. Weitere Erkenntnisse darüber könnten helfen, diese Prozesse
besser zu steuern.

In ihrem Experiment untersuchte die Forschungsgruppe Kupferelektroden in
Salzlösungen, die Chlor- oder Bromionen enthielten. Diese Ionen lagerten
sich als "Zuschauer" auf der Kupferoberfläche an. Anschließend fügten die
Forschenden kleine Mengen von Schwefelatomen hinzu und beobachteten deren
Wärmebewegung auf der Oberfläche der Elektrode. Dazu verwendeten sie ein
besonderes Rastertunnelmikroskop, das einzelne Atome selbst in
Salzlösungen sichtbar machen kann. Da dies nur bei Temperaturen über dem
Gefrierpunkt funktioniert, bewegen sich die Atome verhältnismäßig schnell,
die Mikroskopbilder müssen also in kurzer Zeit aufgenommen werden. Im
Rastertunnelmikroskop "tastet" eine winzige Metallspitze die Elektrode ab
und erstellt so ein Bild ihrer Oberfläche. Dies dauert in Standardgeräten
typischerweise eine Minute. Über mehrere Jahre hat die Kieler
Arbeitsgruppe ihr Mikroskop so weiterentwickelt, dass es bis zu 20
Abbildungen pro Sekunde erstellen kann. Mit diesem weltweit einzigartigen
Instrument ist es möglich, in einem Video festzuhalten, wie sich Atome auf
einer Oberfläche bewegen.

Die entstandenen Aufnahmen überraschten das Forschungsteam: In beiden
Salzlösungen hing die Bewegungsgeschwindigkeit der Schwefelatome stark von
der Spannung ab, die an der Elektrode angelegt wurde. Bereits bei einer
Erhöhung der Spannung um 1/10 Volt änderte sich die
Bewegungsgeschwindigkeit um das Zehnfache. Während sich die Schwefelatome
auf der Oberfläche mit Chlorionen bei hoher Spannung langsamer bewegten,
veränderten sie ihre Position auf der Oberfläche mit Bromionen schneller.
"Chlor und Brom sind sich chemisch sehr ähnlich - dieses unterschiedliche
Verhalten hatten wir nicht erwartet", betont Björn Rahn, der diese
Untersuchungen als Teil seiner Doktorarbeit bei Magnussen durchführte.




[image: Foto: © Siekmann, CAU]

Doktorand Björn Rahn (rechts) aus der Arbeitsgruppe
Grenzflächenphysik führte die Experimente durch. Lukas Deuchler (links),
der zurzeit in der Theoretischen Physik promoviert, hat auf
Hochleistungsrechnern die atomaren Prozesse auf der Oberfläche simuliert.

Foto: © Siekmann, CAU




Hinweise auf die Ursache dieser Unterschiede lieferten
Computersimulationen der Arbeitsgruppe von Professor Eckhard Pehlke aus
dem Institut für Theoretische Physik und Astrophysik. "Der Grund, dass
Schwefel sich auf Oberflächen mit Chlor- und Bromionen so gegensätzlich
verhält, liegt darin, dass die zwei Ionen unterschiedliche
Bewegungsmechanismen auslösen", erläutert Pehlke die Berechnungen seines
Teams. Während sich Schwefelatome in Gegenwart von Chlorionen nur auf der
Oberfläche bewegen, legen die Berechnungen für die Oberfläche mit
Bromionen die Vermutung nahe, dass die Schwefelatome beim Verändern ihrer
Position kurzzeitig in das Metall eintauchen.

Die Computersimulationen bestätigen, dass die Brom- und Chlorionen auf der
Oberfläche mehr sind als passive Zuschauer und die chemischen Prozesse
stattdessen direkt beeinflussen. Diese Erkenntnisse der
Grundlagenforschung helfen nicht nur, elementare Prozesse an Grenzflächen
besser zu verstehen. "Unsere Ergebnisse sind auch ein erster Schritt, um
solche elektrochemischen Prozesse besser zu steuern", blickt Magnussen in
die Zukunft.

Die Untersuchungen wurden finanziell unterstützt von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft.


Originalpublikation:

Coadsorbate-induced reversal of Solid-Liquid Interface Dynamics B. Rahn,
R. Wen, L. Deuchler, J. Stremme, A. Franke, E. Pehlke, and O. M.
Magnussen, Angewandte Chemie. 2018 April 26

https://doi.org/10.1002/ange.201712728

https://onlinelibrary.wiley.com/doi/full/10.1002/ange.201712728



Details, die nur Millionstel Millimeter groß sind: Damit beschäftigt sich
der Forschungsschwerpunkt »Nanowissenschaften und Oberflächenforschung«
(Kiel Nano, Surface and Interface Science - KiNSIS) an der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU). Im Nanokosmos herrschen andere,
nämlich quantenphysikalische, Gesetze als in der makroskopischen Welt.
Durch eine intensive interdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen Physik,
Chemie, Ingenieurwissenschaften und Life Sciences zielt der Schwerpunkt
darauf ab, die Systeme in dieser Dimension zu verstehen und die
Erkenntnisse anwendungsbezogen umzusetzen. Molekulare Maschinen, neuartige
Sensoren, bionische Materialien, Quantencomputer, fortschrittliche
Therapien und vieles mehr können daraus entstehen. Mehr Informationen
auf:

http://www.kinsis.uni-kiel.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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ENERGIE/1559: Neue Materialien für nachhaltige Billigbatterien (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) -
Hochschulkommunikation - 02.05.2018

Neue Materialien für nachhaltige Billigbatterien

Ein neues leitendes Material und ein neues Elektrodenmaterial könnten den
Weg bereiten für kostengünstige Batterien. Damit lässt sich erneuerbare
Energie in grossem Stil speichern.



Für die Energiewende braucht es Technologien, um Strom aus erneuerbaren
Energiequellen kostengünstig zwischenzuspeichern. Eine vielversprechende
neue Möglichkeit sind Aluminiumbatterien. Sie bestehen aus billigen und in
grossen Mengen vorkommenden Rohstoffen (siehe Kasten).




[image: Foto: © ETH Zürich / Kostiantyn Kravchyk]

Die Forschenden stellten im Labor Aluminium-Knopfbatterien her. Das
Batteriegehäuse ist aus Edelstahl, das innen mit Titannitrid beschichtet
ist, um es korrosionsbeständig zu machen.

Foto: © ETH Zürich / Kostiantyn Kravchyk



An der Erforschung und Entwicklung solcher Batterien sind auch
Wissenschaftler von der ETH Zürich und der Empa um Maksym Kovalenko,
Professor für anorganische Funktionsmaterialien, beteiligt. Diese Forscher
haben nun zwei neue Materialien gefunden, welche die Entwicklung von
Aluminiumbatterien entscheidend weiterbringen könnten. Es handelt sich
dabei einerseits um ein korrosionsbeständiges Material für die leitenden
Teile der Batterie, andererseits um ein neuartiges Material für ihren
Pluspol, das an vielfältige technische Anforderungen angepasst werden
kann.

Aggressive Elektrolytflüssigkeit



Weil die Elektrolytflüssigkeit von Aluminiumbatterien äusserst aggressiv
ist und beispielsweise rostfreien Stahl (sowie auch Gold und Platin)
angreift, sind Wissenschaftler auf der Suche nach korrosionsbeständigen
Materialien für die leitenden Teile solcher Batterien. ETH-Professor
Kovalenko und seine Kollegen sind in Titannitrid, einem keramischen
Material mit ausreichend hoher Leitfähigkeit, fündig geworden. «Diese
Verbindung besteht aus den sehr häufig vorkommenden Elementen Titan und
Stickstoff und lässt sich einfach herstellen», erklärt Kovalenko.

Die Wissenschaftler haben im Labor erfolgreich Aluminiumbatterien mit
leitenden Teilen aus Titannitrid hergestellt. Aus dem Material können auch
dünne Filme hergestellt werden, und es eignet sich zur Beschichtung
anderer Materialien. Daher wäre es laut Kovalenko auch denkbar, die Leiter
aus einem herkömmlichen Metall herzustellen und sie mit Titannitrid zu
beschichten oder gar Titannitrid-Leiterbahnen auf Kunststoff zu drucken.
«Die möglichen Anwendungen von Titannitrid bleiben dabei nicht auf
Aluminiumbatterien beschränkt. Das Material könnte auch in anderen
Batteriearten eingesetzt werden, zum Beispiel in solchen, die auf
Magnesium oder Natrium basieren oder in
Hochspannungs-Lithiumionenbatterien», sagt Kovalenko.

Alternative zu Graphit



Das zweite neue Material verwendeten die Forscher für die positive
Elektrode (Pluspol) von Aluminiumbatterien. Während die negative Elektrode
(Minuspol) bei solchen Batterien aus Aluminium ist, besteht die positive
Elektrode in der Regel aus Graphit. Kovalenko und seine Mitarbeiter haben
nun ein neues Material gefunden, mit dem sich in einer Batterie ähnlich
viel Energie speichern lässt wie mit Graphit. Es handelt es sich um
Polypyren, einen Kohlenwasserstoff mit kettenförmiger Molekülstruktur.
Insbesondere Materialproben, in denen sich die Molekülketten ungeordnet
zusammenlagerten, erwiesen sich in Experimenten als ideal. «Zwischen den
Molekülketten bleibt viel Platz. Die verhältnismässig grossen Ionen der
Elektrolytflüssigkeit können daher gut in das Elektrodenmaterial
eindringen und es laden», erklärt Kovalenko.

Zu den Vorteilen von Polypyren-haltigen Elektroden gehören, dass
Wissenschaftler ihre Eigenschaften beeinflussen können, beispielsweise
ihre Porosität. Das bietet die Möglichkeit, das Material optimal an die
jeweiligen Anwendungen anzupassen. «Das bisher verwendete Graphit hingegen
ist ein Mineral. Es lässt sich ingenieurtechnisch nicht verändern», so
Kovalenko.

Sowohl Titannitrid als auch Polypyren sind biegsame Materialien und daher
laut den Forschern für die Verwendung in sogenannten Pouch-Zellen (von
einer flexiblen Folie umschlossenen Batterien) geeignet.




KASTEN:

 Batterien für die Energiewende





Immer mehr Strom wird aus Sonnen- und Windenergie hergestellt. Weil
 Strom jedoch auch dann benötigt wird, wenn die Sonne nicht scheint und
 kein Wind bläst, werden neue Technologien nötig, um diesen Strom
 kostengünstig zwischenzuspeichern, beispielswiese neue
 Batterietechnologien. Die existierenden Lithiumionenbatterien sind wegen
 ihres geringen Gewichts zwar optimal für die Elektromobilität. Allerdings
 sind sie ziemlich teuer und daher nicht geeignet für eine wirtschaftliche
 ortsgebundene Zwischenspeicherung in grossem Umfang.



Ausserdem ist Lithium auf der Erde verhältnismässig rar und schwierig zu
 gewinnen, ganz im Gegensatz zu Aluminium, Magnesium und Natrium.
 Batterien, die auf einem der letzteren drei Elemente beruhen, gelten
 daher als vielversprechende künftige Möglichkeit der ortsgebundenen
 Stromspeicherung. Solche Batterien werden jedoch erst erforscht und sind
 noch nicht im industriellen Einsatz.




Literaturhinweise

Walter M, Kravchyk KV, Böfer C, Widmer R, Kovalenko MV: Polypyrenes as
High-Performance Cathode Materials for Aluminum Batteries. Advanced
Materials 2018, 1705644, doi: 10.1002/adma.201705644

[http://dx.doi.org/10.1002/adma.201705644]

Wang S, Kravchyk KV, Filippin AN, Müller U, Tiwari AN, Buecheler S,
Bodnarchuk MI, Kovalenko MV: Aluminum Chloride-Graphite Batteries with
Flexible Current Collectors Prepared from Earth-Abundant Elements.
Advanced Science 2018, 1700712, doi: 10.1002/advs.201700712

[http://dx.doi.org/10.1002/advs.201700712]

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution104

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich),

Hochschulkommunikation, 02.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PANNWITZBLICK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/654: Hildesheim - BarrierenCheck. Bürger*innen-Stadtrundgang am 5. Mai 2018


Pressemitteilung: Roemer- und Pelizaeus-Museum Hildesheim

Samstag, 5. Mai 2018, 11.00 Uhr, Marktplatz Hildesheim

- Aktion Mensch Aktionstag "Inklusion von Anfang an!" 

- Eine Einladung zum BarrierenCheck / Bürger*innen-Stadtrundgang

- Wie barrierefrei ist eigentlich Hildesheim in 2018?

Im Rahmen des Aktion Mensch Antrages "Hildesheim - eine (Kultur-)Stadt
für Alle" der Diakonie Himmelsthür

lädt das Roemer- und Pelizaeus Museum Hildesheim (RPM) zum
"BarrierenCheck".



In drei Gruppen werden am Samstag, 5. Mai 2018 Vertreter*innen des
LBZH, der Lebenshilfe Hildesheim, der Lebenshilfe Lammetal, des
Teilhabebüro Hildesheim, des TfN und Radio Tonkuhle auf einer
festgelegten Route diverse (Kultur)Orte auf ihren derzeitigen Stand
zur Barrierefreiheit überprüfen. Der Veranstaltungsleitfaden 1-2-3
Barrierefrei der Stadt Hildesheim-Stabstelle Demographie und Inklusion
fungiert hierbei als Untersuchungsgrundlage. Gleichzeitig wird
Einrichtungen die Gelegenheit gegeben, bereits umgesetzte Maßnahmen zu
präsentieren. Auch Menschen ohne Beeinträchtigungen sind herzlich
eingeladen. Unter Anleitung des Hildesheimer Behinderten- und
Inklusionsbeirates werden grundlegende Barrieren des Alltags erfahrbar
gemacht.

Im Anschluss wird im Roemer- und Pelizaeus-Museum Hildesheim zu einer
Gesprächsrunde geladen. Menschen mit Mobilitätseinschränkungen können
mit dem Fahrdienst KulTour der Malteser Hildesheim transportiert
werden.

"Wichtig ist mir, dass die Menschen, die die angebotenen Maßnahmen der
Barrierefreiheit im Hildesheimer Stadtraum in Anspruch nehmen sollen,
an diesem Tag im Vordergrund stehen, dass ihre Belange, Bedürfnisse
und Tipps gehört werden. Oft gibt es bezüglich des Themas viele
Argumente und Vorbehalte. Wir wollen gemeinsam nach Wegen und
Alternativen suchen, da Barrierefreiheit auch im Hinblick auf #hi2025
eine Grundvoraussetzung für kulturelle Teilhabe darstellt.", Steven
Solbrig, Mitarbeiter des RPM und Volontär von Aktion Mensch.

Start: 11:00 Uhr Treffen und Start des Spazierganges auf dem
Hildesheimer Marktplatz (Touristeninformation), Dauer ca. 2 Stunden.

 * 

Quelle:

Roemer- und Pelizaeus-Museum Hildesheim GmbH

Am Steine 1-2, D-31134 Hildesheim

Tel.: +49(0)5121-9369-21, Fax: +49(0)5121-35283

E-Mail: kommunikation@rpmuseum.de

Internet: www.rpmuseum.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





GESUNDHEIT/1000: Statement von Katrin Göring-Eckardt zum Thema Hebammen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Mai 2018

Statement von Katrin Göring-Eckardt zum Thema Hebammen



Zu heutigen Forderung des Hebammenverbandes nach mehr Unterstützung für Hebammen erklärt Katrin Göring-Eckardt, Fraktionsvorsitzende:

"Hebammen sind für eine gute Geburt unverzichtbar. Deswegen brauchen sie eine angemessene Bezahlung und vor allem gute Arbeitsbedingungen im Kreißsaal, damit sich wieder mehr Hebammen für eine Tätigkeit in der Klinik entscheiden. Wenn Hebammen bei der Geburt zwischen drei oder mehr werdenden Müttern hin und her hetzen müssen, ist das weder für die Frauen, noch für die Hebammen eine akzeptable Situation. Darum fordern wir eine 1:1-Betreuung in wesentlichen Phasen der Geburt, davon sind wir in Deutschland aber weit entfernt. Die Bundesregierung lässt die Hebammen und die Schwangeren im Stich. Die Forderung im Koalitionsvertrag nach einer "wohnortnahen Geburtshilfe" war eine Luftnummer, wie gerade erst die Antwort der Bundesregierung auf unsere Kleine Anfrage gezeigt hat. Auch hat die Große Koalition zugeben müssen, dass sie keinerlei Verbesserungen in der Geburtshilfe plant. Das ist unverantwortlich. Wir fordern Gesundheitsminister Spahn auf, endlich mehr für die Situation der Hebammen zu tun."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





INNEN/3085: Nicolas Schwendemann wird neuer Leiter Öffentlichkeitsarbeit, Kampagnen und Wahlkämpfe


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 3. Mai 2018

Nicolas Schwendemann wird neuer Leiter Öffentlichkeitsarbeit, 
Kampagnen und Wahlkämpfe



Zur Neubesetzung der Position der Leitung Öffentlichkeitsarbeit, Kampagnen und Wahlkämpfe erklärt Michael Kellner, Politischer Bundesgeschäftsführer von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

"Ich freue mich sehr, dass Nicolas Schwendemann als neuer Leiter Öffentlichkeitsarbeit, Kampagnen und Wahlkämpfe unser Team verstärkt.

Nicolas Schwendemann studierte Politik und Kommunikation an der London School of Economics and Political Science (LSE), der Universität Erfurt und Bogazici University Istanbul. Im Anschluss machte er Station bei Scholz & Friends Agenda, wo er bis 2013 arbeitete. Danach war er als Strategiedirektor und Teamleiter Kampagne bei der Berliner Agentur ressourcenmangel tätig und zuletzt Geschäftsführer der eigens für den grünen Bundestagswahlkampf gegründeten Agentur Ziemlich Beste Antworten (ZBA).

Mit seinem Stellenantritt ist die Neuaufstellung des Leitungs-Teams in der Bundesgeschäftsstelle abgeschlossen."

 * 

Quelle:

Pressedienst vom 3. Mai 2018

Bündnis 90/Die Grünen Bundesvorstand

Pressestelle

Platz vor dem Neuen Tor 1, 10115 Berlin

Telefon: 030 / 284 42 130, Fax: 030 / 284 42 234

E-Mail: presse@gruene.de

Internet: www.gruene.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





EUROPA/896: Einschnitte in EU-Agrarhaushalt hart aber verkraftbar


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. Mai 2018

Einschnitte in EU-Agrarhaushalt hart aber verkraftbar

Kleinere Betriebe stärker fördern



Die Europäische Kommission hat gestern ihre Pläne für den künftigen
Haushalt der Europäischen Union (EU) vorgestellt. Dazu erklärt der
Vorsitzende der Arbeitsgruppe Ernährung und Landwirtschaft, Albert
Stegemann:

"Die von der Europäischen Kommission gestern angekündigten Kürzungen
der Mittel für die Europäische Agrarpolitik um fünf Prozent sind
hart. Angesichts der Tatsache, dass in Brüssel aber auch eine Kürzung
von bis zu 35 Prozent diskutiert wurde, ist dieser Vorschlag
verkraftbar. Denn klar ist: Auch die Landwirtschaft muss ihren
finanziellen Beitrag zur Bewältigung des Brexit und zu den neuen
Herausforderungen der EU wie Terrorismusbekämpfung und Linderung der
Fluchtursachen in den Nachbarregionen Europas leisten.

Aus Sicht der Unionsfraktion sollte es den Mitgliedsstaaten
überlassen sein, ob sie eine Kappung oder eine degressive
Ausgestaltung der Direktzahlungen anwenden wollen. Unser Ziel ist es,
die regional verwurzelten, bäuerlichen Betriebe in Deutschland
stärker zu unterstützen. Wir wollen nicht Betriebsformen und -größen
gegeneinander ausspielen.

Vielmehr gilt es, allen Landwirten auf dem Weg zu mehr
Wettbewerbsfähigkeit, Tierwohl und Umweltschutz zur Seite zu stehen.
Die gestern vorgestellten Pläne zum EU-Haushalt sind der Beginn einer
intensiven Debatte in Parlament und Rat. Die Unionsfraktion
unterstützt die Bundesregierung darin, insbesondere eine bessere
Förderung für kleinere Betriebe durchzusetzen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





MEDIEN/239: Pressefreiheit ist für Demokratien nicht verhandelbar


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. Mai 2018

Pressefreiheit ist für Demokratien nicht verhandelbar

Zugang zu freien Informationen für viele Menschen weltweit
unerreichbar



Am heutigen Mittwoch verleiht die UNESCO den Guillermo Cano-Preis an
den in Haft befindlichen Ägypter Mahmoud Abu Zeid für besondere
Verdienste um die Pressefreiheit. Dazu erklärt die Stellvertretende
Fraktionsvorsitzende, Gitta Connemann:

"Die Zahlen über getötete, verhaftete und verfolgte Journalisten,
Medienmitarbeiter und Blogger sind erschütternd. In immer mehr
Ländern werden sie zu Zielscheiben autoritärer Regimes.

In Ländern wie z.B. der Türkei oder Ägypten wird Medienhetze
staatlich verordnet. Und es gibt subtile aber folgenschwere
Zensurmaßnahmen wie in Russland oder China. Staatliche Medien werden
für Regierungspropaganda missbraucht, unabhängige Medien personell
und finanziell ausgetrocknet. Die Verbalattacken des US-Präsidenten
erschüttern die Glaubwürdigkeit der Medien.

Jedes Opfer steht für ein persönliches Schicksal. Aber es markiert
auch einen Zivilisationsbruch, der uns alle aufrütteln muss. Denn
Angriffe auf die Pressefreiheit sind ein untrügliches Barometer: Ein
Regime, das Angst vor dem freien Wort hat, tritt alle Menschenrechte
mit Füßen.

In Deutschland ist der Zugang zu freien Informationen
selbstverständlich. Laut Rangliste der Pressefreiheit der
Organisation "Reporter ohne Grenzen" befindet sich Deutschland auf
einem der vordersten Plätze und rückt weiter nach vorne. Ein gutes
Signal. Trotzdem muss die Pressefreiheit immer wieder Anstoß für alle
Seiten sein, selbstkritisch diesen Anspruch zu prüfen.

Für Europa und den Rest der Welt gilt dagegen: von unabhängiger
Presse und unbeschränkter Nutzung von Medien können viele Menschen
nur träumen. Bedroht sind nicht nur Journalisten und Medienmacher. Es
leiden auch die Grundrechte der Bürger.

Meinungsfreiheit lebt von der Pressefreiheit. Beides gibt es nicht
scheibchenweise, sondern am Stück.

Deshalb ist für uns auch die Tätigkeit von unabhängigen Einrichtungen
wie Reporter ohne Grenzen, Human Rights Watch oder Amnesty
International so wichtig. Dank ihnen erhalten wir ein möglichst
realistisches Bild vom Zustand der Pressefreiheit und der
Menschenrechte.


Hintergrund:

Auf Vorschlag der UNESCO ruft die UN-Generalversammlung seit 1993 den
internationalen Tag der Pressefreiheit am 3. Mai aus. Dieser Tag
erinnert an die "Erklärung von Windhoek", die 1991 mit dem Ziel der
Förderung einer unabhängigen und pluralistischen Presse in Windhoek,
Namibia, verabschiedet wurde. Der Tag soll aber auch an die
Verletzung von Informations- und Freiheitsrechten in vielen Staaten
der Welt erinnern.

Die UNESCO verleiht jährlich am 3. Mai den Guillermo Cano-Preis für
besondere Verdienste um die Pressefreiheit. In diesem Jahr geht er an
den Ägyptischen Fotojournalisten Mahmoud Abu Zeid (Künstlername
"Shawkan") Seit dem 14. August 2013 sitzt Abu Zeid im
Hochsicherheitsgefängnis Tora in Untersuchungshaft. Ihm droht die
Todesstrafe.

Nach der Rangliste der Pressefreiheit, die jährlich von der
Organisation "Reporter ohne Grenzen" veröffentlicht wird und die die
Pressefreiheit in 180 Ländern "misst", droht Europa "zum
Krisenkontinent für Journalisten" zu werden.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





MILITÄR/643: SPD muss zu ihren Zusagen für die Bundeswehr stehen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 3. Mai 2018

SPD muss zu ihren Zusagen für die Bundeswehr stehen



Zu den Vorbehalten der SPD gegen Nachbesserungen am
Verteidigungshaushalt 2018 können Sie den verteidigungspolitischen
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Henning Otte, mit folgenden
Worten zitieren:

"Die Kritik von SPD-Chefin Nahles zeugt von Unkenntnis und wird dem
Sicherheitsbedürfnis Deutschlands nicht gerecht. Die Bundeswehr
braucht dringend mehr Material wie persönliche Schutzausrüstung und
modernes Gerät. Das ist wichtig für die Sicherheit unseres Landes.
Hier von einer Aufrüstungsspirale zu sprechen ist unlauter, denn
damit verkennt sie unsere Verantwortung für den Schutz der
Soldatinnen und Soldaten. Klar ist, dass beim Verteidigungshaushalt
noch einmal deutlich nachgebessert werden muss. Der in den Eckwerten
angelegte Zuwachs für 2019 ist gut, wenn auch nicht ausreichend -
gemessen am Investitionsbedarf für unsere Streitkräfte. Aber
insbesondere die Planungen für die Jahre bis 2022 sind nicht
ausreichend. Im Koalitionsvertrag haben wir uns mit der SPD darauf
geeinigt, uns bis 2024 dem Zwei-Prozent-Ziel der NATO anzunähern. Das
ist nur folgerichtig. Auch die SPD-Außenminister der vergangenen
Jahre haben sich stets zum Zwei-Prozent-Ziel bekannt. Die SPD muss zu
ihren Zusagen stehen. Nur so können wir gleich zum Beginn der neuen
Koalition die Grundlagen für eine glaubwürdige Sicherheitspolitik
schaffen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





SOZIALES/1896: Qualitätsoffensive - mehr Erzieherinnen und Erzieher in der Kindertagesbetreuung


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 3. Mai 2018

Offensive für mehr Qualität, mehr Erzieherinnen und Erzieher in
der Kindertagesbetreuung



Zu der heute in Kiel begonnenen Konferenz der Jugend- und
Familienminister von Bund und Ländern und der Debatte über die
zukünftige Finanzierung des Ausbaus der Kindertagesbetreuung können
Sie den familienpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Marcus Weinberg, wie folgt zitieren:

"Wir als Union erwarten in den nächsten Jahren einen großen Sprung im
Bereich der Qualität der Kindertagesbetreuung. Wir wollen mehr
Erzieherinnen und Erzieher besser qualifizieren, den Kindern
frühzeitig mehr Sprachförderung anbieten und ein breites und gutes
Angebot in der Qualität entwickeln. In der großen Koalition haben wir
uns darauf verständigt, vonseiten des Bundes die Länder mit 3,5
Milliarden Euro (2019: 0,5 Mrd., 2020: 1 Mrd., 2021: 2 Mrd.)
finanziell zu entlasten. Die Finanzierung des Qualitätsausbaus
schließt an die Ergebnisse, die in einer gemeinsamen
Bund-Länder-Arbeitsgruppe im Hinblick auf die Qualitätssicherung und
-steigerung entwickelt wurde, an.

Von der Ministerkonferenz in Kiel erwarten wir zwei deutliche
Signale. Erstens: Es muss beim Einsatz der zur Verfügung gestellten
Mittel in erster Linie darum gehen, dass die Länder diese zu einer
echten Qualitätssteigerung einsetzen und eine Offensive für mehr
Erzieherinnen und Erzieher entwickeln. Zweitens: Diese Epoche des
Ausbaus der Qualität in Kindertagesstätten haben Bund und Länder
gemeinsam zu leisten. Wir als Union erwarten, dass auch die Länder
sich am Qualitätsausbau beteiligen. Der Bund ist nicht der
Zahlmeister, sondern der große Unterstützer bei der Umsetzung dieser
Aufgabe. Die Freiheit der Länder bei der Verwendung der Mittel endet
beim Geiste des Koalitionsvertrages, der für uns insbesondere lautet:
Mehr Qualität und mehr Erzieherinnen und Erzieher."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





SOZIALES/1895: Chance auf einen nachhaltigen Rentenkonsens


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. Mai 2018

Chance auf einen nachhaltigen Rentenkonsens

Einsetzung der Kommission "Verlässlicher Generationenvertrag" ist
wichtiger Schritt



Am heutigen Donnerstag, 3. Mai 2018, ist die Kommission
"Verlässlicher Generationenvertrag" eingesetzt worden. Dazu erklärt
der stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
Hermann Gröhe, der Mitglied der Kommission ist:

"Die Kommission "Verlässlicher Generationenvertrag" wird sich mit der
Sicherung und Weiterentwicklung der Alterssicherung in unserem Land
beschäftigen und für die Zeit nach 2025 Empfehlungen erarbeiten.

Die Einsetzung einer solchen Kommission war ein wichtiger Punkt im
gemeinsamen Regierungsprogramm von CDU und CSU. Für die Union ist von
zentraler Bedeutung, dass die Rente für Jung und Alt verlässlich
bleibt. Neben den im Koalitionsvertrag vereinbarten Verbesserungen in
der Rente, die wir bei der Erwerbsminderungsrente, der Mütterrente
sowie der Grundrente angehen werden, geht es in der Kommission darum,
die Zeit nach 2025 in den Blick zu nehmen.

Angesichts der Veränderungen in der Arbeitswelt und im Altersaufbau
unserer Gesellschaft sind dabei erhebliche Anstrengungen
erforderlich. Es geht darum, eine auskömmliche Alterssicherung zu
gewährleisten und zugleich die Beitragszahlerinnen und
Beitragszahler, die Wirtschaftskraft unseres Landes und kommende
Generationen nicht zu überfordern.

Nicht zuletzt durch die Mitwirkung der Sozialpartner und die
Inanspruchnahme wissenschaftlichen Sachverstandes besteht mit dieser
Kommission die Chance, die Grundlagen für einen nachhaltigen
Rentenkonsens zu legen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





VERKEHR/700: Der Investitionshochlauf wird verstetigt


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 2. Mai 2018

Der Investitionshochlauf wird verstetigt



Das Bundeskabinett hat heute den Haushalt 2018 beschlossen. Mit Blick
auf Verkehr und digitale Infrastruktur können Sie den
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich
Lange, wie folgt zitieren:

"Mit dem Bundeshaushalt 2018 wird wieder ein ausgeglichener Haushalt
vorgelegt. Gleichzeitig gelingt es, den Investitionshochlauf für die
Verkehrsinfrastruktur in den nächsten Jahren zu verstetigen und die
prioritären Maßnahmen des Koalitionsvertrages umzusetzen. Besonders
begrüße ich die zur Verfügung gestellten weiteren 1,15 Milliarden
Euro für die Förderung des Breitbandausbaus in Deutschland. Damit
wird Kontinuität beim laufenden Ausbau gewahrt."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





EUROPA/1607: EU-Haushalt erfährt Paradigmenwechsel Richtung Hochrüstung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Mai 2018

EU-Haushalt erfährt Paradigmenwechsel Richtung Hochrüstung



"Der Entwurf der EU-Kommission markiert eine gravierende Verschiebung der öffentlichen Mittel von der Angleichung der Lebensverhältnisse innerhalb der EU hin zu einer Militarisierung und Abschottung nach außen. Im Rahmen eines neu eingerichteten 'Europäischen Verteidigungsfonds' können für die Jahre 2021 bis 2027 bis zu 48,6 Milliarden Euro aktiviert werden, teils aus dem EU-Haushalt selbst, teils über einen Hebelmechanismus aus den Einzelhaushalten der EU-Mitgliedsstaaten. Die EU-Verträge verbieten eigentlich Rüstungsfinanzierung. Die EU-Kommission versucht dieses Verbot zu umgehen, indem sie die Mittel als 'Maßnahmen zur Wettbewerbsförderung' deklariert", erklärt Andrej Hunko, europapolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, zum Finanzrahmen der EU (2021-2027). Hunko weiter:

"Zusätzlich sollen für 6,5 Milliarden Euro Straßen und Brücken panzerfähig gemacht werden, um eine schnellere militärische Verlegefähigkeit gegen einen anderen Teil Europas, nämlich Russland, zu ermöglichen. Diese Vertiefung der Spaltung Europas findet sich zynischerweise unter dem Stichwort 'Connecting Europe' wieder. Hinzu kommen weitere 10,5 Milliarden Euro für EU-Einsätze wie auch Operationen 'befreundeter' Drittstaaten sowie den Aufbau und die Aufrüstung ihres Militärs.

Auf der anderen Seite soll ausgerechnet bei den Mitteln für die Struktur- und Regionalfonds gekürzt werden, die dafür eingesetzt werden könnten, dass die Peripherie und strukturschwache Regionen nicht noch weiter abgehängt werden. Anstatt notwendige reale sozial-ökologische Investitionen anzuschieben, sollen die Mittel verstärkt zur Durchführung von marktradikalen Strukturreformen verwendet werden und die Vergabe noch stärker an neoliberale wirtschaftspolitische Bedingungen geknüpft werden.

Die wachsende soziale Spaltung innerhalb der EU wird mit diesem Haushaltansatz durch aggressive Politik nach außen überdeckt. Ein solcher Ansatz ist nicht zustimmungsfähig und muss dringend überarbeitet werden."

 * 
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GESUNDHEIT/1010: Profitgier vor Gesundheit - Viele individuelle Gesundheitsleistungen schaden den Patienten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Mai 2018

Profitgier vor Gesundheit - Viele individuelle Gesundheitsleistungen schaden den Patienten



"Trotz massiver gesundheitlicher Risiken verhökern viele Ärzte weiterhin sogenannte individuelle Gesundheitsleistungen (IGeL). Sie verspielen so nicht nur das Vertrauen der Patienten, sondern letzten Endes auch deren Gesundheit", kommentiert Achim Kessler, Sprecher der Fraktion DIE LINKE für Gesundheitsökonomie, den aktuellen IGeL-Monitor des medizinischen Dienstes des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e.V. (MDS). Kessler weiter:

"Der MDS bestätigt, dass mehr als jeder dritte Patient darüber klagt, zu IGeL gedrängt oder unter Druck gesetzt worden zu sein. IGeL sind von der Leistungspflicht der gesetzlichen Krankenversicherung ausgeschlossen - zu Recht, da sie sich nicht am nachgewiesenen medizinischen Nutzen orientieren. Gerade die meistverkauften IGeL sind laut MDS in ihrem medizinischen Nutzen 'negativ' oder 'tendenziell negativ' zu bewerten. In vielen Fällen sind sie neben den zusätzlich anfallenden Kosten gesundheitsschädigend, eine Aufklärung über mögliche Risiken gegenüber den Patienten unterbleibt jedoch in weiten Teilen.

DIE LINKE fordert zum Schutz der Patienten, unnötige und gesundheitsschädigende IGeL von der Angebotsliste zu streichen. Für die IGeL ist ein sicherer rechtlicher Rahmen zu schaffen, und wirksame Maßnahmen zur Qualitätssicherung müssen ergriffen werden. Ärzte müssen ihre Patienten über Gesundheitsrisiken aufklären."

 * 
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INNEN/4927: Zum Tod von Elmar Altvater 


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Mai 2018

DIE LINKE verliert einen großen Mitstreiter



Zum Tod von Elmar Altvater erklären die Vorsitzenden der Fraktion DIE LINKE, Sahra Wagenknecht und Dietmar Bartsch:

Mit Elmar Altvater verliert die Linke in diesem Land einen ihrer engagiertesten und bekanntesten Köpfe. Elmar Altvater war sein Leben lang konsequent in der Kritik an der bestehenden Wirtschaftsordnung. Es war ihm wichtig, als Marxist einen hörbaren Kontrapunkt zum Konservatismus der deutschen Universitäten zu setzen. Es gelang ihm, den Studierenden anderes nahezubringen als die vorherrschende neoklassische Wirtschaftstheorie.

Immer suchte er neben der theoretischen Auseinandersetzung auch nach Möglichkeiten der Umsetzung in die konkrete Politik. Sein Weg führte ihn anfänglich zu den Grünen, die er aus Protest gegen deren Eintritt in den Kosovokrieg wieder verließ. Als scharfer Globalisierungskritiker engagierte er sich intensiv bei Attac. 2007 trat er der LINKEN bei, wo er als Mitglied der Programmkommission prägend an der Formulierung des Erfurter Grundsatzprogramms der neuen Partei beteiligt war.

Elmar Altvater war für DIE LINKE ein großer Gewinn. Sein umfassendes Wissen und sein Sachverstand, seine Kenntnis der Theorie ebenso wie seine Bereitschaft, sich einzumischen, waren in der Programmdebatte wie auch in der praktischen Politik von großem Wert. Wir danken Elmar Altvater für den wichtigen Beitrag, den er für unsere Partei und die Linke in diesem Land geleistet hat. Er wird uns fehlen - aber vieles von ihm wird bleiben.

Der Tod Elmar Altvaters macht uns sehr traurig. Es ist schwer vorstellbar, dass er nicht mehr da ist. Unser großes Mitgefühl gilt seiner Lebensgefährtin und seiner Familie."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 3. Mai 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SOZIALES/2517: Rentenkommission missachtet Parlament und Menschen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Mai 2018

Rentenkommission missachtet Parlament und Menschen



"Sozialminister Hubertus Heil darf den Wissenschaftler Prof. Axel Börsch-Supan nicht in die Rentenkommission berufen: Wer von vorneherein mit Pseudoberechnungen die Stabilisierung der gesetzlichen Rente als 'unfinanzierbar' bezeichnet, hat sich für jedes verantwortungsvolle Nachdenken über die Zukunft der Altersvorsorge disqualifiziert", erklärt Matthias W. Birkwald, rentenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die heutige Vorstellung der Rentenkommission. Birkwald weiter:

"Es ist außerdem eine Fehlentscheidung, neben der Wissenschaft nur die beiden Regierungsfraktionen und die Sozialpartner in diese Kommission zu berufen. Denn gerade die Bundestagsfraktionen und die Parteigremien von Bündnis 90 / Die Grünen und der LINKEN, aber auch der Freien Demokraten, können in sich schlüssige Rentenkonzepte und viele, wenn auch höchst unterschiedliche, aber doch auch durchgerechnete Reformprojekte vorweisen, die in weiten Kreisen der Bevölkerung auf Zustimmung treffen. Das Gleiche gilt für die ebenfalls bisher ausgeschlossenen Sozialverbände, auf deren Expertise und alltägliche Erfahrungen im Umgang mit den Nöten und Sorgen der Rentnerinnen und Rentner nicht verzichtet werden darf.

Zwei entscheidende Zukunftsthemen werden bei dieser Zusammensetzung in der Kommission leider keine Rolle spielen: Die Rückkehr zu einem Leistungsniveau der gesetzlichen Rente von 53 Prozent, das im Alter den einmal erreichten Lebensstandard sichert. Das vertritt nur DIE LINKE im Bundestag, denn viele Menschen misstrauen der Riesterrente zu Recht, und vielen Menschen ist der Zugang zur betrieblichen Altersvorsorge verwehrt. Zudem haben sich die Arbeitgeber immer mehr aus ihrer Verantwortung für Betriebsrenten gezogen. Deshalb wollen oder müssen die Beschäftigten der - auch in der Finanzkrise stabilen - gesetzlichen Rente vertrauen. Überdies wissen viele Menschen, dass sie viele Jahre mit niedrigen Löhnen, prekärer Beschäftigung, Teilzeitarbeit oder Arbeitslosigkeit auf ihrem Rentenkonto haben werden und erwarten deshalb wirksame Maßnahmen gegen Altersarmut, von der aktuell 17,6 Prozent und damit 2,9 Millionen der älteren Menschen betroffen sind. Sie wollen sicher sein, dass sie trotz harter Arbeit und gesundheitlicher Belastungen im Alter nicht auf die Unterstützung ihrer Kinder oder der Tafeln angewiesen sein müssen.

Deshalb wird DIE LINKE gerade in den kommenden Monaten den Ruf nach einem Rentenniveau von 53 Prozent und einer Solidarischen Mindestrente von 1050 Euro netto laut in die Debatte einbringen."

 * 
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BUNDESTAG/7139: Heute im Bundestag Nr. 288 - 03.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 288

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 3. Mai 2018, Redaktionsschluss: 14.00 Uhr

1. Zustand des deutschen Mobilfunknetzes

2. Vorfälle in Erstaufnahmeeinrichtung

3. Staatliche Leistungen für Vielehe-Familien

4. Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung

5. Familiennachzug nach Deutschland



1. Zustand des deutschen Mobilfunknetzes

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den Zustand des deutschen Mobilfunknetzes
thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/1714). Die Abgeordneten beziehen sich auf ein Interview
des Bundesministers für Verkehr und digitale Infrastruktur, Andreas
Scheuer (CSU), von Anfang April, in dem dieser angekündigt habe, sich
mit den Mobilfunkanbietern für das Schließen der weiterhin bestehenden
Funklöcher im Mobilfunknetz im Land einzusetzen. Außerdem habe der
Minister in dem Interview davon gesprochen, dass der Zustand des
deutschen Mobilfunknetzes "für eine Wirtschaftsnation untragbar" sei.

Die Bundesregierung wird nun gefragt, welche Gründe ursächlich für den
Zustand des deutschen Mobilfunknetzes sind und wo Versäumnisse
vergangener Bundesregierungen gesehen werden. Bezugnehmend auf eine
Formulierung in dem Interview, wonach der Mobilfunk zur
Grundversorgung gehöre, wollen die Grünen wissen, ob dies so zu
interpretieren sei, dass die Bundesregierung der Ansicht ist, der
Mobilfunk zähle zum Mindestangebot an öffentlichen
Telekommunikationsdienstleistungen und solle in die sogenannten
Universaldienstleistungen des Paragrafen 78 Telekommunikationsgesetz
(TKG) aufgenommen werden.

 * 

2. Vorfälle in Erstaufnahmeeinrichtung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Nach den Vorfällen in der Erstaufnahmeeinrichtung
für Flüchtlinge in Donauwörth erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/1737). Unter anderem will sie von der
Bundesregierung wissen, welche Schäden verursacht wurden und welche
Forderungen die Asylbewerber gestellt haben.

 * 

3. Staatliche Leistungen für Vielehe-Familien

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Nach staatlichen Unterstützungsleistungen für
Vielehe-Familien erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/1738). Darin fragt sie die Bundesregierung unter anderem,
wie viele Personen mit mehr als einem Ehepartner sich in Deutschland
aufhalten und über welchen aufenthaltsrechtlichen Status diese
verfügen.

 * 

4. Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/1781)
zu den Aufwendungen der Bundesregierung für Öffentlichkeitsarbeit
gestellt. Unter anderem fragt sie nach der Höhe der Kosten für das
Betreiben von Seiten auf sozialen Netzwerken und für Plakatwerbung in
den Jahren 2010 bis 2017.

 * 

5. Familiennachzug nach Deutschland

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für den Familiennachzug bei subsidiär
Schutzberechtigten, Flüchtlingen und Asylberechtigten interessiert
sich die FDP-Fraktion. Sie fragt die Bundesregierung in einer Kleinen
Anfrage (19/1785) unter anderem, wie viele Personen zusätzlich nach
Deutschland einreisen würden, wenn die Regelungen zum Familiennachzug
in Kraft treten und wie viele subsidiär Schutzberechtigte sich derzeit
in Deutschland aufhalten. Ferner fragt sie danach, wie viele
Flüchtlinge seit 2013 einen Antrag auf Familiennachzug gestellt haben.

 * 
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BUNDESTAG/7138: Heute im Bundestag Nr. 287 - 03.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 287

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 3. Mai 2018, Redaktionsschluss: 13.30 Uhr

1. Breitbandförderung in Baden-Württemberg

2. Breitbandausbau in Sachsen-Anhalt

3. Breitbandförderung in Brandenburg

4. Breitbandausbau in Nordrhein-Westfalen

5. Breitbandförderung im Saarland

6. Zahlungen an Ex-Bahnchef Grube

7. Regierung will Fahrverbote vermeiden



1. Breitbandförderung in Baden-Württemberg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In ihrer Antwort (19/1770) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1527) listet die
Bundesregierung Kommunen, Städte und Kreise in Baden-Württemberg auf,
die Förderbescheide im Rahmen des 2015 gestarteten
Bundesförderprogramms Breitbandausbau bekommen haben. Der größte
Betrag mit 11,01 Millionen Euro ging an den Landkreis Rastatt.
Fördergegenstand ist in dem Falle laut der Vorlage das sogenannte
Betreibermodell. Laut dem Modell soll die Förderung es den Kommunen
ermöglichen, passive Netzinfrastrukturen - zum Beispiel
Glasfaserkabel, Leerrohre - zu errichten und diese an Netzbetreiber zu
verpachten.

Überwiegend bewegen sich die Fördersummen laut der Antwort im Bereich
von 50.000 Euro und werden für Beratungsleistungen verwendet. Gefragt
nach einem eventuellen zeitlichen Optimierungsbedarf des
Förderprozesses, schreibt die Regierung: "Gemäß Koalitionsvertrag
sollen die Förderbedingungen vereinfacht werden. Dazu werden zeitnah
der Förderprozess evaluiert und im Hinblick auf eine zeitliche
Optimierung der Verfahren bis zur Erstellung des abschließenden
Förderbescheids Vorschläge erarbeitet."

 * 

2. Breitbandausbau in Sachsen-Anhalt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In ihrer Antwort (19/1773) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1528) listet die
Bundesregierung Kommunen, Städte und Kreise in Sachsen-Anhalt auf, die
Förderbescheide im Rahmen des 2015 gestarteten Bundesförderprogramms
Breitbandausbau bekommen haben. Mit 15 Millionen Euro erhielten der
Zweckverband Breitband Altmark, die Stadt Oebisfelde-Weferlingen und
die Verbandsgemeinde Elbe-Heide die maximale Förderung. Weitere fünf
Antragsteller erhielten nach Regierungsangaben Fördersummen im
zweistelligen Millionenbereich.

Fördergegenstand ist in allen Fällen der Vorlage nach das sogenannte
Betreibermodell. Laut dem Modell soll die Förderung es den Kommunen
ermöglichen, passive Netzinfrastrukturen - zum Beispiel
Glasfaserkabel, Leerrohre - zu errichten und diese an Netzbetreiber zu
verpachten.

 * 

3. Breitbandförderung in Brandenburg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In ihrer Antwort (19/1774) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1529) listet die
Bundesregierung Kommunen, Städte und Kreise in Brandenburg auf, die
Förderbescheide im Rahmen des 2015 gestarteten Bundesförderprogramms
Breitbandausbau bekommen haben. Der Maximalbetrag von 15 Millionen
Euro ging der Antwort zufolge an den Landkreis Oder-Spree. Weitere
acht Landkreise erhielten Fördersummen im zweistelligen
Millionenbereich. Fördergegenstand ist in allen Fällen laut der
Vorlage das sogenannte Wirtschaftlichkeitslückenmodell. Dabei soll die
Förderung die Wirtschaftlichkeitslücke eines Betreibers von
Breitbandinfrastrukturen schließen, der in einem
betriebswirtschaftlich unattraktiven Gebiet ein Breitbandnetz
errichtet und anschließend selbst betreibt.

 * 

4. Breitbandausbau in Nordrhein-Westfalen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In ihrer Antwort (19/1775) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1530) listet die
Bundesregierung Kommunen, Städte und Kreise in Nordrhein-Westfalen
auf, die Förderbescheide im Rahmen des 2015 gestarteten
Bundesförderprogramms Breitbandausbau bekommen haben. 21 Landkreise
oder Kommunen erhielten danach Fördersummen im zweistelligen
Millionenbereich. Fördergegenstand ist in allen Fällen laut der
Vorlage das sogenannte Wirtschaftlichkeitslückenmodell. Dabei soll die
Förderung die Wirtschaftlichkeitslücke eines Betreibers von
Breitbandinfrastrukturen schließen, der in einem
betriebswirtschaftlich unattraktiven Gebiet ein Breitbandnetz
errichtet und anschließend selbst betreibt.

Überwiegend bewegen sich die Fördersummen laut der Antwort im Bereich
von 50.000 Euro und werden für Beratungsleistungen verwendet. Gefragt
nach einem eventuellen zeitlichen Optimierungsbedarf des
Förderprozesses, schreibt die Regierung: "Gemäß Koalitionsvertrag
sollen die Förderbedingungen vereinfacht werden. Dazu werden zeitnah
der Förderprozess evaluiert und im Hinblick auf eine zeitliche
Optimierung der Verfahren bis zur Erstellung des abschließenden
Förderbescheids Vorschläge erarbeitet."

 * 

5. Breitbandförderung im Saarland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) 8,1 Millionen Euro Fördermittel aus dem 2015
gestarteten Bundesförderprogramm Breitbandausbau sind an Kommunen,
Städte und Kreise im Saarland gegangen. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/1776) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/1531) hervor. 7,75 Millionen Euro gingen der Vorlage
nach an den Zweckverband eGo-Saar. Als Fördergegenstand wird das
sogenannte Wirtschaftlichkeitslückenmodell aufgeführt. Dabei schließt
die Förderung die Wirtschaftlichkeitslücke eines Betreibers von
Breitbandinfrastrukturen, der in einem betriebswirtschaftlich
unattraktiven Gebiet ein Breitbandnetz errichtet und anschließend
selbst betreibt. Sieben Antragsteller aus dem Saarland erhielten laut
der Antwort jeweils 50.000 Euro, die für Beratungsleistungen verwendet
wurden.

 * 

6. Zahlungen an Ex-Bahnchef Grube

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Was die Zahlung von Abfindungen und die Höhe der
Bezüge von Vorstandsmitgliedern der bundeseigenen Deutschen Bahn AG
(DB AG) angeht, so läuft nach Aussage der Bundesregierung derzeit ein
Diskussionsprozess, dessen Ergebnis nicht vorgegriffen werden kann. So
heißt es in der Antwort (19/1777) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/1553). Die Grünen hatten in ihrer Anfrage
Zahlungen an den ehemaligen Vorstandsvorsitzenden der DB AG, Rüdiger
Grube, für das Geschäftsjahr 2017 in Höhe von 2,25 Millionen Euro
thematisiert. Grube hatte auf eigenen Wunsch zum 30. Januar 2017 seine
Tätigkeit beendet.

In der Antwort heißt es weiter, nach Informationen der DB AG seien die
Bezüge im Zusammenhang mit der vorzeitigen Beendigung der Tätigkeit
Grubes auf Basis seines Dienstvertrages und dem im Zusammenhang mit
seinem Ausscheiden getroffenen Aufhebungsvertrag gezahlt worden. Die
für das Geschäftsjahr 2017 für den ehemaligen Vorstandvorsitzenden
erstellen Pensionsrückstellungen in Höhe von 870.000 Euro seien "gemäß
der gängigen Bilanzierungsregeln" erfolgt, schreibt die Regierung
unter Berufung auf Angaben der DB AG.

 * 

7. Regierung will Fahrverbote vermeiden

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung will Fahrverbote für
Dieselfahrzeuge vermeiden. Das geht aus der Antwort (19/1664) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/1501) hervor. Die Liberalen hatten
sich bei der Regierung erkundigt, welche Konsequenzen aus dem Urteil
des Bundesverwaltungsgerichtes vom 27. Februar 2018, wonach
streckenbezogene Fahrverbote aufgrund zu hoher Stickoxidemissionen
möglich sind, gezogen werden. Zu Fragen nach Einführung einer blauen
Plakette oder eines neuen Verkehrszeichens zur Kennzeichnung des
Einfahrverbotes für bestimmte Dieselkraftfahrzeuge schreibt die
Bundesregierung in der Antwort: "Die weitere Vorgehensweise wird nach
Vorliegen der Entscheidungsgründe des Bundesverwaltungsgerichts in
Absprache mit den Ländern und Kommunen geprüft werden."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7137: Heute im Bundestag Nr. 286 - 03.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 286

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 3. Mai 2018, Redaktionsschluss: 13.00 Uhr

1. Zwei Todesopfer unter Flüchtlingen 2017

2. Straftaten im grenznahen Gebiet

3. 855 rechts motivierte Straftaten

4. Interkulturelle Kompetenz bei der Polizei

5. Türkische Umsiedlungspläne im Fokus

6. Fall Skripal weiter im Fokus

7. Festnahme von Carles Puigdemont



1. Zwei Todesopfer unter Flüchtlingen 2017

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/PK) Im vergangenen Jahr sind nach bisherigen
Erkenntnissen der Bundesregierung zwei mutmaßliche Flüchtlinge auf
ihrem Fluchtweg im deutschen Grenzgebiet ums Leben gekommen. In beiden
Fällen verunglückten die Personen bei einer Fahrt auf Güterzügen, wie
aus der Antwort (19/1632) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/1399) hervorgeht.

Die Bundesregierung erklärte, neben der Verantwortung für das eigene
Schicksal nutzten gerade auch Schleuser bewusst die Notlage von
Flüchtlingen aus reinem Profitstreben aus. Deutschland und die EU
träten der Schleuserkriminalität daher konsequent entgegen.

 * 

2. Straftaten im grenznahen Gebiet

Inneres, Bau und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) In der grenznahen Stadt Frankfurt/Oder in Brandenburg
hat die Bundespolizei in den vergangenen Jahren bei Straftaten einen
hohen Ausländeranteil registriert. Das geht aus der Antwort (19/1642)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/1455) der AfD-Fraktion
hervor.

Die Bundesregierung wies darauf hin, dass die Angaben nicht nur
Straftaten mit bahnpolizeilichem Bezug beinhalteten, sondern auch
Verstöße gegen das Aufenthaltsrecht. Die Fraktion hatte nach
Straftaten auf Hauptbahnhöfen gefragt, die aber nicht vorlagen.

Den Angaben zofolge wurden 2015 in Frankfurt/Oder 259 Straftaten mit
247 Tatverdächtigen aus dem Zuständigkeitsbereich der Bundespolizei
registriert. Der Ausländeranteil an den Tatverdächtigen lag bei 91,5
Prozent.

2016 wurden 154 Delikte mit 142 Tatverdächtigen gezählt. Hier lag der
Ausländeranteil bei 97,2 Prozent. 2017 ging die Fallzahl erheblich auf
62 zurück, es wurden 49 Tatverdächtige ermittelt. Der Ausländeranteil
an den Tatverdächtigen lag bei 73,5 Prozent.

 * 

3. 855 rechts motivierte Straftaten

Inneres, Bau und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Im Februar 2018 haben die Sicherheitsbehörden bislang
insgesamt 855 Straftaten aus dem Bereich der politisch motivierten
Kriminalität rechts (PKM-rechts) registriert. Darunter waren 38
Gewalttaten und 600 Propagandadelikte, wie aus der Antwort (19/1643)
der Bundesegierung auf eine Kleine Anfrage (19/1457) der Fraktion Die
Linke hervorgeht. Es wurden 33 Personen infolge der Straftaten
verletzt.

 * 

4. Interkulturelle Kompetenz bei der Polizei

Inneres, Bau und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die sogenannte interkulturelle Kompetenz ist nach
Angaben der Bundesregierung kein eigenständiges Leistungskriterium im
Auswahlverfahren für den Vollzugsdienst der Bundespolizei. Bei der
Auswertung der Bewerbungsunterlagen gehe es nicht um eine
Leistungsfeststellung der interkulturellen Kompetenz, heißt es in der
Antwort (19/1648) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/1480) der AfD-Fraktion.

Insofern könne diese Art der Kompetenz auch nicht zum Ausgleich von
Leistungsmängeln herangezogen werden. In der Ausbildung und
Laufbahnprüfung werde die interkulturelle Kompetenz "im Kontext von
Übungslagen betrachtet".

 * 

5. Türkische Umsiedlungspläne im Fokus

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem "EU-Türkei-Flüchtlingsabkommen vor dem
Hintergrund des türkischen Krieges gegen Afrin" erkundigt sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/1651). Die
Bundesregierung soll unter anderem Angaben zu
Menschenrechtsverletzungen im Rahmen der türkischen "Operation
Olivenzweig" machen sowie zu möglichen Plänen Ankaras, "in der Türkei
aufhältige Flüchtlinge in Nordsyrien und insbesondere in Afrin
anzusiedeln".

 * 

6. Fall Skripal weiter im Fokus

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke hat weitere Fragen zum "Fall
Skripal". In einer Kleinen Anfrage (19/1653) im Anschluss an eine
frühere Anfrage (19/1567) wollen die Abgeordneten unter anderem
wissen, inwieweit der Bundesregierung im Rahmen ihrer
Entscheidungsfindung bezüglich der Ausweisung russischer Diplomaten
Informationen vorlagen, ob Russland der konsularische Zugang zu Sergej
Skripal verweigert wurde. Deutschland habe mit anderen westlichen
Staaten an der Seite der USA russische Diplomaten ausgewiesen und dies
damit begründet, dass Russland nach einem Giftanschlag auf den
früheren russischen und späteren britischen Agenten keine
Aufklärungsbereitschaft gezeigt habe.

 * 

7. Festnahme von Carles Puigdemont

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke konstatiert in einer Kleinen
Anfrage (19/1671) eine "politische Verfolgung von Carles Puigdemont".
Die Bundesregierung soll unter anderem Angaben machen, mit welchen
Behörden, Diensten oder Ministerien Spaniens sie vor oder nach Eingang
des Europäischen Haftbefehls über deine mögliche Festnahme des
früheren katalanischen Regionalpräsidenten kommuniziert hat und welche
deutschen und spanischen Polizei- oder Geheimdienstbehörden "an der
Verfolgung und Festnahme von Carles Puigdemont" beteiligt waren.

 * 
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BUNDESTAG/7136: Heute im Bundestag Nr. 285 - 03.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 285

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 3. Mai 2018, Redaktionsschluss: 12.30 Uhr

1. Regierung: Justiz arbeitet zügig

2. Renten für Zeitungszusteller

3. Evaluation der Teilhabeberatung

4. Rehabilitation als Prävention

5. Umsetzung des Teilhabepakets für Kinder

6. Mittel für Östliche Partnerschaft

7. Deutsch-russische Beziehungen



1. Regierung: Justiz arbeitet zügig

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Von einem allgemeinen "Verfahrensstau" an deutschen
Gerichten kann nach Auffassung der Bundesregierung keine Rede sein.
Das schreibt das Bundesjustizministerium namens der Bundesregierung in
der Antwort (19/1904) auf eine Kleine Anfrage der AfD (19/1610).
Vielmehr arbeite die deutsche Justiz - insgesamt betrachtet - zügig
und qualitativ betrachtet auf sehr hohem Niveau. In den beim
Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof geführten
Ermittlungsverfahren sei im angefragten Zeitraum kein Tatverdächtiger
aufgrund von Fristversäumnissen aus der Untersuchungshaft entlassen
worden. Hinsichtlich der von den Strafverfolgungsbehörden der Länder
geführten Verfahren lägen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.

Jährliche statistische Angaben zur Geschäftsentwicklung bei den
Gerichten seien im Internet abrufbar
(www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Rechtspflege/GerichtePersonal/Zivilgerichte.html).
Die Veröffentlichung für 2017 sei noch nicht erfolgt. Für 2018 rechnet
die Bundesregierung weder allgemein noch bei den asylgerichtlichen
Verfahren mit einem Anstieg. Es wird darauf verwiesen, dass der
Koalitionsvertrag die Prüfung von Maßnahmen zur
Verfahrensbeschleunigung sowie die Schaffung von 2.000 Richterstellen
vorsieht.

Die AfD-Fraktion hatte in ihrer Anfrage eine "zunehmende Überlastung
von Gerichten" beklagt. Es komme vor, dass Tatverdächtige auf freien
Fuß gesetzt werden, weil Gerichte Verhandlungen nicht mehr
fristgerecht ansetzen können, hieß es darin mit Verweis auf
Pressemeldungen.

 * 

2. Renten für Zeitungszusteller

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung hat noch nicht entschieden, in
welcher Weise es künftig rentenrechtliche Sonderregeln für
Zeitungszusteller geben soll. Das betont sie in ihrer Antwort
(19/1659) auf eine Kleine Anfrage (19/1452) der AfD-Fraktion. Diese
hatte Auskünfte über den Plan der Regierung verlangt, wonach der
Rentenbeitrag, den Arbeitgeber für Zeitungszusteller im Minijob
zahlen, abgesenkt werden soll. Dies würde auch die Renten der
Betroffenen absenken.

 * 

3. Evaluation der Teilhabeberatung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die ergänzende unabhängige Teilhabeberatung (EUTB)
für Menschen mit Behinderung wird fortlaufend wissenschaftlich
evaluiert, um das Beratungsangebot dem Bedarf anzupassen. Das schreibt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/1758) auf eine Kleine Anfrage
(19/1503) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

 * 

4. Rehabilitation als Prävention

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kleine
Anfrage (19/1789) zur Rehabilitation als Beitrag zum Erhalt der
Beschäftigungsfähigkeit gestellt. Sie will von der Bundesregierung
unter anderem wissen, wie viele Reha-Maßnahmen im vergangenen Jahr
durchführt wurden, was sie kosteten und wie viele Beschäftigte nach
solchen Maßnahmen wieder arbeiten konnten.

 * 

5. Umsetzung des Teilhabepakets für Kinder

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Zur Umsetzung und Ausgestaltung des Bildungs- und
Teilhabepaketes hat die FDP-Fraktion eine Kleine Anfrage (19/1806)
gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter anderem nach der
Zahl der Kinder und Jugendlichen, die die Leistungen seit 2014 in
Anspruch genommen haben, nach den Berechnungsgrundlagen für den
Schulbedarf und nach Erstattung der Kosten für Nachhilfe.

 * 

6. Mittel für Östliche Partnerschaft

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Den geplanten "Ausbau der Zusammenarbeit mit der
Zivilgesellschaft in den Ländern der östlichen Partnerschaft und
Russland" thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/1592). Die Bundesregierung soll unter anderem angeben, wie hoch
die Mittel im Haushaltsjahr 2019 dafür veranschlagt werden sollen und
welche Kriterien ein Akteur der Zivilgesellschaft in Deutschland
erfüllen muss, um eine Förderung im Rahmen des Projektes "Östliche
Partnerschaft und Russland" zu erhalten.

 * 

7. Deutsch-russische Beziehungen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach den deutsch-russischen Beziehungen erkundigt
sich die Fraktion der AfD in einer Kleinen Anfrage (19/1613). Die
Bundesregierung soll unter anderem Angaben machen zu Städte-, Schul-
und Hochschulpartnerschaften und zu Partnerschaften deutscher
Bundesländer mit russischen Regionen sowie zur Förderung der deutschen
Sprache und der deutschen Minderheit in Russland. Weitere Fragen
zielen unter anderem auf Handelsbeziehungen, die wechselseitigen
Direktinvestitionen, die Beziehungen zur Eurasischen
Wirtschaftsgemeinschaft sowie auf den geplanten Bau der
Ostsee-Pipeline Nord Stream 2.

 * 
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BUNDESTAG/7135: Heute im Bundestag Nr. 284 - 03.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 284

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 3. Mai 2018, Redaktionsschluss: 12.00 Uhr

1. Passprogramme von EU-Staaten

2. Vorwürfe gegen libysche Küstenwache

3. Personalreserve im Auswärtigen Amt

4. Linke fragt nach atomarer Abrüstung

5. Aufstand im Warschauer Ghetto

6. Linke erkundigt sich zum Fall Skripal

7. Linke fragt nach Lage in Afrin



1. Passprogramme von EU-Staaten

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung nimmt zur Vereinbarkeit
nationaler Programme anderer Mitgliedstaaten mit EU-Recht nicht
Stellung. "Die Überprüfung der Vereinbarkeit nationaler Passprogramme
anderer Mitgliedstaaten mit dem Unionsrecht obliegt der Europäischen
Kommission als Hüterin der Verträge", heißt es in der Antwort
(19/1569) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/869).
Gegebenenfalls wäre der Gerichtshof der Europäischen Union anzurufen,
um über den Verstoß eines Mitgliedstaats gegen eine Verpflichtung aus
den Verträgen zu befinden. Zudem verweist die Bundesregierung darauf,
dass die Europäische Kommission in ihrem "Bericht über die
Unionsbürgerschaft 2017" angekündigt habe, im Jahre 2018 einen Bericht
über Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Gewährung der
Staatsangehörigkeit an Investoren vorzulegen und Orientierungshilfen
zu geben.

 * 

2. Vorwürfe gegen libysche Küstenwache

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Berichte über die Androhung von Waffengewalt durch
Angehörige der libyschen Küstenwache gegenüber einer spanischen
Hilfsorganisation thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/1519). Die Bundesregierung soll unter anderem Auskunft
geben, inwieweit ein solcher Vorfall Mitte März von Marineschiffen der
Missionen SEA GUARDIAN oder EUNAVFOR MED beobachtet worden ist.

 * 

3. Personalreserve im Auswärtigen Amt

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Personalreserve für den Auswärtigen Dienst
erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/1533). Die Abgeordneten fragen unter anderem, wie sich die
Zahl der Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes sowie die Zahl der
Personalreserve seit Inkrafttreten des Gesetzes über den Auswärtigen
Dienst 1990 entwickelt haben.

 * 

4. Linke fragt nach atomarer Abrüstung

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Haltung der Bundesregierung zur atomaren
Abrüstung interessiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/1549). Die Bundesregierung soll unter anderem angeben, mit welchen
Zielen sie in die Überprüfungskonferenz zum Nuklearen
Nichtverbreitungsvertrag (NVV) 2020 geht und wie sie sich zu dem von
57 Staaten unterzeichneten Atomwaffenverbotsvertrag von 2017
positioniert.

 * 

5. Aufstand im Warschauer Ghetto

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Den 75. Jahrestag der Aufstände im Warschauer Ghetto
und in den deutschen Vernichtungslagern Treblinka und Sobibor
thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/1557). Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, welche
erinnerungspolitischen Maßnahmen sie zu diesen Anlässen plant.

 * 

6. Linke erkundigt sich zum Fall Skripal

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach "ungeklärten Fragen im 'Fall Skripal" erkundigt
sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/1567).
Deutschland habe mit anderen westlichen Staaten an der Seite der USA
russische Diplomaten ausgewiesen und dies damit begründet, dass
Russland nach einem Giftanschlag auf den früheren russischen und
späteren britischen Agenten Sergej Skripal keine
Aufklärungsbereitschaft gezeigt habe. Die Abgeordneten wollen nun
unter anderem wissen, inwieweit der Bundesregierung von britischer
Seite Beweise für eine russische Verantwortung vorgelegt worden sind.

 * 

7. Linke fragt nach Lage in Afrin

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die "humanitäre und soziale Lage der Bevölkerung in
Afrin unter der türkischen Besetzung" thematisiert die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/1579). Die Abgeordneten erkundigen
sich unter anderem der Zahl der im Rahmen der türkisch geführten
Militäroperation "Olivenzweig" getöteten oder verwundeten Zivilisten
sowie nach der Zahl der getöteten oder verwundeten Angehörigen der
kurdischen "Volksverteidigungseinheiten" (YPG) sowie der türkischen
Streitkräfte.

 * 
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BUNDESTAG/7134: Heute im Bundestag Nr. 283 - 03.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 283

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 3. Mai 2018, Redaktionsschluss: 09.30 Uhr

1. Großer Personalmangel in der Pflege

2. Fördertöpfe für den ländlichen Raum

3. Umsatzsteuer für Landwirte

4. Luftschadstoffe und Allergien

5. Ferkelerzeugung nach dem 31. Dezember



1. Großer Personalmangel in der Pflege

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) In Deutschland waren 2017 im Jahresdurchschnitt rund
35.000 Stellen in der Pflegebranche nicht besetzt. Das geht aus der
Antwort (19/1803) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/1550) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hervor.

Demnach meldete die Bundesagentur für Arbeit (BA) in der Altenpflege
23.319 offene Stellen, darunter 14.785 für Fachkräfte und 8.443 für
Pflegehelfer. In der Krankenpflege waren es insgesamt 12.227 offene
Stellen, darunter 10.814 für Fachkräfte und 1.413 für Helfer.

Die Deckungslücke ist in den Bundesländern unterschiedlich groß, wie
aus den Angaben weiter hervorgeht. So wurden allein in
Nordrhein-Westfalen (NRW) 4.763 offene Stellen in der Altenpflege
registriert, in Bayern waren es 3.188 Stellen, in
Mecklenburg-Vorpommern 468. Auch in der Krankenpflege lag NRW mit
3.049 offenen Stellen vorne, in Bayern waren es 1.832 und in
Mecklenburg-Vorpommern 179 Stellen.

 * 

2. Fördertöpfe für den ländlichen Raum

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Der Bund unterstützt mithilfe mehrerer
Förderprogramme kommunale Investitionen in bauliche Anlagen oder
technische Infrastrukturen im ländlichen Raum. Die Bundesregierung
gibt in einer Antwort (19/1813) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Die Linke zur Weiterentwicklung der "Gemeinschaftsaufgabe
Agrarstruktur und Küstenschutz" (19/1368) einen Überblick über die
Programme der unterschiedlichen Ressorts. Daraus geht hervor, dass das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) Geld für ein
Bioenergieprogramm, die Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung
der regionalen Wirtschaftsstruktur" (GRW) für strukturschwache
Regionen sowie das Förderprogramm "Energieberatung für Kommunen"
bereitstellt. Des Weiteren werden das CO2-Gebäudesanierungsprogramm
für energieeffizientes Bauen und Sanieren, das Marktanreizprogramm
Erneuerbare Energien (MAP) und das Modellvorhaben Wärmenetzsysteme 4.0
finanziert. Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
(BMEL) fördert mithilfe der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" (GAK) die ländlichen Räume. Das
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
gewährt Mittel auf Grundlage der Richtlinie "Förderung zur
Unterstützung des Breitbandausbaus in der Bundesrepublik Deutschland
vom 22. Oktober 2015", der Förderrichtlinie Ladeinfrastruktur in
Deutschland vom 13. März 2017 und der Förderrichtlinie
"Elektromobilität vor Ort" vom 9. Juni 2015, aktualisiert am 5.
Dezember 2017. Das Bundesministerium des Inneren, für Bau und Heimat
(BMI) stellt Fördermittel für Programme der Städtebauförderung, das
Förderprogramm Investitionspakt "Soziale Integration im Quartier" und
das Bundesprogramm "Sanierung kommunaler Einrichtungen in den
Bereichen Sport, Jugend und Kultur" zur Verfügung. Darüber hinaus
werden über das Bundesprogramm zur "Förderung von Investitionen in
nationale Projekte des Städtebaus" und das KfW-Programm "Energetische
Stadtsanierung" Gelder zur Verfügung gestellt.

 * 

3. Umsatzsteuer für Landwirte

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die in der Landwirtschaft mögliche Pauschalierung
der Umsatzsteuer geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/1793). Die Abgeordneten wollen erfahren, wie viele
landwirtschaftliche Betriebe von dieser Möglichkeit Gebrauch machen
und wie groß die fiskalischen Auswirkungen sind. Außerdem soll die
Bundesregierung Stellung zu einem Bericht des Bundesrechnungshofes
nehmen, der Kritik an der Pauschalierungsregelung geübt hatte.

 * 

4. Luftschadstoffe und Allergien

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Der Zusammenhang zwischen Luftschadstoffen und
Allergien ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/1864) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen. Allergieerkrankungen wie Asthma bronchiale,
Heuschnupfen und Neurodermitis seien in der Bevölkerung seit den
1970er Jahren stark gestiegen.

Schätzungsweise bis zu 30 Millionen Menschen in Deutschland seien von
Allergien betroffen. Luftschadstoffe könnten die Morphologie der
Pollen, die Pollenzellwand, den Proteininhalt der Pollen , den
Proteinausstoß der Pollen und die Pollenproteine selbst verändern.

Die Abgeordneten fragen die Bundesregierung nun nach Hinweisen darauf,
dass sich die allergene Wirkung von Pollen durch Luftverschmutzung wie
Feinstaub und Stickoxide verstärkt.

 * 

5. Ferkelerzeugung nach dem 31. Dezember

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Zukunft der deutschen Ferkelerzeugung steht im
Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/1895). Die
Bundesregierung soll unter anderem Auskunft darüber erteilen, wie sich
die Anzahl von Betrieben der Ferkelaufzucht und Schweinemast in den
deutschen Flächenländern entwickelt hat. Außerdem sollen die
Ferkelimporte deutscher Schweinemastbetriebe aufgeschlüsselt werden.
Weil am 31. Dezember 2018 die befristete Übergangsregelung zur
betäubungslosen Ferkelkastration endet, befürchtet die FDP eine
Verlagerung der Ferkelerzeugung aus Deutschland in andere EU-Staaten.
Die Abgeordneten schätzen die bisher in Deutschland zugelassenen
Alternativen zur betäubungslosen Ferkelkastration als nicht
praktikabel, wirtschaftlich und verträglich für die Tiere ein.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1661: Kanzlerin Merkel und der slowakische Ministerpräsident Peter Pellegrini, 02.05.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz im Bundeskanzleramt - Mittwoch, 2. Mai 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem slowakischen
Ministerpräsidenten Peter Pellegrini

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren! Ich freue mich, heute den neuen
slowakischen Ministerpräsidenten Peter Pellegrini herzlich in Berlin
begrüßen zu können. Wir haben intensiv miteinander gesprochen. Die Umstände
seiner Amtsübernahme waren nicht einfach. Deshalb habe ich deutlich
gemacht, dass wir uns wünschen und auch erwarten - aber ich glaube, das tut
die Slowakei auch -, dass alles getan wird, um den Mord an dem Journalisten
Kuciak und seiner Verlobten im Februar aufzuklären.

Wir haben natürlich auch über die Berichte gesprochen, inwieweit der
Entführungsfall des Vietnamesen Trinh mit etwas in der Slowakei
zusammenhängen könnte. Auch hierzu ist die volle Unterstützung zugesagt
worden. Wir beide werden in Bezug auf diese Sache in einem engen Kontakt
bleiben.

Dann haben wir die bilateralen Beziehungen analysiert. Hier sind wir in
vielerlei Weise verbunden, insbesondere was die wirtschaftlichen
Aktivitäten anbelangt. Die Slowakei ist ein wichtiger Bestandteil unserer
wirtschaftlichen Ausrichtung, auch im Automobilbereich. Deshalb haben wir
eine Vielzahl gemeinsamer Interessen.

Wir schätzen sehr, dass die Slowakei immer eine proeuropäische Stimme ist.
Ich glaube, dass sich unsere Regierungen im vertieften Dialog immer weiter
abstimmen werden. Zwischen den Außenministerien wird es sehr bald ein
Arbeitsprogramm 2018 bis 2020 geben.

Wir freuen uns auch darüber, dass die deutsche Sprache eine gute Reputation
in der Slowakei hat und dass das Bildungsministerium den
Deutschlandkongress veranstaltet. Das ist ein sehr gutes Signal.

Unterschiedliche Meinungen haben wir mit Blick auf die Migrationsfragen
gehabt. Wir haben uns vorgenommen, hierzu im Hinblick auf den Juni-Rat in
seinem sehr engen Austausch zu bleiben. Auch hier ist es wichtig, dass die
Menschen sehen, dass wir die Probleme lösen, dass wir uns ernst nehmen und
auch mehr mit Anreizen arbeiten. Das hatte ich schon in Brüssel gesagt.

Gemeinsam ist uns, dass wir mit Drittstaaten zusammenarbeiten und die
Außengrenzen schützen müssen. In allen diesen Fragen engagiert sich auch
die Slowakei sehr intensiv.

Auch haben wir über den mehrjährigen Finanzrahmen der Europäischen Union
gesprochen. Das ist sowohl für die Slowakei von allergrößter Bedeutung als
auch für Deutschland, zum einen, weil wir Nettozahler sind, und zum
anderen, weil wir die neuen Bundesländer und damit eigentlich die gleiche
Problemlage haben, wie das in der Slowakei der Fall ist, nämlich: Wie
können wir die Kohäsion wirklich voranbringen? Das ist ja unser Ziel.

Wir haben sehr ähnliche Ansätze in der Wirtschafts- und Währungsunion und
im Rahmen der Euro-Mitgliedschaft. Die Slowakei wird ab Juli wieder Chef
der V4-Gruppe, also der Visegrád-Gruppe, sein. Natürlich werden wir auch in
diesem Zusammenhang sehr gut zusammenarbeiten.

Wir haben auch über Nord Stream 2 gesprochen, über die strategische Rolle
der Ukraine als Transitland und über die Slowakei, die davon natürlich
betroffen ist. Der Slowakei gebührt sehr viel Dank, weil sie im "reverse
flow" die Ukraine im Augenblick ausschließlich mit Gas versorgt und damit
einen großen Beitrag leistet. Wir waren uns einig, dass wir vernünftige,
langlebige und nachhaltige Strukturen brauchen, damit wir die Ukraine als
Transitland weiterhin im Portfolio der europäischen Gaslieferungen haben.

Last, but not least haben wir auch über die Fragen des Handels mit den
Vereinigten Staaten von Amerika gesprochen. Wir wünschen uns hier, dass
Kommissarin Malmström von uns Mitgliedstaaten ein klares Mandat bekommt.
Natürlich halten wir Ausnahmen nicht nur befristet, sondern für eine lange
Frist für wichtig. Beide Länder gehören zu denen, die immer gesagt haben:
Es nützt nichts. Wir haben nicht nur mit Kanada, Japan und Südkorea ein
Freihandelsabkommen, sondern wir hatten auch schon Verhandlungen mit den
Vereinigten Staaten von Amerika. - Jetzt werden wir mit den anderen
Mitgliedstaaten darüber sprechen, wie unsere zukünftige Positionierung hier
aussehen wird.

Wir werden Kommissar Sefcovic unterstützen - noch einmal zurück zu Nord
Stream 2 -, wenn es um die Frage geht, wie er die Verhandlungen mit der
Ukraine führt.

Alles in allem war es ein intensives Gespräch.

Herzlichen Dank und herzlich willkommen!

MP Pellegrini (auf Deutsch): Danke sehr! - Sehr geehrte Frau
Bundeskanzlerin, wenn Sie mir erlauben, dann werde ich auf Slowakisch
sprechen.

BK'in Merkel: Das hört sich auch gut auf Deutsch an.

MP Pellegrini (auf Slowakisch): Ich möchte bestätigen, dass wir mit der
Frau Bundeskanzlerin ein sehr konstruktives Gespräch gehabt haben. Ich
werde nicht alles wiederholen, was sie bereits gesagt hat. Aber ich möchte
noch einmal sagen, dass Deutschland für die Slowakische Republik der
bedeutendste Wirtschaftspartner ist. Im letzten Jahr haben wir einen
Rekordumsatz in unseren Handelsbeziehungen erzielt. Ich glaube, dass diese
Zahlen noch nach oben klettern werden.

Ich möchte Frau Bundeskanzlerin Merkel danken, dass sie persönlich die
Initiatorin eines besonderen Memorandums für die Vertiefung der
Zusammenarbeit zwischen unseren Ländern war. Es ist nicht ganz
diplomatischer Brauch, dass wir dieses Memorandum mit verschiedenen Ländern
haben. Aber ich bin wirklich froh, dass dank dieses Memorandums die
Gespräche auf Expertenebene fortgeführt werden. Dieses Jahr wird ein
Aktionsplan initiiert, in dem den Experten auferlegt wird, welche Themen
noch vertiefend zu lösen sind.

Die Frau Bundeskanzlerin hat auch gesagt, dass uns die Automobilindustrie
verbindet. In der Slowakei sind viele deutsche Firmen vertreten. Daher
wissen wir ganz genau, welche Aufgaben und Fragen vor uns liegen. Das sind
die Digitalisierung, die künstliche Intelligenz und fahrerlose Autos. Das
alles sind Sachen, die wir auf der Ebene des Europäischen Rates diskutieren
müssen. Gleichzeitig wird das eine Veränderung in unsere sozialen Systeme
bringen, weil wir ein "sharing" der Mitarbeiter haben, neue Themen usw. Ich
bin sehr froh, dass die Frau Bundeskanzlerin diese Themen sehr intensiv
angeht. Ich würde mich sehr freuen, wenn ich an den Diskussionen teilnehmen
und eine gemeinsame europäische Meinung kreieren kann.

Die Slowakei wird ihren Verpflichtungen nachkommen, die aus der
Mitgliedschaft in der Nato und der Europäischen Union bestehen. Die
Slowakei wird ihre Zahlungen aufstocken, genauso wie sie es versprochen
hat. Wir unterstützen in konkreten Bereichen, und zwar in Bereichen, in
denen wir mit der Bundesrepublik Deutschland der gleichen Meinung sind. Wir
hoffen und glauben, dass die weitere Entwicklung der Europäischen Union für
die Zukunft sein wird, in diesen Intentionen fortzufahren, und die Slowakei
wird ein guter Partner in diesem Bereich sein.

Abschließend: Da die Slowakische Republik zum 1. Juli die Präsidentschaft
innerhalb der Visegrád-Gruppe übernehmen wird, habe ich die Frau
Bundeskanzlerin in die Slowakei dazu eingeladen, an den Gesprächen der V4
plus Deutschland teilzunehmen. Wir würden uns sehr freuen, wenn wir sie im
Herbst in Bratislava begrüßen dürfen.

Noch einmal, Frau Bundeskanzlerin, vielen Dank für ein sehr konstruktives
Gespräch und ein sehr, sehr herzliches Willkommen in Berlin!

Frage: Wenn der Ex-Innenminister zugegeben hat, dass man mit der deutschen
Seite seit August diese Sache der Entführung des vietnamesischen Bürgers
untersucht hat, weshalb hat die Slowakei dann diese diplomatische Antwort
gegeben, den vietnamesischen Botschafter einzuladen, um eine Erklärung
dafür zu schaffen, dass das erst zehn Monate nach Eröffnung dieser Causa
stattgefunden hat? Was meinen Sie dazu?

MP Pellegrini: Was uns betrifft, Frau Redakteurin, muss ich dann reagieren,
wenn die Situation auf meinen Tisch kommt. Ich habe das vor einigen Tagen
auf den Tisch bekommen. Meine Reaktion war eine sofortige. Ich habe den
deutschen Behörden eine maximale Mitwirkung zugesprochen, und wir werden
der deutschen Seite alle Informationen geben, die sie von uns verlangt.

Frage: Ich hätte eine Frage an beide, sowohl die Bundeskanzlerin als auch
den Ministerpräsidenten, zum Handelsstreit mit den USA. Wirtschaftsminister
Altmaier hat heute gesagt, es sei sowohl mit den USA als auch innerhalb der
EU gleichermaßen schwierig, eine Einigung über das Angebot zu finden, das
man den USA machen könnte. Nun ist der französische Präsident Macron nicht
als Freihändler bekannt. Wie schwierig ist es, Frau Bundeskanzlerin, Herr
Ministerpräsident, innerhalb der EU wirklich zu einer abgestimmten Position
zu kommen, damit man den Amerikanern etwas anbieten kann, damit die
Schutzzölle gegen Europa nicht in Kraft treten?

BK'in Merkel: Bislang hatten wir ja die sehr abgestimmte Position, dass wir
sagen, dass wir diese gesamten Zollforderungen nicht berechtigt finden und
dass wir eine unbefristete Ausnahme wollen. Wir haben jetzt natürlich die
Reaktionen gesehen, und wir werden uns jetzt angesichts der Frist von einem
Monat noch einmal zusammensetzen und schauen, wie wir eine gemeinsame
Position finden. Dazu finden jetzt Gespräche mit den Mitgliedstaaten statt -
 auf der Ebene der Handelsminister, aber auch auf der Ebene der Staats- und
Regierungschefs -, und dem will ich nicht vorgreifen.

MP Pellegrini: Ich kann das für die Slowakei nur bestätigen. Ich habe sehr
klar ausgedrückt, dass wir unsere Wirtschaften, unsere Produktionen so
miteinander verbunden haben, dass Deutschland, wenn es mit Nordamerika über
die Bedingungen verhandelt, eigentlich auch die Slowakei vertritt. Die
Position der Slowakischen Republik steht der deutschen Meinung sehr nahe.
Die Frau Bundeskanzlerin hat in diesem Sinne unsere volle Unterstützung.

Frage: Die Angelegenheit mit dem vietnamesischen Unternehmer wird bereits
seit Monaten erörtert. Frau Bundeskanzlerin, hat Deutschland einen Fehler
der slowakischen Seite vermerkt?

Herr Ministerpräsident, konnte die Slowakei das erklären?

BK'in Merkel: Nein, wir haben natürlich um Aufklärung gebeten und um eine
sehr enge Zusammenarbeit zwischen unseren Behörden, damit wir den Fall
aufklären können. Er beschäftigt uns in Deutschland sehr, weil er schon zu
einer Erschwerung der deutsch-vietnamesischen Beziehungen geführt hat.
Alles, was in diesem Zusammenhang geschehen ist, muss auf den Tisch. Der
Premierminister hat mir volle Aufklärung zugesagt. Bei uns gibt es ja auch
schon Gerichtsverfahren dazu. Wir hoffen, dass wir alle Informationen, die
der slowakischen Seite bekannt sind, unmittelbar bekommen.

MP Pellegrini: Herr Redakteur, ich möchte Ihnen versichern, dass unsere
sehr intensiven Gespräche mit der Frau Bundeskanzlerin nicht nur den
entführten vietnamesischen Unternehmer betrafen, sondern eine breite
Palette von Problemen, die uns und die Europäische Union berühren.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, eine Frage zum Haushalt, der letzten Endes ja
auch die EU und die Nato betrifft: Heute haben in einem ungewöhnlichen
Schritt die Verteidigungsministerin und der Entwicklungsminister Protest
gegen die Finanzplanung des Finanzministers eingelegt. Stehen Sie hinter
den Planungen des Finanzministers, oder können sich die Ministerin und der
Minister Hoffnung darauf machen, dass sie so viel Geld zusätzlich erhalten,
dass die Quoten beziehungsweise die Quote und das 2-Prozent-Ziel der Nato
in den nächsten Jahren eingehalten werden können?

Eine Frage an den Herrn Ministerpräsidenten: Am 12. Mai läuft die Frist
aus, in der die USA die Handelserleichterungen für den Iran fortsetzen
müssen. Was kann bis dahin getan werden, auch nach den jüngsten Äußerungen
aus Israel, die dem Iran Lüge vorwerfen? Was kann die EU tun, damit die USA
nicht aus dem Vertrag aussteigen?

BK'in Merkel: Heute gab es etwas, was es immer wieder einmal gibt, nämlich
eine Protokollerklärung zweier Minister zu einem Haushalt, dem alle
Bundesminister zugestimmt haben. Ausdrücklich ist das auch von den
Ministern der Verteidigung und für Entwicklungshilfe so gesagt worden. Alle
Regierungsmitglieder bekennen sich auch zu dem Koalitionsvertrag, der auch
bestimmte Äußerungen macht.

Heute ging es um den Rahmen des Haushaltes für 2019. 2018 gibt es überhaupt
kein Problem, und 2019, da machen wir immer das sogenannte 
Top-down-Verfahren. Der Haushalt selbst wird im Juli beschlossen. Bis dahin wird es
sicherlich noch weitere Gespräche geben.

MP Pellegrini: Was Ihre Frage anbelangt, so ist sie natürlich breit gefasst
und sehr komplex. Aber für die slowakische Seite darf ich mich dahingehend
äußern, dass es vielleicht nicht ganz glücklich wäre, wenn das Abkommen
gekündigt würde. Ich denke, es war ein sehr positiver Schritt, der die
Region beruhigen sollte. Deshalb fände ich es gut, wenn der Vertrag seitens
der USA nicht gekündigt würde. Mehr kann ich dazu im Moment nicht sagen.

BK'in Merkel: Es ist auch unsere Haltung, dass dieser Vertrag nicht
gekündigt wird. Wir sehen aber, dass es mit dem Iran natürlich noch weitere
Probleme gibt, und zwar was den politischen Einfluss in Syrien, das
ballistische Raketenprogramm und auch die Frage anbelangt, was nach
Auslaufen von Teilen dieses Abkommens passiert. Darüber sollte man
zusätzlich sprechen. Ich denke, das ist eine weitgehend gemeinsame Position
in der Europäischen Union. Dahingehend werden wir unsere Argumentation
fortsetzen, also: Erhaltung des JCPoA plus Erweiterung des
Verhandlungsrahmens.

Wir denken, dass es jetzt sehr wichtig ist, dass auch die Informationen,
die aus Israel kamen, der IAEO sehr schnell zur Verfügung gestellt werden,
damit dort eine Prüfung vorgenommen werden kann. Denn das ist genau die
Stelle, bei der die Kontrollen und Inspektionen stattfinden. - Herzlichen
Dank!

Mittwoch, 2. Mai 2018

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1660: Regierungspressekonferenz vom 2. Mai 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut


Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 2. Mai 2018

Regierungspressekonferenz vom 2. Mai 2018

Themen: Kabinettssitzung (Feststellung des Bundeshaushaltsplans für
das Haushaltsjahr 2018, Eckwertebeschluss zum Bundeshaushalt 2019 und
Finanzplan des Bundes 2018 bis 2022, Änderung mehrerer Grundgesetzartikel),
Reise des Bundesaußenministers nach Äthiopien und Tansania, Lage in
Armenien, Aufenthalt des früheren Leibwächters von Osama bin Laden in
Deutschland, Treffen der Bundeskanzlerin mit dem geschäftsführenden
Direktor des Europäischen Stabilitätsmechanismus, mögliche
Schuldenerleichterungen für Griechenland, Einsatzbereitschaft der deutschen
Eurofighter, Nuklearabkommen mit dem Iran, Neuregelung des
Familiennachzugs, Handelsgespräche zwischen der EU und den USA,
Hardwarenachrüstung für Diesel-Pkw


Sprecher: StS Seibert, Burger (AA), Kolberg (BMF), Neumann (BMVg),
Neymanns (BMI), Jornitz (BMWi), Strater (BMVI)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag! Ich kann es mit dem wichtigen Punkt
Haushaltsaufstellung 2018 und Finanzplan 2018 bis 2022 kurz machen, weil
Bundesfinanzminister Scholz Ihnen gerade alle Daten vorgestellt hat. Ich
will nur zusammenfassen: Die Bundesregierung setzt ihre solide
Haushaltspolitik fort. Wir legen für 2018 einen Bundeshaushalt vor, der nun
zum vierten Mal in Folge ohne neue Schulden auskommt und der die drei Ziele
solide Finanzen, Hilfen zur sozialen Teilhabe und wachstumsorientierte
Impulse miteinander vereint.

Die gute wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands hat dazu beigetragen,
dass seit dem ersten Entwurf aus dem Sommer 2017 finanzielle Spielräume
entstanden sind. Die Bundesregierung nutzt diese Spielräume, um neue
politische Vorhaben umzusetzen. Dabei orientiert sie sich natürlich an den
Vereinbarungen des Koalitionsvertrages. Diese solide und maßvolle
Haushaltspolitik soll gemäß den Eckwerten zum Haushalt 2019 und dem
Finanzplan bis 2022 fortgesetzt werden. Wir werden entsprechend diesen
Planungen in dem gesamten Zeitraum bis 2022 ohne die Aufnahme neuer
Schulden auskommen. Es wird 2019 dementsprechend zum ersten Mal seit 2002
gelingen, die gesamtstaatliche Schuldenstandquote wieder auf unter 60
Prozent des Bruttoinlandsprodukts zurückzuführen und sie dann auf etwa
diesem Niveau zu stabilisieren.

Gleichzeitig zeigt die Bundesregierung ihren Gestaltungswillen. Wir
investieren in den Zusammenhalt, in die Zukunft unseres Landes, wir
investieren in die Bereiche Bildung, Forschung, Hochschulen,
Digitalisierung. Das Investitionsniveau im Bundeshaushalt bleibt weiterhin
hoch. Wir nehmen darüber hinaus unsere internationale Verantwortung sowohl
in den Bereichen Verteidigung wie auch in der Entwicklungszusammenarbeit
wahr.

Das wäre mein Beitrag zu dem Kabinettsthema Haushalt und Finanzplan 2018
bis 2022.

Dann hat das Kabinett noch über mehrere Änderungen des Grundgesetzes
beraten und diese Änderungen beschlossen. Es geht um die Artikel 104c,
104d, 125c und 143e.

Fangen wir einmal ganz kurz mit Artikel 104c Satz 1 an. Die
Grundgesetzänderung, die da vorgesehen ist, wird ein entscheidender Schritt
sein, um sowohl den Digitalpakt Schule als auch den Ausbau ganztägiger
Bildungs- und Betreuungsangebote für Grundschulkinder voranzutreiben.
Warum? Weil es bisher im Grundgesetz heißt, dass der Bund nur die Kompetenz
hat, Finanzhilfe für Investitionen in kommunale Bildungsstruktur an
Kommunen zu geben, die finanzschwach sind. Diese Beschränkung der
Finanzhilfekompetenz auf finanzschwache Kommunen soll nun aufgehoben
werden. Das heißt, der Bund kann künftig den Ländern unabhängig von der
Finanzsituation der Kommunen Finanzhilfen für gesamtstaatlich bedeutsame
Investitionen von Ländern und Kommunen in die kommunale
Bildungsinfrastruktur gewähren.

Artikel 104d Grundgesetz wird in der geänderten Form dem Bund die
Möglichkeit eröffnen, den Ländern künftig Finanzhilfen für gesamtstaatlich
wichtige Investitionen im Bereich des sozialen Wohnungsbaus zu gewähren.
Damit ist es dem Bund möglich, zu einer Verstetigung des Wohnungsbaus in
Deutschland beizutragen und damit dem Mangel an bezahlbarem Wohnraum
entgegenzuwirken. Darüber hinaus wird eine Erhöhung der Mittel für das
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz vor 2025 und die Dynamisierung dieser
Mittel für Neu- und Ausbaumaßnahmen ermöglicht.

Zuletzt die Änderung in Artikel 143: Da wird ein Absatz 3 in Artikel 143e
Grundgesetz eingefügt. Das eröffnet dem Bund die Möglichkeit, durch
gesetzliche Regelung die Aufgabe der Durchführung von Planfeststellungs-
und Plangenehmigungsverfahren für den Bau oder die Änderung von
Bundesautobahnen einem Land in Bundesauftragsverwaltung zu überlassen, wenn
das Land dies beantragt.

Soweit die Grundgesetzänderungen. Für Nachfragen dazu stehen die
betroffenen Ressorts sicherlich detailfreudig zur Verfügung. Ich würde erst
einmal hier Schluss machen.

Burger: Der Bundesaußenminister, Herr Maas, wird von heute bis Samstag nach
Äthiopien und Tansania reisen. Es ist seine erste Afrikareise als
Außenminister. Seine Antrittsbesuche bei der Kommission der Afrikanischen
Union in Addis Abeba und bei der Ostafrikanischen Gemeinschaft, der EAC, in
Arusha sind Schwerpunkte dieser Reise. Darüber hinaus wird der
Außenminister bilaterale Gespräche führen, Vertreter der Zivilgesellschaft
und der Opposition treffen, eine Partnerschule besichtigen sowie den United
Nations Mechanism for International Criminal Tribunals und den
Afrikanischen Gerichtshof für Menschenrechte und die Rechte der Völker
besuchen.

Der Außenminister bereist mit Äthiopien und Tansania zwei Länder, die für
Deutschland wichtige und langjährige bilaterale Partner auf dem
afrikanischen Kontinent sind. Beide Länder spielen eine stabilisierende
Rolle in jeweils unruhigen Regionen. Zudem möchte er sich im Gespräch mit
der Regierung sowie mit Vertretern anderer Parteien und der
Zivilgesellschaft ein Bild über die aktuellen Herausforderungen in den
jeweiligen Ländern machen und als Partner zu ihren Lösungen beitragen.

Des Weiteren möchte ich Ihnen eine kurze Erklärung zur Lage in Armenien
vortragen. Nachdem gestern die Wahl eines neuen Premierministers durch das
Parlament nicht gelang, sind wir erleichtert, dass die Proteste und
Demonstrationen auch danach bisher friedlich geblieben sind. Wir werden die
Ereignisse weiter sehr genau verfolgen und rufen die Verantwortlichen, die
Sicherheitskräfte und die Demonstranten dazu auf, auch weiterhin
Besonnenheit walten zu lassen. Alle Seiten sollten jetzt einen breiten
Dialog suchen, um auf verfassungsgemäßem Weg eine neue Regierung zu bilden,
die die Interessen aller Armenier vertritt. Wichtig ist in dieser
Situation, dass sich sowohl die bisherige Regierungspartei als auch die
Opposition eindeutig zu einer verfassungsmäßigen und friedlichen Lösung der
aktuellen Lage bekennen. Wir hoffen, dass die weitere Entwicklung in
Armenien den Hoffnungen und Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger gerecht
wird, die diese in die politische Transformation des Übergangs zu einem
parlamentarischen System gesetzt haben. Deutschland wird Armenien weiterhin
bei der Schaffung einer demokratischen Gesellschaft unter Fortführung der
Reformpolitik zur Seite stehen.

Frage: Herr Seibert, der Bundesfinanzminister hat gerade erklärt, dass das
Kabinett auch die Eckwertezahlen seiner Finanzplanung positiv zur Kenntnis
genommen habe und dass nur die Minister für Verteidigung und für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung eine abweichende
Protokollerklärung vorgelegt hätten. Deswegen meine Frage: Darf ich daraus
schlussfolgern, dass die Bundeskanzlerin der Meinung ist, dass die
Verteidigungsausgaben nach Nato-Kriterien im Jahr 2022 auf 1,23 Prozent
absinken sollen, nachdem sie noch vor ein paar Tagen 1,3 Prozent
versprochen hat?

StS Seibert: Erstens, hatten Sie den Bundesfinanzminister jetzt eine Stunde
hier sitzen und er hat sich zu allen Aspekten des Haushalts und der
Finanzplanung bis 2022, so auch - nach meinen Informationen - zur
Steigerung der Verteidigungsausgaben, geäußert.

Zweitens steht natürlich die Bundeskanzlerin nicht nur zu dem, was wir
gemeinsam in der Nato beschlossen haben, sondern auch zu den Steigerungen
im Verteidigungshaushalt, die wir in den letzten Jahren sinnvollerweise
hier in unserem Land durchgeführt haben und von denen wir wissen, dass sie
weiter durchgeführt werden müssen. Die Kanzlerin hat in Washington noch
einmal unterstrichen, die Steigerung der Verteidigungsausgaben der letzten
Jahre müsse fortgesetzt werden. Auch wenn noch viel zu tun sei: Wir haben
einiges erreicht, aber es ist eben noch viel zu tun. Deutschland jedenfalls
steht zu den Zielen, die wir in Wales vereinbart haben. Das wird sich
sicherlich in der Umsetzung der Haushalte auch zeigen, aber darüber hat ja
der Bundesfinanzminister gesprochen. Ich habe dem hier jetzt nichts
hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Herr Seibert, ich fragte Sie nach der Haltung und Meinung der
Bundeskanzlerin, die ja auch ein abstimmungsfähiger Mensch im Kabinett ist.
Sie hat keine Protokollerklärung abgegeben und hat damit offensichtlich
positiv zugestimmt, dass die Verteidigungsausgaben von 1,3 Prozent im
nächsten Jahr auf 1,23 Prozent absinken sollen. Entspricht das der
politischen Meinung der Bundeskanzlerin?

StS Seibert: Die Frage, für was die Bundeskanzlerin oder das gesamte
Kabinett gestimmt haben, werten Sie entschieden anders als ich. Der
Finanzminister hat hier den Entwurf - -

Zuruf: Ich zitiere die Zahlen des Finanzministers!

StS Seibert: Richtig. Es wird ein Haushalt vorgelegt und der kommt dann in
die parlamentarische Beratung. Es ist schon einmal eines der
grundsätzlichen, wesentlichen Rechte des Parlaments, dass es einen Haushalt
berät und in einem Haushalt Veränderungen vornimmt, wo es das notwendig
findet. Die Bundeskanzlerin steht dazu, dass es richtig war, in den
vergangenen Jahren eine Trendwende oder Tendenzwende bei den
Verteidigungsausgaben Deutschlands einzuleiten. Das hat sich in deutlichen
Steigerungen in den vergangenen Verteidigungshaushalten niedergeschlagen.
Sie hat in Washington noch einmal gesagt: Sie ist der Überzeugung, dass
diese Steigerung der Verteidigungsausgaben fortgesetzt werden muss. Das
wird die Politik der Bundeskanzlerin, aber auch der Bundesregierung leiten.

Frage: Ich möchte die Frage an das Auswärtige Amt ausdehnen, das ja auch
keine Protokollnotiz angefertigt hat. Beim Verteidigungs- und
Entwicklungshilfeministerium weiß man ja, dass im Koalitionsvertrag
verankert ist, dass zusätzliche Mittel eins zu eins zur Verfügung gestellt
werden sollen. Aber auch das Außenministerium wird da ja - Stichwort
humanitäre Hilfe - erwähnt. Ist das Außenministerium also zufrieden mit dem
jetzigen Stand und will bei zusätzlichen Mitteln dann gar nicht
berücksichtigt werden?

Burger: Dazu kann ich zunächst einmal sagen: Der Haushaltsentwurf 2018 hat
sich für das Auswärtige Amt verbessert. Gleichzeitig ist klar: Die
internationalen Aufgaben werden nicht weniger, sie wachsen eher. Die Lage
in der Welt ist so, dass es eher mehr an Krisen und Konflikten gibt. Sie
haben das Stichwort humanitäre Hilfe erwähnt: Der Bedarf wird weiter eher
steigen, als dass er fällt. Das Gleiche gilt für den Bereich der zivilen
Stabilisierung, der beim Auswärtigen Amt liegt. Wir liegen jetzt mit dem
Haushaltsentwurf 2018 gut 300 Millionen Euro über dem Niveau des Haushalts
von 2017, das spiegelt ganz anschaulich diese wachsende Verantwortung
wider. Die Verbesserungen betreffen in erster Linie Aufstockungen bei der
humanitären Hilfe um 294 Millionen Euro. Bei weiteren politischen Titeln,
die der Stabilisierung der internationalen Krisen dienen, wie zum Beispiel
dem Stabilitätspakt für Afghanistan, halten wir den derzeitigen Stand.
Insofern ist das aus unserer Sicht jetzt eine spürbare Verbesserung im
AA-Haushalt und insofern gehen wir zuversichtlich in das parlamentarische
Verfahren.

Zusatzfrage: Und deswegen brauchen Sie, anders als das
Verteidigungsministerium und das Entwicklungsministerium, auch keine
Protokollnotiz, habe ich das richtig verstanden?

Burger: Ich möchte mich nicht zu dem äußern, was die anderen Ressorts tun.
Die Diskussion um die erforderlichen Zusatzmittel für die ODA-Quote ist dem
AA durchaus bewusst. Für zu erwartende zusätzliche ODA-Mittel ist neben dem
BMZ natürlich auch das AA ein richtiger und wichtiger Adressat.

Frage: Herr Seibert, eine Frage zu dem, was Sie gerade gesagt haben,
nämlich dass die Kanzlerin zu dem Ziel stehe, das in Wales vereinbart
worden ist. Das ist nach deutscher Darlegung ja zumindest, dass man sich
der Zwei-Prozent-Quote annähert. Gleichzeitig beschließt das Parlament
heute einen Finanzeckwerteplan, mit dem wir uns am Ende von diesem Ziel
weiter entfernen. Das muss doch auch für Sie ein Widerspruch zwischen
diesen beiden Aussagen sein?

StS Seibert: Ich sehe den Widerspruch nicht. Ich sehe ganz klar das
Bekenntnis der Bundesregierung insgesamt und der Bundeskanzlerin zu dem
Nato-Ziel. Ich sehe die Notwendigkeit, dass wir uns in diese Richtung
entwickeln, und zwar nicht nur weil wir das mit den Nato-Kollegen gemeinsam
beschlossen haben, sondern weil wir das unseren Soldatinnen und Soldaten
auch schuldig sind. Ich sehe, dass wir uns auf diesen Weg gemacht haben -
mit deutlichen Steigerungen des Verteidigungshaushalts. Die Bundeskanzlerin
ist der Überzeugung, dass sich diese deutlichen Steigerungen weiter
fortsetzen müssen.

Deswegen gibt es im Koalitionsvertrag beispielsweise auch den Passus, dass
die Koalition zusätzlich entstehende Haushaltsspielräume prioritär nutzen
wird, um neben den Verteidigungsausgaben - aber eben auch die
Verteidigungsausgaben - die Mittel für Krisenprävention, humanitäre Hilfe
usw. zu erhöhen. Wir fahren überall einen vernetzten Ansatz. Dafür sind
wir, glaube ich, in der internationalen Gemeinschaft auch bekannt. Damit
sehen Sie schon: Mit den prioritären Mitteln sind eben auch
Verteidigungsausgaben gemeint.

Kolberg: Vielleicht kann ich noch etwas ergänzen, weil die Fragen in die
Richtung gehen, als wenn irgendwelche Ausgaben gesenkt würden.

Der Minister hat ja gerade diese schöne Übersicht gezeigt, wie sich die
Verteidigungsausgaben entwickeln. Wir haben im Jahr 2018 eine starke
Steigerung um rund 1,5 Milliarden Euro und in den Folgejahren, von 2018 bis
2019, teilweise noch größere Steigerungen. Der Minister hat gleichzeitig
darauf hingewiesen, dass bei einer längeren Finanzplanung hinten
selbstverständlich noch etwas passieren kann, je nachdem, wie sich die
weitere Entwicklung darstellt, und dass die Ziele, die Deutschland im
Hinblick auf Verteidigung, Entwicklung und humanitäre Hilfe übernommen hat,
weiterhin stehen. Daher gibt es, wie es auch Herr Seibert eben gesagt hat,
deutliche Steigerungen und keine Senkungen. Das gilt auch für die
Entwicklungszusammenarbeit und die humanitäre Hilfe. Der Etat des
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
wächst im nächsten Jahr nach der Planung im Haushaltsentwurf, im zweiten
Regierungsentwurf auf rund 9,4 Milliarden Euro an. Das ist eine Steigerung
um 741 Millionen Euro. Auch der Teil der humanitären Hilfe im AA steigt an.

Zusatzfrage: Es war keine Rede von den Etats, sondern beide Fragen haben
sich auf die Quote bezogen, die ja nach Ihren Berechnungen absinkt.

Ich habe zu diesem Konnex noch eine Zusatzfrage an das Auswärtige Amt. Sie
haben gerade gesagt, die ODA-Quote betreffe das Auswärtige Amt, aber
beispielsweise doch auch das Bild Deutschlands in internationalen
Gemeinschaften. Was mich wundert, ist: Warum unterstützt das Auswärtige Amt
nicht viel stärker zumindest Herrn Müller bei seinem Interesse, schon für
das nächste Jahr einen deutlichen Aufschlag für seinen Haushalt zu
bekommen? Denn Ihr Minister betont ja auch immer die deutsche Verantwortung
auf der Welt und tritt auch auf Geberkonferenzen auf. Das ist für ihn auch
sehr wichtig. Warum kommt da nicht mehr Unterstützung von Ihrem Haus
zumindest für Herrn Müller?

Burger: Sie haben völlig recht: Die ODA-Quote betrifft auch das Auswärtige
Amt. Aber auch Ausgaben für die humanitäre Hilfe und die zivile
Stabilisierungsarbeit betreffen das Auswärtige Amt. Teile der auswärtigen
Kultur- und Bildungspolitik sind für die ODA-Quote ebenfalls relevant.
Deswegen stehen wir hinter dem Ziel, das im Koalitionsvertrag vereinbart
worden ist, und den entsprechenden Regelungen im Koalitionsvertrag.
Insofern sind wir durchaus daran interessiert, diese Diskussion zu führen,
und wir beteiligen uns auch daran.

Kolberg: Vielleicht noch einmal zur Ergänzung: Es gibt erhebliche
Steigerungen. Wenn Sie die Zahlen mit 2015 vergleichen: Damals waren für
die Einzelpläne des AA und des BMZ 10,41 Milliarden Euro vorgesehen. In
diesem Jahr sind 14,8 Milliarden Euro geplant. Noch einmal: Der Eindruck
ist völlig fehlgerichtet, dass hier nicht deutliche Ausgabensteigerungen
stattfinden.

Frage: Ich verstehe das mit den Zahlen immer nicht. Deswegen, Herr Kolberg,
müssen Sie mir das noch einmal erklären.

Ich habe das so verstanden, dass nach den Eckwerten, die beschlossen
wurden, die Quote, also der prozentuale Anteil der Verteidigungsausgaben am
Bruttoinlandsprodukt, in den nächsten Jahren wieder absinken wird,
unabhängig davon, dass Sie sagen, es gebe erhebliche Steigerungen. Das will
ich durchaus konzedieren. Aber die Quote wird sinken, wenn ich das richtig
verstehe. Gleichzeitig habe ich Herrn Seibert so verstanden, dass die
Kanzlerin sagt: Die Quote wird nicht sinken. - Diese beiden Aussagen vermag
ich schlicht, wie ich bin, nicht übereinanderzubekommen.

Kolberg: Sie waren ja vorhin dabei, als der Minister das alles wunderbar
erklärt hat.

Zusatz: Das habe ich da schon nicht verstanden.

Kolberg: Er hat, wie ich jetzt, darauf hingewiesen, dass die Ausgaben
deutlich gesteigert werden. Er hat gleichzeitig darauf hingewiesen, dass
die Eckwerte, je weiter wir in die Finanzplanung gehen, also je weiter wir
uns von dem heutigen Zeitraum entfernen, natürlich nicht alle positiven
Entwicklungen, die möglicherweise bevorstehen, schon vornehmen können und
dass deswegen in vielen Bereichen noch weitere, zusätzliche Ausgaben
möglich sind. Aber im Moment geht es darum, genau diese Punkte im Haushalt
2018 umzusetzen, erhebliche zusätzliche Mittel zur Verfügung zu stellen und
damit auch die Zusagen aus dem Koalitionsvertrag einzuhalten.

Frage: Herr Seibert, hält denn die Bundeskanzlerin die Protokollerklärung
von zweien ihrer Minister für in der Sache sinnvoll und hilfreich oder für
überflüssig?

StS Seibert: Das ist grundsätzlich nicht die Herangehensweise einer
Bundeskanzlerin in Bezug auf Protokollerklärungen von Ministern ihres
Kabinetts. Die Minister haben diese Protokollerklärung gemacht, weil sie,
aus der Sicht ihrer Ressorts, klarmachen wollen, dass es sowohl für
Entwicklungszusammenarbeit als auch für Verteidigung noch größerer
Anstrengungen bedarf. Das entspricht auch der politischen Linie der
Bundesregierung. Deswegen habe ich das jetzt hier nicht weiter zu bewerten.

Die Bundeskanzlerin hat sich - ich sage es noch einmal - in der
Pressekonferenz in Washington sehr deutlich zur weiteren Entwicklung des
Verteidigungshaushalts bekannt.

Zusatzfrage: Vielen Dank für die Erläuterung. - Dann schlussfolgere ich
daraus: Die Bundeskanzlerin teilt den Inhalt der Protokollerklärung
ausdrücklich. Denn das haben Sie gerade gesagt.

StS Seibert: Die Protokollerklärung ist gegeben. Sie ist ein Teil des
Beschlusses, den das Bundeskabinett heute gefasst hat.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verteidigungsministerium: Gibt es in
Ihrem Haus die Hoffnung, dass sich Deutschland Anfang der 2020er-Jahre der
2-Prozent-Quote ernsthaft nähern wird? Wie viel Geld müsste nach den
Berechnungen Ihres Hauses obendrauf kommen?

Neumann: Ministerin von der Leyen hat sich heute Morgen zum Haushalt 2018
und den Eckwerten 2019 bis 2022 geäußert und hat diese bewertet. Diese
Worte stehen für sich. Ich habe von dieser Stelle aus nichts hinzuzufügen.

Zu Ihrer Frage nach dem Gesamtfinanzbedarf: Über die Höhe des Gesamtbedarfs
werden wir in den dafür zuständigen Gremien beraten.

Frage: Herr Neymanns, es geht um den Fall Sami A. Das ist ein ehemaliger
mutmaßlicher Leibwächter von Osama bin Laden. Der nordrhein-westfälische
Integrationsminister Stamp hat vor einigen Tagen gesagt, der Hauptgrund für
eine nicht mögliche Abschiebung in sein Heimatland Tunesien bestehe darin,
dass ihm dort Folter drohe, und das Innenministerium bemühe sich schon seit
einiger Zeit, dass man von Tunesien eine diplomatische Zusicherung bekomme,
dass eine solche Folter nicht stattfinde. Jetzt hat die "Bild"-Zeitung den
Minister für Menschenrechte Tunesiens getroffen. Der hat dabei die
Zusicherung gemacht, dass keine Folter drohe. Man könne das auch
international beobachten lassen. Jetzt frage ich mich natürlich: Wenn sich
Ihr Haus schon seit einiger Zeit darum kümmert, warum gelingt der 
"Bild"-Zeitung das, aber Ihnen nicht?

Neymanns: Vielen Dank für die Frage. - Wir haben dieses Thema schon in der
letzten Woche hier behandelt. Sie wissen, dass Abschiebungen grundsätzlich
Sache der Länder sind. Ich habe mich dazu geäußert, was die verschiedenen
Arbeitsgruppen betrifft, die sich mit diesem Thema befassen. Das ist
abschließend. Ich gebe zu: Neues habe ich leider nicht hinzuzufügen, auch
nicht dazu, dass sich Minister in Zeitungen äußern.

Zusatzfrage: Wenn nun ein Mitglied der tunesischen Regierung zusichert,
dass es keine Folter gibt, würde das die Abschiebung aus Ihrer Sicht
erleichtern?

Neymanns: Noch einmal: Wir haben in der letzten Woche, soweit wir konnten,
ausführlich dazu Stellung genommen. Ich habe, ehrlich gesagt, nichts Neues
hinzuzufügen.

Frage: Herr Neymanns, es gibt aber jetzt einen neuen Stand. Insofern
wundert mich ein bisschen, dass Sie auf die letzte Woche verweisen.

Noch einmal die Frage: Gibt es aus Sicht Ihres Ministeriums nach wie vor
Gründe, den Ex-Leibwächter von Osama bin Laden nach dieser Erklärung nicht
abzuschieben?

Zweite Frage: Gab es in der Vergangenheit schon Fälle, in denen dann
abgeschoben wurde, nachdem vorher von den zuständigen Regierungen
Erklärungen abgegeben wurden, dass keine Folter erfolgt?

Neymanns: Zu der zweiten Frage: Ja, es gab wenige Fälle, in denen
abgeschoben wurde, auch nach Tunesien, nachdem eine diplomatische
Zusicherung erteilt wurde; das stimmt.

Zu der ersten Frage: Das ist ein komplizierter Prozess mit vielen
Beteiligten. Das wissen Sie. Sie wissen, dass daran Verwaltungsrichter
beteiligt waren. Sie wissen, dass Länder beteiligt sind. Sie wissen, dass
das Auswärtige Amt, das BMI und sicherlich noch weitere mehr beteiligt
sind. Insofern dauert dieser Prozess. Nur weil sich ein Faktor geändert
hat, verändert sich die Gesamtlage noch nicht sofort.

Zusatzfrage: Ist das aus Ihrer Sicht der entscheidende Faktor oder
tatsächlich nur ein Faktor?

Neymanns: Ich kann die einzelnen Faktoren hier nicht bewerten.

Frage: Herr Seibert, die Bundeskanzlerin trifft sich morgen mit dem
Direktor des Europäischen Stabilitätsmechanismus, Herrn Regling. Wird dabei
auch die Frage der Schulden Griechenlands zur Sprache kommen? - Das ist die
eine Frage.

Dann noch eine Frage an Herrn Kolberg: Die Euro-Finanzminister haben
Griechenland zuletzt im Mai 2016 Schuldenerleichterungen in Aussicht
gestellt. Nach bisheriger Planung soll bis Mitte Mai in der Eurogruppe eine
Grundsatzeinigung erzielt werden. Wie weit ist da das
Bundesfinanzministerium? Wie steht das Bundesfinanzministerium dazu?

StS Seibert: Die Begegnung am Donnerstag mit Herrn Regling ist ein
Meinungsaustausch, wie die Bundeskanzlerin ihn mit den Chefs der
europäischen Institutionen immer mal wieder führt. Das ist ein
vertraulicher Meinungsaustausch. Ich kann hier keine Themen vorwegnehmen.
Aber ich denke, man kann sagen: Es wird um die aktuellen Fragen der
Eurozone gehen.

Kolberg: Zu Griechenland: Der Minister war am Wochenende bei dem Treffen
der europäischen Finanzminister in Sofia. Dort stand auch Griechenland auf
der Tagesordnung. Die Institutionen haben über den Stand des Programms
berichtet. Im Moment geht es darum, die vierte Programmüberprüfung
durchzuführen. Da sind noch einige Aufgaben zu erledigen.

Gleichzeitig geht es um die Frage, die Sie auch angesprochen haben, nämlich
wie es nach dem Programmende weitergeht, ob möglicherweise
Schuldenmaßnahmen notwendig sind. Dazu gibt es im Moment keinerlei
Vorfestlegungen und Entscheidungen, sondern man ist noch in der Debatte.
Deutschland befindet sich zu diesem Thema mit seinen Partnern, mit der
Eurogruppe und den anderen internationalen Institutionen im Gespräch. Über
diese Fragen wird rechtzeitig vor Programmende entschieden werden.

Zusatzfrage: Die Frage der Schuldenerleichterung für Griechenland hängt
auch damit zusammen, ob sich der Internationale Währungsfonds an dem
dritten Programm beteiligen wird oder nicht. Ich habe eine Grundsatzfrage:
Braucht man jetzt die Beteiligung des IWF an einem Programm, das in drei
Monaten abläuft?

Kolberg: Der IWF beteiligt sich schon an den Überprüfungen des
ESM-Anpassungsprogramms, die gerade laufen. Der IWF ist eng darin
eingebunden. Am 20. Juli 2017 hat er, wie Sie wissen, ein eigenes Programm
aufgelegt und beschlossen. Die Auszahlung der Mittel dieses Programms setzt
voraus, dass Griechenland bestimmte Bedingungen erfüllt und dass die
Schuldentragfähigkeit aus IWF-Sicht gegeben ist. In diesen Gesprächen - das
habe ich gerade gesagt - befinden wir uns momentan. Ich kann aber hier noch
von keinem Ergebnis berichten.

Frage: Herr Neumann, wie heute Morgen zu lesen war, fliegen ganz viele
Eurofighter nicht richtig, beziehungsweise sie fliegen, aber sie sind nicht
kampfbereit. Was können Sie uns denn dazu sagen?

Neumann: Sie hatten ja heute Morgen schon einmal bei uns nachgefragt. In
Ergänzung oder Wiederholung dieser Antwort kann ich hier gerne noch einmal
einige Punkte aufgreifen. Wie gewohnt bitte ich um Verständnis dafür, dass
wir natürlich zu operationellen Details über die Einsatzbereitschaft
unserer Streitkräfte keine Stellung nehmen können.

Die Schlussfolgerungen in einigen Medien bezüglich der Einsatzbereitschaft
des Eurofighters und der Bündnisverpflichtungen kann das BMVg allerdings
nicht nachvollziehen. Ohne auf Details einzugehen, kann ich das vielleicht
grundsätzlich erläutern: In der Berichterstattung werden zwei Dinge
nebeneinandergestellt, die unterschiedlichen Bedingungen unterliegen, zum
einen die Momentaufnahme der materiellen Einsatzbereitschaft - diese
unterliegt den Bedingungen des Routinedienstbetriebs, der derzeit
geleisteten Einsätze oder einsatzgleichen Verpflichtungen oder von Übungen -
 und zum anderen die Verpflichtungen aus dem Anzeigen von
Kräftedispositiven gegenüber der Nato. Diese schlüsseln sich in
unterschiedliche Kategorien auf. Diese Bereitstellungszeiten liegen
zwischen wenigen Tagen und bis zu einem halben Jahr.

Zusatzfrage: Sie sagten ja schon, es gebe zwei Kategorien. Die eine ist
betriebstechnischer Natur, wie ich sagen will, die andere ist
bewaffnungstechnischer Natur. Addieren die sich nun auf? Ist eigentlich
über die QRA hinaus eine weitere Nato-Anforderung derzeit unmittelbar
leistbar?

Neumann: Ich kann Ihnen sagen, dass die Luftwaffe ihren derzeitigen
Einsatzverpflichtungen nachkommen kann. Derzeit ist das in der Tat die QRA,
aber, wie Sie wissen, wird die Luftwaffe ab September wieder die Sicherung
des Luftraums über den baltischen Staaten übernehmen. Noch einmal: Mit
Blick auf die Zeitlinien geht das BMVg davon aus, dass diese
Einsatzverpflichtungen erfüllt werden können.

Frage: Zu diesen Nato-Verpflichtungen habe ich eine ganz einfache Frage.
Wenn man einmal vom besten Fall ausgeht, nämlich sozusagen von einer
Alarmierungszeit von einem halben Jahr, könnte denn bis dahin die
angemeldete Zahl von Eurofightern für einen echten Einsatz bereitgestellt
werden?

Neumann: Das kann ich von dieser Stelle aus nicht beantworten. Sie wissen,
dass es vielfältige und komplexe Probleme sind, denen wir uns gerade
ausgesetzt sehen. Die Trendwenden sind eingeleitet worden. Wir brauchen
jetzt Zeit und vor allem auch das Geld, um diese Einsatzbereitschaftslage
zu verbessern.

In dem speziellen Fall dieser Kühlsysteme, den Sie ja auch erwähnt haben,
ist es in der Tat so, dass wir hoffen, dieses Problem in einigen Wochen bis
Monaten wieder in den Griff zu bekommen. Das würde wiederum mit den
Zeitlinien übereinstimmen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Auswärtige Amt zum Thema Iran, Israel,
USA: Wie beurteilt das Auswärtige Amt die Position sowohl Netanjahus als
auch Trumps, dass der Iran durch zurückgehaltene Dokumente über ein
früheres A-Waffen-Programm dem Abkommen sozusagen die Grundlage entzogen
habe? Ist das ein, wie Herr Röttgen sagte, Täuschungsmanöver, um Trumps
Ausstieg zu legitimieren, oder hält sich das Auswärtige Amt nach wie vor an
die Aussage, dass der Iran seine Verpflichtungen aus dem Abkommen bis jetzt
erfüllt?

StS Seibert: Ich kann auch gerne anfangen. Zunächst einmal würde ich das
wiederholen, was wir in Reaktion auf die Darlegungen von Ministerpräsident
Netanjahu schon gesagt haben. Das sind Informationen, die nun im Detail
sehr sorgfältig analysiert und bewertet werden müssen - von uns wie aber
natürlich vor allem auch von der IAEO, die dafür der richtige
Ansprechpartner ist. Wir sind also der Meinung, dass sie unverzüglich mit
diesen israelischen Informationen befasst werden muss.

Was klar ist, ist, dass die internationale Gemeinschaft - wir inklusive -
großen Zweifel daran hatte, dass der Iran ein ausschließlich friedliches
Atomprogramm verfolgte. Genau aus diesem Grunde ist ja nach jahrelangen
Verhandlungen dann 2015 auch das Nuklearabkommen abgeschlossen worden.
Genau aus diesem Grund hat man ja dieses Nuklearabkommen nun nicht auf
reinem Vertrauen gegründet, sondern man hat ihm ein wirklich beispiellos
tiefgreifendes und robustes Überwachungssystem der IAEO mitgegeben, damit
eben die Einhaltung des Abkommens überwacht werden kann. Dieses unabhängige
Überwachungssystem ist auch in Zukunft notwendig, um eben die Einhaltung
der nuklearen Beschränkungen, die dem Iran durch das Abkommen auferlegt
worden sind, und die nunmehr ausschließlich friedliche Nutzung der
Atomenergie durch den Iran sicherzustellen.

Aber noch einmal: Wichtig ist, dass wir jetzt in der Lage sind und dass vor
allem auch die IAEO in der Lage ist, die von Israel vorgestellten
Informationen sehr schnell zu studieren und auszuwerten.

Burger: Dem habe ich eigentlich auch nicht sehr viel hinzuzufügen. Der
Außenminister hat sich gestern auch gegenüber einer großen deutschen
Zeitung dazu geäußert und hat genau dieselben Punkte betont. Die Wiener
Atomvereinbarung mit dem Iran setzt gerade nicht auf Treu und Glauben,
sondern auf lückenlose Kontrolle. Deswegen muss jetzt schnellstmöglich die
IAEO Zugang zu den israelischen Informationen bekommen und klären, ob es
darin tatsächlich Hinweise auf einen Verstoß gegen das Abkommen gibt.

Zusatzfrage: Meine konkrete Frage war, ob die Bundesregierung mit Stand von
heute bei ihrer Einschätzung bleibt, dass der Iran sich bislang an seine
Verpflichtungen, die aus dem Abkommen resultieren, gehalten hat.

Halten Sie es, davon ausgehend, dass auch Israel über eigene Atomwaffen
verfügt, für sinnvoll oder geboten, dass die IAEO Inspektionsmöglichkeiten
in Israel zur Überprüfung erhält?

Burger: Ganz grundsätzlich: Sie haben recht, bisher war es unser
Informations- und Kenntnisstand und in dieser Hinsicht auch Konsens
zwischen den E3+3, auch bestätigt von der IAEO, dass sich der Iran seit
2015 an die Bestimmungen des JCPOA gehalten hat. Die Frage, ob sich aus den
israelischen Informationen jetzt eine veränderte Bewertung ergibt, muss
geprüft werden. Genau deshalb plädieren wir dafür, dass diese Informationen
so schnell wie möglich der IAEO zur Verfügung gestellt werden.

Zusatz: Die zweite Frage?

Burger: Entschuldigung! Was war die zweite Frage?

Zusatzfrage JESSEN: Halten Sie, da ja davon auszugehen ist, dass auch
Israel über eigene, nicht offiziell deklarierte Atomwaffen verfügt, eine
Überprüfung, eine Inspektion durch die IAEO in Israel für sinnvoll,
erstrebenswert oder geboten?

Burger: Israel ist nach meinem Kenntnisstand kein Vertragsstaat des
Nichtverbreitungsvertrages.

Zusatz: Nein. Aber es ist - und ich denke nicht, dass das jemand bezweifelt
- im Besitz von Atomwaffen.

Burger: Dazu habe ich keine Information.

Frage: Eine Frage an das Innenministerium zum Thema des Gesetzentwurfs zum
Familiennachzug. Ich weiß, dass er in der Ressortabstimmung ist. Aber hat
man insoweit Fortschritte erzielt, als in Aussicht steht, dass er nächste
Woche ins Kabinett kommen kann?

Neymanns: Das Thema hatten wir hier schon häufig. Der Gesetzentwurf ist in
der Ressortabstimmung. Die Verbändebeteiligung ist gestern oder vorgestern
eingeleitet worden. Das Ziel ist, schnell ins Kabinett zu kommen. Aber die
Ressortabstimmung ist zu Ende, wenn sie zu Ende ist.

Zusatzfrage: Heißt das also, dass Sie keinen Termin im Auge haben?

Neymanns: Den schnellstmöglichen.

Frage: Können Sie sagen, was rein formal der späteste Termin für die
Kabinettsbefassung ist, damit das Gesetz, wie verabredet, punktgenau zum
August in Kraft treten kann? Können Sie sich bis in den Juni oder Juli Zeit
lassen, oder muss es noch im Mai sein?

Neymanns: Ehrlich gesagt, habe ich die Berechnung jetzt nicht dabei. Ich
würde aber für die Kabinettsbefassung von einem früheren Termin als im Juni
oder Juli ausgehen.

Zusatzfrage: Genau. Kann es sein, dass der nächste Mittwoch der
letztmögliche Termin ist?

Neymanns: Ich müsste, ehrlich gesagt, spekulieren, weil mir die Berechnung
schlichtweg nicht vorliegt. Das tut mir leid.

Frage: Es geht um den Besuch der Bundeskanzlerin in Washington in der
vergangenen Woche. Sie hat die Möglichkeit erwähnt, noch einmal bilaterale
Handelsgespräche zwischen der EU und den USA zu beginnen. Wie realistisch
ist es, dass es zu solchen bilateralen Gesprächen zwischen der EU und den
USA kommt?

StS Seibert: Das ist eine Einschätzungsfrage, die ich Ihnen jetzt nicht
beantworten kann. Wichtig ist jedenfalls - und das war richtig -, dass die
Europäische Union und die Vereinigten Staaten von Amerika schon in den
vergangenen Wochen das Gespräch miteinander sehr intensiv geführt haben,
Herr Ross auf der einen Seite und Frau Malmström von der Kommission für die
Europäischen Mitgliedsstaaten auf der anderen Seite. Es ist auch wichtig,
dass das weiterhin geschehen wird.

Wir haben zur Kenntnis genommen, dass Präsident Trump beschlossen hat, die
Europäische Union für einen weiteren Monat von den US-Zöllen auf Stahl und
Aluminium auszunehmen. Unsere Erwartung ist - das haben wir sowohl in
Washington als auch nach der Entscheidung gesagt - eine dauerhafte Ausnahme
für die Europäische Union. Nun werden wir das weitere Vorgehen mit den
Mitgliedsstaaten beraten.

Es war richtig, bisher intensiv das Gespräch zu suchen. Das wird auch
weiterhin der Weg sein müssen, und zwar auf Grundlage der Überzeugung, dass
das, was es an transatlantischem Handel gibt, für beide Seiten von sehr
großer Bedeutung ist und dass keine der beiden Seiten ein Interesse daran
haben kann, dass diese Situation eskaliert und sich die Handelsbeziehungen
insgesamt verschlechtern. Im Gegenteil, sowohl die USA als auch Europa
würden davon profitieren, wenn sich die Handelsbeziehungen noch vertieften.
Deswegen ist es nach unserer Überzeugung richtig, gemeinsam eine positive
Handelsagenda zwischen Europa und den Vereinigten Staaten zu entwickeln.
Aber dafür müssen jetzt die Gespräche geführt werden, natürlich zunächst
einmal innerhalb der Europäischen Union.

Frage: Ich möchte die Frage an das Wirtschaftsministerium weiterleiten.
Herr Altmaier hat darauf hingewiesen, dass es auch innerhalb Europas
schwierig ist, diese Gespräche zu führen, weil es auch da unterschiedliche
Auffassungen - Stichwort "Frankreich" - gibt. Können Sie genauer erläutern,
wo innerhalb Europas die Hürden sind oder wie Herr Altmaier sie beseitigen
will?

Jornitz: Lassen Sie mich vorweg noch einmal sagen, dass es im Wesentlichen
darum geht, dass wir auf der Welt nicht mehr Zölle wollen, sondern weniger
Zölle. Es werden immer die Pkw-Zölle diesseits und jenseits des Atlantiks
genannt. Aber wenn man das ganz allgemein betrachtet, sieht man, dass in
den USA zum Beispiel Zölle von 350 Prozent auf Tabak oder von 163 Prozent
auf Erdnüsse existieren, während die EU darauf null Prozent Zoll hat. Das
sollte man auch nicht vergessen.

Was den Entscheidungsprozess innerhalb der Europäischen Union anbetrifft,
so gibt es natürlich Gespräche mit unseren europäischen Partnern, die dann
in weitere Gespräche mit den USA über die Senkung von Zöllen münden können.
Diese Gespräche führen wir jetzt. Ich kann sie nicht näher kommentieren.

Frage: Herr Strater, ich möchte an die Ausführungen von Herrn Scholz zum
Haushalt anknüpfen. Es wurde die Frage gestellt, ob der Haushalt
möglicherweise auch Zahlungen des Bundes für Hardwarenachrüstungen beim
Diesel beinhaltet. Darauf hat Herr Scholz sehr klar mit Nein geantwortet
und gesagt, das sei Aufgabe der Privatwirtschaft. Da der Haushalt
einvernehmlich beschlossen wurde, gehe ich davon aus, dass das damit auch
die Position des Bundesverkehrsministers ist.

Bedeutet das, dass nunmehr auch der Verkehrsminister fordert, dass die
Privatwirtschaft Hardwarenachrüstungen beim Diesel macht und finanziert,
oder ist das Thema damit sozusagen endgültig vom Tisch?

Strater: Es hat sich keine neue Situation ergeben. Sie kennen die Position
des Ministers zum Thema der Hardwarenachrüstungen. Er hat rechtliche,
technische und finanzielle Bedenken. Daran hat sich nichts geändert. Er
sagte, in die alte Dieselflotte zu investieren, ist nicht nur eine
Investition in die Vergangenheit, sondern braucht unglaublich lange Zeit.
Deswegen hat sich an dieser Position nichts geändert.

Zusatzfrage: Bedeutet das also, dass das, was Herr Scholz vorhin hier
vorgetragen hat, eine Hardwarenachrüstung sei Aufgabe der Privatwirtschaft,
in dem Fall nur die Meinung von Herrn Scholz ist, aber nicht die Position
des Verkehrsministers, obwohl er dem Haushalt insgesamt zugestimmt hat?

Burger: Wenn Sie auf die PK hier vor der Regierungspressekonferenz Bezug
nehmen, dann müssen Sie schon auch die Frage mitreferieren. Er wurde
gefragt, wie er eine Finanzierung sieht. Er wurde nicht gefragt - so habe
ich es jedenfalls verstanden -, wie er grundsätzlich zu dem Thema steht.

Zusatzfrage: Ich möchte gern noch einmal auf den Iran zurückkommen. Herr
Netanjahu hat angekündigt, dass in Kürze sämtliche Unterlagen durch
Experten - ich glaube, durch Experten des israelischen Geheimdienstes -
auch anderen Regierungen - er hat unter anderen namentlich auch die
deutsche erwähnt - zur Verfügung gestellt werden.

Sind diese Experten schon da? Haben Sie das Material dabei, oder für wann
ist der Besuch avisiert? Wie werden Sie damit umgehen? Werden Sie es selbst
studieren oder gleich an die IAEO weiterleiten?

Burger: Wenn ich es richtig verstanden habe, dann hat Herr Netanjahu auch
angekündigt, das Material der IAEO zur Verfügung zu stellen. Wir sind mit
der israelischen Seite dazu in Kontakt. Aber ich kann Ihnen jetzt keinen
konkreten Termin nennen.

Zusatzfrage: Wird die deutsche Seite, wenn sie kommen, das Material selbst
intensiv studieren?

Burger: Selbstverständlich.

Mittwoch, 2. Mai 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 2. Mai 2018
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HAMBURG/4357: Deutschlandhaus - Rendite statt Baukultur (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 3. Mai 2018

Deutschlandhaus: Rendite statt Baukultur!



Heute hat der Oberbaudirektor Franz-Josef Höing gemeinsam mit dem Investor ABG und Architekten den Entwurf für den Neubau des Deutschlandhauses vorgestellt. Dazu erklärt Heike Sudmann, stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft:

"Der Neubau des Deutschlandhauses ist ein weiteres Beispiel für den hoffnungslosen Umgang Hamburgs mit seinen historischen Bauten und seinem kulturellem Erbe. Der Senat scheut die öffentliche Debatte, dem Investor wird hingegen ein roter Teppich ausgerollt."

Jetzt soll es ein größeres und wuchtigeres Gebäude mit 30 Wohnungen entstehen. Die Bürgerschaft sei über die Neubaupläne nicht umfassend informiert worden: Noch vergangene Woche habe der Senat im Stadtentwicklungsaussschuss verkündet, dass der Entwurf noch nicht fertig sei, wenige Tage später erhielten ihn dann nur rot-grüne Abgeordnete und die Medien.

"Mit den 30 Alibi-Wohnungen soll der Öffentlichkeit ein Neubau schmackhaft gemacht werden, der vor allem eines schafft: mehr Gewinne für den Investor. Diese renditeorientierte Stadtentwicklung muss endlich aufhören. Sonst werden noch mehr wichtige Bauten der Abrissbirne zum Opfer fallen", warnt Sudmann.

In der bereits vor Monaten entbrannten öffentlichen Diskussion um den Neubau des Deutschlandhauses gehe es nicht um historisierende Entwürfe oder nachgemachte Fassaden - sondern vielmehr darum, welche Bauwerke in der Stadt wie zu erhalten seien und wer darüber bestimme.

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4356: Stadt für Alle - Protest für Barrierefreiheit am 5. Mai (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 3. Mai 2018

"Stadt für Alle": Protest für Barrierefreiheit am 5. Mai



Am Europäischen Protesttag zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung am 5. Mai laden zahlreiche Verbände und Organisationen bundesweit zu Aktionen ein. In Hamburg startet um 10 Uhr am Südring 36 ein Umzug für mehr Barrierefreiheit unter dem Motto "Stadt für Alle", der über die U3-Haltestelle Saarlandstraße bis zum Baumwall geht und gegen 13:30 Uhr an der Shanghaiallee endet. Forderungen der einladenden Verbände von Menschen mit Behinderungen sind unter anderem bezahlbarer barrierefreier Wohnraum, für alle Menschen erreichbare Geschäfte, Restaurants und öffentliche Plätze und ein Nahverkehr ohne Hindernisse.

"Menschen mit Behinderungen haben im Alltag immer noch und auch in Hamburg mit sehr vielen Barrieren zu kämpfen", erklärt dazu Cansu Özdemir, inklusionspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Deshalb unterstützen wir die Aktion am Samstag und ermuntern alle, sich daran zu beteiligen. Wir hoffen, dass viele Menschen dort mitfahren oder mitlaufen und es ein kraftvoller Protest gegen die vielen Barrieren in Hamburg wird."

 * 
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Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 3. Mai 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/4805: Mehr Engagement beim Schutz von Obdachlosen vor Gewalt (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 03.05.2018

Mehr Engagement beim Schutz von Obdachlosen vor Gewalt - GRÜNE
fordern insbesondere mehr Plätze für wohnungslose Frauen



Zum Tagesordnungspunkt "Schutz von Obdachlosen" im heutigen Ausschuss
für Soziales und Arbeit erklärt Daniel Köbler, sozialpolitischer
Sprecher:

"Der Fall des brutal ermordeten Obdachlosen in Koblenz macht besonders
wütend. Wie kann man einen wehrlosen, hilfsbedürftigen Menschen
einfach umbringen? Es ist erschreckend, dass auch in Rheinland-Pfalz
so viele obdachlose Menschen Opfer von Gewalttaten sind. Laut
Innenministerium wurden 2017 57 Obdachlose Opfer von Straftaten, davon
46 von Körperverletzungsdelikten und zwei Frauen von Sexualdelikten.
Und die Dunkelziffer ist wesentlich höher. Obdachlose sind damit
viermal häufiger von Gewalttaten betroffen als der Rest der
Bevölkerung.

Umso mehr brauchen sie in dieser schwierigen Lebenssituation den
besonderen Schutz der Gesellschaft. Es ist deshalb gut, dass das Land
Rheinland-Pfalz eine Wohnungsnotfallstatistik einführt, um
zielgerichtet und schnell allen Betroffenen helfen zu können. Eine
besonders schutzbedürftige Gruppe sind wohnungslose Frauen. Hier
brauchen wir dringend mehr spezielle Übernachtungsmöglichkeiten und
Schutzräume für Frauen. Dafür werden wir uns auch mit Blick auf die
Haushaltsberatungen einsetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Mai 2018
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RHEINLAND-PFALZ/4804: Psychotherapeutische Versorgung im Land ist wichtig (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
03.05.2018

Anklam-Trapp: Psychotherapeutische Versorgung im Land ist wichtig -
Bund muss Initiativen des Landes endlich aufgreifen



Der Gesundheitsausschuss des Landtags hat sich heute mit dem Thema
Wartezeiten auf psychotherapeutische Behandlung in Rheinland-Pfalz
beschäftigt. Dazu erklärte die gesundheitspolitische Sprecherin der
SPD-Fraktion, Kathrin Anklam-Trapp, MdL:

"Die Sicherstellung einer flächendeckenden psychotherapeutischen
Versorgung im Land ist der SPD-Fraktion und der SPD-geführten
Landesregierung seit Jahren ein wichtiges Anliegen. Es ist gut und
wichtig, dass sich mehr Menschen dem Weg einer Therapie öffnen und
eine Behandlung heute nicht mehr zur Ausgrenzung führt."

Anklam-Trapp begrüßte die Ausführungen der Sozialministerin Sabine
Bätzing-Lichtenthäler (SPD), dass in den letzten fünf Jahren hundert
Psychotherapeutensitze in Rheinland-Pfalz hinzugekommen sind. Dies sei
ein wichtiger Pfeiler der Versorgung im Land. In Rheinland-Pfalz sei
in 60 Prozent der Fälle ein Erstgespräch innerhalb von 4 Wochen
möglich. Des Weiteren vermittle seit gut einem Jahr die
Terminservicestelle der Kassenärztlichen Vereinigung niedrigschwellig
Termine. "Eine Einrichtung, für die sich die SPD immer stark gemacht
hat", stellte Anklam-Trapp fest.

Deutliche Worte richtete die Abgeordnete in Richtung von
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn. "Der Bundesgesundheitsminister
muss den Initiativen von Rheinland-Pfalz folgen und endlich seiner
Aufgabe nachkommen, die Bedarfsplanung für Psychotherapeuten zu
überprüfen und anzupassen", forderte Anklam-Trapp.

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4803: 200 Jahre Karl Marx (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
03.05.2018

200 Jahre Karl Marx: Gesamtschau wirft Blick auf Leben und Werk im
Spiegel der Zeit



Am 5. Mai jährt sich der Geburtstag des Ökonomen und Philosophen Karl
Marx zum 200. Mal. In einer umfassenden Gesamtschau werden Leben und
Wirken des Trierers Marx gewürdigt. Der SPD-Fraktionsvorsitzende
Alexander Schweitzer erklärt:

"Philosoph, Ökonom, Provokateur: Wie kaum ein anderer prägte Karl Marx
das Denken seiner Zeit, wurde kritisiert, interpretiert und adaptiert.
Der Denker Marx polarisierte Zeit seines Lebens, und diese
Polarisierung setzt sich bis heute fort. Im Jubiläumsjahr anlässlich
seines 200. Geburtstags erfährt einer der wichtigsten Denker der
Moderne eine umfassende kritische Würdigung. Unter veränderten
Vorzeichen werden die großen gesellschaftspolitischen Fragen, die Marx
in seinem philosophischen Werk aufwirft, heute erneut gestellt: Zum
Verhältnis von Arbeit und Kapital, dem Wert der Arbeit und den
Auswirkungen eines entgrenzten, globalen Kapitalismus. In Zeiten von
Globalisierung, Digitalisierung und Automatisierung erinnert uns die
Auseinandersetzung mit dem Philosophen Marx daran, den Menschen in den
Mittelpunkt jeglicher Betrachtung wirtschaftlicher
Veränderungsprozesse zu stellen."

Der örtliche SPD-Abgeordnete Sven Teuber sagt: "1818 in Trier geboren
und aufgewachsen ist Karl Marx der wohl berühmteste Sohn der Stadt.
Nach der Überwindung des Kalten Krieges ermöglicht die große
Gesamtschau in Trier erstmals eine unvoreingenommene, differenzierte
Auseinandersetzung mit seinem philosophischen Werk im Spiegel der
Geschichte. Dabei gelingt es in beispielhafter Weise, zu würdigen ohne
zu glorifizieren; zu erklären, ohne zu verteidigen. So werden auch die
Schattenseiten der leninistisch-stalinistischen Adaption seines
Denkens nicht verschwiegen und erfahren eine differenzierte
Einordnung. Von der enormen internationalen Resonanz bereits vor
Beginn der großen Marx-Schau werden das Kultur- und Tourismusland
Rheinland-Pfalz und die Stadt Trier dauerhaft profitieren."

Giorgina Kazungu-Haß, kulturpolitische Sprecherin der
SPD-Landtagsfraktion, ergänzt: "Im Marx-Jahr ist es dem Land
Rheinland-Pfalz, der Stadt Trier, dem Bistum Trier sowie der
Friedrich-Ebert-Stiftung gelungen, in einer noch nie dagewesenen
Gesamtschau das Leben und Wirken des berühmtesten Sohnes der Stadt
aufzuarbeiten. Mit der großen Landesausstellung im Rheinischen
Landesmuseum und dem Stadtmuseum Simeonstift, der neugestalteten
Dauerausstellung im Museum Karl-Marx-Haus und einer Sonderausstellung
im Museum am Dom sowie rund 600 Veranstaltungen ist eine moderne und
weltweit einmalige Zusammenschau entstanden. Rund 400 Exponate aus
aller Welt dokumentieren das facettenreiche Werk des Philosophen und
geben Besucherinnen und Besuchern einen umfassenden Blick auf den
Menschen Marx sowie sein Denken und Wirken damals wie heute."
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EUROPA/1604: Ein zukunftsgerichteter EU-Haushalt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 2. Mai 2018

Arbeitsgruppe: Angelegenheiten der Europäischen Union

Ein zukunftsgerichteter EU-Haushalt>



Christian Petry, europapolitischer Sprecher;

Markus Töns, zuständiger Berichterstatter:

Die EU-Kommission hat heute einen ersten Haushaltsentwurf für die Jahre 2021 bis 2027 präsentiert. Der mehrjährige Finanzrahmen plant eine Erhöhung der Beiträge aus den Mitgliedstaaten. Wir stehen zu unserer Vereinbarung im Koalitionsvertrag und begrüßen geplante Investitionen für Forschung und Entwicklung.

"Die Mitgliedstaaten haben der EU in den letzten Jahren eine Vielzahl neuer Aufgaben zugewiesen - etwa in den Bereichen Migration, Grenzschutz, Außen- und Entwicklungspolitik, Sicherheit und Verteidigung. Deswegen ist es nur konsequent, dass EU-Haushaltskommissar Oettinger auch eine maßvolle Erhöhung des Gesamthaushalts plant. Die Regierungsparteien haben sich im Koalitionsvertrag darauf verständigt, eine Erhöhung der Beiträge zum europäischen Haushalt mitzutragen. Dass es dennoch gegenüber dem laufenden Finanzrahmen Kürzungen geben muss, war den Mitgliedstaaten bewusst. Für uns ist wichtig, dass trotz vorgeschlagener Kürzungen bei den Strukturfonds weiterhin alle Mitgliedstaaten an ihnen partizipieren können, also auch Deutschland. Nur so bleibt Europa für die Menschen vor Ort erfahrbar. Für die Zukunft ist es wichtig, dass die Projekte sich stärker an ihrem europäischen Mehrwert ausrichten.

Der Vorschlag für die Kürzung der Agrarmittel ist angesichts des Volumens und der Höhe der Direktzahlungen angemessen. Es ist ein erster Schritt hin zu einer reformierten Agrarpolitik. Wir begrüßen die Erhöhung der Mittel für Forschung und Entwicklung und für das Austauschprogramm Erasmus+. Damit investiert die Europäische Union in ihre Zukunft, die auf Wissen und Innovation beruhen wird.

Insgesamt präsentiert die EU-Kommission einen ausgewogenen Haushaltsentwurf. Es ist jetzt an den Mitgliedstaaten, die Verhandlungen konstruktiv weiterzuführen und möglichst bis zur Europawahl im Mai 2019 abzuschließen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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GESUNDHEIT/926: 2.000 Ärzte fordern Maßnahmen gegen Fehlernährung


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 2. Mai 2018

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

2.000 Ärzte fordern Maßnahmen gegen Fehlernährung



Ursula Schulte, ernährungspolitische Sprecherin:

Auf ihrer heutigen Pressekonferenz zum Thema "Fettleibigkeit, Diabetes, Zahnkrankheiten" haben Ärzte und Krankenkassen einen umfangreichen Forderungskatalog an die Politik veröffentlicht. Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt diese Forderungen von mehr als 2.000 Ärzten und Ärztinnen sowie der AOK und Techniker Krankenkasse.

"Der Forderungskatalog trifft genau unseren Nerv. Viele Punkte könnten unserem Positionspapier ,Gesunde Ernährung erleichtern - mit besseren Lebensmittelrezepturen' entnommen worden sein, das wir im Januar 2018 vorgestellt haben.

Wir benötigen endlich eine verständliche und transparente Lebensmittelkennzeichnung. Derzeit herrscht mehr auf dem Markt mehr Verbraucherverwirrung als auch Verbraucheraufklärung. Wir brauchen verbindliche Standards für Kantinen- und Schulessen. Darüber hinaus müssen wir über die Vermittlung von Ernährungskenntnissen hinaus, die Voraussetzungen schaffen, dass Menschen Lebensmittel mit gesünderen Rezepturen kaufen können.

Auch Industrie und Handel sind gefordert. Allein auf die freiwillige Selbstverpflichtung zu setzen, ist nicht zielführend. Gesündere Rezepturen, wie sie die SPD-Bundestagsfraktion schon lange einfordert, müssen endlich oberste Priorität haben. Deutschland darf hier nicht weiter Entwicklungsland sein. Vor allem aber müssen wir die vielen existierenden Einzelmaßnahmen zu einem präventiven Gesamtkonzept zusammenbinden."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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MEDIEN/460: Pressefreiheit weltweit garantieren und konsequent schützen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. Mai 2018

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Pressefreiheit weltweit garantieren und konsequent schützen



Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher

Freie journalistische Berichterstattung und kritischer Journalismus sind Kernelemente jeder Demokratie sowie Basis für individuelle und öffentliche Meinungsbildung. Dennoch zeigen die jüngsten Menschenrechtsverletzungen an Journalistinnen und Journalisten in Europa - sei es in Malta, der Türkei oder der Slowakei -, dass Pressefreiheit auch in demokratisch verfassten Staaten immer weniger geachtet wird. Anlässlich des heutigen Internationalen Tages der Pressefreiheit bekräftigt die SPD-Bundestagsfraktion ihr Ziel, durch einen VN-Sonderbeauftragten die Pressefreiheit von Journalistinnen und Journalisten weltweit besser zu schützen.

"Die Schaffung eines hauptamtlichen VN-Sonderbeauftragten für Journalistinnen und Journalisten mit einem Mitarbeiterstab zum ausdrücklichen Schutz von Journalistinnen und Journalisten ist ein wichtiges Ziel. Deshalb haben wir bereits in der vergangenen Legislaturperiode einen Antrag dazu formuliert (Drs. 18/12781). Nun gilt es, dieses Ziel konsequent weiter zu verfolgen und umzusetzen, denn zur Schaffung dieses Amtes ist Deutschland auf die internationale Zusammenarbeit angewiesen.

Fakt bleibt leider, dass Journalistinnen und Journalisten in Europa und in vielen anderen Teilen der Welt in ihrer freien Berichterstattung zunehmend gehindert werden. Sie sind verstärkt in Lebensgefahr, werden bedroht, beschimpft  - und schlimmstenfalls ermordet.

Dabei ist die Meinungs- und Informationsfreiheit in Artikel 19 der Allgemeinen Menschenrechtserklärung festgesetzt sowie in Artikel 10 der Europäischen Menschenrechtskonvention und in Artikel 5 des Grundgesetzes für Deutschland. Rechtlich besteht damit ein umfassender Schutz, der durch die Regierungen weltweit gewährleistet werden müsste.

Auch in Europas Parlamenten wächst jedoch der Anteil rechtspopulistischer Parteien. Sobald sie mit demokratischen Mitteln die Macht erlangen, wird oftmals die Presse- und Meinungsfreiheit eingeschränkt, Journalistinnen und Journalisten werden bedrängt und die Rechtsstaatlichkeit sowie die Unabhängigkeit der Justiz werden immer mehr abgebaut. Diese Entwicklung können wir nicht hinnehmen. Denn der Schutz der Medienfreiheit - also der Presse- und Rundfunkfreiheit - ist grundlegend für eine demokratische Gesellschaft und muss täglich verteidigt werden. Ein unabhängiger Sonderbeauftragter zum Schutz von Medienschaffenden würde dafür einen wichtigen Beitrag leisten."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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GEWERKSCHAFT/254: "Mehr Geld für Bildung statt schwarzer Null" (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 3. Mai 2018

GEW: "Mehr Geld für Bildung statt schwarzer Null"

Bildungsgewerkschaft kritisiert das Festhalten des Bundesfinanzministers
Olaf Scholz (SPD) am Sparkurs



Frankfurt a. M. - Nach den Beschlüssen des Bundeskabinetts erwartet die
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) von der Großen Koalition ein
klares Bekenntnis zur "Offensive für Bildung, Forschung und
Digitalisierung", wie es der Koalitionsvertrag verspricht. Die Lockerung
des Kooperationsverbots, die im Rahmen der Neuregelung der
Bund-Länder-Finanzbeziehungen vom Kabinett am 2. Mai beschlossen wurde, ist
der längst fällige formale erste Schritt. "Ohne den zweiten Schritt, dass
genug Geld fließt, ist Schulterschluss zwischen Bund, Ländern und Kommunen
jedoch nicht möglich", kritisierte die GEW-Vorsitzende, Marlis Tepe. "Um
die zahlreichen Baustellen im Bildungsbereich anzugehen, braucht es einen
handlungsfähigen Staat, der dort investiert, wo es brennt. Der Behauptung,
die schwarze Null sichere die Zukunft der jungen Generation, treten wir
entgegen. Anstatt dessen muss jetzt für gute Bildung mutig Geld in die Hand
genommen werden", betonte Tepe. "Durch gute Bildung müssen wir allen die
Chance geben, später handlungs- und zukunftsfähig zu sein." Die
GEW-Vorsitzende verwies auf die dringend zu bearbeitenden Baustellen:
"Nummer 1, die nach wie vor bestehende Abhängigkeit des Bildungserfolges
von der sozialen Herkunft, Nummer 2, den Investitionsstau bei Gebäuden,
Nummer 3, die unzureichenden Arbeitsbedingungen für eine Pädagogik, die die
von der Politik beschlossene Inklusion umsetzt." In dieser Ausgangslage
konkurriere das Bildungswesen mit vielen anderen Bereichen um den
Nachwuchs. "Angesichts des exorbitanten Mangels an Erzieher*innen und
Lehrer*innen wäre ein Weniger an Bildungsausgaben fahrlässig für den
Zusammenhalt unserer Gesellschaft."


Zum Hintergrund

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch, den 2. Mai in der 7. Sitzung die
Entwürfe des Bundesfinanzministeriums zum Haushalt sowie den Entwurf zur
Lockerung des Kooperationsverbotes durch die Grundgesetzänderung 104c
beschlossen.

Die folgenden Beschlüsse wurden gefasst:

Haushaltspolitik der Bundesregierung - BMF

a) Gesetzentwurf über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das
Haushaltsjahr 2018

b) Eckwertebeschluss zum Bundeshaushalt 2019 und Finanzplan des Bundes 2018
bis 2022

Gesetzentwurf zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 104c, 104d, 125c,
143e) - BMF


Siehe auch: 

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Kabinettssitzung/2018/04/2018-04-30-kabinett.html?nn=434518

 * 
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MARKT/2257: Haltungskennzeichnung in aller Munde (UBS)




Unabhängige Bauernstimme, Nr. 420 - April 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Haltungskennzeichnung in aller Munde

Um die Tierhaltung bei Fleisch am Markt erkennbar zu machen, kommt es
auf deutliche Abstufungen an

von Christine Etienne

Es sind bewegte Zeiten, was die Nutztierhaltung und dabei insbesondere
die Schweinehaltung angeht. Erstmals hat sich Anfang März überraschend
auch der Deutsche Bauernverband (DBV) für eine verpflichtende
Kennzeichnung von Tierhaltungsbedingungen bei Fleisch ausgesprochen.
Verbandspräsident Joachim Rukwied skizzierte gegenüber der
Nachrichtenagentur dpa ein mehrstufiges Modell für die
Schweinehaltung: Stufe 1 für gesetzlichen deutschen Standard; Stufe 2
für höhere Standards entsprechend der Brancheninitiative Tierwohl
(ITW), zum Beispiel mehr Platz im Stall; Stufe 3 für Premiumniveau mit
Auslauf ins Freie. Als neues Element der Klassifizierung schlägt der
DBV eine Stufe 0 vor für alles, was nicht deutscher gesetzlicher
Standard ist. Außerdem regte Rukwied eine ergänzende
Herkunftskennzeichnung an: "D-D" entsprechend des deutschen
Länderkürzels hieße dann, das Schwein wurde in Deutschland geboren und
gemästet.

Lob und Kritik

Dieser grundsätzliche Vorstoß zur Differenzierung von Fleischprodukten
wurde in Reaktionen aus Politik und Gesellschaft u.a. "begrüßt"
(Nordrhein-Westfalens Agrarministerin Christina Schulze-Föcking,
SPD-Bundestagsfraktion, Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv)), als
"richtig" bewertet (Tierschutzorganisation ProVieh, Bund Ökologische
Lebensmittelwirtschaft BÖLW), für "bemerkenswert" befunden
(Agrarsprecher der Grünen-Bundestagsfraktion Friedrich Ostendorff) und
bekam "Signalwirkung" zugeschrieben (Tierschutzorganisation Vier
Pfoten). Gleichzeitig ernteten die konkreten Vorstellungen des DBV
Kritik: Die von der Eierkennzeichnung abweichende Einstufung könne die
Verbraucher unnötig verwirren, befand u.a. die SPD-Bundestagsfraktion.
Sowohl Grüne als auch Tierschutzverbände und der BUND setzen sich für
eine entsprechende Klassifizierung von Stufe 3, "gesetzlicher
Mindeststandard", bis Stufe 0, "Bio", ein. Der BÖLW bezeichnet diese
"vom Verbraucher gelernten" Stufen als einzig sinnvoll und pocht dabei
vor allem darauf, Bio als "Premiumstufe und höchster gesetzlicher
Standard der Tierhaltung" einzubeziehen. Hinter der vom DBV
vorgeschlagenen Stufe 0 vermutet der vzbv "eine ganze Menge
Protektionismus", den sie so nicht unterstützen wollten. Christoph
Dahlmann, Neuland-Vermarkter in der Region West, sieht die neue
Kategorie als den Versuch einer Abgrenzung nach unten, um den hiesigen
gesetzlichen Standard zu stärken.

Inhaltliche Kriterien zählen

Für die weitere Diskussion werden die konkreten inhaltlichen Kriterien
am bedeutendsten sein. So hat die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft (AbL) in ihrem Positionspapier zum Umbau der
Schweinehaltung substantielle, klare und nachvollziehbar voneinander
abgrenzbare Standards für eine Fleischkennzeichnung gefordert. Auch
Dahlmann betont: "Wir brauchen inhaltlich starke Stufen. Für uns
Neuländer ist es wichtig, dass eine Premiumstufe unsere Standards, wie
z.B. 100 Prozent mehr Platz, aufgreift und mit der Ferkelerzeugung im
Zusammenhang steht - da geht es um den Ringelschwanz und darum, die
Sauenhaltung aktiv mit einzubeziehen." Von einer Anhörung am 14. März
im Landtag Nordrhein-Westfalens zum Thema Unterstützung des Umbaus der
Schweinehaltung berichtet er: "Alle wichtigen Akteure der
landwirtschaftlichen Berufsvertretung haben sich vor dem Ausschuss für
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz für eine
verpflichtende Haltungskennzeichnung ausgesprochen." Die
Interessengemeinschaft der Schweinehalter Deutschlands (ISN),
Westfälisch-Lippischer und Rheinischer Landwirtschaftsverband (WLV und
RLV) und die Deutsche Landwirtschafts-Gesellschaft (DLG) plädierten
auch für eine Herkunftskennzeichnung, um die heimischen Ferkelerzeuger
zu stärken. Für den WLV, der das DBV-Modell unterstützt, erklärte
Bernhard Schlindwein, stellvertretender Geschäftsführer des Verbandes,
gegenüber der Unabhängigen Bauernstimme: "Es sind Vorschläge zu Beginn
- was daraus wird oder was davon kommt, wird zu verhandeln sein.
Wichtig ist: Wir haben uns grundsätzlich entschieden, dass wir eine
Haltungskennzeichnung wollen." Der angekündigte Lidl-Kompass habe als
Idee gedient, "aber wir wollen keine fünf Kompasse, sondern etwas
Einheitliches." Bio sei in dem Modell nicht enthalten, weil es um
Tierhaltungsstandards gehe, "nicht um den Prozess oder die Fütterung",
so Schlindwein, "da kann ich die Kritik nicht nachvollziehen - die
Ökobranche braucht eigentlich keine besondere Haltungskennzeichnung,
denn sie hat ein eingeführtes Label, das die Haltung mit einschließt."

Politik und Erzeuger gefordert

Auch wenn es im Detail zur genauen Ausgestaltung einer möglichen
Haltungskennzeichnung abweichende Vorstellungen gibt, besteht
mittlerweile eine breite Zustimmung zu einem solchen Konzept. Für die
im April anstehende Agrarministerkonferenz im nordrhein-westfälischen
Münster hat die gastgebende Landesagrarministerin Schulze-Föcking
angekündigt, die Diskussion darüber auf die Tagesordnung zu setzen.
"In der Vielfalt der Ideen müssen wir sicherstellen, dass die
Verbraucherinnen und Verbraucher den Durchblick behalten", so die
Ministerin. Sie halte ein bundeseinheitliches System für die beste
Lösung. Die neue Bundesregierung hinkt derweil mit ihrer
Koalitionsvereinbarung zur Einführung eines freiwilligen, zweistufigen
Tierwohllabels den Entwicklungen hinterher. In ihrer ersten Rede vor
dem Bundestag ließ Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner Ende
März noch keine Reaktion oder veränderte Pläne hinsichtlich einer
verpflichtenden Kennzeichnung der Haltungsform erkennen.
Fleischvermarkter Dahlmann plädiert grundsätzlich dafür, die Zeichen
der Zeit für eine deutlich bessere Tierhaltung zu nutzen. Daher
sollten die Landwirtschaft, ihre Interessenvertretungen und
Erzeugergemeinschaften die Chance nutzen, mit einer deutlichen
Qualifizierung geplanter Kennzeichnungsstufen bessere Preise für
bessere Qualitäten in bäuerlichen Strukturen durchzusetzen: "Sonst ist
die Wahrscheinlichkeit nicht ganz gering, dass letztlich wie bei der
ITW die Feilscherei beginnt, wie viel Cent für welche Maßnahme gezahlt
wird."

 * 

Lidl sorgt für Verwirrung

Kurz vor Redaktionsschluss veröffentlichte der Discounter Lidl am 27.
März brisante Neuigkeiten zu seinem "Haltungskompass", der ab Anfang
April Frischfleischprodukte der Eigenmarken kennzeichnen soll. Aus
vier geplanten Stufen einer Haltungskennzeichnung werden nun
kurzerhand indirekt sechs, die Bezeichnungen verändert und gemischt.
Übersichtlichkeit ist etwas anders: Die für "Bio" vorgesehene Stufe 4
entspricht den Vorgaben der EU-Öko-Verordnung - alternativ und als
"Premium" bezeichnet soll darunter jedoch auch alles mit höheren
Tierwohlstandards als Stufe 3 fallen, was nicht Bio-zertifiziert ist.
Die angekündigte Stufe 3 "Auslauf" wurde umbenannt in "Außenklima' und
soll mehr Platz, gentechnikfreie Fütterung und Zugang zu
Außenklimabereichen umfassen - alternativ werde die Stufe 3 jedoch
auch als "Tierwohl Plus" benannt bei "beispielsweise einem signifikant
höheren Platzanteil jedoch ohne Außenklimazugang". Stufe 2
"Stallhaltung Plus" ist weiterhin als Lidl-Mindeststandard priorisiert
und soll mit mehr Platz sowie Beschäftigungsmaterial für die Tiere
nachweislich von teilnehmenden Betrieben der Brancheninitiative
Tierwohl stammen. Stufe 1 "Stallhaltung" bleibt für den gesetzlichen
Standard vorgesehen. Gleichzeitig veröffentlichte greenpeace
Umfrageergebnisse, die eine deutliche Forderung nach Orientierung für
den Markt mit Tierwohlprodukten aufzeigen: Eine große Bandbreite an
Handelsketten - darunter auch Lidl -, Gastronomieunternehmen ebenso
wie die Erzeugerverbände für Schwein (ISN) und Geflügel (ZDG) in
Deutschland wünschen sich demnach eine klare gesetzlich verpflichtende
Kennzeichnung, aus welcher Tierhaltung Fleischprodukte stammen.

 * 
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WISSENSCHAFT/1410: Iran - Wissenschaftler Djalali in Haft erkrankt, Freilassung gefordert (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 02.05.2018

Iran: Wissenschaftler Djalali in Haft lebensbedrohlich erkrankt - 
HRK-Präsident fordert Freilassung



"Unsere Besorgnis über das Schicksal des Wissenschaftlers Ahmadreza
Djalali wächst von Tag zu Tag. Ich habe das Staatsoberhaupt des Iran
erneut aufgefordert, ihn unverzüglich aus der Haft zu entlassen", so
berichtete der Präsident der Hochschulrektorenkonferenz (HRK), Prof. Dr.
Horst Hippler heute in Berlin. "Wir werden nicht nachlassen, uns für das
Leben und die Freiheit von Dr. Djalali einzusetzen. Das tun wir nicht nur
für ihn und seine Familie, sondern auch für die internationale Freiheit
der Wissenschaft und im Sinne der wissenschaftlichen Zusammenarbeit gerade
auch Deutschlands mit dem Iran."

Laut Scholars at Risk, dem internationalen Netzwerk zum Schutz gefährdeter
Wissenschaftler, ist Dr. Djalali in der Haft lebensbedrohlich erkrankt.
Der in Schweden lebende Wissenschaftler wurde vor nunmehr über zwei Jahren
bei einem Konferenzbesuch in Teheran inhaftiert und im Oktober letzten
Jahres wegen "Verdorbenheit auf Erden" (ifsad fil-arz) zum Tode
verurteilt. Im Februar 2018 lehnte das oberste Gericht des Iran einen
Antrag ab, das Todesurteil zu überprüfen.

"Die wissenschaftlichen Beziehungen mit dem Iran können nur auf Grundlage
der akademischen Freiheit und der Menschenrechte bestehen", so Hippler.
Die HRK unterstützt den dringenden Aufruf des internationalen Netzwerks
Scholars at Risk, Unterstützerschreiben für Ahmadreza Djalali an die
iranische Regierung zu schicken.

Der HRK-Präsident selbst hat sich bereits mehrfach gegenüber der
iranischen Staatsführung für eine Freilassung von Ahmadreza Djalali
eingesetzt.

Laut der HRK-Datenbank über die internationalen
Hochschulkooperationen unterhalten deutsche Hochschulen 70 Kooperationen
mit iranischen Partnern.

https://www.internationale-hochschulkooperationen.de/staaten.html




Weitere Informationen unter:

http://salsa4.salsalabs.com/o/50943/p/dia/action4/common/public/?action_KEY=24826


Aufruf von Scholars at Risk

https://www.hrk.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/meldung/iran-wissenschaftler-ahmadreza-djalali-von-todesstrafe-bedroht-hrk-praesident-protestiert-erneut-4/ 

HRK-PM vom 14.2.2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschulrektorenkonferenz (HRK), Susanne Schilden, 02.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERVIEW/411: Jour Fixe zur Rußlandrevolution - Klassenersatz ...    Rainer Thomann im Gespräch (SB)


Gespräch am 4. April 2018 in Hamburg



Rainer Thomann arbeitet in einem Winterthurer Industriebetrieb, ist
Mitglied der größten Schweizer Gewerkschaft UNIA, Unterstützer des
Streikkomitees der Officina von Bellinzona [1] und Aktivist im
Netzwerk für eine kämpferische Bewegung der Arbeiterinnen und Arbeiter
in der Schweiz. Er ist unter anderem Autor der Broschüre
"Betriebsbesetzungen als wirksame Waffe im gewerkschaftlichen Kampf.
Eine Studie aktueller Beispiele", Zürich 2009.

Beim Jour Fixe 162 der Hamburger Gewerkschaftslinken [2], der am
4. April im Curiohaus stattfand, stellten Rainer Thomann und Anita
Friedetzky ihr Buch "Aufstieg und Fall der Arbeitermacht in Russland"
[3] vor. Im Anschluß daran beantwortete der Autor dem Schattenblick
einige vertiefende Fragen.




[image: Beim Vortrag mit seinem Buch - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Rainer Thomann

Foto: © 2018 by Schattenblick





Schattenblick (SB): Du hast die Geschichte der Oktoberrevolution aus
einer ungewöhnlichen Perspektive, nämlich dem Blick von unten,
thematisiert. Wie kam es dazu, daß dein Interesse in diese Richtung
gelenkt wurde?

Rainer Thomann (RT): Das Interesse kommt von zwei Seiten. Zum einen
hat mich die Frage, was in Russland nach der Revolution schiefgelaufen
ist, schon seit jeher beschäftigt. Ich habe nie wirklich befriedigende
Antworten gefunden. Und als ich dann zufällig auf das Thema aufmerksam
wurde, weil ich in diesem Zusammenhang von den Fabrikkomitees las, daß
darin die radikalsten Strömungen der Arbeiterbewegung vertreten waren,
wurde ich neugierig. Der andere Grund ist mein eigenes Leben in den
letzten zehn Jahren. Als Unterstützer selbstorganisierter
Arbeitskämpfe ist es für mich naheliegend, dieses historische Ereignis
aus dem Blick rebellischer, selbstorganisierter Belegschaften
anzuschauen und nicht aus dem Blick von oben, wie das die meisten
machen, als hätte es nur diese Führergestalten gegeben. Dieser Blick
von unten auf die Geschehnisse war mir aufgrund meines eigenen
politischen Engagements alles andere als fremd.

SB: Geschichte wird im Grunde nachträglich geschrieben und zur
Geschichte der Sieger verfälscht. Auf welche Probleme bist du bei
deiner Quellensuche gestoßen? War es sehr schwierig, andere Stimmen zu
finden, die eine Sichtweise an der Basis repräsentieren?

RT: Die erste Schwierigkeit besteht darin, daß die verfügbaren
deutschsprachigen Quellen recht spärlich sind. Es gibt zwar jede Menge
Sekundärliteratur, aber eben aus einem anderen Blickwinkel. Dort
findet man auch übersetzte Zitate aus den Quellen, die aber zum einen
sehr bruchstückhaft und zum anderen insofern mit Vorsicht zu genießen
sind, als die Autoren meines Erachtens nach Zitaten suchten, um ihre
Thesen zu bestätigen, die sie bereits vor Beginn der Untersuchung
hatten. In einem Beispiel, wo ich aufgrund der übersetzten Protokolle
aus den Putilow-Werken das ganze Protokoll hatte, ist mir diese
Diskrepanz sehr deutlich bewusst geworden. Eine Einschränkung besteht
darin, daß das Buch, so umfangreich es auch geworden ist, meiner
Meinung nach immer noch bruchstückhaft ist, insbesondere für die Zeit
nach der Oktoberrevolution. Was da in den Betrieben genau passiert
ist, darüber weiß ich immer noch sehr wenig. Es gibt Hinweise, daß
bereits in den ersten Wochen nach der Oktoberrevolution mit
Waffengewalt gegen Streikende vorgegangen wurde, aber es ist aus
dieser Quelle nicht ersichtlich, um was für ein Ausmaß an Gewalt und
um welche Wirtschaftszweige es sich gehandelt hat. Da ist meiner
Meinung nach weitere Forschung notwendig. Es könnte sein, aber das
wissen wir nicht, daß es in erster Linie Streiks von
Staatsangestellten waren, die den Bolschewiki die Gefolgschaft
verweigerten. Es könnten aber auch Streiks von Industriearbeitern
gewesen sein. Das können wir nicht ausschließen, wir wissen es ganz
einfach nicht.

SB: Ihr habt euer Buch nicht vornherein in der Form geplant, wie es
dann entstanden ist. Hat es sich eher um einen Forschungsprozeß
gehandelt?

RT: Ja. In einer der Quellen, und zwar, um präzise zu sein, einer
Darstellung von Isaac Deutscher - also ein bekannter Name - über die
russischen Gewerkschaften, heißt es, daß nach der Oktoberrevolution
die Bolschewiki die Gewerkschaften zu Hilfe geholt hätten, um die
Fabrikkomitees zu zügeln. Da entstand der Eindruck, daß die
Bolschewiki die Fabrikkomitees entmachten wollten. Er schreibt dann
weiter, daß auf diese Weise die Durchführung eines gesamtrussischen
Kongresses der Fabrikkomitees verhindert wurde. Das ist eine klare
Fehlinformation, weil der Kongress stattgefunden hat, und zwar
ungefähr eine Woche vor der Oktoberrevolution. Bemerkenswert ist
dabei, daß auf diesem Kongress eine Resolution der bolschewistischen
Fraktion in den Fabrikkomitees beschlossen und ein rätedemokratisches
Wirtschaftsmodell skizziert, aber später nie in die Praxis umgesetzt
wurde. Daraus ergibt sich ganz klar, daß wir einer falschen Fährte
gefolgt waren. Meiner Meinung nach waren sich in den Gewerkschaften
außer den Anarchisten und Anarchosyndikalisten alle einig, daß die
Fabrikkomitees gebremst werden müssten. Tonangebend waren die
intellektuellen Gewerkschaftsführer wie Dawid Rjasanow und Solomon
Losowski, Rjasanow hat später ein Marx-Institut in Russland geleitet.
Diese Gewerkschaftsführer waren typische Intellektuelle, und das sagt
sehr viel über die russischen Gewerkschaften im Jahr 1917, die in
erster Linie Papiergründungen und nicht an den realen Kämpfen
beteiligt waren. Zumindest in wichtigen Branchen wie in der
Metallindustrie waren es eindeutig die Fabrikkomitees, die die Kämpfe
geführt haben. Je höher die Ebene war, desto mehr bestanden die
Gewerkschaften auf dem Papier. Ich habe im Buch ausführlich
geschildert, daß sich die Funktionäre im Juni in Petrograd zum
Kongress getroffen haben, während parallel dazu fast schon
Straßenkämpfe stattfanden, und über Musterstatute diskutierten, über
den Charakter der russischen Revolution, ob es eine bürgerliche oder
bereits eine sozialistische sei, also eine rein theoretische
Diskussion geführt haben. Sie wollten die Fabrikkomitees entmachten.
Sie wollten, daß die nicht mehr autonom und unabhängig von ihrer
Führung tätig sein können. Das ist eindeutig.

Eine andere Frage ist, was sich nach dem Oktober in den Fabriken
abgespielt hat. Darüber wissen wir so gut wie nichts. Wir wissen, daß
es im Frühjahr 1918 in Petrograd eine Oppositionsbewegung gab, die
sich Allgemeine Versammlung der Delegierten nannte, da holten sich die
Arbeiter Rat bei den Menschewiki und rechten Sozialrevolutionären. Das
ist für mich auch ein Hinweis auf die politische Schwäche der
Arbeitermacht in Russland, daß sie stark in ihren Fabriken war und
darüber hinaus verschiedene Schritte der Koordinierung und Vernetzung
unternommen hat, doch ihre Abhängigkeit von den intellektuellen
Parteiführern war sehr groß. Das ist mein Eindruck, aber das müsste
man genauer untersuchen und nachweisen. Ein zentrales Thema in der
Russischen Revolution ist für mich dieses Verhältnis zwischen
Arbeiteraktivisten und revolutionären Intellektuellen. Das ist
natürlich für viele ein Tabuthema, weil die linken Organisationen noch
heute von Intellektuellen dominiert werden und die sich schon
angepisst fühlen, wenn man überhaupt solche Fragen stellt.

SB: Einer gängigen These zufolge ist eine linke Avantgarde notwendig,
um die Kämpfe zu bündeln und das Bewusstsein der Arbeiterschaft zu
heben und zu schärfen. Hat es sich euren Forschungen zufolge eher
umgekehrt dargestellt?

RT: Genau. Wobei es aber falsch wäre, die Arbeitermacht zu etwas
hochzustilisieren, was sie nicht war. Man sollte nicht einen neuen
Mythos schaffen, sondern genau hinschauen, wo die Grenzen angesiedelt
waren. Ich habe versucht, das anhand der verfügbaren Quellen, die ich
fand, von Beginn an wie ein Puzzle zusammenzufügen. 1905 habe ich
recht ausführlich behandelt und eben auch die Fragen, wo die Grenzen
der Arbeitermacht waren, was die Arbeiter erreicht haben und was sie
nicht erreichen konnten. Mit dieser Fragestellung und aus diesem
Blickwinkel sollte man weiterforschen.

SB: Auf welche maßgeblichen Quellen konntet ihr neben den
Putilow-Protokollen bei der Recherche für das Buch zurückgreifen?

RT: Eine der wichtigsten Quellen ist das sogenannte Tagebuch des
Historikers Nikolai Suchanow, allerdings auf der Ebene des zentralen
Sowjets. Für den Ablauf der Revolution gilt diese Schrift als einer
der authentischsten Berichte. Auch Trotzki, der 1930 seine Geschichte
der Russischen Revolution geschrieben hat, bezieht sich sehr oft auf
ihn. Suchanow war zumindest zu Beginn nicht nur ein Chronist, sondern
auch ein Protagonist der Revolution. Bei der Sekundärliteratur waren
es vor allem für die Zeit vor und nach der Oktoberrevolution die
Untersuchungen von Alexander Rabinowitch und die Dissertation von
Lutz Häfner über die Partei der linken Sozialrevolutionäre, die
teilweise präziser als Rabinowitch ist. Dieser liefert eine Unmenge
an Fakten, doch sieht man bei ihm manchmal vor lauter Bäumen den Wald
nicht. Unser Buch enthält ein umfangreiches Literaturverzeichnis, aber
es handelt sich weitgehend um deutschsprachige Quellen bzw. Literatur,
die ins Deutsche übersetzt wurde. Es ist das Verdienst Anita
Friedetzkys, daß wir dank ihrer Übersetzung der Putilow-Protokolle
eine zusammenhängende Quellenlage aus dem wichtigsten Industriebetrieb
haben, auch wenn es nur der Zeitraum von April bis Oktober 1917 ist.
Der andere Blick auf die Revolution wäre ohne diese Protokolle nicht
in der Form möglich gewesen.

Die These Isaac Deutschers wurde aus meiner Sicht klar widerlegt,
worauf für mich die Frage anstand, ob ich aufhören oder weitermachen
sollte. Die Meinung war weiterzumachen, und so habe ich es dann eben
zu Ende gebracht. Ich habe immer wieder den Szenenwechsel vollzogen,
hier die Ebene des Zentralen Sowjets bei Suchanow, dort auf der Ebene
des Betriebes die Putilow-Protokolle. Die Diskrepanz wurde im Laufe
des Sommers 1917 immer größer. Manchmal sind es Kleinigkeiten, die
aber doch sehr zu denken geben. Beispielsweise gab es unmittelbar nach
der Oktoberrevolution einen Aufruf der Gewerkschaften und
Fabrikkomitees, unverzüglich alle Streiks abzubrechen und die
Regierung zu unterstützen. Soweit verständlich und wohl auch objektiv
gerechtfertigt, aber dennoch ein wenig befremdlich. Dann findet man
einen Aufruf an die Bezirkssowjets und Fabrikkomitees zur Verteidigung
der Revolution, der mit dem schlichten Namen "Befehl" überschrieben
war. Bekanntlich macht der Ton die Musik, und der lautete jetzt, daß
"wir befehlen und ihr euch zu fügen habt". Im März 1918 hieß es in
einer Rede Trotzkis an die Parteigenossen: "Vergesst nicht, daß wir
jetzt die herrschende Klasse sind!" Verglichen damit, was Marx dazu
geschrieben hat, sind es Welten, die sie voneinander trennen.

SB: Die Staatsmacht zu übernehmen erfordert einen weitreichenden
Schritt, bei dem sich die Frage der Führung neu stellt. Wie würdest du
das Verhältnis von Arbeitermacht zur Übernahme der Staatsmacht
bewerten?

RT: Dort waren die Grenzen der Arbeitermacht erreicht, weil die
Staatsmacht in den Händen der Parteiführung lag - zuerst der
Menschewiki und rechten Sozialrevolutionäre, die mit der Bourgeoisie
und den Großgrundbesitzern paktierten. Dagegen protestierten die
Arbeiter massenhaft, aber vergeblich. Sie waren stark im Betrieb, aber
nicht in der Lage, ihre gewählten Vertreter unter Druck zu setzen.

SB: Würdest du es für möglich halten, daß dieser Basisentwurf der
Macht in den Betrieben überhaupt auf eine Übernahme der Staatsmacht
übertragbar ist? Oder ist das ein Widerspruch in sich?

RT: Die Staatsmacht wird immer von Parteien übernommen. Das dürfte
unvermeidlich sein. Wir haben aktuelle Beispiele wie Griechenland
2015. Wie stark sind die Bewegungen, welche diese Parteien erst groß
gemacht und an die Macht gebracht haben? Wie stark sind sie noch auf
der Straße und in den Betrieben, wo das tägliche Leben stattfindet?
Wie weit sind sie in der Lage, eine solche Regierung unter Druck zu
setzen? Inwieweit lassen sie sich übertölpeln oder sind enttäuscht,
weil die Regierung nicht macht, was sie sich erhofft hatten? Wenn sie
ihr Geschick an andere delegieren, wird das vermutlich nie einen guten
Ausgang haben. Dort sehe ich den springenden Punkt bei der Übernahme
der Staatsmacht. Wie kann die Macht des Staates über das Volk begrenzt
werden, so daß Staat und Regierung noch formell existieren, aber
zunehmend die Betriebe von denen geleitet werden, die dort arbeiten,
und das Land von denen verwaltet wird, die es bestellen? Es ist eine
äußerst komplexe und dornenreiche Angelegenheit, diese beiden Sphären
zu vernetzen und dafür zu sorgen, daß das Geschehen auf staatlicher
Ebene nicht in Widerspruch dazu steht.

In Russland fand weltweit zum ersten Mal ein derartiges Experiment in
großem Maßstab statt, wenn man von den drei Monaten der Pariser
Kommune absieht, die in keiner Weise vergleichbar war. Diese war auf
eine Stadt beschränkt, Russland hingegen ist ein riesiges Reich,
flächenmäßig das größte Land der Welt. Es wäre mehr als nur ein
kleines Wunder gewesen, wenn das auf Anhieb geklappt hätte. Aber das
entbindet uns nicht von der Pflicht, auch hundert Jahre später eben
genau hinzuschauen. Wenn wir uns erst einmal über die Fakten des
damaligen Ablaufs einig sind, können wir über die Interpretationen
streiten. Ich habe den Eindruck, daß viele gar nicht bereit sind, die
Fakten unvoreingenommen zuzulassen. Sie haben vorab ihre Meinung
gebildet und suchen sich die Fakten entsprechend dazu aus.

SB: Eurer Darstellung zufolge haben die damaligen Ereignisse die
Auffassung widerlegt, daß nur eine entwickelte Arbeiterklasse eine
gesellschaftliche Umwälzung im Kapitalismus herbeiführen könne. Trifft
es deines Erachtens zu, daß das revolutionäre Moment zu einem frühen
Zeitpunkt, nämlich im Frühjahr 1917, im Grunde bereits seinen
Höhepunkt erreicht hatte?

RT: Eindeutig. Der vermeintliche Marxismus der russischen
Sozialdemokratie, Menschewiki wie Bolschewiki, brachte ein Konzept
hervor, das aus der Enttäuschung über das Scheitern der Narodniki
erwuchs und eine staatsgläubige Auffassung von Sozialismus
zementierte, die überhaupt nicht zur Realität in Russland passte. Daß
das dann zu unlösbaren Problemen führen musste, ist eigentlich nicht
erstaunlich. Man kann auch beobachten, wie unheilvoll die Rückkehr all
der Parteiführer nach Russland war. Während der Februarrevolution 1917
waren fast alle Figuren von Rang und Namen, die später eine zentrale
Rolle spielen sollten, in der Verbannung oder im Exil. Der
Rechtsanwalt Alexander Kerenski, der sich als Verteidiger in
politischen Prozessen einen Namen gemacht hatte, war in Petrograd,
Nikolos Tschcheïdse war in Petrograd, das waren die einzigen. Ich habe
erst nach Abschluss des Buches eine Quelle gesehen, der zufolge die
Putilow-Arbeiter, die im Streik standen und ausgesperrt wurden, wenige
Tage vor der Februarrevolution bei ihnen vorgesprochen haben. Sie
wurden mit ihrem Anliegen damals offenbar so wenig ernst genommen wie
später im Juli. Viele Intellektuelle und intellektualisierte
Politaktivisten, die zu ihnen aufschauten, waren überheblich und
meinten, die richtige Theorie und die Wahrheit zu kennen, während die
Arbeiter bestenfalls zu einem gewerkschaftlichen Bewusstsein fähig
seien. Lenin hat das offen ausgesprochen.

Mich erstaunt, daß man seine berühmte Schrift "Was tun?" heute noch
auf Büchertischen findet wie die Bibel bei christlichen Anlässen. Das
gibt mir doch sehr zu denken. Wenn solche Politgruppen je in die Lage
kämen, nach der Macht zu greifen, nähme das keinen besseren Ausgang
als in Russland. Marx hat geschrieben, die Geschichte finde immer
zweimal statt, zuerst als Tragödie und dann als Farce. Die Tragödie
war Russland, die Farce waren die 70er Jahre mit den K-Gruppen: Das
schwer erklärbare Phänomen, wie eine zutiefst egalitäre Bewegung
binnen weniger Jahre in Gruppen mit autoritären Vorbildern
umgeschlagen ist. Wenn eine soziale Bewegung zurückfließt, bleibt noch
ein harter Kern, der entschlossen ist weiterzumachen oder dazu
gezwungen ist und keinen anderen Ausweg mehr sieht, und das geht
selten gut.

Ich habe die Hoffnung, daß die Problematik heute ein bisschen
entschärft ist. Intellektuelle arbeiten oftmals zu prekären
Bedingungen. Sie gehen nicht wie wir in den 70er Jahren mit einer
politischen Mission in die Betriebe, sondern weil sie gar keine andere
Wahl haben. Industriebetriebe wie in den 70er Jahren gibt es bei uns
in der Schweiz kaum mehr. Logistikbetriebe führen zu einer prekären
Beschäftigung. Die dort tätigen Intellektuellen unterscheiden sich
zwar von ihren Kollegen, die keine Ausbildung absolviert haben, aber
sie arbeiten zu gleichen Bedingungen. Das gibt mir eine gewisse
Hoffnung, daß die Bourgeoisie künftige Revolutionäre ausbildet.
(lacht)

SB: Das war ein schönes Schlusswort. Vielen Dank für dieses
ausführliche Gespräch.


Fußnoten:

[1] Das Wunder von Bellinzona - Betrieb besetzt, Arbeitsplätze
gerettet. Rainer Thomann erzählt die Geschichte des größten Streiks in
der Schweiz seit 100 Jahren.

In marx21 (05.05.2009)

[2] http://www.gewerkschaftslinke.hamburg

[3] Rainer Thomann, Anita Friedetzky: Aufstieg und Fall der
Arbeitermacht in Russland. Die Buchmacherei, Berlin 2017, 682 S., 24
Euro, ISBN 978-3-00-057043-8


Berichte und Interviews zum Jour Fixe "Aufstieg und Fall der
Arbeitermacht in Russland" im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → POLITIK → REPORT

BERICHT/316: Jour Fixe zur Rußlandrevolution - der verschleierte Konter ... (1) (SB)

BERICHT/317: Jour Fixe zur Rußlandrevolution - der verschleierte Konter ... (2) (SB)

3. Mai 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





ARBEIT/624: BDH Bundesverband Rehabilitation fordert Aufwertung der Care-Berufe (BDH)


BDH Bundesverband Rehabilitation e.V. - Pressemitteilung 03.05.2018

Care-Berufe aufwerten



Bonn, 3.5.2018 - Mit zunehmender Digitalisierung verändert sich die
Arbeitswelt. Der BDH Bundesverband Rehabilitation e.V. fordert eine
Aufwertung der Care-Berufe, um auf den Wandel substanziell zu
antworten. Dazu erklärt die Vorsitzende des Sozialverbands, Ilse
Müller:

"Der Tag der Arbeit sollte eine gesellschaftliche Debatte befeuern,
die weit über den Tellerrand des politischen Tagesgeschäfts
hinausreicht. Mit der Digitalisierung weiter Teile der Wirtschaft muss
ein genereller Paradigmenwechsel zur Bewertung von Arbeit angestoßen
werden, der in erster Linie die Arbeit am Menschen aufwertet. Über
eine Million Menschen arbeiten gegenwärtig in Care-Berufen wie der
Pflege, der Krankenpflege oder in Kindertagesstätten. Gelingt es uns,
die Arbeitswelt dieser Berufsfelder spürbar aufzuwerten, wäre dies
eine erste Antwort auf die Digitalisierung und die mit ihr verbundene
Erosion von Jobs in standardisierten Berufsfeldern.

Die Politik muss den Irrweg der generalistischen Ausbildung in der
Pflege verlassen und mit einem verbesserten Personalschlüssel sowie
einer Ausbildungsoffensive auf den akuten Pflegenotstand in
Deutschland antworten. Die von der Bundesregierung versprochenen 8000
zusätzlichen Jobs sind ein erster Anfang. Allerdings fehlen
zehntausende von Pflegekräften und das Problem wird sich drastisch
verschärfen, wenn das Schwert der Demografie die Branche trifft. Die
Digitalisierung der Arbeitswelt bietet unserer Gesellschaft die große
Chance, über die Aufwertung der Care-Jobs das Notwendige, also neue
Jobs zu schaffen, mit dem Menschlichen, einer besseren
Betreuungssituation von Pflegebedürftigen und Heranwachsenden, zu
verbinden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.05.2018

BDH Bundesverband Rehabilitation e.V.

BDH-Pressestelle

Lievelingsweg 125, 53119 Bonn

Telefon: 02 28 / 9 69 84 - 0, Fax: 02 28 / 9 69 84 - 99

E-Mail: info@bdh-reha.de

Internet: www.bdh-reha.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Mai 2018 
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FAMILIE/310: Wenn Eltern abends arbeiten (idw)


Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH - 02.05.2018

Wenn Eltern abends arbeiten

Familienunfreundliche Arbeitszeiten von Vätern und Müttern
beeinträchtigen die Entwicklung ihrer Kinder



Abend- und Nachtarbeitsstunden von Eltern haben negative Auswirkungen auf
das Verhalten und die emotionale Stabilität ihrer Kinder. Die WZB-Forscher
Jianghong Li und Till Kaiser haben zusammen mit Matthias Pollmann-Schult
von der Universität Magdeburg Daten von 838 Kindern im Alter von sieben
bis zehn Jahren ausgewertet. Sie können zeigen, dass Eltern mit
familienunfreundlichen Arbeitszeiten zu mehr Strenge und negativem
Kommunikationsverhalten wie Schelten oder Schreien neigen. Für Mütter wie
Väter gilt: Der Erziehungsstil beeinflusst entscheidend das Wohlbefinden
der Kinder.

Das Team um Jianghong Li griff auf Daten der Studie "Familien in
Deutschland" zurück, einer Erweiterung des vom Deutschen Institut für
Wirtschaftsforschung verantworteten Sozio-oekonomischen Panels (SOEP). In
den Jahren 2010 bis 2013 gaben Mütter und Väter Auskunft über die
Entwicklung ihrer Kinder und über ihre jeweiligen Erziehungsstile. Die
Untersuchung ist die erste, die beide Eltern, ihre Perspektiven und
Arbeitszeiten, gleichzeitig in den Blick nimmt.

Weit folgenreicher als Wochenendarbeit sind Abend- und Nachtschichten der
Eltern. Von den befragten Vätern arbeiten 23 Prozent regelmäßig nachts und
40 Prozent abends, unter den Müttern tun dies 11 beziehungsweise 28
Prozent. Die Auswirkungen auf die Kinder wurden in vier Bereichen
gemessen: Hyperaktivität, emotionale Probleme, auffälliges Verhalten und
Probleme mit Gleichaltrigen. Für alle Bereiche wurden negative Folgen der
familienunfreundlichen Arbeitsstunden festgestellt, am deutlichsten im
Bereich des kindlichen Verhaltens. "Das ist insofern bedeutsam, als
Verhaltensstörungen in jungem Alter ein höheres Risiko späterer
Straffälligkeit, Drogengefährdung oder schwieriger Bildungs- und
Berufsverläufe mit sich bringen", gibt das Autorenteam zu bedenken.

Wie komplex der Familienalltag ist, zeigt sich an einem interessanten
Detail der Untersuchung: Abend- und Nachtarbeitszeiten des einen
Elternteils führen auch beim anderen Elternteil zu einer Veränderung des
Erziehungsstils. Insbesondere für Männer von Frauen mit
familienunfreundlichen Arbeitszeiten lässt sich dieser "Spill-over-Effekt"
zeigen. Gleichzeitig hat der väterliche Erziehungsstil noch deutlichere
Konsequenzen für die Entwicklung des Kindes.

Die Ergebnisse der Studie von Till Kaiser, Jianghong Li und Matthias
Pollmann-Schult sind in dem Aufsatz "Evening and night work schedules and
children's social and emotional well-being" in der Zeitschrift "Community,
Work and Family" veröffentlicht.

Weitere Informationen unter:

https://doi.org/10.1080/13668803.2017.1404443 Studie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution191

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH,

Dr. Harald Wilkoszewski, 02.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/2253: Bonn - "Israel. Waffenhandel und Militärische Kooperation", Café Palestine am 06.05.


Café Palestine Bonn am Sonntag, den 6. Mai 2018

Israel: Waffenhandel & Militärische Kooperation

Vortrag mit Dr. Shir Hever



Am Sonntag, dem 6. Mai 2018 ist es wieder soweit, das 'Café Palestine
Bonn' öffnet im MIGRApolis-Haus der Vielfalt Bonn in der Brüdergasse
16-18 ab 15:00 Uhr wieder seine Pforten.

Unser diesmaliger Gast ist Dr. Shir Hever, Wirtschaftsforscher am
'Alternative Information Centre' in Jerusalem. Dr. Hever ist Autor von
'The Privatisation of Israeli Security' (Pluto, 2017) und 'The
Political Economy of Israel's Occupation' (Pluto, 2010). Dr. Hever
wird in deutscher Sprache vortragen.

Israel ist ein bedeutender Hersteller und Exporteur von Waffensystemen
für die Bekämpfung leicht bewaffneter Aufständischer, bzw. Terroristen
- und für die Pazifizierung grosser Menschenmengen. Probleme, mit
denen sich viele autoritäre Gewaltregime herumschlagen müssen, für die
Israel Lösungen anbieten kann, die bereits erfolgreich an
Palästinensern getestet wurden.

Die Besatzung ist insofern ein echter Standort-Vorteil.

Israels Besatzungs- und Pazifizierungs-Know-How ist auch für die
Bundeswehr von Interesse. Bislang ist das nur für deren
Auslandseinsätze von Bedeutung, aber demnächst vielleicht auch für
Inlandseinsätze, die von verschiedenen Politikern immer wieder neu
in's Spiel gebracht werden.

Israel ist darüber hinaus auch ein Musterland für den Neoliberalismus.
Daher wurde die israelische Waffen- und Sicherheitsindustrie zwischen
1994 und 2014 in einem extremen Umfang privatisiert, was zur
Entstehung eines neuen privaten militärisch-sicherheitsindustriellen
Komplexes - "Occupation Inc." - führte.

Wenn es in Israel heute um den Einsatz militärischer Gewalt geht,
spielen demzufolge nicht nur politische und militärische Erwägungen
eine Rolle, sondern auch ökonomische.

Für die israelische Sicherheitselite ist Gewalt demnach eine Ware, um
ihren Status und Reichtum zu sichern, was nicht nur Folgen für die von
Israel besetzten Palästinenser hat, sondern auch für die israelischen
Bürger und Steuerzahler.

Details zum Vortrag

Ort: MIGRApolis-Haus der Vielfalt Bonn Café

Brüdergasse 16 - 18, 53111 Bonn

Zeit: 6. Mai (Sonntag), 15:00 Uhr

Eintritt: Frei, Spenden erbeten.

 * 

Quelle:

Institut für Palästinakunde e.V.

Weissenburgstrasse 11, 53175 Bonn

Tel.: 0049 228 18038637 (AB)

E-Mail: ipk@ipk-bonn.de
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GEWERKSCHAFT/1657: Bundesweite Streiks bei Amazon (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
3. Mai 2018

Bundesweite Streiks: Kein Tarifvertrag trotz Milliardengewinnen -

Bei Amazon ist der Toilettengang nach der Pause "Fehlverhalten"



Berlin - An bundesweit sechs Standorten des weltweit größten 
Online-Händlers Amazon hat die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) heute
(3.5.) zu ganztägigen Streiks aufgerufen. Betroffen sind die
Unternehmen in Bad Hersfeld, Graben, Koblenz, Leipzig, Rheinberg und
Werne. ver.di rechnet mit über 2.500 Streikenden. Da in Polen heute
Nationalfeiertag ist, kann Amazon die Wirkung des Streiks durch
Umleitung der Warenflüsse über polnische Lager kaum vermindern.

"Amazon-Chef Jeff Bezos als reichster Mann der Welt verweigert seinen
Beschäftigten jede tarifvertragliche Absicherung. Und dann sagt er
auch noch, er sei stolz auf die Arbeitsverhältnisse und Gehälter.
Mehr Provokation geht nicht. Solche Aussagen fordern eine öffentliche
Diskussion und Gegenwehr heraus", erklärte das für den Handel
zuständige ver.di-Bundesvorstandsmitglied Stefanie Nutzenberger.
Scharf kritisierte die Gewerkschaft die aktuelle Verteilung von
"Gesprächsnotizen", quasi als Vorstufe zur Abmahnung. Diese weisen
die Beschäftigten auf ihr angebliches "Fehlverhalten" hin, zum
Beispiel einen Toilettengang nach der Pause.

Die neuen Quartalszahlen von Amazon übertreffen alle Erwartungen.
Allein an einem Tag flossen durch Kursgewinne 12 Milliarden
zusätzlich in Bezos Geldbörse. Die Beschäftigten haben allerdings
nichts davon. Sie müssen weiter streiken für Urlaubsgeld, ein
angemessenes Weihnachtsgeld und armutsfeste, tarifvertraglich
geregelte Löhne.

"Wie Bezos mit seinen Leuten umgeht, ist weder innovativ noch
zukunftsweisend. Wer die Beschäftigten über Handscanner in jeder
Sekunde überwacht und unter Druck setzt, ist einfach nur ein
Unternehmer von Vorvorgestern. Die Ehrung solcher Verhaltensweisen
durch das Verlagshaus Springer schädigt unseren Sozialstaat", sagte
Nutzenberger. ver.di werde gemeinsam mit den Beschäftigten weiter
dafür kämpfen, dass für Unternehmen wie Amazon eine Tarifbindung
gilt. "Dazu gehört, die Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen
zu erleichtern. So könnten die Beschäftigten in Konzernen wie Amazon
rechtsverbindliche Tarifverträge und damit einen sicheren
Arbeitsplatz bekommen. Zu Innovativ gehört ein Tarif", so
ver.di-Vorstandsmitglied Nutzenberger.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 03.05.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Günter Isemeyer - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/1656: Tarifrunde T-Systems - verhandlungsfähiges Angebot der Arbeitgeber gefordert (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
2. Mai 2018

Tarifrunde T-Systems: ver.di fordert verhandlungsfähiges Angebot der
Arbeitgeber



Berlin - Im Tarifkonflikt zwischen der T-Systems und der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) ist am heutigen Mittwoch die
zweite Verhandlungsrunde für die rund 11.000 Tarifbeschäftigten ohne
Ergebnis beendet worden. "Wir fordern die Arbeitgeber auf, uns
endlich ein verhandlungsfähiges Angebot vorzulegen", sagte
ver.di-Verhandlungsführer Michael Jäkel im Anschluss an die
Verhandlungsrunde. Gerade auch mit Blick auf die Entwicklung im
Gesamtkonzern Deutsche Telekom gebe es deutlichen Nachholbedarf bei
der T-Systems.

Um ihre Tarifforderungen zu untermauern, haben am Mittwoch bundesweit
Hunderte Beschäftigte der T-Systems an mehreren Standorten an
Mittagspausenaktionen teilgenommen, unter anderem in Bonn, Berlin,
Dresden, Magdeburg, Hannover, Darmstadt, München, Nürnberg, Hamburg
und Bamberg.

Die Gewerkschaft ver.di fordert für die tarifgebundenen Beschäftigten
eine Entgelterhöhung von 5,5 Prozent bei einer Laufzeit von zwölf
Monaten. Die nächste Tarifverhandlungsrunde findet am 15. Mai Köln
statt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 02.05.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Richard Rother - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/799: Digital-Gipfel 2018 findet in Nürnberg statt (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 2. Mai 2018

Digital-Gipfel 2018 findet in Nürnberg statt



Bundeswirtschaftsminister Altmaier wird für den 3. und 4. Dezember
2018 zum ersten Digital-Gipfel der neuen Legislatur nach Nürnberg
einladen.

Bundesminister Altmaier: "Ich freue mich, dass sich Nürnberg bereit
erklärt hat, in diesem Jahr Gastgeber des Gipfels zu sein. Die Stadt
und Metropolregion Nürnberg ist ein international renommierter
Standort für die Informations- und Kommunikationstechnologie. Ihre
Kernkompetenzen bei der Kommunikationstechnik, eingebetteten Systemen
und der Entwicklung von Software-Lösungen werden durch das Engagement
für digitale Start-ups sowie eine beachtliche Forschungs- und
Netzwerk-Landschaft im Technologiebereich ergänzt. Nürnberg begleitet
die digitale Transformation seit Jahren als Gastgeber wichtiger Messen
und Kongresse aus den Bereichen IT und Elektronik. Beim diesjährigen
Gipfel werden die Ergebnisse der Arbeiten präsentiert, Trends
vorgestellt und digitalpolitische Lösungsansätze diskutiert. Wir
wollen die Digitalisierung aktiv mitgestalten, im Interesse unser
Wirtschaft, aber auch der Menschen."

Mit Nürnberg wird Bayern zum zweiten Mal als Gastland fungieren. Unter
dem Dach des Digital-Gipfels und seines unterjährigen Prozesses
arbeitet ein breiter Kreis von Akteuren aus Politik, Wirtschaft,
Wissenschaft, Gewerkschaften und Gesellschaft an Projekten und
Lösungen, die zur effizienten und beschleunigten Umsetzung der
Digitalisierung beitragen.

Weiterführende Informationen zum Gipfel und Gipfel-Prozess unter:

www.digital-gipfel.de

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 2. Mai 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de 
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STEUER/1294: Steueraufkommen steigt auf 913 Milliarden Euro (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 02.05.2018

Neue Steuerschätzung des IMK bis 2022

Steueraufkommen steigt auf 913 Milliarden Euro - Doch "Schwarze Null"
könnte Spielraum für Koalitionsprojekte schnell zerstören



Dank guter Konjunktur sprudeln 2018 und in den kommenden Jahren die
Steuern - sogar deutlich stärker als noch im November vom Arbeitskreis
"Steuerschätzungen" prognostiziert. Deshalb können die von der großen
Koalition geplanten prioritären Investitionen in Bildung, Kinderbetreuung,
Wohnen und Infrastruktur nach gegenwärtigem Stand finanziert werden. Doch
die Regierung hat keinen Plan für den Ernstfall, dass sich die Konjunktur
spürbar eintrübt, etwa in Folge eines weltweiten Handelskonflikts.

Dann ergäbe sich bei einem Festhalten an der "Schwarzen Null" bis 2022 ein
Kürzungsbedarf von bis zu 55 Milliarden Euro. Damit müssten die
prioritären Maßnahmen weitgehend zurückgenommen werden oder Einsparungen
an anderer Stelle erfolgen. Zu diesen Ergebnissen kommt die neue
Steuerschätzung des Instituts für Makroökonomie und Konjunkturforschung
(IMK) der Hans-Böckler-Stiftung.(*) Eine sichere Basis für notwendige
Investitionen sei in der gegenwärtigen Situation weitaus wichtiger als die
unnötige Festlegung auf einen ausgeglichenen Haushalt, mahnen die
Forscher.

Das deutsche Steueraufkommen wird in den kommenden Jahren kräftig steigen:
Für 2018 prognostizieren die IMK-Steuerschätzer Dr. Katja Rietzler, Prof.
Dr. Achim Truger und Dieter Teichmann der öffentlichen Hand Einnahmen von
gut 770 Milliarden Euro - knapp 36 Milliarden mehr als 2017. Bis 2022
wächst das Steueraufkommen dann jährlich um durchschnittlich über vier
Prozent auf insgesamt fast 913 Milliarden Euro. Das wären allein im Jahr
2022 rund 23 Milliarden Euro mehr, als der Arbeitskreis
"Steuerschätzungen" im Herbst 2017 veranschlagt hat. Die Abweichung nach
oben beruht auf günstigeren Konjunkturprognosen: Das IMK und zahlreiche
andere Institute haben ihre Voraussagen für das Wirtschaftswachstum
zuletzt angehoben. Allerdings ist durch die aggressive Handelspolitik von
US-Präsident Donald Trump auch das Risiko gewachsen, dass es anders kommt.

Wegen der guten Auftrags- und Beschäftigungslage rechnet das IMK besonders
bei Steuern auf Arbeitseinkommen und Gewinne mit kräftigen Zuwächsen. So
dürften die Einnahmen aus der Lohnsteuer in diesem und dem kommenden Jahr
um 5,4 beziehungsweise 7,5 Prozent steigen. Die Körperschaftsteuer soll
heuer 8,3 Prozent mehr in die öffentlichen Kassen spülen als im Vorjahr
und 2019 erneut um 6,9 Prozent zulegen. Die Umsatzsteuer soll im Schnitt
mit einer Rate von 3,8 Prozent wachsen, erwarten die IMK-Finanzexpertin
Rietzler, der Volkswirtschafts-Professor Truger (Hochschule für Wirtschaft
und Recht Berlin) und der Berliner Finanzwissenschaftler Teichmann.

Schwächer entwickeln sich - weniger konjunkturabhängige - reine
Bundessteuern wie Energie- oder Kraftfahrzeugsteuer. Die Einnahmen aus
Tabaksteuer und Branntweinsteuer gehen der IMK-Prognose zufolge sogar
zurück. Die Steuereinnahmen der Länder werden bis 2022 voraussichtlich
moderat ansteigen, wobei einer schwachen Entwicklung bei der
Erbschaftsteuer eine stärker sprudelnde Grunderwerbsteuer gegenübersteht.
Die Einnahmen der Gemeinden wachsen ein wenig schneller als die der Länder
(absolute Werte und Wachstumsraten für die einzelnen Steuerarten und Jahre
im Tabellenanhang).

Die Regierung kann die geplanten Projekte finanzieren und hat noch Luft
im Haushalt, wenn ...

Der finanzpolitische Spielraum der Bundesregierung ist nach der
IMK-Steuerschätzung derzeit deutlich größer, als von der Regierung
eingeplant. Über die gesamte Legislaturperiode gerechnet ergäbe sich ohne
die Maßnahmen aus dem Koalitionsvertrag ein Überschuss von 70 Milliarden
Euro. Damit wären die von der Regierung geplanten "prioritären"
Zusatzausgaben von 46 Milliarden Euro etwa für Bildung, Kindergeld, Rente
oder regionale Strukturpolitik und der Einnahmeausfall durch die geplante
Soli-Abschaffung auf den ersten Blick problemlos zu finanzieren.
Allerdings, so das IMK, "wäre eine solche Einschätzung vorschnell". Denn
eine weiterhin gute Konjunkturentwicklung und entsprechend steigende
Steuereinnahmen halten die Wirtschaftsforscher zwar für das
wahrscheinlichste Szenario, aber keineswegs für das einzig denkbare.

... die gute Konjunktur anhält

Angesichts "der von US-Präsident Donald Trump hervorgerufenen Angst vor
einem globalen Handelskrieg" könnten sich die Aussichten der
exportabhängigen deutschen Wirtschaft auch schnell wieder eintrüben. Die
Rezessionswahrscheinlichkeit ist nach dem IMK-Konjunkturindikator in
jüngster Zeit gestiegen. Sollte es mit der Konjunktur wieder bergab gehen,
"müssten die Einnahmeerwartungen sehr schnell wieder nach unten angepasst
werden".

Scheitern an der Schwarzen Null 

In diesem Fall wären die vom IMK - mit Ausnahme der Soli-Abschaffung -
überwiegend als positiv bewerteten Ausgabenpläne zum Scheitern verurteilt.
Bereits die Schuldenbremse würde den Spielraum beschränken, allerdings
eher moderat. Schwerer wiege, dass sich der neue Finanzminister Olaf
Scholz ohne Not auf eine Haushaltspolitik der "Schwarzen Null" festgelegt
habe, so die Experten. Und das "bedeutet nichts anderes als eine
Finanzpolitik nach Kassenlage, bei der die finanzpolitischen Projekte des
Koalitionsvertrages letztlich zur Disposition stehen, sollten die
Steuereinnahmen deutlich hinter den Erwartungen zurückbleiben."

In Simulationsrechnungen sind die Forscher verschiedene mögliche Szenarien
durchgegangen. Dabei zeigt sich beispielsweise: Würden die im
Koalitionsvertrag vereinbarten Zusatzausgaben getätigt, die Konjunktur
einbrechen, der Finanzminister aber strikt an einem ausgeglichenen
Haushalt festhalten, wären schnell enorme Einsparungen an anderer Stelle
nötig. Von 2019 bis 2022 müssten den Berechnungen zufolge insgesamt 55
Milliarden Euro eingespart werden. Damit wären alle Maßnahmen aus dem
Koalitionsvertrag Makulatur.

Damit dieser Fall nicht eintritt, sollte die Regierung "vorausschauend
eine Strategie mit klaren Prioritäten benennen", mahnen die IMK-Forscher.
Wenigstens die von der grundgesetzlichen Schuldenbremse gebotenen
Spielräume sollte sie im Fall eines Konjunkturabschwungs nutzen und sich
von der "Schwarzen Null" verabschieden. Eigentlich bedürfte es jedoch
"einer - nicht von Schuldenbremsen, Steuertabus oder der Schwarzen Null
verstellten - Debatte um die gesellschaftlichen Bedarfe an zentralen
Zukunftsinvestitionen und ihre langfristige sichere und gerechte
Finanzierung".


Weitere Informationen unter:

https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_report_138_2018.pdf

(*) Katja Rietzler, Dieter Teichmann, Achim Truger: IMK-Steuerschätzung
2018-2022. Hohe Einnahmen, viele Vorhaben, aber keine Strategie. IMK-Report
138, Mai 2018.

https://www.youtube.com/watch?v=zd_yDiYW7eY&feature=youtu.be 

Video-Statement von Dr. Katja Rietzler

https://www.boeckler.de/pdf/pm_imk_2018_05_02.pdf

Die Pressemitteilung mit Tabellen im Anhang.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, Rainer Jung, 02.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UNTERNEHMEN/2709: Die zweite Reihe - neue Konkurrenz für die Internetkonzerne? (spw)


spw - Ausgabe 2/2018 - Heft 225

Zeitschrift für sozialistische Politik und Wirtschaft

Die zweite Reihe - neue Konkurrenz für die Internetkonzerne?

von Ulrich Dolata



Die führenden Internetkonzerne Apple, Google, Amazon und Facebook
stehen seit geraumer Zeit im Fokus der öffentlichen Aufmerksamkeit. In
der Kritik ist nicht nur ihre Marktmacht, sondern auch die enorme
gesellschaftliche Bedeutung, die sie mittlerweile erlangt haben. Etwas
aus dem Blick geraten sind demgegenüber kleinere Internetunternehmen
aus der zweiten Reihe wie Netflix, Spotify, Twitter, Snap, Airbnb oder
Uber. Sind hier neue Konkurrenten auf dem Weg, die den Big Four
gefährlich werden könnten?


Vor allem in den Vereinigten Staaten waren seit Ende der 1970er
Jahre regelmäßig nicht saturierte Großunternehmen, sondern
neugegründete Technologiefirmen die Pioniere und frühen Impulsgeber
der kommerziellen Nutzung grundlegend neuer technologischer
Möglichkeiten. So wurde der Aufschwung der US-amerikanischen Computer-
und Softwareindustrie in den späten 1970er und frühen 1980er Jahren
durch den Eintritt einer großen Zahl neuer forschungsintensiver Firmen
getragen und geprägt, von denen einige, wie zum Beispiel Microsoft,
schnell in den Rang marktbeherrschender internationaler Konzerne
aufgestiegen sind und viele der damals etablierten Konzerne verdrängen
konnten. Auch die wesentlichen Anstöße zur kommerziellen Entwicklung
gentechnisch veränderter Arzneimittel, Impfstoffe und Diagnostika
kamen zunächst nicht von den etablierten Pharmakonzernen, sondern von
neuen Startup-Firmen, die seit der zweiten Hälfte der 1970er Jahre in
den USA vor allem aus Zusammenhängen der Hochschulforschung entstanden
waren (Mowery/Nelson 1999). Die Chancen, die sich diesen Firmen boten,
basierten nicht nur auf ihrer Risikobereitschaft, sondern auch darauf,
dass die etablierten Konzerne oft pfadabhängig und strukturkonservativ
agierten und einschneidende Umbrüche ihrer technologischen Grundlagen
und Geschäftsfelder nicht rechtzeitig wahrnahmen (Mellahi/Wilkinson
2004).

Auch die Internetwirtschaft hat sich in den vergangenen zwei
Jahrzehnten immer wieder als ausgesprochen volatil und unberechenbar
erwiesen. Newcomer wie Amazon, Google oder Facebook konnten sich in
sehr kurzer Zeit quasi aus dem Nichts zu marktbeherrschenden und auch
gesellschaftlich ausgesprochen einflussreichen Konzernen entwickeln.
Gleichzeitig ist die kurze Geschichte des kommerziellen Internets aber
auch gut gefüllt mit Komplettabstürzen vermeintlich unverwundbarer
Marktführer wie AOL, Yahoo, MySpace oder Nokia. Stehen wir heute vor
einem erneuten Umbruch, der eine neue Generation innovativer und
technologiegetriebener Firmen hervorbringt, die den etablierten
Internetkonzernen den Rang streitig machen könnten?

1. Die zweite Reihe: Netflix, Airbnb, Spotify & Co.

Netflix, Spotify, Twitter, Snap, Airbnb und Uber, die sehr
unterschiedliche Dienste anbieten, haben in den vergangenen Jahren in
der Tat alteingesessene und verfestigte Märkte mit zum Teil sehr
aggressiven Strategien attackiert und innovative Medien-,
Kommunikations- und Vermittlungsangebote populär gemacht, die es zuvor
so nicht gab. Uber hat mit neuen Beförderungskonzepten und dem
bewussten Unterlaufen bestehender Regulierungen die Taximärkte
aufgemischt, Airbnb neue Dynamik in die netzbasierte Vermittlung von
Unterkünften gebracht. Spotify war der Pionier des Musikstreamings,
bevor Apple dort eingestiegen ist. Der Instant-Messaging Dienst
Snapchat hat einen beachtlichen Hype um neue Formen der spontanen und
temporären Übermittlung von Bildern und anderen Medien ausgelöst und
damit versucht, sich als Alternative zu Facebooks Instagram zu
profilieren. Netflix schließlich hat sich im vergangenen Jahrzehnt von
einem klassischen Videoverleih zum weltweit führenden
Filmstreaming-Dienst entwickelt, der vor allem von jugendlichen
Nutzern mit verändertem Medienkonsumverhalten stark frequentiert wird.

Ökonomisch tragfähig und stabil ist das Geschäft dieser Unternehmen,
von Ausnahmen abgesehen, bislang allerdings nicht. Die zweite Reihe
bedient bislang lediglich einzelne Segmente des Internetgeschäfts,
beschäftigt jeweils nur einige Tausend Mitarbeiter weltweit und
erzielt Umsätze von wenigen Milliarden US-Dollar. Bis auf Netflix und
Airbnb sind alle Unternehmen anhaltend und zum Teil hoch defizitär
(Tabelle 1).
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Uber, Spotify und Snap haben seit ihrer Gründung kontinuierlich hohe
und zum Teil rapide steigende Verluste gemacht und hängen am Tropf
großer Finanzinvestoren und Risikokapitalgeber. Uber beispielsweise
hat bei Investoren zwischen 2009 und 2016 11,5 Milliarden Dollar an
externen Finanzmitteln eingeworben, ohne die es kaum einen Monat
überlebt hätte. Der Musikstreaming-Dienst Spotify hat mit 71 Millionen
zahlenden Abonnenten Anfang 2018 zwar deutlich mehr Nutzer als
derjenige von Apple, kann sein anhaltend defizitäres Geschäft
allerdings anders als sein großer Konkurrent, den das
Streaminggeschäft hauptsächlich als Vehikel zum Verkauf seiner Geräte
interessiert, nicht unternehmensintern querfinanzieren. Und der tief
in der Krise steckende Instant-Messaging-Dienst Snap hat 2017 bei
einem Umsatz von lediglich 825 Millionen Dollar horrende Verluste von
3,4 Milliarden Dollar gemacht und die Konkurrenzauseinandersetzung mit
Facebooks Instagram verloren.

Vergleichsweise gut stehen demgegenüber Airbnb und Netflix da. Der
2008 gegründete Zimmervermittlungsdienst Airbnb hat im vergangenen
Jahr erstmals die Gewinnschwelle überschritten. Das
Filmstreaming-Unternehmen Netflix, mit einem Umsatz von knapp 12
Milliarden und einem Gewinn von 600 Millionen. Dollar im Jahr 2017 das
größte und derzeit erfolgreichste Unternehmen aus der zweiten Reihe,
ist mittlerweile ein wichtiger und stark expandierender Mitspieler in
der Auseinandersetzung um internetbasierte Medieninhalte -
insbesondere wegen seiner selbstproduzierten Filme und Serien, die
dort exklusiv laufen. Aufgrund seiner großen Reichweite bei
jugendlichen Medienkonsumenten ist Netflix zu einer ernstzunehmenden
Gefahr vor allem für die klassischen Fernsehsender geworden.

2. Aggressive Expansion, fragile Geschäfte, scharfe Konkurrenz


Typisch für diese Unternehmen ist zum
einen, dass sie sich wie ihre Vorgänger auch durch aggressiv
vorgetragene Expansionsstrategien mit neoliberaler Einfärbung
auszeichnen. Dazu zählen insbesondere das offensive Unterlaufen
bestehender Branchenregulierungen und arbeitsrechtlicher Bestimmungen
sowie damit verbundene Versuche, in ihren Expansionsfeldern einen
nachhaltigen Deregulierungsdruck zu erzeugen. Bei Uber lässt sich
diese Strategie in Reinform beobachten (Dittmann/Kuchinke 2017).

Bemerkenswert ist zum anderen, dass der Einfallsreichtum, mit dem sie
neue Dienste und Angebote entwickeln, mit recht einfallslosen
Geschäftsmodellen einhergeht, die seit Beginn der ökonomischen
Aneignung des Internets vor zwanzig Jahren bekannt sind, heute
allerdings nur noch bedingt aufgehen: Werbung, Subskriptionsmodelle
und Vermittlungsgebühren sind nach wie vor die wesentlichen
Ansatzpunkte, über die die Unternehmen ihre Erlöse erzielen und die
Gewinnzone erreichen wollen (Zerdick et al. 2001: 167-173).

Vor allem der hochkonzentrierte Markt für Internetwerbung, der
international von Google und Facebook dominiert wird, bietet heute
allerdings kaum noch nennenswerte Erlösmöglichkeiten für kleinere
Unternehmen oder Newcomer (PriceWaterhouseCoopers 2018). Twitter gilt
seit langem als strukturell nur schwer bewerbbar. Snap mag zwar die
Gunst jugendlicher Nutzer auf seiner Seite haben, zahlende Werbekunden
bevorzugen allerdings sehr eindeutig Facebook, Instagram oder YouTube
als Plattformen zur Bewerbung ihrer Angebote. Auch Spotify ist mit
seinem Erlösmodell aus Werbung und Abonnement heute weiter von der
Gewinnschwelle entfernt als noch vor zwei Jahren. Der Erfolg von
Unternehmen wie Uber oder Airbnb schließlich, die auf
Vermittlungsgebühren setzen, hängt in hohem Maße davon ab, ob und wie
Länder, Städte und Kommunen deren ortsgebundene Angebote lizenzieren
und regulieren. Der Verlust einer Metropole wie London kann das
Geschäft von Uber ebenso substanziell beeinträchtigen wie lokale
Widerstände gegen die Vermietung von Privatwohnungen dasjenige von
Airbnb. Insgesamt ist die ökonomische Grundlage, auf der die
Unternehmen operieren, anhaltend fragil und unsicher.

Hinzu kommt, dass die Unternehmen der zweiten Reihe allerorten in
unübersichtliche und intensive Konkurrenzauseinandersetzungen
verstrickt sind - und dies nicht nur mit unmittelbaren Konkurrenten,
sondern auch mit den führenden Internetkonzernen, Medienunternehmen
oder klassischen industriellen Großunternehmen. Während Airbnb vor
allem in Konkurrenz zu etablierten Hotelketten und Buchungsportalen
wie Expedia oder Booking. com steht und gute Perspektiven hat, sich
dort als erfolgreicher neuer Wettbewerber zu etablieren, hat Uber sich
auf dem heftig umkämpften Zukunftsmarkt für Fahrdienstleistungen
längst nicht nur mit Taxiunternehmen auseinanderzusetzen. Google
beispielsweise unterstützt mittlerweile den Uber-Konkurrenten Lyft
über seine Investmentabteilung CapitalG als Lead-Investor, Apple und
führende Automobilkonzerne wie BMW und Daimler arbeiten mit großem
Engagement an eigenen Car-Sharing- und Fahrdienstleistungsangeboten.
Es ist nicht unwahrscheinlich (und wäre auch nicht ungewöhnlich), dass
die Pionierfirmen, die dort das Terrain bereitet haben, von
finanzstarken Second Movern abgelöst werden. Ähnliches gilt für
Spotify und Snap, die sich mit ihren Angeboten in unmittelbarer Nähe
und Konkurrenz zu Apple und Facebook befinden und drohen, die
Auseinandersetzung mit den Großen zu verlieren. Netflix schließlich
ist derzeit zwar das größte Filmstreaming-Portal, wird sich in den
kommenden Jahren allerdings vor allem gegenüber klassischen
Medienkonzernen wie Disney, zu dem auch der Netflix-Konkurrent Hulu
gehört, und den Internetkonzernen zu behaupten haben, die allesamt
seit Jahren massiv in ihre Profilierung als integrierte Medienkonzerne
investieren. Je erfolgreicher das Unternehmen ist und je stärker
zugleich die Investitionslast wird, die es tragen muss, um auch
weiterhin kundenbindende Serien und Filme in Eigenregie produzieren zu
können, desto interessanter könnte es als Übernahmekandidat werden.

3. Neue Konkurrenz für die Internetkonzerne?

Diese Entwicklungen zeigen, dass es auch heute viel Bewegung und neue
Konkurrenzkonstellationen bei innovativen konsumorientierten Angeboten
rund um das Internet gibt. Alles andere wäre angesichts der sehr
dynamischen Technologie- und Marktentwicklung, die für diesen Bereich
nach wie vor typisch ist, verwunderlich. Das ein oder andere
Unternehmen aus der zweiten Reihe wird sich dort auch als neuer
Wettbewerber etablieren können. Die Zeiten schneller Aufstiege zu
marktbeherrschenden Konzernen, die die Frühphase der Internetökonomie
kennzeichnete, dürften gleichwohl vorbei sein - und zwar aus zwei
wesentlichen Gründen.

Zum einen sind die Geschäftsfelder, die die heutige zweite Reihe
bedient, zu schmal, ihre Geschäftsmodelle zu fragil und die Konkurrenz
zu groß, als dass eines dieser Unternehmen tatsächlich in absehbarer
Zeit in die Phalanx der großen Vier Amazon, Apple, Google und Facebook
einbrechen und ihnen gefährlich werden könnte. Die neuen Unternehmen
bewegen sich zum Teil in von den Großen nicht besetzten oder
beachteten Segmenten und Nischen der Internetwirtschaft. Dort, wo sie
direkt mit den Big Four konkurrieren - etwa im Bereich des
Musikstreamings oder des Messagings - stehen sie massiv unter Druck.
Lediglich Netflix kann derzeit mit ihnen mithalten - allerdings auch
nur im Bereich des Filmstreamings, das für die Internetkonzerne zwar
wichtig ist, aber lediglich eins von zahlreichen Geschäftsfeldern
bildet, auf denen sie aktiv sind.

Zum anderen sind die führenden Internetkonzerne mittlerweile
ökonomisch wesentlich gefestigter und erheblich breiter aufgestellt
als ihre Vorgänger. Zwar bewegen auch sie sich auf ausgesprochen
innovationsintensiven und dynamischen Konsumentenmärkten mit
unberechenbaren Nutzern. Die Fehleinschätzung eines neuen Trends,
veränderte Nutzerpräferenzen oder ein größerer Produktflop können
durchaus ausreichen, um sie in Schwierigkeiten zu bringen. Sie haben
sich im letzten Jahrzehnt allerdings immer wieder als ausgesprochen
adaptionsfähig erwiesen und neue Trends wie Streaming, virtuelle
Realität, Internet der Dinge, Cloud Computing, Apps oder Bild- und
Spracherkennung aufgegriffen und in ihre Angebote integriert - und
stehen in all diesen Bereichen übrigens in scharfer Konkurrenz
zueinander (Dolata 2018).

Die Internetkonzerne können dazu auf finanzielle Ressourcen
zurückgreifen, von denen die neuen Unternehmen nur träumen können
(Tabelle 2). Apple, Amazon, Google und auch Microsoft gehören bereits
seit einigen Jahren zu den 50 umsatzstärksten Unternehmen der
Vereinigten Staaten, Facebook ist auf gutem Weg dahin. Alle Konzerne
sind darüber hinaus seit Jahren hochprofitabel. Im vergangenen Jahr
hat Apple knapp 50 Milliarden US-Dollar Gewinn gemacht, Google 13
Milliarden, Facebook 16 Milliarden und Microsoft 21 Milliarden.
Schließlich zählen sie weltweit zu den forschungsstärksten Unternehmen
und wenden jährlich zum Teil deutlich über zehn Prozent ihres Umsatzes
für Forschung und Entwicklung (FuE) auf. Google etwa beschäftigt knapp
30.000 Mitarbeiter allein in der konzerneigenen Forschung.
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Mit ihrer außerordentlichen Finanzkraft können die
Internetkonzerne nicht nur in weit größerem Stil als ihre potenziellen
Konkurrenten in den weiteren Ausbau und die Qualität ihrer eigenen
technischen und logistischen Infrastrukturen investieren (z.B. in
Serverarchitekturen, in Datenerhebungs- und auswertungstechnologien,
in die Qualität von Suchalgorithmen und die technische Integration
weitläufiger Dienstearchitekturen oder - wie im Fall von Amazon - in
die konzerneigenen Bestell-, Logistik- und Lagersysteme). Sie sind
zudem problemlos in der Lage, Domänenabsicherung und das Eindringen in
für sie neue Geschäftsfelder auch über zum Teil sehr kostspielige
Akquisitionen von Unternehmen voranzutreiben, deren Leistungen in den
eigenen Konzern zu integrieren oder sie als potenzielle
Mitkonkurrenten früh aus dem Rennen zu nehmen.

Hinzu kommt, dass die Internetkonzerne anders als die Unternehmen aus
der zweiten Reihe mittlerweile ein breites Spektrum an engmaschig
miteinander verknüpften Diensten anbieten, die weit über ihr
angestammtes Betätigungsfeld hinausreichen. Google ist längst nicht
mehr nur eine Suchmaschine, sondern verfügt mit YouTube auch über den
mit Abstand größten Videokanal im Netz, mit Google Play über den neben
Apple größten App Store mit Medieninhalten aller Art, mit Gmail über
den führenden E-Mail Dienst, mit Maps über den zentralen Kartendienst
und mit Android über das bedeutendste Betriebssystem für mobile
Geräte. Facebook beherrscht zusammen mit seinen Töchtern WhatsApp und
Instagram unangefochten das Social Networking und Messaging. Auch
Apple und Amazon haben sich im vergangenen Jahrzehnt als
Komplettanbieter eines breit gefächerten Angebots aus Diensten und
Medieninhalten profiliert, die sie mittlerweile zum Teil auch selbst
produzieren. Mit den großen Datenmengen, die sie über ihre vernetzten
Dienste generieren und verarbeiten, lassen sich nicht nur immer
ausdifferenziertere Nutzerprofile erstellen. Sie dienen den Konzernen
auch als wichtiger Input für ihre Forschung und Produktion und zielen
darauf, ihre Produkte und Dienste zu verfeinern und möglichst genau
auf die Präferenzen der Nutzer auszurichten. Auch dies trägt dazu bei,
den Abstand zu ihren potenziellen Konkurrenten weiter zu vergrößern.

Natürlich stehen auch die Internetkonzerne vor neuen
Herausforderungen, die ihre Stellung gefährden könnten. Zum einen sind
sie trotz aller Diversifikationsbemühungen ökonomisch noch immer stark
von ihrem angestammten Kerngeschäft abhängig, das für den Großteil
ihrer Umsätze und Gewinne verantwortlich ist (Tabelle 2). Apples
Erfolg hängt wesentlich am Verkauf des iPhones. Google und Facebook
sind, ökonomisch betrachtet, nach wie vor Werbeunternehmen. Amazon
schließlich verdient sein Geld auch heute vor allem als
Handelsunternehmen. Das wird auf Dauer zu eng sein. Und zum anderen
könnten die zunehmend kritische öffentliche Wahrnehmung ihrer
zahlreichen und undurchsichtigen Aktivitäten sowie lauter werdende
Forderungen nach einer stärkeren politischen Kontrolle und Regulierung
ihrer Plattformen ihnen in Zukunft zusetzen. Im Vergleich zu diesen
Herausforderungen dürften potenzielle neue Konkurrenten aus der
zweiten Reihe derzeit die geringere Sorge der Internetkonzerne sein.


Ulrich Dolata ist Professor für Organisations- und
Innovationssoziologie an der Universität Stuttgart.
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Rumänien ein Alptraum der Menschenrechte und die EU schaut weg

Von Reto Thumiger, 2. Mai 2018
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Justizvollzugsanstalt Rahova, Bukarest
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Elf Jahre nach seinem EU-Beitritt versucht Rumänien zwar, sich
rauszuputzen, aber Armut und Korruption haben das Land nach wie vor
fest im Griff. Nur Bulgarien liegt als EU-Mitgliedsland in der
Armutsskala noch vor Rumänien.

Direkt im Zentrum von Bukarest leben die Ausgestoßenen im Untergrund
in den ehemaligen Heizungstunnels der rumänischen Hauptstadt.

Daniel und Matthias wollten wissen, in was für Zuständen Menschen in
der Europäischen Union immer noch leben müssen. Und sie wollten
helfen, sie mit dem Nötigsten zu versorgen, zeigen, dass es
Solidarität gibt, auch wenn das Elend nicht immer direkt an unsere Tür
klopft, wie damals, als die Flüchtlingswelle in Deutschland ankam.

Dass die rumänische Verwaltung korrupt ist, wussten sie und auch der
Tatsache, dass die Homophobie im Osten Europas bizarre Ausmaße
annehmen kann, war sich das junge Ehepaar bewusst. Nie hätten sie sich
allerdings vorstellen können, was für ein Alptraum auf sie zukommen
sollte.

Im August 2014 gab es ein Werbeangebot für 15 Euro nach Rumänien zu
fliegen. Die beiden entschlossen sich spontan, für ein paar Tage die
Hauptstadt zu besuchen. Nach Ankunft am Bukarester Bahnhof war sofort
klar, dass die skandalösen Berichte aus den Medien im Vergleich zur
angetroffenen Realität fast harmlos erschienen.

Hinter einem der Ausgänge stank es bestialisch, es war ein Gemisch aus
Fußschweiß, Urin und einem ätzenden Lack. Direkt auf dem belebten
Bahnhofsvorplatz neben einer staatlichen Klinik krochen Menschen
minütlich aus den verschiedenen Löchern in den Straßen. Einige halfen
sich gegenseitig eine Substanz zu spritzen, direkt vor den Augen der
dort lebenden Jugendlichen, der Bevölkerung und der Polizei.

Die meisten jedoch hielten sich ununterbrochen eine Plastiktüte vor
den Mund. In die kleinen Tüten wurde immer wieder eine Substanz namens
Aurolac nachgefüllt. Eine silberne Lackart, die seit Jahrzehnten
benutzt wird, um Hunger, Armut und Perspektivlosigkeit zu verdrängen.
Diese Droge führt bei anhaltendem Gebrauch zu Herz- und
Hirnerkrankungen und schädigt die Atemwege. Unter dem Einfluss der
Dämpfe legen Kinder mitunter selbstverletzendes Verhalten an den Tag,
indem sie sich zum Beispiel mit Scherben Schnittwunden an den Armen
zufügen.

Vor den Augen der Erwachsenen standen dort auch kleine Mädchen und
Jungen, die anstatt Frühstück, einer Dusche oder einem Schulbesuch
ihren Tag mit Schnüffeln begonnen.

Die rumänische Bevölkerung kennt diesen Anblick. Doch anstatt zu
helfen, wendeten sich die Blicke vom Elend ab. Naserümpfend gehen die
Leute Tag täglich vorbei, manche beschimpfen die Ärmsten der Armen.
Die Bevölkerung hat sich mit diesem "Problem" abgefunden. Diese
alltäglichen Bilder sind jedoch kein Einzelfall im Land.

Unvergessen sind die erschreckenden Bilder aus rumänischen
Waisenheimen nach dem Ende des Regimes von Nikolae Ceausescu, die
verwahrloste Kinder zeigten, welche teilweise im eigenen Kot und
verfaultem Stroh saßen und sich apathisch hin und her wiegten. Diese
Kinder sind heute erwachsen und viele von ihnen leben in ehemaligen
Heizschächten und Abwasserkanälen unter der Erde. Zu ihnen ist die
nächste Generation verwahrloster Kinder und Jugendlicher gestoßen und
zusammen bilden sie eine Lebens- und Leidens-Gemeinschaft im
Untergrund der rumänischen Hauptstadt.

Matthias und Daniel machten Fotos und filmten des Öfteren den Alltag
der Menschen. Sie kehrten nach Deutschland zurück, und berichteten
ihren politisch aktiven Freunden von diesem Elend am Rande der EU,
veröffentlichten Fotos und schrieben über das Thema [1].
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Obdachlose stehen um einen der Eingänge in das unterirdische Labyrinth
im Zentrum Bukarests
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Bei ihrem zweiten Besuch wurden die beiden von einigen Bewohnern der
Heizungstunnels angesprochen. Die Menschen waren neugierig und die
beiden wurden akzeptiert, inmitten des Ghettos vor dem Bahnhof.

Finanziell konnten sie nicht zur Unterstützung beitragen, deshalb
brachten sie warme Kleidung mit, kochten gemeinsam mit Obdachlosen und
ermöglichten es zwischendurch, dass diese sich waschen konnten. So
entstand Vertrauen und mittels Gesprächen versuchten sie, den Konsum
der Lackdroge dieser Jugendlichen zumindest zeitweise zu reduzieren.
Nach diesem Besuch hielten sie über Facebook weiterhin Kontakt.

Bilder über die Zustände im Zentrum der Hauptstadt eines
EU-Mitgliedlandes sind in den letzten Jahren um die Welt gegangen und
auch deutsche Medien haben mehrfach darüber berichtet. Dass Matthias
und Daniel einerseits die Missstände anprangerten und außerdem im
Rahmen ihrer Möglichkeiten zu helfen versuchten, löste Missfallen bei
Behörden aus und außerdem eröffneten sich so Möglichkeiten für
Mitglieder des Rumänischen Informationsdienst SRI
(Nachfolgeorganisation der Securitate) und der örtlichen Polizei, sich
finanziell zu bereichern.

Die Kontaktpersonen des gleichgeschlechtlichen Paars aus Deutschland
wurde unter Einsatz von Prügel verpflichtet, die beiden möglichst bald
nach Rumänien zurück zu locken. Unterdessen erstellte die rumänische
Staatsanwaltschaft eine fingierte Strafakte gegen die beiden, wobei
die Direktorin einer staatlichen Obdachlosen-Einrichtung mithalf.

Die Jugendlichen mussten Protokolle unterschreiben, in denen Matthias
und Daniel sexuellen Kontakt mit ihnen unterstellt wurde. Damit daraus
ein Strafbestand wurde, musste das Alter der Jugendlichen im Protokoll
herabgesetzt werden, da alle involvierten Jugendlichen älter als 15
Jahre, dem Schutzalter in Rumänien, waren. Ein Umstand, der sich
später vor Gericht bestätigen sollte. Zusätzlich wurde den beiden
Marihuana-Konsum vorgeworfen, der in Rumäninnen nach wie vor mit Haft
bestraft werden kann.

Aufgrund der Bitten der Jugendlichen entschlossen sich die beiden im
Juni 2015 Bukarest erneut zu besuchen und einige Hilfsgüter zu
bringen. Daniel und Matthias suchten die Jugendlichen auf, kauften
gemeinsam ein, kochten und verbrachten gemeinsam Zeit in der Stadt und
in der gemieteten Ferienwohnung. Dabei wurden sie von der Polizei und
Mitglieder des SRI beobachtet. Da die normale Observation nicht zum
gewünschten Erfolg führte, wurde einem der Jugendlichen, zu diesem
Zeitpunkt 16 Jahre alt, ein Rucksack mit einer Videokamera
ausgestattet übergeben, mit der Aufforderung, diesen in der
Ferienwohnung zu platzieren. Er erhielt den Auftrag, die beiden
Deutschen zu sexuellen Handlungen mit ihm zu verführen und diese auf
der Kamera festzuhalten.

Der Jugendliche weigerte sich und floh mit dem präparierten Rucksack
vor den Beamten. Jedoch fingen die Polizisten ihn wieder ein und
zwangen ihn, am nächsten Tag mit dem Rucksack in die Ferienwohnung
zurückzukehren. Dieses tat er dann und stellte den Rucksack in die
Ecke des Zimmers.

Als es nach drei Tagen zu keinen Straftaten kam, beschloss die
Polizei, die Wohnung morgens um 6 Uhr mit teils maskierten
Staatsdienern zu stürmen und Daniel und Matthias zu verhaften.

Ein solches Vorgehen ist in Rumänien kein Einzelfall. Das EU-Land
wurde in der Vergangenheit schon mehrfach vom Europäischen Gerichtshof
für Menschenrechte verurteilt, weil die Staatsmacht illegale
Entrapment oder Sting-Operationen unter Einbezug von Agent Provocateur
angewendet hatte (Beispiel: Urteil des Gerichtshofes gegen Rumänien
bezüglich zweier Deutscher, die ebenfalls Opfer dieser Methoden
wurden: Toran and Schymik v. Romania) [2].

Mehrere Personen drangen mit Gewalt in die Wohnung ein, wobei sie sich
nicht als Polizei auswiesen. Matthias und Daniel wurden aus dem Bett
gerissen und auf den Boden geworfen.

Die beiden wurden verhaftet, die Begründung auf Rumänisch verstanden
sie nicht. Dabei wurden sie immer wieder von zum Teil maskierten
Polizisten geschlagen. Daniel wurde mit einer Machete bedroht, und
Matthias wurde eine geladene Waffe an den Kopf gehalten und beiden
wurde gedroht, sie umzubringen.

Die beiden wurden mit Handschellen hinter dem Kopf mehr als anderthalb
Stunden an die Wand gestellt, dabei wurden sie beschimpft, bedroht,
erhielten Schläge in den Magen und auf die Köpfe und dabei viel immer
wieder das rumänische Wort für "Schwule".

Als Einlieferungsgrund in das erste Gefängnis stand auf dem
Einweisungsbefehl einzig und allein das Wort PERVERS in
Großbuchstaben.

Getrennt voneinander wussten sie fünf Monate lang nicht, wie es dem
anderen geht. In der Untersuchungshaft durchlebten die beiden Folter
und menschenunwürdige Zustände (Artikel 3 EMRK - Verbot der Folter)
[3]. Die beiden durchlebten erst in den verschiedenen berüchtigten
Gefängnissen in Bukarest mit den Namen Arest Central, Arest Politia
Sectia 5 und zum Schluss auch im sogenannten Penitenciarul Bucuresti
Rahova unter anderem versuchten sexuellen Missbrauch, tägliche
Diskriminierung, Morddrohungen und körperliche Gewalt. Sie wurden
durch Beamte, Wärter und durch schwerkriminelle Häftlinge erpresst.

Sie litten sehr unter den unmenschlichen Haftbedingungen und waren
über längere Zeit mit sieben weiteren Insassen in einer Zelle von
höchstens 10 Quadratmetern eingesperrt. Ausreichende körperliche
Hygiene, Reinigung von Kleidung usw. war nicht möglich.
Hygieneartikel, Toilettenpapier, Bettzeug, Matratzen oder eine Dusche
standen nicht zur Verfügung. Sie hatten keinen Zugang zu medizinischer
Versorgung und waren über Monate voneinander und von der Außenwelt
isoliert.

In dieser Zeit waren sie täglich ununterbrochen Lärm ausgesetzt. Um zu
verhindern, dass die Häftlinge miteinander kommunizierten, lief
während 14 Stunden in ohrenbetäubender Lautstärke ein Radiosender über
die Lautsprecher vor den Zellen. Die ganze Nacht hindurch waren die
Schreie von Jugendlichen zu hören, die unter Hunger, Drogenentzug oder
Selbstverletzungen litten.

Als in ihrer Etage ein Feuer ausbrach, weil ein Insasse aus Protest
gegen die menschenunwürdigen Haftbedingungen seine Matratze angezündet
hatte, mussten die beiden trotz Hilferufen fast eine Stunde in ihren
Zellen voll schwarzem und giftigem Rauch ausharren. Die Feuerwehr
wurde aus Angst vor negativer Berichterstattung nicht alarmiert,
Häftlinge mussten das Feuer mit Wasser löschen.

Die zuständigen Mitarbeiter der Deutschen Botschaft waren nicht
bereit, ihre Arbeit zu tun und den beiden in ihrer Lage beizustehen.
Auch hier erlebten die beiden eine Vorverurteilung, obwohl es
ausreichend Beweise für ihre Unschuld gab. Als die Angehörigen in
Deutschland eine Botschaftsmitarbeiterin wegen unterlassener
Hilfeleistung im Amt und weiteren Straftaten bei der deutschen Polizei
anzeigten, wurde diese kurz darauf in Rente geschickt.

Während den fast zwei Jahren Untersuchungshaft wurden die beiden
Beschuldigten mehrfach dem Gericht vorgeführt. Dabei wurde ihnen nie
ein Dolmetscher zur Verfügung gestellt, der auch nur ansatzweise die
deutsche Sprache beherrschte. Ihren Anwalt konnten sie sich nicht
aussuchen und vor Gericht wurden sie nie wirklich angehört. Das Recht
auf Selbstverteidigung wurden ihnen verwehrt.

Adressen, Telefonnummern der ständig wechselnden vom Staat
beigeordneten Pflichtverteidiger, oder selbst die Namen wurden den
beiden nicht mitgeteilt, auch wurde ein Gespräch mit diesen
unterbunden. Jedoch wurden im Gefängnis von Wärtern Visitenkarten von
sogenannten Anwälten verteilt. Diese forderten die beiden Familien
auf, 10.000 Euro Bestechungszahlungen zu leisten. Danach sollten die
beiden in Verbindung mit einem Deal mit der Staatsanwaltschaft, der
ein Teilgeständnis beinhaltete, freikommen. Später stellte sich
heraus, dass diese Verteidiger gar kein Recht hatten, in Rumänien
Strafprozesse zu führen. Ohne den Einsatz ihrer Familien in
Deutschland hätten die beiden nicht überlebt, da sie der Amtswillkür
mittellos ausgeliefert waren.

Spätestens hier offenbarte sich das wahre Motiv der illegalen und
richterlich nicht genehmigten "Lockspitzel Aktion". Im Glauben, dass
die beiden deutschen Staatsbürger und deren Angehörige bedeutende
Geldsummen zu zahlen in der Lage seien, erhoffte man sich ein
"lukratives Geschäft". Die Homosexualität der beiden machte sie, so
waren die Drahtzieher überzeugt, zu einfachen Opfern. Die rumänische
Presse griff die falschen Anschuldigungen dankbar auf und diffamierte
Daniel und Matthias in der Öffentlichkeit, die Vorverurteilung war
somit perfekt.

Da sich die beiden beharrlich weigerten, ein Geständnis zu
unterschreiben, die Staatsanwaltschaft keine Beweise hatte und sich
bei den geladenen Zeugen, mit denen ihnen sexuelle Handlungen
vorgeworfen wurde, vor Gericht herausstellte, dass sie während des
vermeintlichen Tatvorgangs bereits älter als 15 Jahre waren, zog sich
das Verfahren hin, ohne dass es bis heute zu einer Verurteilung oder
einem Freispruch gekommen wäre.

Unterdessen verfügen Daniel und Matthias über Dokumente,
Telefonmitschnitte, Überwachungs-Audio- und Videodateien und andere
Beweise, die rumänischen Behörden belasten. Diese Unterlagen decken
skandalöse Zustände bei Polizei und Justiz des EU-Staates Rumänien
sowie über Misshandlung in Heimen für jugendliche Obdachlose auf.

Im Februar 2017 wurden die beiden endlich nach 20 Monaten aus der
Untersuchungshaft entlassen, unter Hausarrest gestellt und durften die
Mietwohnung zu keiner Zeit verlassen. Die Einhaltung wurde mehrfach
von der Polizei mit willkürlichen Besuchen unter anderem auch mitten
in der Nacht kontrolliert. Im Januar 2018 wurde der Hausarrest ohne
Begründung aufgehoben, wegen des laufenden Prozesses, der bis heute
nicht abgeschlossen ist, durften sie weiterhin das Land nicht
verlassen.

Daniel und Matthias erstatteten mehrfach Anzeige, sowohl in Rumänien
als auch in Deutschland. In Rumänien wurden diesbezüglich nie
ermittelt, oder die Ermittlungen wurden sofort wieder eingestellt, wie
im Fall des versuchten sexuellen Missbrauchs an Daniel, obwohl es
Zeugenaussagen gab und der Täter ein Teilgeständnis ablegte.

Auch die meisten deutschen Behörden verweigern bisher die
Ermittlungen. Aber wie auch im Fall von Daniel und Matthias ist der
finanzielle Aspekt, der durch die Handelsbeziehungen zwischen
Deutschland und Rumänien stattfindet, anscheinend lukrativer und
wichtiger als zwei Menschenleben.

Zwar wird Rumänien regelmäßig vom Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte bezüglich des Praktizierens von Folter und
unmenschlicher Behandlung (EMRK Art. 3) und diversen weiteren
Verstößen bzw. der Nichteinhaltung der Europäischen
Menschenrechtskonventionen verurteilt (Rumänien Verurteilt -
Queeramnesty) [4], wirkliche Konsequenzen hat das allerdings nicht.

Somit hat sich nach 11 Jahren EU-Mitgliedschaft Rumäniens bezüglich
Rechtsstaat, Korruptions-, Armutsbekämpfung und Einhaltung von
Menschenrechten nicht viel getan. Warum auch, wenn die Europäische
Menschenrechtskonvention nicht viel mehr als ein Papiertiger ist?

Heute leben die beiden wieder in Mecklenburg-Vorpommern und kämpfen
mit den psychischen, physischen und finanziellen Folgen ihrer
Untersuchungshaft in Rumänien. Das Thema lässt die beiden aber nicht
los. Sie wollen über das Unrecht, dass ihnen und anderen Personen
widerfahren ist, schreiben und sie möchten auf die desolate
Menschenrechtssituation und die Diskriminierung und Verfolgung von
Homosexuellen sowie die unterlassene Sorgfaltspflicht seitens des
Staates in Bezug auf Kinder- und Jugendschutz in Rumänien aufmerksam
machen.
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Eines der Einstiegslöcher in den Untergrund auf einem Grundstück
gegenüber dem Bahnhof

Bild: © Daniel Mundin




Über den Autor

Reto Thumiger. Seit über 25 Jahren ist der gebürtige Schweizer und
gelernte Kaufmann Aktivist des Neuen-Humanismus. Seine Anliegen, wie
kulturelle Vielfalt, gleiche Rechte und Möglichkeiten für alle
Menschen sowie eine innere und äußere Revolution - basierend auf der
aktiven Gewaltfreiheit, führte ihn in sehr unterschiedliche Länder,
wie Ungarn, Spanien, Togo und Sierra Leone. Mit seiner freiwilligen
Tätigkeit in Pressenza Berlin möchte er der neuen Sensibilität und dem
neuen Bewusstsein ein Sprachrohr verleihen und mit seinem Engagement
bei der Organisation Begegnung der Kulturen von einem multikulturellen
Nebeneinander zu einer weltweiten menschlichen Nation gelangen.


Anmerkungen:

[1] http://torture-prison.eu/

[2] https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=2&cad=rja&uact=8&ved=0ahUKEwjzgJOzqdjaAhXB2aQKHf0uBaYQFggxMAE&url=https%3A%2F%2Fhudoc.echr.coe.int%2Fapp%2Fconversion%2Fpdf%2F%3Flibrary%3DECHR%26id%3D001-153769%26filename%3D001-153769.pdf%26TID%3Dihgdqbxnfi&usg=AOvVaw01Lzaws7YJ6BPxBUVl6oZ8

[3] https://www.jura.uni-tuebingen.de/professoren_und_dozenten/heinrich/materialien/materialien-zur-europaeischen-konvention-zum-schutze-der-menschenrechte-und-grundfreiheiten-emrk-pdf-dateien/artikel-3-2013-verbot-der-folter

[4] http://www.queeramnesty.de/laender/artikel/kategorie/europa/view/rumaenien-verurteilt.html

Quellen:

Romania - Torture in Europe

http://torture-prison.eu/

Kanalkinder in Bukarest - Das Erste

https://www.youtube.com/watch?v=GY2YkQ1dVGU

Leben im Untergrund - Kanalmenschen in Bukarest

https://www.youtube.com/watch?v=mVsbE8dU20E

Unter dem Asphalt - Das Leben der Ausgestoßenen in Bukarest

https://www.stern.de/panorama/weltgeschehen/bukarest--unter-dem-asphaltdas-leben-der-ausgestossenen-7311310.html

Überbelegte Zellen und menschenunwürdige Zustände

http://www.deutschlandfunk.de/rumaenische-haftanstalten-ueberbelegte-zellen-und.724.de.html?dram:article_id=341399

Straßburger Richter prangern Zustände in rumänischen Gefängnissen
an

http://www.dw.com/de/stra%C3%9Fburger-richter-prangern-zust%C3%A4nde-in-rum%C3%A4nischen-gef%C3%A4ngnissen-an/a-38579286

Rumäniens Gefängnissystem braucht dringend neue Regeln

http://www.dw.com/de/rum%C3%A4niens-gef%C3%A4ngnissystem-braucht-dringend-neue-regeln/a-2019975


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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BUNDESLIGA/546: Männer - 13. bis 15. Runde (SB)




Die zentrale Endrunde in Berlin ist Geschichte, aber die Frage nach
dem Champion längst noch nicht. Nach der 15. Runde liegen Baden-Baden
und Solingen punktgleich an der Spitze, so daß nach dem Reglement ein
Stichkampf ansteht, der in zwei Wochen über die Bühne gehen soll. Die
letzte Patrone ist noch nicht verschossen, aber dennoch dürfte
Baden-Baden als Favorit auf den Meistertitel gelten, schon deswegen,
weil der Verein keine Kosten scheuen wird, um die Star-Riege an die
Bretter zu bringen. Und da hat Solingen weniger Prominenz
aufzubieten.

Dennoch war die Endrunde ein Krimi für sich. Baden-Baden überstand
die erste Hürde in Runde 13 mit einem 5:3-Sieg gegen Hockenheim, und
damit schien alles gelaufen zu sein, denn die beiden übrigen Gegner
Speyer-Schwegenheim (7,5:0,5) und Hofheim (6,5:1,5) bereiteten dem
Serienchampion keine schlaflosen Nächte.

Indes, Solingen hatte noch ein Wörtchen mitzureden und schickte
Schwäbisch Hall am ersten Tag der Endrunde mit 7,5:0,5 in die Wüste,
und auch am Tag darauf gelang gegen Aachen ein ungefährdeter
5,5:2,5-Erfolg. Als am Schlußtag auch noch Deizisau mit demselben
Ergebnis niedergerungen werden konnte, blieb Solingen nach
Mannschaftspunkten auf Augenhöhe zu Baden-Baden und kann weiter vom
Thron träumen.

Hockenheim sicherte sich derweil ungeachtet der Pleite gegen
Baden-Baden den Bronzerang dank der beiden 6:2-Erfolge gegen Hofheim
und Speyer-Schwegenheim. Nur Werder Bremen hätte den Rennstädter noch
gefährlich werden können, aber trotz guter Leistungen in Berlin
fehlten den Hanseaten am Ende 1,5 Brettpunkte für einen Podestplatz.

Soviel zu den Medaillenträgern, aber welche Mannschaften steigen ab?
Daß Norderstedt chancenlos sein würde, war bereits vorher bekannt.
Vor der Endrunde in Berlin hatten die Norddeutschen noch keine
einzige Begegnung gewonnen. Ihren Abstieg vom Oberhaus versüßten sie
sich dennoch in Runde 15, als sie MSA Zugzwang mit 4,5:3,5 besiegten
und so wenigstens eine kleine positive Erinnerung aus der Saison
2017/18 mit nach Hause nehmen konnten. An der Roten Laterne änderte
dies allerdings nichts.

Das Liga-Urgestein Hamburg konnte in Berlin jedenfalls den Alptraum
von einer Deklassierung abwenden. Alle drei Begegnungen gegen
Zugzwang, Norderstedt und Bayern München endeten mit deutlichen
Siegen, so daß sich Hamburg auf Tabellenplatz 10 retten konnte. Und
auch Mühlheim Nord und Hofheim gelang es, auf den Rängen 11 und 12
bis zur nächsten Bundesliga-Saison zu überwintern.

Nicht so Bayern München, die in Berlin nur gegen Norderstedt
erfolgreich waren, aber sowohl gegen Zugzwang als auch gegen Hamburg
in den sauren Apfel beißen mußten und als Vorletzter im Klassement zu
den Pechvögeln gehören. Gleiches gilt für Speyer-Schwegenheim auf
Rang 14. Ein glückliches Ende nahm die Saison unterdessen für die MSA
Zugzwang, die zwar auf einen Abstiegsrang landeten, aber dennoch
weiter in der Liga spielen werden, da Schwäbisch Hall seine
Mannschaft vom Oberhaus zurückzieht.

Die Hoffnung stirbt bekanntlich zuletzt und noch träumt Bayern
München von einem Liga-Erhalt, denn, wie durchsickerte, ist in der
Zweiten Liga Ost kein Verein bereit, den kostspieligen Aufstieg ins
Oberhaus zu wagen. Nickelhütte Aue wird wohl verzichten und Augsburg
zögert noch. Bei einem weiteren Rückzug in der Zweiten Liga Ost vom
möglichen Aufstieg würde Bayern München erstklassig bleiben.



Runde 13, am 29.4.2018

SV Werder Bremen - USV Dresden 3,5:4,5

SV Mülheim Nord - Schachfreunde Berlin 3,5:4,5

SK Norderstedt - FC Bayern München 2,5:5,5

Hamburger SK - MSA Zugzwang 5,5:2,5

SF Deizisau - DJK Aachen 3,5:4,5

SK Schwäbisch Hall - SG Solingen 0,5:7,5

Speyer-Schwegenheim - SV Hofheim 3:5

OSG Baden Baden - SV Hockenheim 5:3



Runde 14, am 30.4.2018

SV Mülheim Nord - SV Werder Bremen 2:6

USV Dresden - Schachfreunde Berlin 4:4

SK Norderstedt - Hamburger SK 1,5:6,5

FC Bayern München - MSA Zugzwang 3,5:4,5

SG Solingen - DJK Aachen 5,5:2,5

SF Deizisau - SK Schwäbisch Hall 4,5:3,5

Speyer-Schwegenheim - OSG Baden Baden 0,5:7,5

SV Hofheim - SV Hockenheim 2:6



Runde 15, am 1.5.2018

USV Dresden - SV Mülheim Nord 3,5:4,5

Schachfreunde Berlin - SV Werder Bremen 3:5

FC Bayern München - Hamburger SK 1:7

MSA Zugzwang - SK Norderstedt 3,5:4,5

SG Solingen - SF Deizisau 5,5:2,5

DJK Aachen - SK Schwäbisch Hall 4,5:3,5

SV Hofheim - OSG Baden Baden 1,5:6,5

SV Hockenheim - Speyer-Schwegenheim 6:2




	
 Endstand: 



	
1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

8.

9.

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.


	
OSG Baden Baden

SG Solingen

SV Hockenheim

SV Werder Bremen

SF Deizisau

USV Dresden

DJK Aachen

SK Schwäbisch Hall

Schachfreunde Berlin

Hamburger SK

SV Mülheim Nord

SV Hofheim

MSA Zugzwang

Speyer-Schwegenheim

FC Bayern München

SK Norderstedt


	
15

15

15

15

15

15

15

15

15

15

15

15

15

15

15

15


	
27

27

22

22

18

18

16

16

15

12

11

11

8

8

6

3


	
86,5

84,5

76  

74,5

67,5

62  

62,5

61,5

57,5

63  

52,5

48  

44  

42,5

45,5

32  
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SCHACH-SPHINX/06553: Alte Münchner Glanztage (SB)


Als Bayern München nicht nur eine hervorragende Fußballmannschaft
besaß, sondern auch eine excellente Schachriege, da fand man den
Clubnamen sowohl in der Fußball- als auch in der Schach-Bundesliga
ganz oben. Doch der einstige Erfolg schläft in München seit einigen
Jahren. Das Großmeisterteam, das beispielsweise 1993 erstmals in der
Liga eine Saison ohne Niederlage betritten hatte und vor der
Schachgesellschaft Köln-Porz den Titel des Deutschen Meisters errang,
gehört der Vergangenheit an und damit alle glänzenden Erinnerungen.
München, die Wirkungsstätte eines Siegbert Tarrasch und Austragungsort
vieler geschichtsträchtiger Turniere, übt sich in schachlicher Askese.
Ja, damals 1993, als die bayrische Mannschaft den 1000. Sieg ihrer
Vereingeschichte verbuchen konnte, hatten viele geglaubt, daß der
Siegeskurs bis zur Jahrtausendwende anhalten würde. In Gedenken an die
erfolgreiche Zeit wird ebendieser 1000. Sieg der Bayern im heutigen
Rätsel der Sphinx zur kniffligen Frage erhoben. Der Kölner Vogt hatte
zur Königsindischen Verteidigung gegriffen, nach und nach jedoch den
festen Boden unter seinen Füßen verloren, schließlich einen Bauern
eingebüßt und zuletzt 1...Td6-c6 gespielt mit der Hoffnung, das
Endspiel noch ins Remis lenken zu können. Doch die Kölner sollten in
dieser letzten Runde ihre zweite Saisonniederlage kassieren, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06553: Alte Münchner Glanztage (SB)]



Schlosser - Vogt

Bundesliga 1993


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Zunächst einmal schwächte Kortschnoj die schwarze Zentrumsstabilität
mit 1.Lc4xd5! Da nun 1...Dc6xd5 an 2.Tf2-d2 Dd5-f7 3.Td2xd6 Lh6-f8
4.Td6-d8 gescheitert wäre, mußte Schirow sich zu 1...Sf6xd5
entscheiden. 2.Tf2-d2 verstärkte den Druck und nach 2...Sd5-c3 -
2...Sd5xb6 3.Td2xd6 - war der Weg für die weiße Dame zum Königsflügel
frei: 3.Dd1-g4! Lh6-f8 4.Se1-d3 - mit der fürchterlichen Drohung
5.Sd3xf4! e5xf4 6.Lb6-d4+ - 4...Dc6-e8 5.Sd3-b4 d6-d5 6.Sb4xd5 Lf8-c5+
7.Lb6xc5 Tc8xc5 8.h5-h6 De8-f8 9.Sd5xc3 und Schwarz gab auf, da
9...Tc5xc3 10.Td2-d8! die Partie ohnehin beendet hätte.



Erstveröffentlichung am 6. Mai 2005
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FORSCHUNG/166: Äthiopien - Ausweg aus dem Teufelskreis der Armut (forsch - Universität Bonn)


forsch Frühjahr 2018

Bonner Universitäts-Magazin

Ausweg aus dem Teufelskreis der Armut

von Johannes Seiler



Warum ist es für Menschen am Rande der Gesellschaft so schwer, der
Armut zu entkommen? Dr. Christine Husmann vom Zentrum für
Entwicklungsforschung (ZEF) untersuchte am Beispiel Äthiopiens, wie
sich Kleinbauern durch bessere Erträge von der größten Not befreien
könnten.


Das Leben der Kleinbauern in Äthiopien ist beschwerlich.
Traktoren oder Mähdrescher sind so gut wie nicht vorhanden. Die
meisten bestellen mit einfachen Hacken oder mit dem Ochsenpflug ihr
Land. Gedroschen wird häufig auf dem blanken Boden. Die klimatischen
Bedingungen sind günstig, doch im Bergland der Ackerkrume etwas
abzuringen erfordert extrem harte Arbeit: Oft ermöglichen erst
Terrassen den Anbau von Nahrungsmitteln. Die Wege zum nächsten Dorf
oder Markt sind weit. Brennholz wird häufig von Frauen von Hand
herbeigeschafft - wer hierfür einen Esel sein eigen nennen kann,
gehört schon zu den Glücklicheren.

Äthiopien zählt zu den ärmsten Staaten der Welt. In dem bergigen Land
im Osten Afrikas wird weniger als die Hälfte des
Bruttoinlandsproduktes in der Landwirtschaft erwirtschaftet, obwohl
rund 85 Prozent der Bevölkerung auf dem Land und von der
Landwirtschaft leben. Nach Schätzungen der Weltbank kämpfen rund ein
Drittel der Menschen mit extremer Armut. "Das Problem ist nicht nur
die hohe, durch die Zahlen der Weltbank eher unterschätzte Anzahl der
Menschen in Armut, sondern die besondere Schwierigkeit, Menschen für
Verbesserungen der Lebensbedingungen zu erreichen, die weit unterhalb
der Armutsgrenze leben", sagt Dr. Christine Husmann vom Zentrum für
Entwicklungsforschung (ZEF).

Für ihre Dissertation ermittelte die Wissenschaftlerin Äthiopiens
Brennpunkte der Marginalität, wo besonders viele Menschen an den Rand
der Gesellschaft gedrängt werden und ums Überleben kämpfen müssen.
"Bestimmte Bevölkerungsgruppen werden von wichtigen Ressourcen wie
etwa Bildung oder Technologie ausgeschlossen. Sie profitieren nicht
vom Fortschritt der Gesellschaft", bringt es Husmann auf den Punkt.
Für ihre Dissertation befragte die Wissenschaftlerin viele Kleinbauern
und ihre Familien, aber auch Experten aus dem öffentlichen und dem
privaten Sektor sowie Mitarbeiter von Nichtregierungsorganisationen.
Die räumlichen Daten erfasste sie mit Hilfe Geographischer
Informationssysteme (GIS) und stellte sie in Karten dar.


Mangel an hochwertigem Saatgut

"Ein Drittel der Bevölkerung ist von extremer Marginalisierung
betroffen", fasst Husmann das Ergebnis zusammen. Diese Menschen sind
weit von Städten entfernt, haben kaum Zugang zur
Gesundheitsversorgung, zu sauberem Trinkwasser, zu Märkten und zu
landwirtschaftlicher Grundausstattung. Das Ergebnis sind Hunger und
Mangelernährung, was wiederum weit reichende Folgen hat: "Chronische
Unterernährung schränkt bleibend die geistigen Fähigkeiten ein und
verschärft damit noch das Problem des geringen Bildungsstands und der
geringen Produktivität in weiten Teilen der Bevölkerung."

Ein Großteil der rund 97 Millionen Äthiopier müht sich als Kleinbauer,
baut vorwiegend Getreide und Mais an. Große Teile der Bevölkerung sind
unterernährt, auch in guten Erntejahren sind viele Menschen auf
Nahrungsmittelhilfe angewiesen. "Das größte Problem sind die extrem
niedrigen Ernten", sagt die Geographin. "Mit qualitativ hochwertigem
Saatgut könnten die Bauern bis zur sechsfachen Menge ernten." Die
Nachfrage ist riesig, doch die überwiegend staatlichen Produzenten
stellen nach den Erkenntnissen der Wissenschaftlerin nicht genügend
Saatgut bereit. Zudem reguliert die Regierung den Zugang. Die Bauern
nutzen deshalb Samen oder Setzlinge, die sie aus der eigenen Ernte
aufbewahren. Das sind aber oft wenig ertragreiche Sorten, die zudem in
vielen Fällen krankheitsanfällig sind.

Der Wissenschaftlerin zufolge könnten sich viele der Kleinbauern durch
mehr und besseres Saatgut aus ihrer drängenden Armut befreien.
Voraussetzung sei, dass die Regierung den Markt hierfür teilweise
liberalisiere und sowohl privaten Herstellern vor Ort als auch
ausländischen Produzenten unternehmerischen Freiraum lasse, um die
Entwicklung und Vermehrung von verbessertem Saatgut zu befördern. Eine
Monopolisierung wie in den USA sei aufgrund der Gesetzeslage, die die
Eigentumsrechte an neuen Sorten regelt, auch bei verstärkten
Investitionen aus dem Ausland nicht zu befürchten. Die wichtigen
Funktionen, die das Aufbewahren, Tauschen und Wiederverwenden des
Saatguts der Bauern erfüllen, könnten auch bei einem stärkeren
Engagement von privaten Firmen erhalten bleiben. Außerdem sei es
erforderlich, dass Banken genügend Mikrokredite bereitstellen, mit
denen die Kleinbauern in besseres Saatgut und andere Produktionsmittel
investieren können.


Erste Fortschritte in der Armutsbekämpfung

Auch nach ihrer Dissertation über Äthiopien hält die 
ZEF-Wissenschaftlerin Kontakte und reist etwa ein- bis zweimal pro Jahr
dorthin. "Äthiopien macht große Fortschritte in der Armutsbekämpfung,
aber die Menschen sind immer noch sehr arm", berichtet Husmann.
Inzwischen berät sie auch einen deutschen Saatguthersteller, der dort
investiert, bislang aber vor allem die äthiopische Züchtung
unterstützt. Den äthiopischen und ausländischen privaten Sektor
einzubeziehen wäre nach ihrer Einschätzung eine Chance, mit der die
Kleinbauern zumindest ein Stück weit dem Teufelskreislauf der Armut
entkommen könnten.


Publikation:

Christine Husmann: The Private Sector and the Marginalized Poor.
An Assessment of the Potential Role of Business in Reducing Poverty
and Marginality in Rural Ethiopia, Peter Lang Verlag, Development
Economics and Policy, 57,90 Euro

 * 

Quelle:

forsch - Bonner Universitäts-Nachrichten Frühjahr 2018, Seite 14-15
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Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn

vom Dezernat Hochschulkommunikation,
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MELDUNG/463: Niedrige Selbstkontrolle beeinflusst Smartphone-Gebrauch (idw)


Universität Bern - 02.05.2018

Niedrige Selbstkontrolle beeinflusst Smartphone-Gebrauch



Die breite Nutzung von Smartphones in Berufs- und Privatleben führt zu nie
dagewesener Vernetzung zwischen den Menschen. Neben den Möglichkeiten, die
das Smartphone bietet, gibt es aber auch Nebenwirkungen wie Ablenkung am
Steuer oder bei der Arbeit. Berner Forschende zeigen nun, dass
Persönlichkeitsunterschiede in der Fähigkeit zur Selbstkontrolle erklären
können, ob Menschen unmittelbar auf Smartphone-Signale reagieren.

Wer ein Smartphone besitzt, weiss: Dutzende Mal pro Tag empfangen wir
Chatmitteilungen, Push-Nachrichten der Zeitungs-App oder Anrufe. Oft
stören die Mitteilungen oder Anrufe unsere Konzentration bei der jeweils
aktuellen Tätigkeit, sei es im beruflichen Kontext oder etwa beim
Autofahren. Es ist wichtig zu verstehen, welche Motivationen dazu führen,
dass Menschen unmittelbar auf ein Signal reagieren und ihr Smartphone
zücken.

Ablenkung durch Smartphones ist eine Frage der Persönlichkeit


In einer neuen Untersuchung zeigt ein interdisziplinäres Team der
Universität Bern, bestehend aus Prof. Dr. Sebastian Berger und Annika Wyss
vom Institut für Organisation und Personal sowie Prof. Dr. Daria Knoch von
der Abteilung Sozialpsychologie und Soziale Neurowissenschaft am Institut
für Psychologie, dass Personen mit niedriger Fähigkeit zur Selbstkontrolle
eher dazu neigen, unmittelbar auf Signaltöne des Smartphones zu reagieren.

Für ihre Studie setzten die Forschenden auf eine etablierte Methode aus
der Psychologie: Sie luden 108 Testpersonen ein, an einem «Experience-
Sampling» teilzunehmen. Dies ist eine Methode, bei der die Testpersonen
mehrfach täglich eine Nachricht auf das Smartphone erhalten, um einige
Fragen zur aktuellen Befindlichkeit zu beantworten. Im konkreten Fall ging
es um Konsumerfahrungen. Das eigentliche Ziel des Forscherteams war es
jedoch, die Zeit zu messen, wie lange eine Person benötigt, um auf die
Nachricht zu reagieren. Von insgesamt 1.620 Signalen in der Studie (15 pro
Testperson, verteilt über 3 Tage) wurden 1.493 beantwortet. Hiervon wurden
335 innerhalb der ersten Minute beantwortet. Kernaspekt der Studie war,
die Antwortzeiten mit der Fähigkeit zur Selbstkontrolle der Testpersonen
zu verlinken, welche durch standardisierte Tests sieben Wochen zuvor
gemessen worden war.

Die Analyse zeigt Folgendes: Personen mit geringerer Selbstkontrolle fiel
es deutlich schwerer, nicht unmittelbar auf das Smartphone-Signal zu
reagieren. Dieser Effekt blieb stabil, selbst wenn man eine Reihe von
weiteren Persönlichkeitsmerkmalen ebenfalls in das statistische Modell
miteinbezieht. «Selbstkontrolle misst die Fähigkeit, Kontrolle über einen
Impuls zu bewahren», erklärt Daria Knoch. «Diese ist nötig, um das
Bedürfnis, auf die Nachricht zu reagieren zu vertagen, etwa auf wenn die
Arbeit getan ist oder das Auto sicher an den Zielort gelenkt wurde», so
die Neurowissenschaftlerin. Interessanterweise ist die Ausprägung der
Fähigkeit zur Selbstkontrolle nicht dazu geeignet, Unterschiede in der
Reaktionszeit der Antworten zu erklären. «Der Grad der Selbstkontrolle
kann nicht erklären, warum eine Person nach 11 oder 12 Minuten antwortet»,
erklärt Annika Wyss, «ein niedriger Grad eignet sich aber als
Diagnostikinstrument, um unmittelbare Antworten zu erklären».

«Bei der Erforschung der Nebenwirkungen von Smartphone-Nutzung ist es
zunächst wichtig zu verstehen, welche psychologischen Faktoren dazu
führen, dass die smarten Begleiter so oft in risikoreichen Situationen
verwendet werden. Mit der Selbstkontrollfähigkeit haben wir nun einen
dieser Prozesse identifiziert», fasst Studienleiter Sebastian Berger die
Ergebnisse zusammen. «Auch in dieser Studie zeigt sich wieder der Nutzen
interdisziplinärer Forschung», so Berger weiter. Betriebswirtinnen und
Betriebswirte, die daran interessiert seien, möglichst gute
Arbeitsbedingungen zu gestalten, seien beispielsweise auf die
Grundlagenforschung aus der Neurowissenschaft angewiesen. So könnten die
Studienergebnisse herangezogen werden, wenn man etwa darüber diskutieren
wolle, ob es als Unternehmen sinnvoll sei, Smartphones an alle
Mitarbeitenden abzugeben oder ob beispielsweise Emails nach Feierabend
nicht mehr auf die Handys der Mitarbeitenden gepusht werden sollten.


Angaben zur Publikation:

Sebastian Berger, Annika Wyss & Daria Knoch: Low self-control capacity is
associated with immediate responses to smartphone signals, Computers in
Human Behavior, 2018, in press,

https://doi.org/10.1016/j.chb.2018.04.031

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution57

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bern, Nathalie Matter, 02.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/2259: Schwergewicht - Sprung ins Haifischbecken ... (SB)




Britischer Promoter Eddie Hearn expandiert in die USA

Der britische Promoter Eddie Hearn hat seinen Expansionskurs
bekräftigt und angekündigt, er wolle den größten Boxstall aller Zeiten
aufbauen. In Großbritannien sei Matchroom Boxing die unangefochtene
Nummer eins, nun werde er sein Engagement in den USA verstärken, um
auch dort die Führerschaft zu erlangen. Dieses Vorhaben dürfte
jenseits der Großen Teichs als Kampfansage aufgefaßt werden, wobei
sich alle Beteiligten im klaren darüber sein sollten, daß Hearn auf
diesem Kurs noch ein sehr langer und steiniger Weg bevorsteht. Bislang
hat er an US-amerikanischen Boxern lediglich den Mittelgewichtler
Daniel Jacobs und Jarrell Miller im Schwergewicht unter Vertrag. Ob
Jermall und Jermell Charlo anbeißen, nach denen er die Angel
ausgeworfen hat, ist völlig offen. Sollten die Zwillingsbrüder seinem
Ruf folgen, wäre das in der Tat ein spektakulärer Fischzug, doch wenn
nicht, kaum mehr als ein geplatzter Versuchsballon.

Jacobs hat einen guten Namen, aber keine sonderlich große Fangemeinde,
wenn man einmal von New York absieht. Zudem erweckt er in jüngster
Zeit den Eindruck, als habe ihn die achtbare Punktniederlage gegen
Gennadi Golowkin im März letzten Jahres nicht so sehr beflügelt, als
vielmehr nachhaltig in Mitleidenschaft gezogen. Vielleicht hat
Golowkins Trainer Abel Sanchez ja doch ins Schwarze getroffen, als er
sich kürzlich darüber ausließ, daß kein Boxer mehr derselbe sei, wenn
er GGG im Ring gegenübergestanden und dessen Schläge gespürt habe.
Jacobs ist nun Pflichtherausforderer des Kasachen, den er aber so
schnell kein zweites Mal vor die Fäuste bekommen wird. Zudem bedürfte
es schon eines Wunders, um bei einer Revanche mit Golowkin nicht
unterzugehen, was gleichermaßen der Fall wäre, wagte er sich an
Jermall Charlo heran. Noch ist Daniel Jacobs nicht auf dem
absteigenden Ast, aber wiederum auch kein Boxer, dem die Zukunft
gehört.

Doch hören wir zunächst, was Eddie Hearn über die einheimische
Konkurrenz zu sagen hat. Er wolle nicht arrogant klingen, sehe aber in
Frank Warren keinen ernsthaften Konkurrenten. Dieser kämpfe mit
Cyclone und Hennessy Sports um Marktanteile, während Matchroom Boxing
mit Top Rank, Golden Boy und Al Haymon in einer anderen Liga spiele.
Frank mache gute Arbeit und verdiene Respekt, zumal er schon so lange
im Geschäft sei. Auf dem britischen Markt brauche sich Matchroom
jedoch keine Sorgen zu machen, und dieselbe Führungsposition strebe er
künftig auch in den USA an, so Hearn.

Frank Warren, vordem der einflußreichste britische Promoter, hat nach
wie vor viele Boxer unter Vertrag, darunter Billy Joe Saunders, Tyson
Fury, Daniel Dubois, Anthony Yarde und Carl Frampton. Saunders gehört
als WBO-Weltmeister zu den besten Mittelgewichtlern, Fury versucht
sich an einem Comeback, Dubois könnte künftig im Schwergewicht
Karriere machen, Frampton war bis vor kurzem der führende Akteur im
Federgewicht. Wen hat Eddie Hearn demgegenüber aufzubieten? Neben
seinem absoluten Flaggschiff Anthony Joshua sind Namen wie Dillian
Whyte, Amir Khan, Kell Brook, Tony Bellew, Luke Campbell, Ryan
Burnett, Lee Selby, Scott Quigg, Josh Taylor, David Allen, Jamie
McDonnell und Kal Yafai zu nennen, so daß die Frage der Vorherrschaft
auf der Insel eindeutig geklärt sein dürfte.

Die alles überragende Zugnummer ist Joshua im Schwergewicht, zu dessen
Auftritten mehr als 80.000 Zuschauer ins Londoner Wembley-Stadion oder
ins Millennium-Stadion in Cardiff strömen, während im britischen
Pay-TV beste Quoten erzielt werden. In den USA ist Boxen eher zu einem
Nischensport geschrumpft, wenn man einmal von einigen wenigen
spektakulären Ausnahmen absieht. Hingegen boomt das britische
Boxgeschäft seit Jahren, so daß ein Ende des Geldflusses wie etwa in
Deutschland nicht in Sicht ist. Davon profitiert insbesondere Eddie
Hearn, der mit Antony Joshua vor allem im Schwergewicht die
Bedingungen weltweit diktiert. Joshua könnte noch etliche goldene
Jahre vor sich haben, aber auch von Deontay Wilder entzaubert werden,
träfen die beiden denn im Kampf der Superlative aufeinander.

Hinter Anthony Joshua sieht es längst nicht so gut aus. Khan und Brook
sind international wohlbekannt, stünden aber gegen US-Konkurrenten wie
Errol Spence, Keith Thurman, Erislandy Lara, Jarrett Hurd oder die
Brüder Charlo auf verlorenem Posten. Auch mit Tony Bellew hat Hearn
gute Kasse gemacht, obgleich Bellew weder im Cruiser- noch im
Schwergewicht in der Spitze mithalten kann. Wollte man eine Liste
erstellen, wer ihn in diesen beiden Gewichtsklassen das Fürchten
lehren würde, bräuchte man schon ein großes Blatt Papier. Die Frage
könnte sich indessen bereits an diesem Wochenende erübrigen, da Tony
Bellew abermals auf David Haye trifft, der sich in ihrem ersten Kampf
aufgrund einer schweren Verletzung an der Achillessehne geschlagen
geben mußte. Ohne Joshua, Khan, Brook und Bellew sähe Hearns Rechnung
zwangsläufig ganz anders aus. Er hat zwar noch viele andere
talentierte und erfolgreiche Boxer in den leichteren Gewichtsklassen
unter Vertrag, doch ist derzeit kein Nachfolger Joshuas in Sicht, der
künftig in die Weltklasse aufsteigen und vor allem im Bezahlfernsehen
abkassieren könnte. [1]

Natürlich ist Eddie Hearn Experte genug, um zu wissen, wie weit ihm
Bob Arum (Top Rank), Oscar de la Hoya (Golden Boy) und der
einflußreiche Schattenmann Al Haymon in den USA voraus sind. Daß der
britische Promoter daran geht, auf dem US-amerikanischen Markt Fuß zu
fassen, ist ebenfalls kein Geheimnis. Warum Hearn den Ball nicht flach
hält und seinen Fischzug in aller Stille betreibt, um den mächtigen
Rivalen weniger Angriffsfläche zu bieten, dürfte verschiedenen Gründen
geschuldet sein. Aktueller Anlaß ist der Machtkampf mit Shelly Finkel
und vor allem Al Haymon um die Konditionen eines Duells der
Weltmeister zwischen Anthony Joshua und Deontay Wilder. Offenbar legt
der britische Promoter mit seinen Eroberungsplänen nach, um sich nicht
die Blöße zu geben, plötzlich am kürzeren Hebel zu sitzen. Fast alles,
was Hearn bislang angefaßt hat, ist ihm gelungen, und seine
Durchsetzungsfähigkeit wuchs mit jedem Erfolg. Die einheimische
Konkurrenz blieb mehr oder minder auf der Strecke, nun steht der
Sprung ins eigentliche Haifischbecken bevor.


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2018/05/hearn-says-hes-going-to-build-the-largest-stable-in-boxing/#more-262155
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TIERVERSUCH/754: Tierversuche für Kosmetika - EU-Parlament stimmt für weltweites Verbot (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 3. Mai 2018

Tierversuche für Kosmetika:

EU-Parlament stimmt für weltweites Verbot



Der Deutsche Tierschutzbund begrüßt die heutige Zustimmung des
EU-Parlamentes für ein weltweites Verbot von Tierversuchen für kosmetische
Mittel. Der entsprechende Antrag sieht vor, dass sich die EU bei den
Vereinten Nationen für ein weltweites Verbot einsetzen und dafür sorgen
soll, dass internationale Handelsverträge und Freihandelsabkommen das
bereits bestehende EU-Verbot nicht verwässern. So soll gewährleistet
werden, dass keine Kosmetika, die in Drittstaaten an Tieren getestet
wurden, auf den europäischen Markt gelangen.

"Wir freuen uns, dass unser Kampf gegen Tierversuche in der Kosmetik nun
auch weltweit Früchte trägt", sagt Thomas Schröder, Präsident des Deutschen
Tierschutzbundes. "Das Tierversuchsverbot für Kosmetika in der EU war ein
Schlüsselmotor für die Industrie, endlich die Entwicklung von
tierleidfreien Methoden zu fördern und weitere Alternativmethoden zu
entwickeln. Es ist Zeit, dass sich die EU im Rahmen der Vereinten Nationen
auch für ein weltweites Verbot von Tierversuchen für kosmetische Mittel
einsetzt."

Im Gegensatz zur EU sind Tierversuche für Kosmetika und die Vermarktung von
an Tieren getesteten Kosmetika in rund 80 Prozent der Länder weltweit noch
erlaubt.

"Daher sollte die EU dafür sorgen, dass keine Gesetzeslücken oder
Handelsabkommen dazu führen, dass Kosmetikprodukte, die in Drittstaaten an
Tieren getestet wurden, trotzdem auf den EU-Markt gelangen", so Schröder.

Der Deutsche Tierschutzbund hat sich jahrzehntelang dafür eingesetzt, dass
Kosmetika und deren Inhaltsstoffe nicht an Tieren getestet werden. Im Kampf
für ein Tierversuchsverbot bedurfte es immenser Kampagnen- und Lobbyarbeit,
damit die Verbote in Deutschland und der EU letztendlich realisiert wurden.
Für kosmetische Produkte hat der Verband zudem die erste Positivliste
aufgestellt. Die darin aufgeführten Hersteller führen keine Tierversuche
durch und verwenden nur Inhaltsstoffe, die seit 1979 nicht mehr im
Tierversuch getestet wurden.

Weitere Informationen unter:

www.tierschutzbund.de/tierversuche

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 3. Mai 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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EXKURSION/217: Kassel - "Kobolde der Nacht" - Fledermausexkursion am 18.5.2018


Fledermausexkursion für Erwachsene und Familien



Freitag, 18. Mai, 21 bis 22.30 Uhr: Kobolde der Nacht - Der nächtliche
Besucher unserer Kasseler Parks merkt nicht, dass um ihn herum ein
verborgenes, quirliges Leben existiert. Gemeinsam mit einer
Naturforscherin wird mit Hilfe von Scheinwerfern und
Ultraschalldetektoren Licht in dieses dunkle Treiben gebracht. Der
Treffpunkt im Stadtgebiet hat KVG Anschluss.

Eine Voranmeldung unter der Telefonnummer 05 61/7 87-40 66 (täglich
von 10.30 bis 16.30 Uhr) ist erforderlich. Die Kosten betragen drei
Euro, Kinder und Jugendliche sind kostenlos.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 16. April 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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EUROPA/127: Mitgliedstaaten sollen für ihren Plastikmüll bezahlen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 03.05.2018 / Abfall

Mitgliedstaaten sollen für ihren Plastikmüll bezahlen



Mit einer Steuer auf nicht-recycelte Plastikabfälle will die
EU-Kommission die Kreislaufwirtschaft ankurbeln und den neuen
EU-Haushalt finanzieren. Das kündigte Haushaltskommissar Günther
Oettinger am Mittwoch in Brüssel an.

Künftig sollen die Mitgliedstaaten für jedes Kilogramm Verpackungsmüll
aus Plastik, das nicht wiederverwertet wird, 80 Cent an die EU zahlen.
Bei der derzeitigen Recyclingquote von 40 Prozent würden das etwa 7
Milliarden Euro neue Einnahmen pro Jahr für die Kommission ergeben.
Die Steuer wird als neue eigene Einnahmequelle der EU im Mehrjährigen
Finanzrahmen (2021-2027) vorgeschlagen. Gleichzeitig soll das
Finanzinstrument einen Anreiz für Mitgliedstaaten schaffen, mehr
Verpackungsmüll zu recyceln und damit den Übergang zu einer
Kreislaufwirtschaft und die Umsetzung der Plastikstrategie fördern.
Obwohl sie also erwartet, dass die Recyclingquote in den nächsten
Jahren steigt, rechnet die Kommission bis 2027 mit gleichbleibend
hohen Einnahmen aus der neuen Steuer. Das liegt daran, dass sie auch
von einem Anstieg der Abfallmenge ausgeht.

Justine Maillot von der Surfrider Foundation Europe und Mitglied der
Rethink Plastic-Allianz erklärt, warum der Vorschlag genau deshalb an
einem falschen Punkt ansetzt: "Mit dieser Steuer wendet die Kommission
sich gegen das Prinzip der Abfallhierarchie, indem sie Recycling über
Vermeidung und Wiederverwendung stellt." Eine Steuer auf Plastik
sollte nicht erst am 'Lebensende' eines Produkts ansetzen, sondern
direkt an der Produktion, um den Preis für die Herstellung von
Kunststoffprodukten zu erhöhen und die Abfallmenge insgesamt zu
reduzieren. Die vorgeschlagene Steuer "beinhaltet keinen Anreiz für
eine Reduzierung von Plastik direkt an der Quelle", so Rethink
Plastic.

Der Vorschlag für den Mehrjährigen Finanzrahmen wird nun im
Ministerrat und dem Europäischen Parlament diskutiert. Die Kommission
hofft auf eine Einigung bis zur Europawahl im Mai 2019. [km]



Vorschlag der Kommission zu neuen Eigenmitteln

https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/system-own-resources-may2018_en.pdf

Pressemitteilung Kommission

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-3570_en.htm

Pressemitteilung Rethink Plastic Alliance

https://mailchi.mp/43e89ca46d52/press-release-new-tax-on-non-recycled-plastic-packaging-waste-will-fail-to-address-the-plastic-pollution-crisis?e=%5bUNIQID

 * 

Quelle:

EU-News, 03.05.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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EUROPA/126: Vorschläge gegen Trinkhalme, Tüten und Teller im Meer (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 02.05.2018 / Abfall

Vorschläge gegen Trinkhalme, Tüten und Teller im Meer



Die EU-Kommission will die häufigsten Einmalplastikprodukte verbieten,
um die Vermüllung der Meere zu bekämpfen. Das beinhaltet ein
Verordnungsentwurf, der diese Woche vorab öffentlich geworden ist.

So sollen Einmalplastikprodukte, für die nachhaltigere Alternativen
bestehen, nach den Plänen der Kommission vom Markt verbannt werden.
Das betrifft beispielsweise Geschirr, Besteck und Strohhalme aus
Kunststoff. Die Verordnung sieht auch eine Anwendung der Erweiterten
Herstellerverantwortung vor: Produzenten von Take
away-Lebensmittelverpackungen, Getränkebehältern, Plastiktüten und
weiteren Produkten sollen die Kosten für die Entsorgung und das
Recyceln ihrer Produkte tragen, wenn diese an Stränden und im Meer
gefunden werden. Hinweise zur richtigen Entsorgung auf den Produkten
sollen außerdem das öffentliche Bewusstsein für die Vermüllung der
Meere durch Plastik fördern.

Bei Umweltverbänden stößt der Vorschlag der Kommission im Großen und
Ganzen auf Zustimmung. Die dänische EP-Abgeordnete Margrete Auken
(Europäische Grüne) macht jedoch auf eine Schwachstelle aufmerksam:
"Es fehlen Maßnahmen gegen gefährliche Chemikalien, die in vielen
Plastikprodukten vorhanden sind. Wir müssen Schadstoffe aus dem
Plastik entfernen", erklärt sie. Auch für Elise Vitali vom
Europäischen Umweltbüro (EEB) ist dies ein wichtiger Punkt. Wenn
schädliche Stoffe nicht aus Plastikprodukten entfernt werden, sei die
Wiederverwertung dieser Produkte nicht sinnvoll.

Der Verordnungsentwurf ist Teil der im Januar vorgestellten
Plastikstrategie der Kommission, die das Plastikmüllaufkommen in der
EU verringern und Plastikprodukte bis 2050 komplett recycelbar machen
soll (EU-Umweltnews vom 18. Januar)[1]. Offiziell vorgestellt wird der
Entwurf Ende Mai, danach werden das EU-Parlament und die
Mitgliedstaaten darüber diskutieren. [km]



Geleakter Verordnungsentwurf

https://g8fip1kplyr33r3krz5b97d1-wpengine.netdna-ssl.com/wp-content/uploads/2018/04/2018-04-27-11-52_01.pdf

Nachricht Metamag

https://metamag.org/2018/05/02/leaked-the-draft-eu-laws-to-counter-the-plastic-pollution-crisis/

Pressemitteilung Europäische Grüne

https://www.greens-efa.eu/en/article/press/new-dawn-for-plastic-management/

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-abfall/eu-kommission-will-plastik-an-den-kragen/

 * 

Quelle:

EU-News, 02.05.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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MELDUNG/062: Berlin - Biotonne für alle kommt! (BUND BE)


BUND Landesverband Berlin e.V. - Pressemitteilung - Berlin, 3. Mai
2018

Endlich - Biotonne für alle kommt!

BUND fordert Konzept für Biosammlung und Bau einer 2. Biogasanlage




Am gestrigen Mittwoch hat der Aufsichtsrat der BSR die Einführung der
flächendeckenden Bioabfallsammlung in Berlin beschlossen. Damit soll
die bereits seit Anfang 2015 bundesweit geltende Biotonnenpflicht ab
1. April 2019 auch in Berlin umgesetzt werden. Die geringfügigen
Mehrkosten für die Sammlung sollen über die Grundgebühr, den
sogenannten "Ökotarif" der BSR, finanziert werden. Die genauen
Auswirkungen wird die BSR jetzt im Rahmen der Tarifkalkulation
2019/2020 berechnen.

Der Berliner Landesverband des Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND Berlin) begrüßt die Entscheidung als ersten Schritt
zu einer ressourcen- und klimafreundlichen Verwertung aller Bioabfälle
in der Stadt. Senat und BSR müssen nun zügig ein zielführendes Konzept
für eine breite Akzeptanz und Nutzung der Biotonne entwickeln. Mit
einer umfassenden Kampagne und kontinuierlicher, intensiver
Abfallberatung müssen die Menschen vom großen ökologischen Nutzen der
Getrenntsammlung überzeugt werden.

Tobias Quast, Abfallexperte des BUND Berlin: "Damit die Berliner
Bioabfälle in Zukunft optimal gesammelt werden können, sollte eine
kostenfreie Biotonne über die Restmülltonnengebühr komplett
querfinanziert werden. Für Akzeptanz und Umsetzbarkeit des Anschluss-
und Benutzungszwangs für die Biotonne in allen Berliner Haushalten ist
die Kostenfreiheit der Tonne entscheidend - ebenso für die Motivation
der Bevölkerung zum Trennen. Zudem muss zügig die Planung einer
zweiten Biogasanlage vorangetrieben werden, um die Berliner Bioabfälle
aus der braunen Tonne hochwertig und klimaschonend in modernen
emissionsarmen Anlagen zu vergären. Die Kapazitäten der ersten
Biogasanlage der BSR in Ruhleben sind bereits ausgelastet."

 * 

Quelle:

Presseinformation Info 7, 03.05.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Berlin

Crellestraße 35, D-10827 Berlin

Tel. 030/78 79 00-0, Fax: 030/78 79 00-18

E-Mail: kontakt@bund-berlin.de

Internet: www.bund-berlin.de
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FINANZEN/218: Startschuss für den Zwist um EU-Milliarden (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 03.05.2018 / Politik & Recht

Startschuss für den Zwist um EU-Milliarden



Die EU-Kommission hat am Mittwoch ihren Vorschlag für den mehrjährigen
Finanzrahmen (MFR) 2021 bis 2027 vorgelegt. Umweltverbände
kritisierten die Pläne.

Laut eigener Darstellung setzt die EU-Kommission auf ein 'modernes
Budget für eine Union, die schützt, stärkt und verteidigt.' 1135
Milliarden Euro an Mitteln für Verpflichtungen im Zeitraum von 2021
bis 2027 veranschlagt die Kommission. Dies entspricht 1,11 Prozent des
Bruttonationaleinkommens (BNE) der EU-27. Demgegenüber stehen 1105
Milliarden Euro (1,08 Prozent des BNE) an Mitteln für Zahlungen.

Auf der Ausgabenseite sollen sowohl die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP)
als auch die Kohäsionspolitik 'moderat um jeweils circa 5 Prozent'
gekürzt werden.

Das LIFE-Programm soll schwerpunktmäßig die Themen
Kreislaufwirtschaft, kohlenstoffarme Wirtschaft, Biodiversität und
Energiewende umfassen. Das Budget soll von aktuell 3,5 auf 5,4
Milliarden Euro steigen.

Die Prioritäten des Kohäsionsfonds verringern sich von elf auf fünf.

Für die Connecting Europe Fazilität (CEF) sollen insgesamt 42
Milliarden Euro bereitgestellt werden.

Das Klimaschutz-Mainstreaming soll von 20 auf 25 Prozent angehoben
werden. Investitionen in fossile Energieträger und deren
Infrastrukturen bleiben auch nach 2020 erlaubt.

Allgemein will die EU-Kommission die Anzahl der Programme im MFR um
mehr als ein Drittel (von derzeit 58 auf künftig 37) reduzieren.

Auf der Einnahmenseite avisiert Brüssel neue Finanzquellen: 20 Prozent
der Einnahmen aus dem EU-Emissionshandelssystem sollen ab 2021 direkt
an die EU gehen. Auch bringt die Kommission einen nationalen Beitrag
(0,80 Euro pro Kilogramm) ins Spiel, der anhand der in jedem
Mitgliedstaat anfallenden nicht wiederverwerteten Verpackungsabfälle
aus Kunststoff berechnet werden soll (Vgl. EU-News zu Plastikmüll vom
03.05.2018).

Außerdem sollen nach dem Willen der Kommission alle derzeitigen
Rabatte wegfallen, wobei ein Übergangszeitraum von fünf Jahren zur
Debatte steht.

Die sektoralen Vorschläge folgen:


	29. Mai: Europäischer Fonds für Regionalentwicklung (EFRE), Kohäsionspolitik, Gemeinsame Agrarpolitik (GAP), LIFE-Programm, Europäischer Meeres- und Fischereifonds (EMFF)

	06. Juni: Forschung und Innovation, Strategische Investitionen (u.a. CEF)

	12. Juni: Migration, Grenzsicherung, Verteidigung, Nukleare Sicherheit (Euratom)



Reaktionen aus den Umweltverbänden:

Kai Niebert, Präsident des Deutschen Naturschutzrings (DNR) forderte
vorab: "Die zukünftigen EU-Milliarden müssen einen echten Mehrwert für
Mensch und Natur schaffen! Es wird höchste Zeit, dass die EU umsteuert
und ihre Finanztöpfe so ausrichtet, dass sie den Umbau von Wirtschaft
und Gesellschaft möglich macht. Nur so können wir die eingegangenen
Verpflichtungen zum Klimaschutz, für Nachhaltigkeit und zur
Artenvielfalt erreichen".

Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) hält den
MFR-Vorschlag 'unter Umweltgesichtspunkten' für ungenügend. Die EU
verpasse die Chance, die Weichen hin zu einem Haushalt zu stellen, der
eine ökologischere und gerechtere Finanzverteilung ermögliche.

Markus Trilling von CAN Europe erklärte, dass die Erhöhung des
Klima-Mainstreamings zwar ein gutes Zeichen sei, aber 25 Prozent für
den EU-Klimaschutz bei Weitem nicht ausreiche.

Der Naturschutzbund (NABU) monierte insbesondere die GAP-Pläne: "Mit
über 46 Milliarden Euro pro Jahr und knapp 30 Prozent machen die
Agrarsubventionen weiterhin den größten Teil aus. 104 Euro pro Jahr
soll künftig jeder EU-Bürger für die unverändert schädliche
Agrarpolitik zahlen."

Auch aus dem EU-Büro der Umweltstiftung WWF drangen sehr kritische
Töne. Zwar begrüße der WWF die Aufstockung des LIFE-Programms sowie
das Bekenntnis, das Pariser Klimaabkommen und die
UN-Nachhaltigkeitsziele umzusetzen. Aber insgesamt plane die
Kommission zu wenig Geld für Natur- und Umweltschutz ein.

Eine Einigung über den neuen Langzeit-Haushalt strebt die
EU-Kommission noch vor der Europawahl und dem Gipfeltreffen des
Europäischen Rates in Sibiu am 9. Mai 2019 an. [aw]



Pressemitteilung der EU-Kommission (einschließlich der Mittelverteilung) 

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-3570_de.htm

DNR-Pressemitteilung 

https://www.dnr.de/presse/pressemitteilungen/pm-2018/niebert-zukuenftige-eu-milliarden-muessen-einen-echten-mehrwert-fuer-mensch-und-natur-schaffen/

BUND 

https://www.bund.net/service/presse/pressemitteilungen/detail/news/eu-verpasst-die-chance-einer-oekologischeren-und-gerechteren-finanzverteilung-1/

CAN Europe 

http://www.caneurope.org/publications/press-releases/1601-proposed-future-eu-budget-embraces-increased-climate-action

NABU 

https://www.nabu.de/modules/presseservice/index.php?popup=true&db=presseservice&show=23372

WWF EU

http://www.wwf.eu/?uNewsID=327090
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FINANZEN/072: 104 Euro zahlt jeder EU-Bürger künftig für schädliche Agrarpolitik (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 2. Mai
2018

Zahl des Monats zum neuen EU-Haushalt: 

104
Euro zahlt jeder EU-Bürger künftig für schädliche Agrarpolitik

Tschimpke: EU-Kommission reiht sich unter die Totengräber der
Insektenwelt



Brüssel/Berlin - Am heutigen Mittwoch legte EU-Haushaltskommissar
Günther Oettinger seinen neuen Haushaltsentwurf für die Jahre 2021 bis
2027 vor. Mit über 46 Milliarden Euro pro Jahr und knapp 30 Prozent
machen die Agrarsubventionen weiterhin den größten Teil aus. 104 Euro
pro Jahr soll künftig jeder EU-Bürger für die unverändert schädliche
Agrarpolitik zahlen.

Der NABU kritisiert den Entwurf scharf. Den Naturschützern liegen
interne Dokumente vor, wonach im Haushalt ursprünglich deutlich
progressivere Vorschläge vorgesehen waren. So sollten die pauschalen
Flächenzahlungen in zielgerichtete Förderung - zum Beispiel für den
Umweltschutz - umgeschichtet werden. Diese Vorschläge wurden jedoch im
Verlauf der vergangenen Woche offenbar kurzfristig verworfen.

"Mit ihrem Vorschlag reihen sich Juncker und Oettinger unter die
Totengräber von Insekten, Vögeln und ländlichem Raum. Nach
wochenlangen internen Kämpfen haben sich offensichtlich die Hardliner
in der Kommission durchgesetzt. Ganz nach dem Willen der
Agrarindustrie wird die EU ihre milliardenschweren Agrarsubventionen
weiter überwiegend pauschal ausschütten. Schlimmer noch: Für die
gezielten Förderprogramme der sogenannten 'zweiten Säule' müssen die
Mitgliedstaaten künftig noch höhere Eigenanteile aufbringen. Damit
lohnt sich ein verantwortungsvoller Umgang mit der Natur kaum. Statt
die dringend benötigte Umkehr in der Agrarpolitik einzuleiten,
befördern Juncker und Oettinger die Artenvielfalt und Tausende
Bauernhöfe noch näher an den Rand des Abgrunds", sagte NABU-Präsident
Olaf Tschimpke.

Neben der Zementierung der schädlichen EU-Agrarpolitik sieht der
Haushaltsvorschlag auch kein zusätzliches Geld für den Naturschutz
vor. Dabei klafft allein in Deutschland nach Berechnungen des
Bundesamts für Naturschutz eine riesige Finanzierungslücke von mehr
als 50 Prozent.

"Wir können Kanzlerin Merkel und ihrem zuständigen Außenminister nur
raten: Lehnen Sie diesen Haushalt ab. Diese Agrarpolitik verschwendet
einen riesigen Teil unserer Steuergelder und schadet dem Gemeinwohl",
kritisierte Tschimpke. Die Bundesregierung müsse sich jetzt um so
vehementer für eine bessere Finanzierung des Naturschutzes einsetzen,
wie sie es in ihrem Koalitionsvertrag vereinbart hat. Dazu müsse in
der Agrarpolitik ein EU-Naturschutzfonds verankert werden, der die
vorhandene Finanzierungslücke schließt.




Weitere Informationen zum EU-Haushalt:

www.NABU.de/news/2018/02/23973.html

Weitere
Informationen zur Notwendigkeit einer besseren Agrarpolitik:

www.NABU.de/agrarreform2021
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MELDUNG/340: Kiebitz-Projekt in Bergenhusen ausgezeichnet (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 2. Mai 2018

Kiebitz: Zahl der Brutpaare in Deutschland stark gesunken 

UN-Dekade zeichnet Projekt zum Erhalt und Schutz des Kiebitzes aus



Anke Erdmann, Staatssekretärin des Ministeriums für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung in
Schleswig-Holstein, überreicht die Urkunde im Michael-Otto-Institut
Bergenhusen.


Bergenhusen, 3. Mai 2018 - Noch vor zwanzig Jahren war der Kiebitz auf
vielen Feldern und Wiesen anzutreffen. Durch die Intensivierung der
Landwirtschaft sind die europäischen Kiebitz-Bestände bis heute jedoch
stark geschrumpft. Mittlerweile steht der Kiebitz auf der globalen
Vorwarnliste bedrohter Vogelarten. Auch in Deutschland hat sich sein
Brutbestand um fast 60 Prozent reduziert. Um diesen Rückgang zu
stoppen und den Kiebitz auch in der Agrarlandschaft als Brutvogel zu
erhalten, führt der NABU seit 2014 mit dem Thünen-Institut für
Ländliche Räume das Projekt "Sympathieträger Kiebitz" durch. Insgesamt
sind 17 Partner aus acht Regionen in das Projekt eingebunden, darunter
Landschaftspflegeverbände, Kreisverwaltungen sowie NABU-Landesverbände
und -Stationen.

Bis Anfang 2019 entwickeln die Partner gemeinsam mit Landwirtinnen und
Landwirten Maßnahmen, um den Kiebitz zu erhalten. Dazu gehört, Nester
und Küken auf dem Ackerboden vor der landwirtschaftlichen Bearbeitung
zu schützen und "Kiebitz-Inseln" anzulegen. Dies sind kurzzeitige
Brachen im Ackerland, auf denen die Tiere ungestört brüten können.
Gleichzeitig wird im Rahmen des Projekts untersucht, wie sich das
Management von Kiebitzen in Schutzgebieten so optimieren lässt, dass
hohe Bruterfolge erzielt und die Gebiete zu langfristigen
Bestandsquellen für den immer seltener gewordenen Vogel werden.

Die Jury der UN-Dekade verleiht den Titel "Ausgezeichnetes Projekt der
UN-Dekade Biologische Vielfalt", da es sich bei "Sympathieträger
Kiebitz" um ein vorbildliches Projekt zur Entwicklung, Erprobung und
Umsetzung von Artenschutzmaßnahmen in der Agrarlandschaft handele, an
dem Träger und Nutzende zusammenarbeiten. Von den im Rahmen des 
NABU-Projekts durchgeführten Maßnahmen profitieren neben dem stark
gefährdeten Kiebitz auch andere bedrohte Brutvogelarten in
Deutschland, zum Beispiel die Feldlerche.

Das Projekt mit einer Laufzeit von April 2014 bis März 2019 wird vom
Bundesamt für Naturschutz (BfN) aus Mitteln des
Bundesumweltministeriums (BMU) im Rahmen des Bundesprogramms
Biologische Vielfalt gefördert.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

Michael-Otto-Institut im NABU

Goosstroot 1

24861 Bergenhusen

https://bergenhusen.nabu.de/wir-ueber-uns/

Ansprechpartner beim Projekt

Dominic Cimiotti

Tel.: 04885 570

dominic.cimiotti[at]NABU.de



Weitere Informationen

Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=1895&tx_lnv_pi1%5Baction%5D=show&tx_lnv_pi1%5Bcontroller%5D=Wettbewerb&no_cache=1
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MELDUNG/339: Eckpunkte-Papier "Aktionsprogramm Insektenschutz" - NABU-Insektenzählung (NABU)


NABU-Pressestatement - 2. MAI 2018

NABU-Statement zum Eckpunkte-Papier "Aktionsprogramm Insektenschutz" 

Miller: Schritt in die richtige Richtung - Insektenschutz muss fest in
Agrarpolitik verankert werden



Berlin - Bundesumweltministerin Svenja Schulze hat am heutigen
Mittwoch Eckpunkte zum "Aktionsprogramm Insektenschutz" vorgestellt.
Damit soll die Landwirtschaft insektenfreundlicher gemacht werden. In
dem sieben Seiten umfassenden Papier heißt es unter anderem, dass
"großflächige Strukturen in der Landbewirtschaftung aufgelöst und neue
Lebensräume und Verbindungskorridore für Insekten in der
Kulturlandschaft geschaffen werden" sollen. Dazu erklärt
NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller:

"Das Papier von Bundesumweltministerin Schulze ist ein Schritt in die
richtige Richtung und ein dringend notwendiges Signal, um dem
Insektensterben entgegenzuwirken. Doch um wirklich beurteilen zu
können, ob es die Bundesregierung mit dem Schutz von Bienen und
anderen Insekten tatsächlich ernst meint, sind zwingend verbindlichere
Zusagen vonnöten. So ist es nach wie vor nicht erkennbar, bis wann der
Ausstieg aus Glyphosat konkret erfolgen soll. Auch wird das
Neonicotinoid-Verbot zwar begrüßt, jedoch die Tatsache unter den
Teppich gekehrt, dass auch in Deutschland zwei weitere noch immer
zugelassen sind und eingesetzt werden. Auch der Plan, den Einsatz von
Pestiziden in Schutzgebieten deutlich zu verringern und wo möglich zu
verbieten ist viel zu unkonkret - in unseren Edelsteinen der Natur
sind ein Verbot und ausreichende Pufferzonen überfällig." Erfreulich
seien die Ziele der Extensivierung von Grünland und zur Schaffung von
Strukturelementen und Verbindungskorridoren, die nicht nur den
Insekten zugute kommen.

Das Bekenntnis Schulzes, sich "intensiv für eine Verbesserung der EU-
Naturschutzfinanzierung" einsetzen zu wollen, ist ein klares Signal an
Bundesagrarministerin Klöckner, an die der NABU appelliert, das
"Aktionsprogramm Insektenschutz" ebenfalls in der Agrarpolitik zu
verankern. "Um das Insektensterben zu stoppen, ist eine
ressortübergreifende Initiative erforderlich. Ohne eine Wende in der
Agrarpolitik wird das Problem nicht gelöst. Dazu gehört die Reform der
EU-Agrarpolitik mit mehr Geldern für Naturschutzmaßnahmen", so
Miller.

Unter dem Motto "Zählen, was zählt" startet der NABU sein neues
Citizen Science-Projekt "Insektensommer". Es ist die erste bundesweite
Insektenzählung in Deutschland. Naturfans sind bundesweit aufgerufen
in ihrer Umgebung vom 1. bis zum 10. Juni sowie vom 3. bis zum 12.
August Insekten zu beobachten und unter www.insektensommer.de online
zu melden.



Mehr Infos:

www.nabu.de/tiere-und-pflanzen/insekten-und-spinnen/insektensterben/index.html

www.insektensommer.de
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RECHT/071: Rila und Pirin - Gerichte kritisieren bulgarische Umweltpolitik (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 30.04.2018 / Naturschutz & Biodiversität

Rila und Pirin: Gerichte kritisieren bulgarische Umweltpolitik



Der Europäische Gerichtshof hat letzte Woche geurteilt, dass Bulgarien
das Rilagebirge nicht vollständig als besonderes Schutzgebiet im Sinne
der Habitatrichtlinie (Important Bird Area, IBA) ausgewiesen und damit
gegen EU-Umweltrecht verstoßen hat. Irina Mateeva von der bulgarischen
Gesellschaft für Vogelschutz (BSPB/BirdLife Bulgarien) begrüßte das
Urteil. "Dies ist das Ende eines langen Kampfes, um Bulgariens
wichtige Vogelgebiete vollständig zu schützen. Es gibt jedoch immer
noch massive Probleme aufgrund schlechter Verwaltung und fehlendem
Schutz vor schädlichen Aktivitäten, sodass international wichtige
Vogelstandorte in Bulgarien gefährdet sind", kritisierte Mateeva. Die
BSPB hofft, dass die bulgarische Regierung nun ihre Verpflichtungen
zum Schutz dieser Gebiete ernster nimmt.

In einem weiteren Umweltrechtsurteil entschied das Oberste
Verwaltungsgericht Bulgariens, dass die Regierung eine strategische
Umweltprüfung für den Bewirtschaftungsplan im Pirin-Nationalpark
durchführen muss. Die bulgarische Regierung hatte im März letzten
Jahres entschieden, dass der Entwurf des Bewirtschaftungsplanes keiner
Umweltprüfung unterzogen werden müsse. Dagegen hatten der WWF und die
Coalition for the Nature geklagt (EU-News 11.01.2018)[1]. Erfolgreich!
Die bulgarische Regierung hatte Ergebnisse einer Konsultation zum
Thema komplett ignoriert. Der neue Managementplan sieht eine zigfache
Ausweitung der Bebauungsmöglichkeiten des Nationalparks vor,
insbesondere für die Nutzung als Skigebiet. Der Pirin-Nationalpark
gehört zum UNESCO-Weltkulturerbe und gilt als Bulgariens wichtigstes
Schutzgebiet.

Vor Kurzem hatte der EuGH schon einmal ein aus Umweltsicht positives
Urteil im Streit um das Abholzen von Bäumen im polnischen Urwald
Bialowieza gefällt - Polen handelt demnach unionsrechtswidrig (EU-News
17.04.2018)[2]. Auch dieses Urteil erhielt von der Zivilgesellschaft
Lob. EuroNatur und Agent Green wiesen in diesem Zusammenhang auf
massive Umweltrechtsverstöße in einigen der letzten Urwälder Europas
in Rumänien hin. Diese würden systematisch abgeholzt und die
rumänische Regierung sowie die EU-Institutionen schauten weg. "Die
Dimension dieses Dramas in Rumänien übertrifft den polnischen Fall bei
Weitem - doch fast niemand nimmt das zur Kenntnis", sagte Gabriel
Schwaderer. [jg]



EuGH-Urteil zum Rilagebirge

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=201489&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=570837

Reaktion BirdLife

http://www.birdlife.org/europe-and-central-asia/pr/27-April-2018

Urteil zu Pirin (bulg.)

http://www.sac.government.bg/court22.nsf/d038edcf49190344c2256b7600367606/e8c82dbb4d5b921ac225827a0034f515?OpenDocument#,

Reaktion auf Pirin-Urteil von WWF/Koalition for the Nature
http://www.wwf.eu/media_centre/?uNewsID=326951

EuroNatur/Agent Green zu Urwäldern in Rumänien

https://www.euronatur.org/aktuell/detail/news/eugh-urteil-zu-bialowieza-eu-muss-auch-in-rumaenien-aktiv-werden/

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-naturschutz-biodiversitaet/umweltschutz-fehlanzeige-bulgarische-praesidentschaft-startet/

[2] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-naturschutz-biodiversitaet/bialowieza-krimi-nimmt-gutes-ende-fuer-den-naturschutz/
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STELLUNGNAHME/479: Gravierender Rückschritt beim Schutz vor Störfällen (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 3. Mai
2018

BBU: Entwurf des Leitfadens des NRW-Umweltministeriums
für die Einstufung von Abfällen ist ein gravierender Rückschritt
beim Schutz vor Störfällen



(Bonn, Düsseldorf, 03.05.2018) Auf deutliche Kritik des
Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU e.V.) ist der
Entwurf des Leitfadens des NRW-Umweltministeriums für die Einstufung
von Abfällen nach Anhang I der Störfall-Verordnung gestoßen. Der 
NRW-Leitfaden soll eine vorläufige Hilfestellung für die Vollzugspraxis in
NRW sein. Er soll gültig sein, bis der bisherige Leitfaden KAS-25 der
Kommission für Anlagensicherheit (KAS) zu diesem Thema überarbeitet
ist. Doch statt sich auf die Umstellung vom bisherigen
Chemikalienrecht auf das neue europäische Chemikalienrecht zu
beschränken, nimmt der NRW-Leitfaden gegenüber dem Leitfaden KAS-25
gravierende Änderungen vor, die dazu führen werden, dass zahlreiche
Abfallanlagen zukünftig nicht mehr unter die Störfall-Verordnung
fallen. Dies geht zu Lasten des Schutzes der Bevölkerung vor den
Gefahren von Störfällen.

Oliver Kalusch war Vorsitzender des Arbeitskreises der KAS, der den
Leitfaden KAS-25 erarbeitet hat und ist Mitglied des
Geschäftsführenden Vorstands des BBU. Gemeinsam mit zwei weiteren
Mitgliedern der Kommission für Anlagensicherheit hat er eine kritische
Stellungnahme für den BBU und den Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) verfasst, die dem NRW-Umweltministerium im Rahmen
der Verbändebeteiligung übermittelt wurde. Oliver Kalusch erklärt:
"NRW beugt sich offensichtlich bei der Frage, ob eine Anlage, in der
Abfälle vorhanden sind, die strengen Regeln der Störfall-Verordnung
erfüllen muss, der Lobby der Entsorger. Während der Leitfaden KAS-25
für jeden Abfallschlüssel eine verbindliche Einstufung vorgenommen
hat, die vom Abfallbesitzer nur mit einer detaillierten Begründung
widerlegt werden konnte, weicht der NRW-Leitfaden diese klare
Vorgehensweise auf. So fallen nicht nur Abfälle aus der Einstufung
heraus oder werden nicht betrachtet. Für eine Vielzahl von
Abfallschlüsseln soll jetzt keine widerlegbare Standardeinstufung nach
rein stofflichen Kriterien mehr erfolgen, sondern eine
Einzelfallprüfung. Zentral für die Einzelfallprüfung ist der vage und
im Bereich der Anwendung der Störfall-Verordnung auf Abfälle
systemwidrige Begriff der 'Störfallrelevanz'. Damit schafft das 
NRW-Umweltministerium weder für die Behörden noch für Umweltverbände und
von Abfallanlagen Betroffene Rechtssicherheit, sondern öffnet das Tor
weit für eine Aufweichung der Störfall-Verordnung zugunsten der
Betreiber."

Der BBU fordert die NRW-Landesregierung und das nordrhein-westfälische
Umweltministerium auf, den NRW-Leitfaden zurückzuziehen und ihn nicht
in den nächsten Tagen in leicht modifizierter Form zu veröffentlichen.
Im Rahmen einer Neuerstellung müssen Abschwächungen gegenüber dem 
KAS-25 entfallen. Stattdessen ist lediglich eine Umstufung auf die
Gefahrenkategorien der für das europäische Chemikalienrecht
maßgeblichen CLP-Verordnung vorzunehmen.



Die Stellungnahme von BBU und BUND zum NRW-Leitfaden ist zu finden
unter

http://bbu-online.de/Stellungnahmen/Stellungnahmen.htm

Direktlink:

http://bbu-online.de/Stellungnahmen/Stellungnahme%20Einstufung%20von%20Abfaellen.pdf

Engagement unterstützen

Informationen über den BBU und seine Aktivitäten gibt es im Internet
unter

http://www.bbu-online.de und telefonisch unter 0228-214032. 

Die Facebook-Adresse lautet www.facebook.com/BBU72 

Postanschrift: BBU, Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn.

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg,
gegen die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 03.05.2018

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Tel. 0228/21 40 32, Fax.: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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AKTION/227: Weltweite Flashmob-Aktion "Plastic Attack" kommt nach Berlin, 5.5.


BUND Landesverband Berlin e.V. - Pressemitteilung - Berlin, 3. Mai
2018

BUNDjugend lädt zum Flashmob:

Protesteinkauf gegen unnötige Plastikumverpackungen

Samstag 5. Mai 2018 um 11.55 Uhr am REWE-Markt Revaler Str. 2



Am Samstag, den 5 Mai, protestieren junge Aktivistinnen und Aktivisten
der BUNDjugend Berlin mit einer "Plastic Attack" gegen unnötige
Umverpackungen in Supermärkten. Sie folgen damit Aktionen in Brüssel,
Amsterdam, Oslo und Melbourne und werden Teil einer weltweiten
Bewegung, die sich kritisch mit Plastikmüll auseinander setzt. Bei
dieser "Plastic Attack" erledigen die Konsument*innen ihren normalen
Wocheneinkauf, aber lassen anschließend alle Verpackungsmaterialien
vor dem Supermarkt zurück. So machen sie auf die Probleme unserer
Plastikkultur aufmerksam und erinnern die Supermärkte an ihre
Verantwortung.

Malte Christiansen ärgert sich: "Wir verschweißen Gurken in Plastik,
obwohl die Natur schon eine hervorragende Packung bereit gestellt hat.
Dafür sind die Ressourcen der Erde zu kostbar!". Mit ihrer Aktion
zeigen die Jugendlichen auch Alternativen auf. Sie verpacken ihre
Einkäufe in Stoffbeuteln und mitgebrachten Boxen und können damit auf
Umverpackungen verzichten. "Glücklicherweise gibt es mittlerweile bei
vielen Menschen ein Umdenken und auch Supermärkte trauen sich langsam
daran, dass die Kundinnen und Kunden Mehrweggefäße mitbringen können.
Doch das reicht noch lange nicht aus!", erinnert Malte Christiansen an
die Verantwortung von Konsument*innen und Supermärkte. Die Aktion
richtet sich dabei nicht gegen einzelne Supermärkte oder Ketten,
sondern fordert von allen Unternehmen und der Politik, umgehend
Lösungen gegen Plastik- und Umverpackungen durchzusetzen.

Wir laden Sie herzlich zum Flashmob am 5. Mai 2018 um 11.55 Uhr ein.
Nach dem Einkauf lassen die Kundinnen und Kunden ihren Müll
bildwirksam in bereitgestellten Einkaufswagen außerhalb des
Supermarktes zurück. Für Dreh- und Fotogenehmigungen innerhalb des
Marktes kontaktieren Sie bitte die Filialleitung (030-29 66 9 000).
Für Interviews stehen einzelne Aktivist*innen gern zur Verfügung.



Eindrücke vergangener "Plastic Attacks":

Bristol (UK): www.facebook.com/bbcradiobristol/videos/1720447941345638/

Groeningen (Niederlande):
www.facebook.com/1MillionWomen/videos/10160694114660393/

 * 

Quelle:

Presseinformation, 03.05.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Berlin

Crellestraße 35, D-10827 Berlin

Tel. 030/78 79 00-0, Fax: 030/78 79 00-18

E-Mail: kontakt@bund-berlin.de

Internet: www.bund-berlin.de
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Tabelle 1: Die zweite Reihe - Kerndaten ausgewihlter Internetunternehmen 2017

Kernbereich/ | Umsatzin | Gewinn / Verlust

Unternchmen | Griindung | o e < | Milliarden | in Milliarden | Mitarbeiter

US-Dollar | US-Dollar

Netflix 1997 | Flm-Streaming / 117 40,60 5.400
Subskription
Fahrdienstvermitt-

Uber 2009 |lung/ Vermitt- 7,50 450 16.000
lungsgebiihren
Musik-Streaming /

Spotify 2006 | Subskription 500 0,46 2,960
& Werbung
Unterkunftsver-

Airbnb 2008 | mittlung/ Vermitt- | 3,50 +0,10 3.100
lungsgebiihren

Twitter 2006 | Mikroblogging/ 244 011 3372
Werbung
Instant-Messaging /

Snap 0| 0,83 345 3.069

Quellen: Geschifisberichte der Unternehmen; Presscauswertung; eigene Zusammenstellung.
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Klassischer Abend

Multimedia-Vortrag von Marc-Enrico Ibscher
mit Musikbeispielen und Bildern

Robert Schumann (1810-1856)
Schwerpunktkomponist beim
Schleswig-Holstein Musikfestival 2018
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Umsatz | Gewinn . FuE p
Anteil FuE
Konzern 2017 2017 ﬁ“M“gd;::’ﬁ 2017 Smm Beschiftigte
(Finanzjah) | in Milliarden | in Milliarden | "3 ¢' 50 | in Miliarden | % 999 % | in Tausend
US-Dollar | US-Dollar US-Dollar | 1" Frozent
Apple | 00 Sy )
v+ 8 9; 484 Gerite 116 5.1 123.000
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Quellen: Geschiftsberichte der Unternehmen; Presseauswertung. Eigene Zusammenstellung
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